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Editorial: Mit Steuern steuern 


Während der ungebrochenen Hegemonie 
des Neoliberalismus klebte dem Staat ein 
ganz schlechter Ruf an. Staatliche Einmr- 
schung in die kapitalistische Wirtschaft 
war nicht erwünscht, der Staat galt ım 
Vergleich zum Markt als völlıg inefh- 
zient. Zwar sollte der Staat dafür Sorge 
tragen, dass das Privateigentum weiterhin 
unantastbar blieb, aber was die Privaten 
mit ihrem Eigentum so alles machen, das 
sollte ihn nichts angehen. Nun hat aber 
das kapitalistische Marktsystem einen 
solchen Crash produziert, dass er mit 
reinen Marktmechanismen nicht mehr 
zu bewältigen ist. Nicht nur in Deutsch- 
land ist der Staat jetzt wieder gefordert: 
er muss „Rettungsschirme“ für das Ban- 
kensystem aufspannen und Konjunktur- 
programme auflegen, um den Absturz 
des Unternehmenssektors abzumildern. 
Als Nebeneffekt erhofft man sich, dass 
die Arbeitslosigkeit nicht allzu stark an- 
steigt und die Lohnabhängigen nicht an- 
fangen, sich zu empören. 
Allerdings müssen die diversen Rettungs- 
und Konjunkturpakete auch bezahlt 
werden. Im Moment ist dies nicht anders 
möglich als durch eine vermehrte staatli- 
che Kreditaufnahme. Da die Staaten als 
erstklassige Schuldner gelten und ange- 
sichts des Bankendesasters Sicherheit 
groß geschrieben wird, haben sıe bei der 
Kreditaufnahme auch keine Probleme: 
nicht zuletzt ist jenes oberste Zehntel der 
Bevölkerung, bei dem sich (nicht nur in 
Deutschland) ein Großteil der Einkom- 
men und Vermögen konzentriert, gerne 
bereit dem Staat gegen Zinsen jenes Geld 
zu leihen, das ihm aufgrund jahrelanger 


Steuersenkungen in erheblichem Ausmaß 
zugeflossen ist. s 
Auch die Bundesregierung ist gegenwar- 
tig gezwungen, so viel Geld wie nie zuvor 
auszugeben oder zumindest in Form von 
Bürgschaften aufs Spiel zu setzen. Trotz- 
dem kündigt sie Steuerentlastungen an - 
zur Konjunkturbelebung. Als ob das 
nicht schon irrwitzig genug wäre, haben 
nun Bund und Länder in der Föderalis- 
muskommission eine sog. Schulden- 
bremse beschlossen. Von 2020 an sollen 
Bundesländer demnach überhaupt keine 
neuen Schulden mehr aufnehmen kön- 
nen und dem Bund ist eine Kreditauf- 
nahme von maximal 0,35 Prozent des 
BIP gestattet. Die Verschuldungsgrenzen 
des Maastrichter Vertrags und die Vorga- 
be des europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes, einen ausgeglichenen 
Staatshaushalt vorzulegen, scheinen den 
Krisenbewältigern nicht auszureichen. 
Vielmehr scheint das Motto zu gelten, je 
weniger realistisch ein staatliches Nullde- 
fizit ist, desto schärfere rechtliche Selbst- 
verpflichtungen werden eingeführt. 

Was die angekündigten Steuerentlastun- 
gen und die rechtlich eingeschränkten 
Möglichkeiten kreditfinanzierter Ausga- 
ben für die Zukunft bedeuten, ıst an we- 
nigen Fingern abzuzählen - weitere Sozi- 
alkürzungen und zusätzliche Steuerbelas- 
tungen bei denjenigen, die nicht als zu 
entlastende Leistungsträger gelten. 

Für Linke waren Steuern nur selten ein 
diskussionswürdiges Thema - anders als 
für die übrige Öffentlichkeit. Mit der Pa- 
role „Die Steuern sind zu hoch“ oder 
„Mehr Netto vom Brutto“ wurden gerne 
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Wahlkämpfe geführt - und zwar ohne 
dass jemand auf die Idee käme, „Popu- 
lismus!* zu schreien. Gleichzeitig ver- 
kündet die selbe Politikerkaste unermüd- 
lich, dass die staatlichen Kassen „leer“ 
seien, was für die Mehrheit der Bevölke- 
rung bedeutet, dass sie sich daran zu ge- 
wöhnen hat, dass Kinder in öffentlichen 
Schulen keinen Musikunterricht mehr 
bekommen, Jugendklubs geschlossen 
werden, Hochschulen ihre Bibliotheks- 
etats reduzieren und dass das Arbeitslo- 
sengeld II so niedrig gehalten wird, dass 
davon ein Leben in Würde kaum mehr 
möglich ist. Dass der Staat seine Ausga- 
ben - oder besser: bestimmte Ausgaben - 
herunterfahren müsse, wurde bis vor kur- 
zem noch als elementares Gebot der 
Vernunft hingestellt, da man nicht dau- 
erhaft über seine Verhältnisse leben kön- 
ne. Dabei wird wohlweislich verschwie- 
gen, dass die Finanznot der öffentlichen 
Kassen zu allererst ein Ergebnis der Steu- 
erpolitik der letzten Jahrzehnte ist: Steu- 
ersenkungen, von denen vor allem Ver- 
mögende, Bezieher hoher Einkommen 
und Kapitalgesellschaften profitierten, 
trockneten die öffentlichen Finanzen aus, 
und führten gleichzeitig zu einer gewalti- 
gen Umverteilung der Steuerlast von „o- 
ben“ nach „unten“. 

Obwohl die Wirtschaftspolitik angesichts 
der Krise eine dramatische Kehrtwende 
vollzieht, gibt es keine Anzeichen dafür, 
dass die steuerpolitischen Weichenstel- 
lungen der letzten Jahrzehnte in irgend- 
einer Weise korrigiert würden - gelten 
Steuersenkungen doch vor allem in Un- 
ternehmerkreisen nach wie vor als Pa- 
tentrezept zur Eindämmung der Krise. 
Die Eigenkapitalhilfen für die Banken, 
die Absicherung ihrer Schulden, die Kon- 
junkturprogramme, die Subventionierung 
von Unternehmen durch Kurzarbeiter- 
geld etc. ergeben in der Summe Belas- 
tungen, die die Höhe des jährlichen 
Bruttoinlandsprodukts erreichen können. 
Wer diese Lasten letzten Endes aufbrin- 
gen muss, und wie die Steuern verwendet 
werden, davon werden die Lebensbedin- 
gungen hierzulande nicht unwesentlich 


beeinflusst werden. Eine Politisierung der 
Auseinandersetzungen über Steuern als 
einer Form von Herrschaft scheint daher 
dringend geboten. 

Das Bürgertum ist mit der Frage der 
Steuern seit Jahrhunderten eng vertraut. 
Immer wieder hat es Kämpfe geführt, um 
sich von der Belastung durch Steuern für 
absolutistische Herrscher und die staatli- 
chen Apparate zu befreien. Die großen 
bürgerlichen Revolutionen wurden im 
Namen der Freiheit veranstaltet, aber es 
ging nicht zuletzt um den eigenen Geld- 
säckel. Das Bürgertum verstand unter 
Freiheit auch und vor allem, den eigenen 
Gewinn vor dem Zugriff des Staates zu 
verteidigen. Wenn Kant Aufklärung als 
Befreiung des Menschen aus seiner 
selbstverschuldeten Unmündigkeit defi- 
nierte, so verstand er das wie ein guter 
liberaler Bürger als kritischen Vorbehalt 
gegenüber dem Steuerbefehl des Staates. 
„Nun höre ich aber von allen Seiten ru- 
fen: räsoniert nicht! Der Offizier sagt: rä- 
soniert nıcht, sondern exerziert! Der Fi- 
nanzrat: räsoniert nıcht, sondern bezahlt! 
Der Geistliche: räsoniert nicht, sondern 
glaubt! Hier ist überall Einschränkung 
der Freiheit.“ Das aufgeklärte Bürgertum 
wollte bei den Entscheidungen über die 
Art der Steuern, ıhre Höhe und die Aus- 
gaben mitbestimmen. Denn schließlich, 
so das eigene Selbstverständnis, leistete es 
auch die gesamte gesellschaftliche Arbeit. 
Deren Ergebnisse sollten nicht von adlı- 
gen Kostgängern angeeignet und bei frı- 
volen Vergnügungen verprasst werden. 
Doch ohne Steuern ist kein Staat zu ma- 
chen. Die bürgerliche Klasse übt politi- 
sche Herrschaft nicht direkt in persona- 
len Gewalt- und Befehlsverhältnissen aus. 
Es ist vielmehr der Staat, den sie histo- 
risch vorgefunden und ihren Zielen und 
Bedürfnissen gemäß umgestaltet hat, der 
die gesellschaftlichen Herrschaftsfunktio- 
nen übernimmt, hier werden die politi- 
schen Willensbildungsprozesse organı- 
siert, die Gesetze ausgearbeitet und aus- 
geführt, es wird verwaltet und Recht ge- 
sprochen. Die Staatsapparate und das 
Personal, das zu ihrem Funktionieren 
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notwendig ist, bedürfen der materiellen 
Ressourcen. - Aufgebracht werden diese 
Mittel in der Form von Steuern. 

Diese sind Gegenstand ständiger politi- 
scher Diskussion. Denn immerzu geht es 
darum, in welchem Umfang staatliche 
Aufgaben erbracht werden sollen und 
welche dieser Aufgaben wirklich notwen- 
dig bzw. wünschenswert sind. Sind die 
Steuern zu hoch, wird der bürgerlichen 
Klasse zu viel Gewinn entzogen und der 
Kapitalstock begrenzt, aber auch die 
Konsummöglichkeiten der großen 
Mehrheit der Bevölkerung werden einge- 
schränkt. Sind die Steuern zu niedrig, 
kann der Staat die von ihm erwarteten 
Aufgaben nicht oder nicht angemessen 
erfüllen. Der politische Streit geht dabei 
zwangsläufig auch darum, ob der Staat 
seinen Zwecken gemäß effizient organı- 
siert ist. Möglicherweise gibt es zu viele 
Staatsapparate und staatliche Aufgaben, 
die gar nicht von der Allgemeinheit fi- 
nanziert werden sollten. Auch können 
die Staatsapparate personell aufgebläht 
sein, so dass nicht nur ein erhebliches 
Maß an gesellschaftlicher Arbeit unpro- 
duktiv für staatliche Aktivitäten verwen- 
det wird, sondern dies auch noch durch 
die gesellschaftliche Arbeit anderer getra- 
gen werden muss. Zwar gibt es ohne 
Steuern keinen Staat und es können 
staatliche Aufgaben nicht wahrgenom- 
men werden. Doch hat das Bürgertum 
immer den Verdacht, dass der Staat zu 
viele Aufgaben an sich zieht. Dies bedeu- 
tet, dass zu viel gesellschaftliche Arbeit 
unproduktiv verausgabt wird, also nicht 
der Kapitalverwertung dient - und au- 
ßerdem auch noch aus dem gesellschaft- 
lichen Fonds finanziert wird, auf den das 
Kapital die Verfügungsrechte bean- 
sprucht. Die Möglichkeiten Profit zu 
machen, wären dann über Gebühr ge- 
schmälert. 

Grundsätzlich werden alle Bürger zur Fı- 
nanzierung des Staates herangezogen, da 
sie - wenn auch in höchst unterschiedli- 
chem Maße - den Nutzen der staatlichen 
Aktivitäten haben. Doch so wie die ver- 
schiedenen Gruppen und Fraktionen des 


Bürgertums misstrauisch beobachten, ob 

der Staat nicht Aufgaben übernimmt, de- 

ren Wahrnehmung den einen mehr nutzt 

als den anderen, wird auch geprüft, ob 

die Höhe der Steuern angemessen ist 

und ob tatsächlich alle dazu beitragen, 

die Staatsapparate zu finanzieren. Es sıbt 

also einen permanenten Streit darüber, 

ob die jeweiligen Steuerbelastungen an- 

gemessen sind und die Kapitaleigner (aber 

auch andere Teile der Bevölkerung) be- 

mühen sich, ihre steuerlichen Leistungen 

zu verringern und gleichzeitig aus den 

staatlichen Leistungen den für sie größ- 
ten Nutzen zu ziehen. Daher gibt es in 

bürgerlichen Gesellschaften immer eine 
Auseinandersetzung um Art und Umfang 
der staatlichen Aufgaben und Ausgaben, 
um deren Nutznießer und um die Frage, 
wer die finanzielle Belastung trägt. 

Aus einer marktradikalen bürgerlichen 
Sicht ist die Besteuerung eine Form von 
modernem Raubrittertum, so dass es 
durchaus für wünschenswert gehalten 
wird, den Staat zugunsten des Marktes 
zurückzudrängen oder gar abzuschaffen. 
Aber auch wenn eine solche Forderung 
aus dem Blickwinkel der bürgerlichen 
Klasse illusionär ist und sie auf den Staat 
keineswegs verzichten kann, wird der 
Staat in seiner Gesamtheit kritisch ge- 
prüft: nicht nur das Steueraufkommen, 
die Verwendung der Mittel und die Effı- 
zienz staatlichen Handelns, sondern auch 
die Auswirkungen auf die Gesellschaft. 
Der Umfang des Staatspersonals und seı- 
ner Aufgaben, die Ausgaben des Staates, 
die für die Wirtschaft wiederum Nachfra- 
ge darstellen - alle diese Element wirken 
auf die Kapital- und Verwertungskreisläu- 
fe, haben erwünschte oder nicht er 
wünschte Wirkungen. Die Wirkungen 
können gezielt herbeigeführt werden und 
sind dann Gegenstand von staatlichen 
Programmen und Steuerungsversuchen, 
daher auch Gegenstand politischer Dis- 
kussion und Auseinandersetzungen. 

Es gehört zur Genialität bürgerlicher 
Herrschaft, dass sie die Menschen, die 
ihr unterworfen sind, auf mehrfache Wer- 
se ausbeutet. In den Unternehmen 
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erbringen sie als Lohnarbeiter und Lohn- 
arbeiterinnen Mehrarbeit, die sich das 
Kapital aneignet. In ihrer Freizeit kon- 
sumieren sie die Produkte einer Indust- 
rie, die Kultur zur Sphäre der Kapital- 
verwertung gemacht hat. Als Staatsbürger 
zahlen sie Steuern und tragen zur Finan- 
zierung der Herrschaftspraktiken bei: von 
Polizei, Militär und Justiz über politische 
Mandatsträger bis zur Schule. Zugleich 
wird der Staat aber auch zu einem Mittel 
der Herstellung von Konsens. Erstens 
durchdringen sich in allen Staatsaufga- 
ben herrschaftliche und rationale Ge- 
sichtspunkte: die Polizei verbürgt Sicher- 
heit; die Gerichte helfen, Recht zu be- 
kommen und Rechtsfrieden herzustellen; 
die Parlamente und Parteien kommen 
nicht umhın, Interessen und Bedürfnisse 
der Bevölkerung aufzugreifen; die sozial- 
staatlichen Maßnahmen dienen nicht nur 
der Disziplinierung, sondern gewähren 
ein gewisses Maß an Hilfe; das an den 
Schulen und Hochschulen zu erwerben- 
de Wissen hat auch eine allgemeingültige 
Bedeutung. Zweitens sind die Staatsappa- 
rate aber selbst Formen, in denen Allian- 
zen zwischen der bürgerlichen Klasse 
und den von ihr Beherrschten und Aus- 
gebeuteten hergestellt werden. Die 
Staatsapparate bieten relativ sichere Ar- 
beitsplätze und beteiligen deren Inhaber 
an der Ausübung von Herrschaft. 

Der Wohlfahrtsstaat brachte der bürger- 
lichen Klasse lange Zeit einen erhebli- 
chen Nutzen ın Form von Konsens und 
sozialem Frieden. In den letzten Jahr- 
zehnten wurde aber mit stetig anschwel- 
lender Lautstärke beklagt, dass die 
Staatsquote zu hoch sei: Der Staat sei zu 
teuer, seine Apparate seien mit zu viel 
Personal ausgestattet, die Unternehmen 
würden durch die Steuern und Abgaben 
zu stark belastet. Die Wirkungen staatli- 
cher Ausgaben wurden als markt- und 
leistungsfeindlich wahrgenommen: sie 
würden die Arbeitsmoral untergraben 
und zu Wettbewerbsverzerrungen führen. 
Derlei Kritiken dominierten den öffentli- 
chen Diskurs und beförderten schließlich 
eine ganze Serie von Steuersenkungen 


auf Kapitalerträge, Vermögen und Ein- 
kommen. Darüberhinaus wurde die Er- 
bringung einer Reihe (ehemals) staatliche 
Leistungen privatkapitalistisch organisiert 
und schließlich versuchte man, die ver- 
bliebenen staatlichen Apparate nach 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
zu reosganisieren. 
Obwohl es ın der bürgerlichen Klasse ei- 
nen breiten Konsens über die Notwen- 
digkeit dieser Änderungen gab, waren es 
faktisch nur bestimmte Fraktionen, die 
sie in ihrem Sinn vorantrieben - an ihrer 
Spitze die global operierenden Unter- 
nehmen von Industrie und Finanzkapi- 
tal. Die gesetzgeberischen Maßnahmen 
ebenso wie die politischen Unterlassun- 
gen haben systematisch gerade ihre Inte- 
ressen begünstigt: die Einschränkung der 
umlagefinanzierten Rente zugunsten ei- 
ner stärkeren privaten Absicherung, die 
steuerliche Befreiung der Veräußerungs- 
gewinne, die Erleichterung von Anlage- 
möglichkeiten für Fonds, die Förderung 
der Verbriefung von Krediten zu Wert- 
papieren, die Begünstigung von Private- 
Equity-Fonds, die Duldung von Steuer- 
oasen, der Verzicht auf die Besteuerung 
von Devisentransaktionen, die Beseiti- 
gung der Hindernisse für Hedge-Fonds, 
Private-Public-Partnerships, Cross-Border- 
Leasing-Verträge, die auf öffentlich be- 
triebene Steuerhinterziehung hinauslau- 
fen sowie die Absenkung der Löhne und 
Lohnnebenkosten, was vor allem den ex- 
portorientierten Unternehmen nutzt. 
Dies hat zu einer progressiven Zunahme 
der Gewinne und Vermögen eines kleiner 
werdenden Teils der bürgerlichen Klasse 
und einer Verarmung weiter Bevölke- 
rungskreise geführt, einer Verarmung, die 
auch Teile des Kleinbürgertums_ trifft. 
Die steuerlichen Belastungen wurden ın 
wachsendem Maße an die Lohnabhängi- 
gen weiter gereicht, die mittlerweile 70 
Prozent des gesamten Steueraufkommens 
zu tragen haben. 

Der Ausbau von staatlichen Aufgaben 
kann eine Form von Herrschaft darstel- 
len - ıhr Abbau aber ebenso. Die Pro- 
gramme zur Sanierung der öffentlichen 
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Haushalte gehen auf vielfältige Weise zu 
Lasten der lohnabhängigen Klassen: Ar- 
beitsplätze werden beseitigt, die Leis- 
tungsverdichtung im öffentlichen Dienst 
nımmt zu, die Entlohnung verschlechtert 
sich. Die Verlagerung von öffentlichen 
Aufgaben bedeutet für die Beschäftigten 
fast immer auch eine Prekarisierung ihrer 
Arbeitsverhältnisse. Öffentliche Leistun- 
gen (wie Schwimmbäder, Sportanlagen, 
Bibliotheken, Museen, Volkshochschu- 
len...) werden nicht oder in einem gerin- 
geren Maße aufrechterhalten. Vielfach 
sind die Leistungen, die nun privatkapita- 
listisch angeboten werden, teurer und ın 
ihrer Qualität schlechter. Der gesamte 
Komplex von Staatshaushalt, Besteue- 
rung und Zurückfahren bestimmter 
Staatsausgaben ist somit zu einem Zent- 
rum staatlicher Herrschaftsausübung ge- 
worden. Alle diese hier nur kurz skizzier- 
ten Entwicklungen bedürfen der näheren 
Untersuchung, zu der die Artikel dieses 
Heftes beitragen sollen. 

Klemens Himpele und Alexander Recht 
untersuchen die Bedeutung von Steuer- 
politik und grenzen den Handlungsrah- 
men der Steuerpolitik ein. Insbesondere 
die Einschränkung ökonomischer Un- 
gleichgewichte durch Steuerpolitik und 
die Auseinandersetzung mit der konkre- 
ten Gewinn- und Einkommensbesteue- 
rung in Deutschland stehen im Zentrum 
des Beitrags. Achim Truger zeichnet die 
Veränderungen der deutschen Steuerpoli- 
tik anhand der Steuerreformen der rot- 
grünen Regierung und ihrer anhaltenden 
Konsequenzen nach. 

In weiteren Artikeln werden die neueren 
Debatten zum Stand der Unternehmens- 
besteuerung auf nationaler und interna- 
tionaler Ebene vorgestellt und aktuelle 
Lösungsvorschläge zur Eindäimmung von 
Steuerflucht und ruinösem Steuerwett- 
bewerb diskutiert. So setzt sich Nicola 


Liebert insbesondere mit dem Vorschlag 
der Unitary Taxation und Astrid Kraus 
mit der Dual Income Tax auseinander. 
Diese Debatten finden vor dem Hinter- 
grund real existierender Steueroasen statt. 
Andreas Missbach stellt eine der ältesten 
und bekanntesten davon vor - die 
Schweiz als Paradies für Steuerflüchtige 
aller Länder. 

Schließlich befasst sich Jana Schultheiss 
mit den gesellschaftlichen Auswirkungen 
steuerlicher Regelungen und staatlicher 
Ausgaben auf unterschiedliche Familien- 
formen, insbesondere mit den Auswir- 
kungen des bundesdeutschen Ehegatten- 
splittings, kindbedingter Freibeträge und 
der neuen Regelung des Elterngeldes. 
Michael Krätke rekapituliert in seinem 
Beitrag, ausgehend von den Marxschen 
Untersuchungen, die Debatten zur „Fi- 
nanzkrise des Staates“, dıe bereits nach 
dem ersten Weltkrieg einsetzten. Insbe- 
sondere fragt er, was uns die ambitionier- 
te marxistische Analyse von James 
O’Connor, die in den 1970er Jahren hef- 
tig diskutiert wurde, angesichts der heu- 
tigen Verhältnisse noch zu sagen hat. 
Außerhalb des Schwerpunkts beschäftigt 
sich der Beitrag von Beat Weber mit 
dem, was in der gegenwärtigen Krise 
auch deutlich wurde: dass es sich um ei 
ne Krise der Risikoindividualisierung, der 
zunehmenden Verschiebung der Risiken 
der kapitalistischen Ökonomie auf die 
Haushalte, handelt. Ebenfalls auf die ak- 
tuellen Krisenprozesse bezogen ist der 
Einspruch von Lutz Brangsch, der sich 
kritisch mit den inzwischen diskutierten 
Verstaatlichungskonzepten auseinander- 
setzt. 

Als Gastredakteur wirkte bei diesem Heft 
Klemens Himpele mit. Für seine vielfälti- 
gen Anregungen und seine Unterstüt- 
zung bedanken wir uns ganz herzlich. 
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PROKLA 156: Ökologie in der Krise (September 2009) 


Mit dem Ausbruch der Finanzkrise wurde die Verzahnung von ökonomischer und ö- 
kologischer Krise schnell deutlich. Einerseits wird befürchtet, dass insbesondere der 
Klimaschutz den diversen Konjunkturpaketen zum Opfer fällt und ein Ausstieg aus 
dem fossilen Kapitalismus in weite Ferne rückt, andererseits wird die ökonomische 
Krise aber auch als Chance gesehen, um im Rahmen eines „Green New Deal“ nun 
endlich die drängenden ökologischen Probleme anzugehen. Schon vor Jahrzehnten 
war auf die „ökologischen Grenzen des Wachstums“ hingewiesen worden. Daraus wur- 
de dann vielfach der Schluss gezogen, dass die kapitalistische Produktionsweise mit ih- 
rem Wachstumsimperativ keine adäquate Lösung der ökologischen Krise finden könne 
und folglich, angesichts der Endlichkeit der Ressourcen, an immanente, stoffliche 
Grenzen stoßen müsse. Doch sind schon seit längerer Zeit Veränderungen von Be- 
triebsweisen und Unternehmensstrategien zu beobachten; in jüngster Zeit wird, teils 
kritisch, teils affırmativ, von einem „Grünen Kapitalismus“ gesprochen. Die PROKLA 
möchte die grüne Formierung des Gegenwartskapitalismus im Kontext der ökonomi- 
schen Krise beleuchten. Welche strukturellen Veränderungen zeigen sich in der Orga- 
nisation der kapitalistischen Produktionsweise, welche neuen Ausschlussmechanismen 
ergeben sich aufgrund der ökologischen Modernisierung des Kapitalismus, welche 
Konsequenzen haben diese Prozesse für soziale Bewegungen? 


PROKLA 157 Der Blutige Ernst: Krise und Politik (Dezember 2009) 


Was hierzulande als konjunktureller Abschwung und in den USA als Immobilienkrise 
begann, ist dabei sich zu einer Weltwirtschaftskrise zu entwickeln, deren ganzes Aus- 
maß noch immer nicht abzuschätzen ist. Tiefgreifende Krisen sind üblicherweise Pha- 
sen, in denen sich die jeweilige historische Gestalt der kapitalistischen Produktionswei- 
se verändert. Bislang war es vor allem die staatliche Politik, die durch die Krise eine 
Aufwertung erfahren hat. Galt innerhalb des neoliberalen Diskurses, der in den letzten 
Jahren vorherrschte, die staatliche Politik gleichermaßen als unfähig (da der Markt al- 
les besser könne) und ohnmächtig (angesichts der Globalisierung bliebe den National- 
staaten sowieso keine Eingriffsmöglichkeiten mehr), so wird nun von allen Seiten nach 
dem Staat als Retter gerufen. Wird sich dadurch das Verhältnis von Politik und Öko- 
nomie nachhaltig verändern? Werden wir erneut einen „regulierten“ Kapitalismus erle- 
ben? Und wem nützt er? Welche Klassen(fraktionen) werden zu den Gewinnern bzw. 
den Verlierern der Krise gehören? Die Kosten der Krisenbewältigung werden gewaltig 
sein, aber wer wird sie zu tragen haben? Die Krise hat auch eine internationale Dimen- 
sıon, sie wırd die relative Stärke der großen kapitalistischen Ökonomien verändern, 
auch hier wird es Gewinner und Verlierer geben. Welche weltwirtschaftlichen, aber 
auch weltpolitischen Verschiebungen, welche Konfliktlinien zeichnen sich ab? 
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Möglichkeiten und Grenzen von Steuerpolitik 


Steuern stellen einen Teil der Einnahmen des Staates dar und entscheiden über 
das langfristig verfügbare Volumen öffentlicher Ausgaben. Zudem können sie 
im Rahmen ihrer Lenkungsfunktion gesellschaftlich wünschenswerte Prozesse 
unterstützen. Da Steuern in das Eigentum von Menschen und Unternehmen 
eingreifen, sind sie ein zentrales Instrument zur Verteilung von Einkommen 
und von Vermögen. Sie affızıeren die Kapıtalakkumulation, sei es durch direk- 
te Besteuerung des Kapitals oder durch Besteuerung anderer Einkommen, die 
auf die Kapitalverwertung indirekt über die Nachfrage einwirken (vgl. Ricardo 
1994: 130). Die Frage, wer in welcher Höhe besteuert wird und wozu das 
Steueraufkommen zu verwenden ist, ist nicht neu. Sie wird seit Beginn der 
Neuzeit kontrovers diskutiert, und das gilt noch heute. 

In diesem Beitrag wird die staatliche Bedeutung von Steuerpolitik aufgezeigt 
und der allgemeine Handlungsrahmen von Steuerpolitik eingegrenzt. An- 
schließend wird allgemein auf die Bedeutung höherer Steuern auf Bruttoprofi- 
te zur Reduzierung ökonomischer Ungleichgewichte sowie auf das Steue- 
rungspotential und die Belastungswirkung von Steuern eingegangen. Hierauf 
folgen eine Auseinandersetzung mit der konkreten Gewinn- und Einkom- 
mensbesteuerung in der Bundesrepublik. 


Staat und Steuerstaat 


Im historischen Prozess der Ablösung vom Feudalismus zum Kapitalismus 
werden die Menschen zu gleichen und freien Rechtspersonen. Dies ist nicht 
nur ideologischer Schein - die Menschen unterstehen im tauschbasierten Ka- 
pitalismus tatsächlich keiner persönlichen Abhängigkeit mehr, wie es ım Feu- 
dalismus der Fall war. Zugleich sind die meisten Menschen aber auch frei von 
Produktionsmitteln. Sie haben nicht nur das formale Recht, ihre Arbeitskraft 
Unternehmen zur Verfügung zu stellen, sondern sınd aus materieller Not her- 
aus auch dazu gezwungen. Die Menschen sind formal freie, gleiche Bürger 
und zugleich Klassenangehörige. Klassenverhältnis und Bürgerstatus bedürfen 
des kapitalistischen Staates, der durch Recht und Gesetz das Privateigentum 
sichert und garantiert, dass Aneignung im Kapitalismus nicht durch Gewalt, 
sondern durch Austausch erfolgt (vgl. Bader et al. 1983: 343 ff.). Staatliche 
Herrschaft stellt sich dar „als ein von einer abstrakten Kollektivperson ausge- 
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hender Zwang, der nicht im Interesse des Individuums, von dem er ausgeht, 
ausgeübt wird - denn jeder Mensch ist in der warenproduzierenden Gesell- 
schaft egoistisch -, sondern im Interesse aller am Rechtsverkehr Beteiligten“ 
(Paschukanis 1966: 123 f). 

Aus dieser Konstellation resultiert dreierlei. Erstens: Der Staat garantiert kapı- 
talistischen Warentausch und Privateigentum, Ausbeutung und Akkumulation. 
Zugleich - und nicht im Gegensatz dazu - sichert er den Bürgerstatus der 
Menschen als formale Freie und Gleiche. Zweitens: Der kapitalistische Staat 
sichert die allgemeinen Grundlagen der kapitalistischen Herrschafts- und Aus- 
beutungsverhältnisse (vgl. Heinrich 2004: 209), ohne auf Weisung eines be- 
sonderen Klassendiktats zu agieren. Gleichwohl ist der Staat mit seinen Insti- 
tutionen in Konkreten auch als umkämpftes soziales Verhältnis zu verstehen, 
„genauer als die materielle Verdichtung eines Kräfteverhältnisses zwischen 
Klassen und Klassenfraktionen“ (Poulantzas 2002: 159; vgl. auch Hirsch 2005: 
30). Drittens: Als formal freie und gleiche Individuen entwickeln die Men- 
schen mehr Subjektivität und Ansprüche als jemals zuvor. Zugleich aber ste- 
hen viele dieser Individuen als Angehörige der subalternen Klassen unter der 
Herrschaft des Kapitals und tragen, ohne dies bewusst zu intendieren, durch 
ihr Handeln an der Aufrechterhaltung eines krisenhaften Systems von Ausbeu- 
tung, Akkumulation und Tausch mit bei, das Ungleichheiten produziert und 
für sie mit gravierenden Lebensrisiken bei Erwerbslosigkeit, Krankheit und Al- 
ter verbunden ist. 

Hieraus entstehen Konflikte zwischen Anforderungen an staatliches Handeln 
und deren Realisterungsmöglichkeiten. Die formale Freiheit und Gleichheit 
der Menschen begründen den potentiell demokratischen Charakter des bür- 
gerlich-kapitalistischen Staats (vgl. Hirsch 2005: 27) und sind Basis für Subjek- 
tivierungstendenzen von Lohnabhängigen, die in Ansprüchen auf staatliche 
Politiken Ausdruck finden. Im Staat als umkämpftem sozialem Verhältnis 
werden zwar Teile der Ansprüche der Lohnabhängigen umgesetzt, wobei die 
verschiedenen Fraktionen der Lohnabhängigen unterschiedliche Positionen 
vertreten und für verschiedene Politiken eintreten können. Im Staat werden 
aber selbstredend auch die Interessen von Unternehmen bedient, wobei gilt, 
dass unterschiedliche Kapitalfraktionen verschiedene Interessen haben und 
sich nicht zwingend auf politische Forderungen einigen. 

Der bürgerliche Staat lässt sich allerdings nicht einfach zur Durchsetzung der 
Politik dieser oder jener Interessen gesellschaftlicher Kräfte instrumentalisieren, 
denn er ist an die Form der kapitalistischen Ökonomie und deren Zwänge 
rückgebunden. Daher stehen progressive Kräfte vor der Aufgabe, nicht nur die 
politische Ausrichtung des Staats im Kapitalismus zu umkämpfen, sondern 
darüber hinaus auch die kapttalistischen Produktionsverhältnisse selbst zu ver- 
ändern und aufzuheben. 

Der kapitalistische Staat erstreckt sich nicht nur auf ökonomische, sondern 


auf alle Bereiche der Gesellschaft, die insofern auch alle politisch beeinflusst 
sind: das Verhältnis von Öffentlichkeit zu Privatem, die Lebensweisen der In- 
dividuen,' Bildung und Erziehung sowie die Erzeugung und Verbreitung von 
Wissen und Denkformen. Der bürgerliche Staat trägt somit in jeder historisch 
konkreten Situation dazu bei, dass Ökonomie, Recht, Politik und intellektuel- 
le Praktiken in spezifischer Form aufeinander bezogen sind. 

Dieses Spannungsfeld umfasst also nicht nur, aber auch eine ökonomische 
Dimension, und hier spielt der „Steuerstaat“ eine Rolle: „Der Steuerstaat ist 
ein politisches System, das über Abschöpfungsbeträge aus nicht von ihm 
selbst organisierter und produzierter Wertschöpfung finanziert wird. Der Steu- 
erstaat ist die spezifische Form, die das politische System in einer Gesellschaft 
annimmt, deren gesellschaftliche Wertschöpfung grundsätzlich in privatkapita- 
listischer Form organisiert ist“ (Grauhan/Hickel 1978: 8). Auf kapitalistischer 
Grundlage ist die Finanzierung staatlicher Aufgaben, seien sie im Interesse die- 
ser oder jener Gruppe, immer auf die Pflege privatwirtschaftlich organisierte 
Wertschöpfungsquellen angewiesen. 

Steuern stellen ein Finanzierungsinstrument dar, dessen sich gesellschaftliche 
Gruppen bedienen möchten, um politische Vorstellungen umzusetzen. Die 
Reichweite von Steuerpolitik ist jedoch im Kapitalismus begrenzt, insofern bei 
der Besteuerung der Wertschöpfung? die Gewinne kapitalistischer Unterneh- 
men nicht allzu stark geschmälert werden können. Denn Wertschöpfung ba- 
siert zwar auf gesellschaftlicher Arbeit, wird aber auf kapitalistischer Grundlage 
nur nachgefragt, wenn sie über die Reproduktion des Werts der Arbeitskräfte 
hinaus Profit produziert und realisiert. Kapitalismus impliziert Gewinnabhän- 
gigkeit der Lebensverhältnisse (vgl. Zinn 2006: 46-50) und Krisen; beides wirkt 
auf den Staat ein. Welche Qualität von Verhältnissen aus dieser systemischen 
Problematik resultiert, hängt jedoch umgekehrt auch davon ab, welche Politik 
angewendet wird. Denn eine ausbalancıerte Verteilung nach Steuern „zwischen 
Arbeits- und Besitzeinkommen, die dauerhaft Vollbeschäftigung garantiert |...]; 
[ist] unmöglich, wenn dies allein durch die ‚freien‘ Marktkräfte erreicht werden 
soll“ (Zinn 2006: 49). Staat und Politik sind also nicht nur Folge, sondern 
auch Ursache historischer Entwicklungen des Kapitalismus. 

Die Richtung von Politik ist veränderbar. Welche sich durchsetzt, hängt von 
der ökonomischen Lage, der dominanten politökonomischen Theorie und bei 
historisch sich verändernden Klassenkraftverhältnissen auch davon ab, „welche 
„Reduktion des akkumulationsfähigen Mehrwerts [...] das Kapital noch hin- 
nimmt“ und „welche Einschränkungen ihres Reproduktionsniveaus die Arbeı- 


1 Vgl. den Artikel von Jana Schultheiss in diesem Heft. 
Die volkswirtschaftliche Wertschöpfung setzt sich zusammen aus Bruttolöhnen und Brutto- 
gewinnen inklusive Zinsen. Unter Vernachlässigung des Unterschieds zwischen Inlands- und 
Inländerkonzept ergibt sich die Wertschöpfung, indem man vom BIP die Abschreibungen 
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terklasse zu tragen bereit ist“ (Hirsch 1978: 37). Dabei können nicht nur zwi- 
schen den Klassen, sondern auch zwischen Klassenfraktionen derselben Klasse 
unterschiedliche fiskalpolitische Auffassungen darüber auftreten, ob Steuern 
erhöht oder gesenkt und ob die Staatsausgaben ausgedehnt oder eingeschränkt 
werden sollen. Damit kommt Steuerpolitik als staatlichem Instrument von Fi- 
nanzierung und Umverteilung zentrale Bedeutung zu. 


Wofür sollen Steuern verwendet werden? 


Unter der Bedingung aktuell und auch auf absehbare Zeit fortexistierender 
Knappheiten und Notwendigkeiten plädieren wir dafür, langfristig eine ge- 
mischte Ökonomie aus Markt- und demokratischen Planungsformen zu etab- 
lieren. Die Freiheit in diesem Gebiet der Notwendigkeiten besteht darin, dass 
„der vergesellschaftete Mensch, die assoziierten Produzenten, diesen ihren 
Stoffwechsel mit der Natur rationell regeln, unter ihre gemeinschaftliche Kon- 
trolle bringen, statt von ıhm als von einer blinden Macht beherrscht zu wer- 
den; ihn mit dem geringsten Kraftaufwand und unter den ihrer menschlichen 
Natur würdigsten und adäquatesten Bedingungen vollziehn“ (Marx 1964: 
828). Rahmendaten und strategische Zielgrößen der gesamtwirtschaftlichen 
Akkumulation müssen gesellschaftlich bestimmt werden, um die „einzelwirt- 
schaftliche Aktivität der Unternehmen auszufüllen und auszumodellieren“ 
(Krüger 2007: 22). 

Wir gehen davon aus, dass die langfristige Perspektive einer solchen ex-ante- 
Vergesellschaftung der Akkumulation auch den Staat, der „aus einem der Ge- 
sellschaft übergeordneten in ein ihr durchaus untergeordnetes Organ zu ver- 
wandeln“ (Marx 1973: 27) wäre, miteinschließt und dass Steuerpolitik hierbei 
eine Rolle spielt. 

Mit Blick auf diese Perspektive ist Steuerpolitik im Kapitalismus sowohl 
grundsätzlich-funktionellen als auch solchen Grenzen ausgesetzt, die sich aus 
den bestehenden Machtverhältnissen ergeben. Da diese Machtverhältnisse je- 
doch veränderbar sind, ist eine andere Richtung der Steuerpolitik schon heute 
möglich. Bereits im Kapitalismus können politische Ziele verfolgt werden, die 
noch keinen Sozialismus verkörpern, aber auf dem Weg dorthin eine wichtige 
transformatorische Rolle spielen. Es geht um die Einebnung sozialer Un- 
gleichheiten bei Einkommen und Vermögen, den Abbau von Erwerbslosigkeit 
durch Beschäftigungspolitik im öffentlichen und privaten Sektor, den Ausbau 
sozialer Sicherungssysteme, eine bessere infrastrukturelle Ausstattung des Ge- 
meinwesens durch öffentliche Investitionen, den Ausbau öffentlicher Daseins- 
vorsorge, die Etablierung von Sozial- und Nulltarıfen, die Förderung offener, 
gebührenfreier Bildungsstrukturen, die Förderung von Selbstverwaltungspro- 
jekten und Genossenschaften. Hınzu kommt, dass demokratische Entschei- 
dungsprozesse in allen Bereichen der Gesellschaft bereits heute ausgebaut wer- 
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den müssen. Für diese Ziele ist in der heutigen Situation eine Steigerung des 
Steueraufkommens notwendig, da eine Änderung der bestehenden Ausgaben- 
struktur nicht ausreicht. 

Zur Finanzierung des Angebots öffentlicher Einrichtungen, Transfers und 
Dienstleistungen sind Vermögende und besser Verdienende stärker steuerlich 
heranzuziehen als Menschen mit geringeren materiellen Ressourcen (Leistungs- 
fähigkeitsprinzip). Das öffentliche Angebot muss (auch) den weniger Vermö- 
genden tatsächlich zu Gute kommen. Eine Steigerung des Steueraufkommens 
ist an die Bedingung geknüpft, dass die Erwerbslosigkeit sinkt, die Wachs- 
tumsrate des BIP ökologisch verträglich steigt und tatsächlich höhere Steuer- 
sätze zur Anwendung kommen. Dabei ist eine höhere Steuerbelastung nicht 
negativ mit Wachstum und Beschäftigung korreliert. Diese Position zum Zu- 
sammenhang von Beschäftigung, Wachstum und Steuersätzen ist allerdings 
umstritten. 

Angebotspolitische Ansätze argumentieren, dass zu hohe Steuersätze für Un- 
ternehmen und Vermögende leistungsfeindlich und für geringes Wachstum 
verantwortlich seien. Solche Eingriffe des Staates werden abgelehnt, da der 
Wettbewerb eingeschränkt und Leistung gehemmt würde. Vertreter der Ange- 
botspolitik sehen hohe Steuersätze als Ursache für ein geringes Steuerauf- 
kommen an, weil diese das BIP als Finanzierungsbasis der Steuern stärker 
schwächen würden, als die hohen Steuersätze zur Steigerung des Aufkommens 
beitrügen. Dieser Argumentation halten linksreformerische Ökonomen entge- 
gen, dass die stärkere Besteuerung hoher persönlicher und unternehmerischer 
Einkommen und Vermögen das Wachstum nicht nur nicht negativ beeinflus- 
se, sondern auf Grund der gleicheren Verteilung und der damit geringeren ge- 
samtgesellschaftlichen Sparquote sogar fördere. Höhere Steuersätze und mehr 
Wachstum wirken in dieser Sicht gleichgerichtet auf ein höheres Steuerauf- 
kommen. 


Handlungsrahmen von Steuerpolitik 


Der Staat finanziert sich über Steuern und Abgaben aus dem kapitalistischen 
Wertbildungsprozess. Staatliche Ausgabenpolitik verfügt zwar über Freiheits- 
grade, unterliegt jedoch der Budgetbedingung, dass die Ausgaben den Ein- 
nahmen entsprechen müssen. Die Pro-Kopf-Einnahmen des Staats ergeben 
sich aus der Neuverschuldung pro Kopf N/B und aus einem durch den Fı- 
nanzierungssatz t geregelten Anspruch auf das Pro-Kopf-Einkommen Y/B. 
Dieses ergibt sich als Produkt von Arbeitsstundenproduktivität Y/H, Arbeits- 
stunden je Erwerbstätigem H/E und Erwerbsrate der Bevölkerung E/B. 

Die Pro-Kopf-Ausgaben des Staats sind die Summe von Staatskonsum/- 
Investitionen (inkl. Zinszahlung und Tilgung) pro Kopf A/B und Sozialleis- 
tungen pro Kopf SO/B. Die Sozialleistungen pro Kopf sind das Produkt von 
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Sozialleistungshöhe je Leistungsempfänger SO/L und Anteil der Sozialleis- 

tungsempfänger an der Bevölkerung L/B (vgl. Ganffmann 2004: 380): 

la N Ar SO Fr HE N A SOL 
B BB B HEBBB LB 


D 


Hieran zeigt sıch ein Dilemma, dem jedes kapitalistische Fiskalsystem mit 
wohlfahrtsstaatlicher Komponente unterworfen ist: In Zeiten geringen Wachs- 
tums ist die Erwerbsrate der Bevölkerung gering, ergänzt durch reduzierte Ar- 
beitsstunden je Erwerbstätigem im Zuge von Kurz- und Teilzeitarbeit. Dies 
schmälert die staatlichen Einnahmen. Zugleich erhöht sich bei zunehmender 
Arbeitslosigkeit der Anteil der Sozialleistungsempfänger an der Bevölkerung; 
ggf. werden Staatskonsum/-Investitionen pro Kopf erhöht - die Ausgabenseite 
der Budgetgleichung steigt. 

Vertreter der Angebotspolitik begegnen dieser fiskalischen Knappheit mit der 
Forderung nach Ausgabenkürzungen und einer Absenkung des Steuersatzes. 
Hinter der Forderung nach Steuersatzsenkung, die ceteris paribus die Budget- 
restriktion verschärft, steht die Annahme, dass hohe Steuersätze das BIP pro 
Kopf reduzieren und Schwarzarbeit fördern würden: „Dem aufkommensstei- 
gernden Effekt eines höheren Steuersatzes wirkt deshalb ein aufkommenssen- 
kender Effekt einer geringeren Bemessungsgrundlage entgegen“ (Wigger 2006: 
163). Geistiger Ahnherr dieser Idee ist Arthur B. Laffer (vgl. zur Kritik Hickel 
1982: LVIf). 

Ähnlich argumentieren von anderem Standpunkt aus manche Linke, die sich 
eine höhere Besteuerung nur als Abzug vom Profit vorstellen können. Sie se- 
hen eine reformorientierte höhere Besteuerung von Unternehmen skeptisch, 
da über diese Finanzierung „sowohl der Staatskonsum als auch die Investiti- 
onsgüternachfrage des Staates langfristig den Gesamtprofit der Wirtschaft 
schmälern“ würden. Steige aufgrund derart reduzierter Gewinnerwartungen 
„der Konsum zu Lasten der Investitionsrate, sinken die angeeigneten Werte, 
und der Kapitalismus wird sich ‚naturwüchsig‘ auf Kosten des Konsums korri- 
gieren“ (Ebermann/Trampert 1997: 45 f). 

Wir sehen in Steuerpolitik zwar kein Allheilmittel, lehnen aber die angebots- 
politische Forderung nach Steuersatzsenkung zur Revitalisierung der vermeint- 
lichen „Leistungsträger“ ab. Auch teilen wir nicht die Skepsis mancher Linker, 
sondern sehen für eine Politik erhöhter Steuersätze auf Gewinneinkommen 
und Vermögen Notwendigkeit und Spielraum. Eine solche Politik höherer 
Steuern ist nıcht nur sinnvoll, um gesellschaftlich Wünschenswertes zu finan- 
zieren, sondern auch um ökonomischen Ungleichgewichten im Kapitalismus 
entgegenzuwirken. 
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Steuerpolitik bei ökonomischem Ungleichgewicht 


Armut tritt aufgrund der kapitalistischen Verteilungsbedingungen auf, obwohl 
sie „in entwickelten kapitalistischen Ländern angesichts des Standes der Pro- 
duktivkraftentwicklung eigentlich vermeidlich ist“ (Schui 1999: 752). Das BIP 
Y wird durch Konsum C, Bruttoinvestitionen 1, Staatsausgaben G sowie den 
Überschuss der Exporte X über die Importe M nachgefragt: 


Y=C+I+G+(X-M) (Io 


Ex post stimmen linke und rechte Seite der Gleichung stets überein: Das pro- 
duzierte BIP wird nachgefragt - bei unausgelastetem Produktionspotential 
heißt dies kurzfristig, dass Lagerbestände ın der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung als Investitionsnachfrage interpretiert werden; mittelfristig kommt es 
zur BIP-Einschränkung. Hieraus wird deutlich, dass eine Übereinstimmung 
von Produktion und Nachfrage ex ante nicht zwangsläufig ıst. Denn ım Ge- 
gensatz zum Sayschen Theorem gilt: „Das (gesamtwirtschaftliche) Angebot 
schafft sich eine Nachfrage, nicht seine Nachfrage“ (Krüger 2007: 25). Steigt 
das Angebot stärker als die Nachfrage, gilt in geplanten Größen? 


Y>C+!+G+(X-M) (Ib) 


Da die Ersparnis $S sich aus Y- C =S ergibt, folgt: 
5S>I+G+(X-M) (I) 


Die Ersparnis setzt sich zusammen aus einbehaltenen Profiten P., der Erspar- 
nis der Lohnabhängigen $ı und jener der Kapttalisten Sk: 


P+Sg+S,>I+G+(X-M) («IW) 


Die geplante Ersparnis aus einbehaltenen Gewinnen (Innenfinanzierungspo- 
tential) und Nichtkonsum der Haushalte (Außenfinanzierungspotential) wird 
nicht vollständig durch Bruttoinvestitionen, Staatsausgaben und Exportüber- 
schuss absorbiert. In diesem Falle wird die Produktion durch die effektive 
Nachfrage regiert: Ist diese geringer als die Produktion, folgt ein Anpassungs- 
prozess, bei dem zunächst die nicht abgesetzten Produkte zu erhöhter Lager- 
haltung führen. Später wird die Produktionsmenge mangels hinreichender 
Nachfrage reduziert, bis die hierdurch sinkende Ersparnis so hoch ist wie die 
Abschöpfung durch Nachfrage. Dieses Ergebnis ist mehr als unbefriedigend. 
Produktionspotenzial liegt brach, und es kommt zu Erwerbslosigkeit mit 


3 Die Tatsache, dass steigende Gewinne nicht zwangsläufig reinvestiert werden (und damit den 
rechten Term von Gleichung (IIa/b) erhöhen), lässt sich auch empirisch zeigen: Fast neun 
Zehntel des zusätzlichen Mittelaufkommens flossen 2006 in die Geldvermögensbildung und 
gut ein Zehntel in den Aufbau von Sachvermögen (Deutsche Bundesbank 2007: 43f). 
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Rückgang an verfügbarem Einkommen bis hin zu Armut. Zudem können be- 
troffene Menschen ihrem Bedürfnis nach Teilnahme am gesellschaftlichen Er- 
werbsleben nicht mehr nachkommen. Da das BIP rückläufig ist, kommt es zu 
einer Schmälerung der Finanzierungsbasis der Steuern, die negative Wirkungen 
auf die erwünschten sozialen Leistungen zeitigt. 

Vier Größen aus Gleichung (IV) entstammen den Nettoprofiten: Ein Teil von 
ihnen wird an die Kapitalisten ausgeschüttet; dieser kann konsumiert (Cx) oder 
gespart (Sk) werden. Ein anderer Teil wird einbehalten (P«). Hiervon wird wie- 
derum ein Teil investiert (I). Um dies zu untersuchen, betrachten wir in An- 
lehnung an Kaleckı (1987) die Bestimmungsgrößen der Nettoprofite. Das BIP 
setzt sich aus den Bruttogewinnen P», den Bruttolöhnen W, sowie den um die 
Subventionen bereinigten indirekten Steuern T: zusammen und wird durch 
Konsum von Kapitalisten (Cr) und Arbeitnehmern (Ca), Investitionen |, 
Staatsausgaben G und den Außenbeitrag (X-M) realisiert: 


P,+W,+T;=C,+Cx +I+G+(X-M) (V) 
Wir subtrahieren die direkten Steuern von Unternehmen und Kapitalisten Tkx, 


die direkten Steuern der Lohnabhängigen Ta und die bereinigten indirekten 
Steuern Ti ab: 


P,-Tx +W,-T, =C,+Cx +1+(G-T, -T, -T,)+(X-M) (VI) 
Nun ziehen wir die Nettolöhne, d.h. die Bruttolöhne abzüglich der Steuern 


auf Lohneinkommen, Wn = Wb - Ta , auf beiden Seiten ab und erhalten Glei- 
chung (VI): 


(A) = (CK) + (MD +6 -TR-T, -T)+ (X-M) - (W,-C,) 


DH 
Nettoprofite  Kap.konsum Invest. Staatsdefizit Exportüberschuss _ Arbeiterersparnis 


Die Nettoprofite entsprechen der Nachfrage aus Kapitalistenkonsum, Brutto- 
investitionen, Staatsdefizit (Staatsausgaben minus Steuereinnahmen) und Ex- 
portüberschuss abzüglich der Ersparnis der Lohnabhängigen (Löhne minus 
Lohnabhängigenkonsum). Mit Kalecki gehen wir davon aus, dass vor allem 
die Investitionsnachfrage die Höhe der Nettoprofite bestimmt und nicht um- 
gekehrt. Denn „die Kapitalisten |können] zwar entscheiden, ın einer bestimm- 
ten Periode mehr zu konsumieren und zu investieren als in einer anderen, 
nicht aber, mehr zu verdienen“ (Kaleckı 1987: 134). Daher ist auch die Vor- 
stellung falsch, die Unternehmen als Ganze könnten Investitionen nur aus den 
einbehaltenen Nettogewinnen der Vergangenheit finanzieren. Denn zum einen 


4 Ob es sich hierbei um Steuern im engeren Sinne oder um Sozialabgaben handelt, unter- 
scheiden wir hier nicht. Überdies fassen wir im arithmetischen Beispiel die Steuern von Un- 
ternehmen und Anlegern zusammen und halten im Abschnitt am von Kaleckı verwendeten 
Wort „Kapitalisten“ fest. 
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stehen auch die vergangenen Ersparnisse der Haushalte zur Verfügung. Zum 
anderen gibt es die Kreditvergabe für Investitionen über Geldschöpfung. Hier- 
aus folgt, dass vergangene Ersparnisse nicht zwingend die Voraussetzung für 
Investitionen sein müssen, sondern Investitionen aufgrund von Profiterwar- 
tungen die Voraussetzung von Ersparnis sein können: „Die herkömmliche 
Analyse war sich bewusst, dass Ersparnis vom Einkommen abhängt, aber sie 
übersah die Tatsache, dass Einkommen von Investition abhängt, in solcher 
Weise, dass, wenn sich die Investition ändert, sich das Einkommen notwend:- 
gerweise genau in jenem Grade ändern muss, der erfolgreich ist, um die Ände- 
rung in der Ersparnis gleich der Änderung in der Investition zu machen.“ 
(Keynes 1983: 154) 

Das Problem lässt sich folgendermaßen zusammenfassen: In Periode x erzielen 
die Unternehmen einen bestimmen Nettoprofit P.. Einen Teil davon schütten 
sie an die Kapitalisten aus. Die Pointe des Kapitalismus besteht darin, dass es 
wesentlich von den Investitionen der Unternehmen und dem Konsum der 
Kapttalisten selbst abhängt, wie hoch ihre Nettoprofite in der Periode x + 1 
sınd. 

Betrachten wir noch einmal die ex-ante-Ungleichung (IV) und die ex-post- 
Gleichung (Ila): 


P,+Sg+S4>I+G+(X-M) (IV) 


Y=C+I+G+(X-M) (Ila) 


Um das nach dem Kontraktionsprozess eintretende Gleichgewicht mit reduzier- 
tem BIP zu verhindern, schlagen Vertreter der Angebotspolitik Steuersenkungen 
für Unternehmen vor. Denn so würden angeblich die Nettoprofite sowie Investi- 
tionen, Beschäftigung und BIP steigen. Diese Sichtweise ignoriert aber erstens, 
dass eine solche Politik auch die einbehaltenen Gewinne (P.) erhöht, also die 
linke Seite von Ungleichung (IV), die Ursache für die Kontraktion war; zweitens 
ist eben nicht garantiert, dass das zusätzliche Innenfinanzierungspotential inves- 
tiert wird. Denn nicht die Nettoprofite der Vergangenheit bestimmen die aktuel- 
le Investitionshöhe, sondern die durch Profiterwartungen geprägte aktuelle Inves- 
titionshöhe bestimmt mit über die zukünftigen Nettoprofite. 

Wir schlagen daher eine umgekehrte Strategie vor: Die Steuern auf die Brutto- 
profite der Unternehmen sollten erhöht werden, um auf diese Weise zusätzliche 
Staatsausgaben zu finanzieren, und zwar durch höhere Besteuerung von Uhter- 
nehmen und Anlegern. Die rechte Nachfrageseite von Gleichung (Ila) steigt. 
Fraglich ist, was mit den Investitionen der Unternehmen geschieht. Diese sind 
abhängig von Profiterwartungen. Durch steigende Staatsausgaben werden diese 
beflügelt, durch die Steuererhöhung gedämpft. Es ist nicht ausgemacht, welche 
Richtung überwiegt. Sofern die Investitionen nicht sinken, wird per Saldo die ef 
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fektive Nachfrage wegen steigender Staatsausgaben anziehen. Zwar führt dies par- 
tiell zu erhöhten Preisen, in relevantem Ausmaß kommt es jedoch zu Lagerab- 
bau und später zu steigenden Produktionsmengen: BIP und Beschäftigung stei- 
gen, bis Gleichung (IIa) auf höherem Niveau erreicht wird. Diese expansive Wir- 
kung steuerfinanzierter Staatsausgaben wird nach dem norwegischen Nobelpreis- 
träger als Haavelmo-Theorem bezeichnet. Eine solche Steuerpolitik kann öko- 
nomischen Ungleichgewichten entgegen wirken, zu mehr BIP beitragen und da- 
mit sowohl die Beschäftigung und die Kampfkraft der Lohnabhängigen als auch 
die Steuern für wünschenswerte Staatsausgaben erhöhen. 

Was folgt für die Nettoprofite der Unternehmen? Eine Steuererhöhung auf die 
Bruttoprofite in Periode x führt zunächst zu reduzierten Nettoprofiten. In Pe- 
riode x + 1 steigen die durch Steuererhöhung finanzierten Staatsausgaben und 
annahmegemäß das BIP. Bei konstanter Profitquote in der Primärverteilung 
steigen auch die Bruttoprofite in Periode x + 1. Was mit den Nettoprofiten 
geschieht, hängt davon ab, ob der Effekt der Steuererhöhung oder jener der 
BIP-Steigerung dominiert. Bei steigenden Nettoprofiten und konstanter Aus- 
schüttungsquote steigt sogar das Innenfinanzierungspotential. Doch wie erläu- 
tert sind es ohnehin die Profiterwartungen, von denen es abhängt, wie viel in 
Periode x + 2 investiert wird usw. 


Wie sehr kann man mit Steuern steuern? 


Drei Missverständnisse sollten vermieden werden: Erstens ist Steuerpolitik eine 
von mehreren Maßnahmen zur Reduzierung des Ungleichgewichts in der Pri- 
märverteilung - nicht die einzige und nicht die wichtigste. Ohne Lohnerhö- 
hungen und Arbeitszeitverkürzungen, die der Produktivitätsentwicklung min- 
destens folgen, werden immer wieder Ungleichgewichte auftauchen. Zudem 
sollten staatliche Ausgaben ergänzend auch über Staatsverschuldung finanziert 
werden, das heißt, ohne verfügbares Einkommen zu reduzieren. Aus dem stei- 
genden BIP lässt sich die zusätzliche Schuldenlast bedienen, sofern das BIP- 
Wachstum höher als der Zinssatz ist. 

Zweitens kann aus der Möglichkeit steigender Nettoprofite bei Annahme eines 
BIP-Wachstums, das die erhöhten Steuersätze auf Unternehmens- und Vermö- 
genseinkommen überkompensiert, nicht geschlossen werden, dass Unterneh- 
men und Anleger auf der einen und Beschäftigte auf der anderen Seite kon- 
vergente Interessen aufwiesen. Unternehmen agieren einzelwirtschaftlich, und 
ihr Kalkül erfasst Steuererhöhungen zunächst als Abzug vom Profit. Die Mög- 
lichkeit einer steigenden Gesamtnachfrage führt hier nicht zur allgemeinen 
Akzeptanz der Steuererhöhungen. Vor allem exportorientierte Unternehmen, 
die von mehr Binnennachfrage wenig profitieren, werden sich Steuererhöhun- 
gen der Bruttoprofite widersetzen. Aber auch kleinere Unternehmen und 
Kleinanleger, die von der Steigerung der Binnennachfrage mehr Vorteile erfah- 


ren, als ihnen Nachteile durch die Steuerfinanzierung entstehen, tendieren zu- 
weilen zur Überhöhung des Steuerbelastungseffekts, da sie die Nachfrageeffek- 
te nicht genau abzuschätzen vermögen. Steuererhöhungen auf Bruttoprofite 
sind also in der Regel gegen den Widerstand von Unternehmen und Anlegern 
durchzusetzen. Überdies führt diese Politik auch dann zu den beschriebenen 
Wirkungen, wenn die Nettoprofite sınken. 

Drittens tragen kapitalistische Unternehmen durch ihre Investitionen maßgeb- 
lich zum BIP bei. Steigen die Steuersätze exorbitant, dürften Unternehmen In- 
vestitionen einschränken und könnte bei Einpreisung der Steuern vor allem 
der preiselastische Exportbereich, aber wegen reduzierten Realeinkommens 
auch die Binnennachfrage gefährdet sein. Steuererhöhungen sind also auf ka- 
pitalistischer Basis Grenzen gesetzt. Öffentlich-demokratische Eingriffe in un- 
ternehmerische Investitionsentscheidungen sind demnach ein richtiges Anlie- 
gen, um einer Gesellschaft näher zu kommen, in der die Gewinnabhängigkeit 
der Lebensverhältnisse überwunden und die Berücksichtigung menschlicher 
Bedürfnisse Leitschnur von Produktion und Verteilung ist. 

Trotzdem kann das Problem des Auseinanderklaffens von Produktion und ef 
fektiver Nachfrage gemindert werden, wenn höhere Steuern auf Bruttoprofite 
für steigende Staatsausgaben durchgesetzt werden. Höhere Steuern auf Brutto- 
profite sind nicht nur ein Verteilungsinstrument für mehr soziale Gerechtigkeit 
durch gleichere Verteilung, sondern führen unter den benannten Umständen 
zu höherem BIP und reduzierter Erwerbslosigkeit. Die Frage lautet: Ist die ef 
fektive Nachfrage zu gering? Ist dies der Fall, kann mit höheren Steuern die 
Beschäftigung erhöht werden (vgl. Schui 1999: 757). Eine zentrale Frage ist 
aber noch nicht beantwortet: jene der Steuerinzidenz. 


Wer trägt die Steuern? 


Der Wert der Arbeitskraft entspricht dem „Wert der zur Erhaltung ihres Besit- 
zers notwendigen Lebensmittel“. Jedoch enthält die Entlohnung der Beschäf- 
tigten im Kapitalismus „ein historisches und moralisches Element“ (Marx 
1962: 185), das sich mit der Zeit verändert. Damit stellt sich die Frage, welche 
effektive Verteilungsposition sich für Lohnabhängige bei höheren Steuern auf 
die Bruttoprofite ergibt. Wenn durch höhere Besteuerung von Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen die Erwerbslosigkeit sinkt und soziale Dienstleis- 
tungen und Transfers steigen, folgt hieraus nicht zwingend, dass die Unter- 
nehmen und Anleger diese Steuern auch tragen. Entscheidend ist nicht nur 
die Nettoposition nach Umverteilung, sondern auch die Entwicklung der Prei- 
se. Ist es also möglich, die reale Nettoposition der Lohnabhängigen durch 
Steuererhöhungen für Unternehmen und Anleger zu verbessern? 

Unternehmen kalkulieren ihre Steuerlast genauso wie ihre Aufwendungen in 
die Preise ein. Die Möglichkeit der Überwälzung indirekter Steuern auf die 
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Verkaufspreise hängt aber von der Nachfrage und dem Grad des Wettbewerbs 
auf Märkten ab. Anders verhält es sich bei direkten Steuern. Deren Höhe ist 
zum Zeitpunkt der Preiskalkulation noch nicht bekannt, weil die Höhe der 
Bruttoprofite und somit der Steuern sich erst im Nachhinein herausstellt. In 
diesem Falle planen Unternehmen zum einen höhere Gewinnzuschläge auf 
den Aufwand mit der Folge höherer Verkaufspreise, um dem höheren Steuer- 
satz durch einen höheren Bruttostückgewinn zu begegnen. Zum anderen ver- 
suchen sie in den Tarifauseinandersetzungen die Bruttolohnentwicklung zu 
drücken. In beiden Fällen ist der Erfolg jedoch nicht garantiert. Auch die Über- 
wälzung direkter Steuern auf die Verkaufspreise über Gewinnzuschläge hängt 
von der Nachfrage und dem Grad des Wettbewerbs auf Märkten ab. Die Brut- 
tolohnhöhe ist ureigenes Terrain des Klassenkampfes. Kampfbereite Gewerk- 
schaften können dem Druck auf Bruttolöhne wirksam widerstehen und diese 
erhöhen, und zwar umso eher, je geringer die Erwerbslosigkeit ıst. 

Was von Steuererhöhungen für Unternehmen und Anleger bei den Lohnab- 
hängigen ankommt, lässt sich erst ex post feststellen. Gelingt es ihnen, Brutto- 
löhne zu erhöhen, und verhindert der Wettbewerbsgrad hohe Preissteigerun- 
gen, dürfte die reale Einkommensposition der Lohnabhängigen verbessert sein, 
auch wenn sie durch Preissteigerungen einen Teil der Traglast schultern. Letzt- 
lich dürfte eine Teilung der Steuerinzidenz realistisch sein, bei der die Lohn- 
abhängigen per Saldo gewinnen. Dies gilt umso mehr, als die durch höhere 
Steuereinnahmen ermöglichte Verbesserung öffentlicher Angebote und Infra- 
strukturleistungen sowie die Erhöhung von Transferleistungen im Rahmen ei- 
ner weitverstandenen Inzidenz in Rechnung zu stellen sind. Empirisch lässt 
sich die Frage beantworten, was Länder mit einer höheren Abgabenquote ma- 
chen: „Sie geben vor allem mehr Geld für Bildung und für soziale Zwecke 
aus“ (Grözinger 2007: 36). Von diesen Leistungen profitieren insbesondere 
Lohnabhängige sowie Gruppen, die auf staatliche Transfers angewiesen sind 
wie Rentner, Arbeitslose und Studierende. 


Die Steuerpolitik in Deutschland 


Die deutsche Einkommensteuer und damit auch die spezielle Form der 
Lohnsteuer für Lohnabhängige? besteht aus einem progressiven Grenzsteuer- 
tarıt mit einem Grundfreibetrag von 7.664 Euro. Von hier aus steigt die Be- 
lastung vom Eingangssteuersatz von 15% aus bis auf den Spitzensteuersatz 


5 Die Lohnsteuer wird im Quellenabzugsverfahren direkt durch den Arbeitgeber an das Fi- 
nanzamt abgeführt, Korrekturen können im Veranlagungsverfahren durchgeführt werden 
(bspw. durch Geltendmachung von Werbungskosten, Sonderausgaben und außergewöhnli- 
chen Belastungen). Die Einkommensteuer auf die anderen Einkunftsarten wird hingegen im 
Veranlagungsverfahren festgesetzt, d.h., dass die betreffende Person ihre Einkünfte dem Fi- 
nanzamt gegenüber deklarieren muss. Dieses setzt daraufhin die Höhe der Steuer fest. 
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von 42% beim zu versteuernden Einkommen von 52.152 Euro. Ab einem 
zu versteuernden Einkommen von 250.001 Euro steigt der Grenzsteuersatz 
nochmals auf den „Reichensteuer“-Satz von 45%. Die Grenzbelastung be- 
trifft stets nur zusätzlich eingenommene Euro: Auch wer 500.000 Euro ver- 
steuert, zahlt für die ersten 7.664 Euro keine Einkommensteuer, für den 
7.665sten Euro nur 15% usw. Das System der Grenzsteuersätze bewirkt also, 
dass jeder zusätzlich verdiente Euro zu einem höheren Nettoeinkommen 
führt. Des Weiteren profitieren von einer Erhöhung des Grundfreibetrages 
und einer Senkung des Eingangssteuersatzes auch Spitzenverdiener. Zudem 
bezahlt niemand auf das komplette zu versteuernde Einkommen den Spit- 
zensteuersatz - lediglich der Teil, der 250.000 Euro übersteigt, wird mit 45% 
besteuert. 

Neben dem Verlauf des Steuertarifs ist die Bemessungsgrundlage entscheidend, 
da die Steuerlast hiervon elementar beeinflusst wird. In Deutschland wird z.B. 
Einkommen von Verheirateten nicht individuell besteuert, sondern es findet 
im Rahmen des Ehegattensplittings eine gemeinsame Veranlagung statt. Zu- 
dem werden Nacht- und Feiertagszuschläge bei der Ermittlung der Bemes- 
sungsgrundlage nicht mitberechnet. Des Weiteren reduzieren Werbungskosten 
sowie Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen die Bemessungs- 
grundlage. Die Höhe der individuellen Steuerlast hängt also von vielen Fakto- 
ren ab, die politischen Entscheidungen geschuldet sind, aber auch politische 
Gestaltung ermöglichen. 

Die beschriebene Einkommensteuer ist auf Unternehmensebene relevant für 
Personen mit Einkünften aus selbständiger Arbeit sowie für Einzelkaufleute 
(eK) und Personengesellschaften (OHG und KG), die Einkünfte aus einem 
Gewerbebetrieb erzielen. In diesen Fällen wird nicht zwischen ausgeschütteten 
und einbehaltenen Gewinnen sowie zwischen Unternehmen und Eignern un- 
terschieden. Die Besteuerung erfolgt direkt auf der Ebene der Eigner im Sinne 
anteiliger Gewinne. 

Bei Kapitalgesellschaften (AG und GmbH) wird zwischen der Ebene des Un- 
ternehmens und jener der Eigner unterschieden. Bis 2000 galt in Deutschland 
das Vollanrechnungsverfahren. Hierbei wurden einbehaltene Gewinne von Ka- 
pitalgesellschaften mit 40% besteuert. Wurden die einbehaltenen Gewinne spä- 
ter ausgeschüttet, erhielt das Unternehmen eine Rückerstattung von 10 Pro- 
zentpunkten, so dass die Besteuerung ausgeschütteter Gewinne 30% betrug. 
Aber auch diese Besteuerung war bei inländischen Aktionären nicht relevant, 
denn diese erhielten einen anteiligen Rückanspruch auf die gezahlte Körper- 
schaftsteuer von 30%, so dass de facto ihre Dividende ohne Vorabbesteuerung 
mit ıhrem individuellen Einkommensteuersatz versteuert wurde.‘ Lag der indi- 


6 Darüber hinaus wurde bis 2008 sowohl beim Anrechnungs- als auch beim Halbeinkünftever- 
fahren auf die Dividende die Kapitalertragsteuer als Vorabform der Einkommensteuer erho- 
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viduelle Steuersatz unter 30%, gab es in Höhe der Differenz eine Rückerstat- 
tung seitens des Finanzamts; lag er darüber, musste der Aktionär die hierüber 
liegende Differenz ans Finanzamt zahlen. Eine Doppelbesteuerung durch 
Körperschaft- und Einkommensteuer wurde auf diese Weise vermieden. 
Seit 2001 galt das Vollanrechnungsverfahren nicht mehr. Sowohl einbehaltene 
wie auch ausgeschüttete Gewinne von Kapitalgesellschaften wurden mit einem 
definitiven Satz von 25% besteuert. Um eine Doppelbesteuerung durch defini- 
tive Vorabbesteuerung ohne Anrechnung annähernd zu vermeiden, galt bis 
2008 das Halbeinkünfteverfahren, wonach die ausgeschütteten Dividenden nur 
zur Hälfte der Einkommensbesteuerung unterzogen wurden. Schon dieses Ver- 
fahren stellte eine Dualisierung der Einkommensteuer dar, da Arbeitseinkünfte 
komplett und ohne Vorabsteuer, Dividenden hingegen zur Hälfte und mit Vo- 
rabsteuer besteuert wurden. Ab 2009 wird das Halbeinkünfteverfahren durch 
die Abgeltungssteuer ersetzt. Dividenden werden optional nur noch mit 25% 
besteuert, unabhängig davon, wie hoch alle anderen Einkünfte sind. Dabeı 
werden die Einkünfte komplett und nicht mehr halbiert besteuert. Zur Kom- 
pensation wurde der Körperschaftsteuersatz nochmals auf 15% reduziert. 
Im Folgenden wird dargestellt, welche Folge die konkrete deutsche Steuerpoli- 
tik auf die Besteuerung von Bruttoprofiten hatte. Kommen wir zunächst zur 
Unternehmensebene. Bereits seit 1998 kam es zu einer Absenkung des gesam- 
ten Tarıfs der Einkommensteuer: Eingangs- und Spitzensteuersatz wurden ge- 
senkt, der Grundfreibetrag erhöht: Wirtschaftlich starke Selbständige, Einzel- 
kaufleute und Personengesellschaften wurden dreifach entlastet. Bei Kapitalge- 
sellschaften hat der Wechsel zur Definitivbesteuerung zu einer reduzierten Be- 
steuerung einbehaltener Gewinne um 15 Prozentpunkte bzw. seit 2008 um 25 
Prozentpunkte geführt, was bis zur Ausschüttung einen Finanzierungsvorteil 
qua Steuerstundung zur Folge hatte. Diesen Entlastungen standen jedoch auch 
steuerliche Belastungen für Unternehmen gegenüber: die Einschränkung des 
Zinsabzugs für Gesellschafterfremdfinanzierung und die Mindestbesteuerung 
durch Einschränkung der Verlustabzugs auf 60% des Gewinns seit 2001 sowie 
jüngeren Datums die Abschaffung der degressiven Abschreibung und die Ein- 
führung eines Wertaufholungsgebots, die beide wegen der nicht mehr gegebe- 
nen Möglichkeit der Steuerstundung Finanzierungsnachteile bewirken. 
Ein Resümee der relativen Steuerbelastung von Unternehmen ist keine einfa- 
che Aufgabe: Das Steueraufkommen der Unternehmen müsste ins Verhältnis 
zu den Gewinnen gesetzt werden, aber die statistischen Angaben über die Ge- 
winne differieren je nachdem, ob die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
oder die Steuerstatistik herangezogen wird, und stehen überdies zeitlich nur 
sehr verzögert zur Verfügung. Behilft man sich, indem die Steuern aller Unter- 


ben, die jedoch bei der Individualbesteuerung des Einkommens angerechnet wurde. Die Ka- 
pitalertragsteuer wird mit Einführung der Abgeltungssteuer aufgehoben. 
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nehmen, inkl. der Einzelunternehmen, nicht ins Verhältnis zu den Gewinnen, 
sondern zum BIP gesetzt werden, kommt man nach Bach/Dwenger (2007: 61) 
zum Ergebnis, dass dieser Anteil von 1998 bis 2008 von 19,8% auf 18,4% ge- 
sunken ist. Seit 2005 steigt der Anteil wieder leicht, was darauf zurückzuführen 
sein dürfte, dass Unternehmen, deren Gewinne nach dem Einkommensteuer- 
gesetz besteuert werden, bei anziehender Konjunktur seit 2005 in eine höhere 
Progressionsstufe geraten sind. Zusammengefasst lässt sich jedoch feststellen, 
dass die Steuern von Unternehmen in Deutschland nicht angehoben wurden. 
Kommt man zur Ebene der Anteilseigner, hat die benannte Absenkung des 
gesamten Tarifs der Einkommensteuer bis 2008 auch hier zur dreifachen Ent- 
lastung geführt. Hinzu kommt, dass bei der zwischen 2001 und 2008 gelten- 
den Kombination von Definitivbesteuerung mit 25% auf Unternehmensebene 
und Halbeinkünfteverfahren auf Aktionärsebene Personen mit hohem indivi- 
duellem Durchschnittssteuersatz entlastet und jene mit geringerem belastet 
wurden. Die erneuerte Umstellung auf eine Definitivbesteuerung von 15% auf 
Unternehmensebene wird in Kombination mit der Abgeltungssteuer auf Voll- 
einkünfte für die Bezieher von Vermögenseinkommen wohl zu einer weiteren 
Entlastung führen. Eine integrale Betrachtung aller Steuern auf Bruttoprofite, 
die die Ebene der Unternehmen und die der Vermögenseinkommensbezieher 
betrachtet, kommt zum Ergebnis, dass der Anteil der Kapitalsteuern am BIP 
von 20,3% im Jahre 1998 auf 19,0% gesenkt wurde (vgl. Bach/Dwenger 2007: 
61). Das Ergebnis der Unternehmensbetrachtung wiederholt sich: Eine Erhö- 
hung der Steuer auf Bruttoprofite ist nicht auszumachen - eher im Gegenteil. 
Seit 2001 ist die synthetische Besteuerung der verschiedenen Einkunftsarten’ 
durchbrochen, da beim Halbeinkünfteverfahren die Hälfte der ausgeschütteten 
Gewinne nicht mehr individuell endbesteuert und dem progressiven Einkom- 
mensteuertarif unterworfen wurde. Mit Einführung der Abgeltungssteuer für 
Kapıtal- und Zinseinkünfte ab 2009 besteuert die Bundesrepublik verschiedene 
Einkünfte endgültig unterschiedlich im Sinne einer „Dual Income Tax“. Eine 
„geringere Kapıtaleinkommensbesteuerung ist auf der Grundlage des steuerli- 
chen Leistungsfähigkeitsprinzips [--] problematisch. Sie verstößt zunächst ge- 
gen die horizontale Steuergerechtigkeit, weil Einkünfte in identischer Höhe je 
nach Herkunft unterschiedlich hoch [...] besteuert werden. Die vertikale Di- 
mension der Steuergerechtigkeit wird verletzt, wenn Kapitaleinkünfte anders 
als Arbeitseinkommen nicht einer progressiven, sondern nur einem proportio- 
nalen Tarif unterworfen werden“ (Schratzenstaller 2003: 544). 
Bundesfinanzminister Steinbrück rechtfertigte die Einführung der Abgeltungs- 


7 Das sind die Gewinneinkünfte (Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Einkünfte aus Ge- 
werbebetrieb, Einkünfte aus selbständiger Arbeit) und die Überschusseinkünfte (Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit, Einkünfte aus Kapitalvermögen, Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung und sonstige Einkünfte wie z. B. Renten, Spekulationsgewinne). 
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steuer mit den Worten „25 Prozent von x sind besser als 42 Prozent auf nıx.“ 
Diese Argumentation zeigt einen mangelnden Willen der Bundesregierung zur 
Durchsetzung rechtlicher Prinzipien. Da das Besteuerungsrecht einer Person 
dem Land des Wohnsitzes zusteht und über Doppelbesteuerungsabkommen 
sichergestellt wird, dass Einkünfte nicht zweimal besteuert werden, wäre eine 
steuerliche Erfassung von Land zu Land wandernder Kapitaleinkommen mög- 
lich, wenn „Steueroasen“ Zinseinkünfte auch an das Wohnsitzland melden 
würden. Eine rein steuerlich begründete „Abwanderung“ des Kapitals ist nur 
deswegen möglich, weil „Steueroasen“ wie die Schweiz, Liechtenstein oder Ös- 
terreich Zinseinkünfte nicht an das Wohnsitzland melden und die Bundesre- 
publik hiergegen nichts unternimmt. 


Fazit 


Die Forderung, über eine höhere Besteuerung von Unternehmens- und Ver- 
mögenseinkommen und mehr Staatsausgaben für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung zu sorgen und der zunehmenden Ungleichheit der Primärvertei- 
lung entgegen zu wirken, ist ın den letzten Jahren in der Bundesrepublik nicht 
umgesetzt worden. Zudem wurde durch die Große Koalition die Umsatzsteuer 
um drei Prozentpunkte erhöht, die die Bruttoprofite nicht belastet, sondern 
regressive Wirkung hat, da Menschen mit geringeren Bezügen einen größeren 
Anteil ihres Einkommens für Konsum ausgeben (vgl. Bach 2006). Schließlich 
wurden auch die Staatsausgaben keineswegs erhöht. Stattdessen sank der An- 
teil der Staatsausgaben am BIP von 48,5% im Jahre 2003 auf 43,9% im Jahre 
2007 (vgl. Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 2008: 154). Angesichts 
einer wegen der Umsatzsteuererhöhung leicht steigenden Steuerquote doku- 
mentiert dies, dass der Reduzierung der Nettoneuverschuldung der Vorzug vor 
sinnvoller Staatsausgabenerhöhung gegeben wurde. Der schwache Konsum 
und die Beschäftigungsprobleme der exportfixierten Bundesrepublik sind auch 
hierauf zurückzuführen. 

Wir halten gegen diesen Trend an der Forderung höherer Steuern auf Brutto- 
profite im Rahmen einer synthetischen statt dualen Einkommensbesteuerung 
fest, so dass die Belastungen „unten“ identisch bleiben, „oben“ jedoch erhöht 
werden. Die Progressionsgerade sollte verlängert und gedreht, der Spitzensteu- 
ersatz erhöht werden. Um kleinere bis mittlere Einkommen nicht dadurch zu 
belasten, sollte der Eingangssteuersatz leicht gesenkt werden. Bei synthetischer 
Einkommensbesteuerung belastet ein solcher Tarifverlauf auch hohe Brutto- 
löhne stärker, als dies heute der Fall ist. Dies ist aus verteilungspolitischen und 
ökonomischen Gründen richtig. Eine höhere Besteuerung hoher Lohnein- 
kommen für mehr Staatsausgaben führt nämlich zu einer Verringerung der ge- 
planten Ersparnis und zu einer Erhöhung der effektiven Nachfrage, wirkt also 
dem beschriebenen Ungleichgewicht entgegen. 


Die zusätzlichen Steuereinnahmen müssen für Staatsinvestitionen und -konsum 
und nicht zur Reduktion des Haushaltsdefizits eingesetzt werden, wobei eine 
solche Finanzpolitik eine Politik höherer Löhne nicht ersetzen kann. Die For- 
derung von Gewerkschaften sollte also „mehr Brutto“ statt „mehr Netto vom 
Brutto“ lauten. 

Zwei Probleme sind zu beachten, wenn es um die Umsetzung der geschilder- 
ten Forderungen geht. Höhere Steuern für Unternehmen und Anleger werden 
auch von Lohnabhängigen mit Skepsis betrachtet, die die höhere Besteuerung 
von Bruttoprofiten als Gefahr für den eigenen Arbeitsplatz fehldeuten. Man- 
che lohnabhängige Kleinanleger lehnen Steuererhöhungen auf Vermögensein- 
kommen auch dann ab, wenn sie hiervon wenig betroffen sind und von staat- 
lichen Mehrausgaben profitieren. Des Weiteren wird eine Steuererhöhung auf 
hohe Lohneinkommen auf Widerstand vieler gut verdienender Lohnabhängi- 
gen treffen und auch von Lohnabhängigen mit geringem bis mittlerem Ein- 
kommen skeptisch beäugt werden, die diese Politik fälschlicherweise auf sich 
beziehen oder die ihnen nutzenden Wirkungen höherer Staatsausgaben über- 
sehen. Das Engagement für eine andere Steuerpolitik muss daher den Kampf 
um die Köpfe einschließen. Es geht darum, zu verdeutlichen, dass Steuern 
nicht nur ein Abzug vom Bruttoeinkommen, sondern eine notwendige Vor- 
aussetzung für aus unserer Sicht notwendige öffentliche Ausgaben sind, etwa 
für die Etablierung von Sozial- und Nulltarifen oder die Förderung offener, 
gebührenfreier Bildungsstrukturen. 

Zum anderen stellen global agierende Unternehmen die nationalstaatliche 
Steuerpolitik vor neue Herausforderungen. Diese ist keineswegs bedeutungslos, 
aber um Bruttoprofite als Quelle der Einkommen von Unternehmen und An- 
legern effektiv erfassen und besteuern zu können, bedarf es einer Erweiterung 
um eine international abgestimmte und eine staatenübergreifende, etwa euro- 
paweite Steuerpolitik.? 
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Achim Truger 


Ökonomische und soziale Kosten von 
Steuersenkungen: 
Das Beispiel der rot-grünen Steuerreformen 


1. Einleitung: Die deutsche Steuersenkungswut 


Schon seit Jahren vergeht kaum ein Tag, an dem in der deutschen wirtschafts- 
politischen Debatte keine Steuersenkungen gefordert werden. Steuersenkungen 
lassen sich immer gut verkaufen: Läuft die Wirtschaft gut und die Steuerquel- 
len sprudeln, wird argumentiert, der Staat dürfe sich nicht bereichern, sondern 
müsse den BürgerInnen ihr Geld zurückgeben. Läuft sie schlecht, werden 
Steuersenkungen zum wachstums- und beschäftigungspolitischen Instrument 
der Wahl erklärt, sei es als angebotsseitige „Strukturreform“ oder zur Ankurbe- 
lung der Nachfrage. 

Unter der rot-grünen Bundesregierung waren die ProtagonistInnen von Steuer- 
senkungen besonders erfolgreich: Mit Stolz und argumentativ unterstützt von 
der offiziellen wissenschaftlichen Politikberatung (vgl. SVR 2000, 198ff. und 
Institute 2000a, 257; 2000b, 726ff.) wurde im Jahr 2000 das „größte Steuerre- 
formpaket in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland“ (BMF 2004, 3) 
beschlossen. Doch damit war die Steuersenkungswut keineswegs gestillt: Noch 
bevor die letzten beiden Stufen der Reform 2004 und 2005 überhaupt umgesetzt 
waren, überboten sich die konservativ-liberalen Oppositionsparteien sowie Ver- 
treter der Wissenschaft gegenseitig mit weiteren Steuerreform- und -ent- 
lastungskonzepten (kritisch dazu: Bach 2004, Truger 2004). Im Wahlkampf 2005 
versuchte die Union mit dem Radikal-Steuerreformer Paul Kirchhof als Schat- 
tenfinanzminister zu punkten, was aufgrund des Anti-Kriegs-Wahlkampfes der 
Schröderregierung, aber auch der selbst für die konservative bürgerliche Presse 
kaum noch zu ignorierenden Unausgegorenheit seiner Vorschläge (Truger 
2005), fehlschlug. Im Koalitionsvertrag der schwarz-roten Koalition fand sich 
dann jedoch schnell wieder die Verpflichtung auf eine „große“ Unternehmens- 
steuerreform, die - erneut mit milliardenschweren Entlastungen versehen - seit 
dem 1.1.2008 ın Kraft ist. Unter dem Motto „Mehr netto vom brutto“ fordert 
die CSU seit Frühjahr 2008 eine breite Entlastung beı der Einkommensteuer, 
und es ıst absehbar, dass die Unionsparteien 2009 mit einem Steuersenkungs- 
konzept in den Wahlkampf ziehen werden. In das im Januar 2009 entworfene 
Konjunkturpaket II der Bundesregierung (vgl. Horn et al. 2009) sind auch be- 
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reits wieder dauerhafte Steuersenkungen im Umfang von 6 Mrd. Euro jährlich 
eingeflossen. 

Die fast ungebrochene Steuersenkungswut ist bei unideologischer Betrachtung 
vollkommen unverständlich. Steuersenkungen halten fast nie, was man sich 
(zumindest vorgeblich) davon verspricht. Gerade die rot-grünen Steuerrefor- 
men sind dafür ein Paradebeispiel - ihre Bilanz hinsichtlich aller steuerpoliti- 
schen Ziele ist verheerend: Anstatt Wachstum und Beschäftigung entscheiden- 
de positive Impulse zu geben, beschnitten sie den konjunkturellen Spielraum 
der Finanzpolitik und trugen so erheblich zur Vertiefung und Verlängerung 
der wirtschaftlichen Stagnation von 2001 bis 2005 bei. Sie waren entscheidend 
am dramatischen Prozess der Entstaatlichung (Bofinger 2008) mit massiven 
Einschränkungen bei der Versorgung mit öffentlichen Gütern und einem dras- 
tischen Sozialabbau innerhalb von nur wenigen Jahren beteiligt. Weil sie die 
Haushalte mit hohen und höchsten Einkommen besonders stark entlasteten, 
verschärften sie darüber hinaus noch die ohnehin trendmäßig zunehmende 
Schieflage der Finkommensverteilung in Deutschland. 

Es ist das Ziel des vorliegenden Beitrages, diese in der wissenschaftlichen und po- 
litischen Debatte zumeist kaum beachteten gravierenden ökonomischen und so- 
zialen Folgekosten der rot-grünen Steuerpolitik näher zu beleuchten. Hierzu gibt 
Abschnitt 2 zunächst einen knappen Überblick über die wichtigsten rot-grünen 
Steuersenkungen. Abschnitt 3 erläutert, wie hoch die fiskalischen Belastungen 
durch die Reformen gewesen sind und wie dies zu massiven Einschränkungen 
bei den öffentlichen Ausgaben führte. In Abschnitt 4 wird gezeigt, dass die rot- 
grüne Steuersenkungspolitik trotz gänzlich anderer Hoffnungen wachstums- und 
beschäftigungsschädlich war. Abschnitt 5 geht auf die negativen verteilungspoli- 
tischen Konsequenzen der Reformen ein, und Abschnitt 6 wagt einen kurzen 
Ausblick, ob eine Wiederholung der negativen Erfahrungen droht oder ob die 
Steuersenkungswut möglicherweise überwunden werden könnte. 


2. Rot-grüne Steuersenkungen im Überblick 


Als die rot-grüne Koalition 1998 die Regierungsverantwortung übernahm, 
standen Steuerreformen auf ihrer wirtschafts- und finanzpolitischen Agenda 
ganz oben. Kaum mehr als zwei Jahre später hatten bereits weit reichende Re- 
formschritte und Steuerentlastungen, vor allem bei der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer sowie die ökologische Steuerreform, das Gesetzgebungsverfah- 
ren passiert. Die Änderungen wurden schrittweise vollzogen und waren im 
Jahr 2005 endgültig abgeschlossen (vgl. Schratzenstaller 2002 und die Beiträge 
in Truger 2001). Der vorliegende Überblick konzentriert sich auf die zwei 
zentralen Bereiche, in denen innerhalb der ersten drei Jahre der rot-grünen 
Bundesregierung (1998 bis 2001) Reformen mit weit reichenden Steuersenkun- 
gen durchgeführt wurden: Die Einkommensbesteuerung der privaten Haushal- 
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te und die Unternehmensbesteuerung. Die späteren Modifikationen oder neu- 
eren Reformansätze waren wesentlich unbedeutender als die ursprünglichen 
Reformen und sind größtenteils als Reaktion auf die ursprünglichen Reformen 
und ihre finanzpolitischen Folgen zu begreifen. 

Die Steuerreformen und vor allem die mit ihnen verbundenen erheblichen Steu- 
erentlastungen der Bürger sollten spätestens seit der von Bundesfinanzminister 
Hans Eichel eingebrachten „Steuerreform 2000“ eigentlich als das zentrale 
wachstumspolitische Instrument der Bundesregierung für mehr Wachstum und 
Beschäftigung sorgen: „Weniger Steuern - mehr Investitionen - Verbesserung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit - neue Arbeitsplätze - Stärkung des priva- 
ten Konsums“ (BMF 2000, 1), so hatte sich die Bundesregierung die Wirkungen 
ihrer Reform vorgestellt. Mit den zu erwartenden Wachstums- und Beschäfti- 
gungswirkungen begründete sie auch später immer wieder das „größte Steuerre- 
formpaket in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland“ (BMF 2004, 3). 
Die Reform der Einkommensbesteuerung der privaten Haushalte verlief in 
mehreren Stufen; die letzte Reformstufe wurde im Jahr 2005 umgesetzt. Nach 
einigen kleineren Sofortmaßnahmen im Jahr 1999 wurden mit dem Steuerent- 
lastungsgesetz 1999/2000/2002 und der Steuerreform 2000 die beiden wesent- 
lichen Reformen verabschiedet (vgl. Seidel 2001). Die wichtigsten tariflichen 
Änderungen sind in Tabelle 1 zusammengefasst. Insgesamt wurden über den 
Zeitraum von 1999 bis 2005 die Steuersätze schrittweise deutlich gesenkt und 
der Grundfreibetrag angehoben. Den damit verbundenen Entlastungen stan- 
den anfänglich bis zum Jahr 2000 Verbreiterungen der Bemessungsgrundlage 
in relevanten Umfang gegenüber. Bei den letzten drei Stufen seit 2001 handelt 
es sich jedoch fast nur noch um reine Steuersenkungen. Insgesamt ergibt sich 
eine sehr ausgeprägte Netto-Entlastung für die privaten Haushalte - nach 
Quantifizierung des BMF in Höhe von 29,1 Mrd. Euro. 

Zusätzlich wurden die privaten Haushalte durch Änderungen bei der Famili- 
enförderung entlastet. Einem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes folgend 
wurde der Kinderfreibetrag schrittweise durch allgemeine Freibeträge für 
Betreuungs- und Erziehungsaufwand von 3.534 auf 5.808 Euro aufgestockt. 
Das Kindergeld für erste und zweite Kinder stieg von 113 Euro auf 154 Euro 
pro Monat. Allein Erziehende wurden durch die Abschmelzung des Haus- 
haltsfreibetrages allerdings deutlich benachteiligt. Per saldo kam es zu einer 
zusätzlichen erheblichen Netto-Entlastung der privaten Haushalte von etwa 8 
Mrd. Euro durch die neue Familienförderung. 

Die weitaus komplexesten Änderungen gab es bei der Unternehmensbesteue- 
rung (vgl. ausführlich Bach 2001). Nach einigen vorläufigen Maßnahmen kam 
2001 der bedeutendste Reformschritt: Das zuvor praktizierte Vollanrechnungs- 
verfahren bei der Körperschaftsteuer, bei dem einbehaltene Gewinne mit 40 % 
und ausgeschüttete Gewinne im Rahmen der Einkommensteuer mit dem per- 
sönlichen Satz des Anteilseigners besteuert wurden, wurde komplett umgestellt. 
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Tabelle 1: Die wichtigsten tariflichen Eckwerte von Einkommensbesteuerung 
und Familienförderung 1998 bis 2005 


1998 1999 | 2000 | 2001 | 2002 20031 | 20042 | 2005 


Grundfreibetrag (€) 6.322 |6.681 !6.902 | 7.206 | 7.206 | 7.426 | 7.426 | 7.664 
Eingangssteuersatz % 25,9 23,9 22,9 19,9 19,9 | 17,0 17,0 15,0 
Spitzensteuersatz % 53,0 53,0 51,0 48,5 48,5 | 47,0 47,0 42,0 
Kindergeld für 1. u. 2. 

Kinder €/Monat 113 128 138 138 154 | 154 154 154 


Kinderfreibetrag €/Jahr | 3.534 |3.534 |5.080 | 5.080_| 5.808 | 5.808 | 5.808 __| 5.808 


Haushaltsfreibetrag für 
Alleinerziehende €/Jahr_| 2.871_| 2.371 _| 2.871_ | 2.871 _\ 2.340 | 1.180 1.1803 | 03 


1Die für 2003 vorgesehenen Änderungen wurden aufgrund der mit der Flutkatastrophe in Ost- 
deutschland verbundenen Mehrausgaben auf das Jahr 2004 verschoben. 

27usätzlich zu der auf 2004 verschobenen ursprünglichen Reformstufe 2003, wurde 2004 ein Teil 
der Reformstufe 2005 vorgezogen. Der tatsächliche Eingangssteuersatz betrug 2004 16%, der Spit- 
zensteuersatz 45% und der Grundfreibetrag 7.664 Euro. 

3Der Haushaltsfreibetrag für Alleinerziehende wurde schon im Jahr 2004 vollständig abge- 
schmolzen. Seither wird Alleinerziehenden unter gewissen (restriktiven) Voraussetzungen ein 
steuerlicher Entlastungsbetrag von 1.308 Euro gewährt. 

Quelle: BMF (2000), BMF (2003); BMF (2004). 


Seit 2001 beträgt der Körperschaftsteuersatz auf einbehaltene und ausgeschüt- 
tete Gewinne einheitlich 25 %. Die Körperschaftsteuer auf ausgeschüttete Ge- 
winne ist im Rahmen der Einkommensteuer des Anteilseigners nicht mehr an- 
rechenbar, sondern muss dort zur Hälfte nochmals versteuert werden (Hal- 
beinkünfteverfahren). Um Personengesellschaften und Einzelkaufleute, die der 
Finkommensteuer unterliegen, gegenüber Kapitalgesellschaften, deren Körper- 
schaftsteuersatz sich mit einem Schlag um volle 15 Prozentpunkte vermindert 
hatte, nicht zu benachteiligen, und die Einkommensteuer für alle Steuerzahler 
nicht in ähnlichem Ausmaß absenken zu müssen, wurde die Gewerbesteuer 
für diese Unternehmen in pauschalierter Weise von der Steuerschuld der Ein- 
kommensteuer abzugsfähig gemacht. Die geschätzten Bruttoentlastungen der 
Unternehmen durch die Reform betrugen 36 Mrd. Euro, da allerdings die 
Bemessungsgrundlage erheblich verbreitert wurde (vor allem ın Form reduzier- 
ter Abschreibungsmöglichkeiten), blieb eine geschätzte Nettoentlastung von 
immerhin noch etwa 14 Mrd. Euro übrig. 


3. Fiskalische Kosten der Reformen und ihre Konsequenzen 
auf der Ausgabenseite 


Wie vorstehend beschrieben waren die Entlastungen für die BürgerInnen und 
Unternehmen und damit auch die fiskalischen Kosten vom BMF insgesamt 
mit über 43 Mrd. Euro (im Jahr 2000 gut 2,0 % des BIP) angesetzt. Diese 
Zahl gibt die Entlastung nach Umsetzung aller Reformschritte und zum Zeit- 
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punkt ihrer vollen Wirksamkeit (so genanntes Entstehungsjahr) wieder. Sie 
sagt aber noch nichts darüber aus, welche konkreten Belastungen sich in den 
einzelnen Jahren für die öffentlichen Haushalte ergaben. Tabelle 2 zeigt daher 
die konkreten finanziellen Auswirkungen der hier analysierten rot-grünen Steu- 
erreformen für die Jahre von 1999 bis 2005 gegenüber dem Ausgangsjahr 
1998. Es handelt sich dabei durchweg um eine ex-ante-Betrachtung, d.h. um 
die Aufkommenseffekte, wie sie vor Umsetzung der Reform eingeschätzt wur- 
den. Eine belastbare ex-post-Betrachtung, die die tatsächlich realisierten Effek- 
te quantifiziert, wäre wünschenswert, ist aber methodisch schwierig und exis- 
tiert leider nicht. 


Tabelle 2: Fiskalische Auswirkungen der rot-grünen Steuerreformen (Einkom- 
mensteuer, Unternehmensbesteuerung und Familienförderung) gegenüber 1998 


1999 | 2000 | 2001 2002 1,2003 | 2004 | 2005 


Steuersenkungen in Mrd. Euro | +3,0 -1,3 -23,2 |-25,3 |-229 |-38,0 | -44,6 


(in Prozent des BIP) (+0,1) 1(-0,1) |(-1,1) |-12) |-1D) | -17) | (2,0) 
Kindergeld -3,0 -4,9 -4,9 -8,0 -8,0 -8,0 -8,0 

insgesamt in Mrd. Euro 0,0 -6,2 -28,1 |-33,3 1-30,9 | -46,0 | -52,6 
(in Prozent des BIP) (00) |(-0,3) |(-13) |-16) |(-1,4) | (-2,1) | (-2,3) 


zum Vergleich: Budgetsaldo 
in Prozent des BIP 15 |-12D) |-28 !-37 1-40 |-38 |-3,3 


1) ohne Erlöse aus der Versteigerung von UMTS-Lizenzen. 


Quelle: diverse Gemeinschaftsdiagnosen; Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen. 


In den Jahren 1999 und 2000 ergaben sich noch keine oder keine nennens- 
werten fiskalischen Kosten durch die Steuerreformschritte. Das lag daran, dass 
das Bruttoentlastungsvolumen relativ gering war, und es ın nennenswertem 
Umfang zu einer Verbreiterung der Bemessungsgrundlage, vor allem auch im 
Unternehmensbereich, kam. Seit dem Jahr 2001, in dem die erste massıve 
Steuersenkung einsetzte, liegen die fiskalischen Kosten bei gut 1 % des BIP, 
nach den beiden letzten Reformstufen ım Jahr 2004 und 2005 stiegen sie auf 
1,7 bzw. 2,0 % des BIP an. Bezieht man die Kindergelderhöhung mit ein, be- 
laufen sich die Kosten ım Jahr 2005 sogar auf 2,3 % des BIP. 

Diese fiskalischen Kosten sind zwar außerordentlich hoch, sie müssen jedoch 
nicht zwingend negative Konsequenzen für die staatliche Ausgabenpolitik ha- 
ben. Wären die Gebietskörperschaften bereit und in der Lage gewesen, die 
Aufkommensverluste vorübergehend hinzunehmen und über eine höhere Net- 
tokreditaufnahme zu finanzieren, was angesichts der damaligen Konjunkturkri- 
se sogar eine gewisse Berechtigung gehabt hätte, hätte es nicht zu Einschrän- 
kungen auf der Ausgabenseite kommen müssen. Allerdings sah sich die Bun- 
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desregierung an den Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) ge- 
bunden. Dieser begrenzt das gesamtstaatliche Haushaltsdefizit auf 3 % des 
BIP und schreibt mittelfristig ausgeglichene oder sogar überschüssige öffentli- 
che Haushalte vor - die Bundesregierung hatte ursprünglich für 2004 einen 
ausgeglichenen gesamtstaatlichen Haushalt angestrebt (vgl. BMF 2000a). Zu- 
dem hatte Hans Eichel seit seinem Amtsantritt als Bundesfinanzminister 1999 
versucht, sich als Sparkommissar zu profilieren. Als dann Ende 2000 die US- 
Konjunktur einbrach und es nach den Terroranschlägen vom 11. September 
2001 zu einem länger andauernden weltwirtschaftlichen Einbruch kam, der 
unerwartet schnell und stark auf Deutschland übergriff, führten die konjunk- 
turbedingt höheren Defizite in Kombination mit den Steuersenkungen die öf- 
fentlichen Haushalte trotz moderaten Ausgabenwachstums schnell an die De- 
fizitobergrenze des SWP von 3 % des BIP. Seit 2002 wurde sie sogar über- 
schritten (Tabelle 2). Seit jenem Jahr versuchte die Bundesregierung hektisch, 
die Defizitentwicklung mittels Steuer- und Abgabenerhöhungen an anderer 
Stelle, vor allem aber mittels drastischer Sparpolitik auf der Ausgabenseıite, 
einzuhalten. Welch entscheidende Rolle dabei die Steuersenkungen spielten, 
wird deutlich, wenn man die fiskalischen Kosten in jedem Jahr mit dem ge- 
samtstaatlichen Haushaltsdefizit im jeweils selben Jahr vergleicht (Tabelle 2). 
In erster Annäherung lässt sich sagen, dass ohne die rot-grünen Steuersenkun- 
gen in keinem einzigen Jahr der Grenzwert des SWP überschritten worden wä- 
re. Ohne die Steuersenkungen wäre der Druck auf die öffentlichen Haushalte 
zu Einsparungen mithin entscheidend verringert worden. 

So aber kamen die nachfolgenden gravierenden Konsequenzen für die staatlı- 
chen Ausgaben zustande, die im Übrigen auch zuvor bereits auf Sparkurs ge- 
wesen waren. Im Jahr 2001 kam das Defizit mit einem Schlag von 1,2 % des 
BIP im Vorjahr auf 2,8 % des BIP nahe an die Defizitobergrenze des SWP. 
2002 hielt die Bundesregierung zunächst noch an ihrem Ziel fest, bis 2004 eı- 
nen ausgeglichenen gesamtstaatlichen Haushalt zu erreichen, und verpflichtete 
sich selbst und die Länder auf einen sparsameren Ausgabenkurs, verzichtete 
jedoch mit Ausnahme einer Tabaksteuererhöhung noch auf Steuer- und Ab- 
gabenerhöhungen. Als der erhoffte und von allen Experten prognostizierte 
Aufschwung und damit auch die Erholung auf der Einahmenseite ausblieb 
und das so genannte Jahrhunderthochwasser noch zusätzlich zu Ausgabenver- 
pflichtungen in Milliardenhöhe führte, war die 3%-Grenze nicht mehr zu hal- 
ten; das Defizit erreichte 3,7 % des BIP. Daher wurde die für 2003 vorgesehe- 
ne zweite Stufe der Steuerreform 2000 um ein Jahr auf 2004 verschoben und 
die Körperschaftsteuer befristet um 1,5 Prozentpunkte angehoben. Zusätzlich 
kam es zu weiteren Anhebungen bei der Ökosteuer und den Sozialversiche- 
rungsbeiträgen sowie zu deutlichen Kürzungen auf der Ausgabenseite. Nach- 
dem die Konjunktur sich erneut nicht erholt hatte und es daher wieder nicht 
gelang, den Haushalt zu konsolidieren - das Defizit stieg weiter auf 4 % des 
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BIP - wurde der Sparkurs 2004 noch weiter verschärft. Steuervergünstigungen 
und Finanzhilfen wurden abgebaut, die Ausgabensteigerungen drastisch zu- 
rückgefahren. Zur Konjunkturankurbelung wurden zusätzlich zur Steuersen- 
kungsstufe von 2004 etwa zwei Drittel der für 2005 geplanten dritten Stufe der 
Steuerreform 2000 vorgezogen. Die Netto-Steuerentlastung von immerhin 18 
Mrd. Euro 2004 wurde insgesamt jedoch durch die restriktive Ausgabenpolitik 
deutlich überkompensiert. 

Im Jahr 2005 wurde weiter auf der Ausgabenseite gekürzt. Bei Amtsantritt der 
schwarz-roten Koalition war klar, dass das Defizit mit 3,3 % erneut gegen den 
SWP verstoßen würde. Da der Haushaltskonsolidierung im Koalitionsvertrag 
eine hohe Priorität eingeräumt wurde, kam es zu weiteren Sparmaßnahmen. 
Diesmal lag der Schwerpunkt der Konsolidierungsmaßnahmen jedoch auf der 
Einnahmeseite. Neben dem Abbau von Steuervergünstigungen - vor allem für 
abhängig Beschäftigte - wurde für das Jahr 2007 eine Anhebung der Umsatz- 
und der Versicherungsteuer um 3%-Punkte mit einem Volumen von über 25 
Mrd. Euro (1% des BIP) beschlossen. Trotz dieser Mafßnahmen, die medial als 
die größte Steuererhöhung in der Geschichte der Bundesrepublik ausge- 
schlachtet wurden, blieben die Staatsfinanzen per saldo durch die rot-grünen 
Steuerreformen - die schnell in Vergessenheit geratene größte Steuersenkung 
in ebenjener Geschichte - weiter stark belastet (Tabelle 3). Trotz der Steuerer- 
höhungen unter Schwarz-Rot bleibt wegen der rot-grünen Steuersenkungen 
von 2007 bis 2010 eine Lücke von jährlich etwa 20 Mrd. Euro bestehen. Da- 
bei ist zusätzlich zu berücksichtigen, dass ein Teil des zusätzlichen Aufkom- 
mens aus der Erhöhung der Umsatzsteuer nicht für höhere Ausgaben der Ge- 
bietskörperschaften zur Verfügung steht, weil es in die Senkung der Beitrags- 
sätze zur Arbeitslosenversicherung fließt. 


Tabelle 3: Fiskalische Auswirkungen sämtlicher steuerpolitischer Maßnahmen 
von 1998 bis 2007 in den Jahren 2000 bis 2010 in Mrd. Euro 


2000 | 2001 | 2002 | 2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 


Rot-Grün Al 7295| -24,0 | -30,9 | -34,6 | -43,4 | -38,7 | 41,7 | 42,7) -45,7 3 47,2 


Schwarz-Rot | -1,7| 216} 21,5) 25,4 | 29,4 


Insgesamt | 41] 29,5 | -24,0 | -30,9 | -34,6 | 43,4] -40,5 | -20,2 | -21,2 | -20,3 | -17,8 


Quelle: Truger et al. (2007). 


Abbildung 1 verdeutlicht, wie sehr die deutschen Staatsausgaben nach der Kri- 
se 2001 Gründen auf Tauchstation gingen. Seit 2003 sind die Wachstumsraten 
der Gesamtausgaben ausgehend von einem niedrigen Niveau rückläufig, im 
Jahr 2004 schrumpften sie nominal um 0,8 %. Danach erholten sie sich nur 
leicht und wuchsen bis 2007 kaum. 
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Entwicklung von Staatsausgaben, Staatseinnahmen und 
realem BIP in Deutschland in Prozent gegenüber dem Vorjahr 
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Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 


Schaut man etwas genauer auf wesentliche Komponenten der Staatsausgaben, 
so verfestigt sich das Bild. Von 2001 bis 2005 stürzen die öffentlichen Investi- 
tionen regelrecht ab; erst ab 2006 sind wieder positive Wachstumsraten zu 
verzeichnen. Dahinter steckt vor allem das pro-zyklische Investitionsverhalten 
der Gemeinden, die nach wie vor die größten öffentlichen Investoren sind. Da 
sie sich nur sehr begrenzt verschulden dürfen, reagieren sie auf konjunktur- 
und steuersenkungsbedingt weg brechende Steuereinnahmen mit Kürzungen 
bei den disponiblen Ausgabenkategorien, vor allem den öffentlichen Investiti- 
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onen. Die öffentliche Investitionsquote ist mittlerweile auf ein Besorgnis erre- 
gend niedriges Niveau von nur noch 1,5 % des BIP gefallen - ın der alten EU 
ohne Deutschland waren es 2,9 % des BIP. Der Staatskonsum sackte ebenfalls 
ab; dahinter verbergen sich neben Sparmaßnahmen im Gesundheitswesen und 
bei den Vorleistungskäufen vor allem ein fortgesetzter öffentlicher Personalab- 
bau und ein ausgeprägter Lohnverzicht bei den öffentlichen Bediensteten. 
Bemerkenswert ist, dass von 2003 bis 2005, mitten in einer Stagnationsphase 
mit stark ansteigender Arbeitslosigkeit, selbst die Wachstumsraten der monetä- 
ren Sozialleistungen rückläufig sind (vgl. ausführlicher dazu Vesper 2008). Die 
Staatsausgabenquote (gesamte Staatsausgaben in Relation zum nominalen BIP) 
sank in nur vier Jahren dramatisch von 48,5 % im Jahr 2003 auf nur noch 
44,1 % im Jahr 2007. Erst 2008 wird sich das Ausgabenwachstum wieder an- 
nähernd normalisiert haben, was von den sich gern als Sparkommissaren gerie- 
renden Vertretern des Mainstreams der deutschen Volkswirtschaftslehre entspre- 
chend als gefährliche Abkehr vom Konsolidierungskurs beargwöhnt wird. 

Wie geradezu atemberaubend restriktiv die Entwicklung der öffentlichen Aus- 
gaben in Deutschland tatsächlich war, zeigt ein internationaler Vergleich. Die 
durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der gesamtstaatlichen Ausgaben lag 
in Deutschland von 1998 bis 2007 nominal bei nur 1,4 %. Der Durchschnitt 
der alten EU lag mit 4,1 % knapp dreimal so hoch. Im betrachteten Zeitraum 
gab es kein einziges von 33 Ländern, für die die EU-Kommission (2008a) Da- 
ten vorhält (EU-27 ohne Bulgarien plus Island, Norwegen, Schweiz und USA), 
das ein niedrigeres Staatsausgabenwachstum verzeichnete als Deutschland. Das 
gilt auch für die realen Staatsausgaben, bei denen Deutschland das einzige Land 
ist, das mit durchschnittlich -0,2% pro Jahr einen Rückgang zu verzeichnen hat- 
te. Deutschland ist Weltmeister bei der Sparsamkeit der staatlichen Ausgabenpo- 
litik - ein Weltmeistertitel, über den man in den Medien erstaunlich wenig er- 
fährt, prangern diese doch zumeist eher die angebliche Verschwendungssucht 
und den angeblich mangelnden Sparwillen der deutschen Politik an. 


4. Wachstums- und beschäftigungspolitische Kosten’ 


Wenn man die deutsche wirtschaftspolitische Debatte verfolgt, mag es zu- 
nächst paradox anmuten, den rot-grünen Steuersenkungen wachstums- und 
beschäftigungspolitische Kosten zu unterstellen. Zu oft sind die segensreichen 
Wirkungen dieser Steuersenkungen von interessierter Seite betont worden. Al- 
lerdings spricht auch theoretisch wenig für negative Effekte: Steuersenkungen 
lassen sich sowohl angebots- wie nachfragetheoretisch positive Wachstums- 
und Beschäftigungswirkungen zuschreiben. 

Frappierend ist jedoch, dass die Phase der rot-grünen Steuersenkungen von 


1 Siehe zu diesem Abschnitt ausführlich Truger (2004b). 


36 Achim Truger 


2001 bis 2005 identisch mit der langen Stagnationsphase der deutschen Wirt- 
schaft von 2001 bis 2005 ist, während der Aufschwung 2006 und 2007 in eine 
Phase deutlicher Steuererhöhungen fällt (Tabelle 4). Offensichtlich haben die 
rot-grünen Steuerreformen nicht den erhofften Wachstumsschub gebracht - 
wenn sie nicht sogar offen schädlich gewesen sind. Im Folgenden soll erläutert 
werden, dass genau dieses Resultat bei unvoreingenommener Auswertung 
selbst der existierenden Mainstream-Literatur zu erwarten war. 


Tabelle 4: Wachstum des realen BIP ın Deutschland 
gegenüber dem Vorjahr ın Prozent 


92 |93 194 195 | 9% |97 | 98 | 9 | 00 | Ol 02 | 03 | 04 | 05 | 06 | 07 


22108127|119|j10| 18 |20| 20 | 32 | 12 | 00 | 02 11108129 | 25 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


4.1 Angebotspolitische Effekte schwach 


Die meisten BefürworterInnen von Steuersenkungen in Politik und Medien 
schreiben der aus ihrer Sicht zu hohen Steuer- und Abgabenlast eine erdros- 
selnde Wirkung aufgrund negativer Leistungsanreize zu. Ihre extremste Aus- 
prägung hat diese Sicht in der so genannten Laffer-Kurven-Argumentation, 
wonach die erdrosselnde Wirkung der Besteuerung so stark ist, dass von der 
Senkung der Steuersätze aufgrund wieder gewonnener Leistungsanreize sogar 
steigende Steueraufkommen erhofft werden. Diese Sicht wurde jedoch in der 
akademischen Makroökonomie kaum von Ernst zu nehmenden Okonomin- 
nen vertreten (vgl. Krugman 1994, 82ff.) und wird in den makroökonomi- 
schen Lehrbüchern aus dem angloamerikanischen Raum entsprechend offen 
als Irrtum bezeichnet (vgl. etwa Blanchard 2003, 496). Das heißt aber noch 
nicht, dass von der Besteuerung überhaupt keine relevanten Anreizwirkungen 
ausgehen. Diese sind vielmehr seit langem Gegenstand der finanzwissenschaft- 
lichen (Lehrbuch-)Literatur. Dort werden die Auswirkungen der Besteuerung 
auf wirtschaftlich bedeutende Entscheidungen der privaten Haushalte und der 
Unternehmen ausführlich untersucht (vgl. etwa Rosen 1999, 375 ff.). 

Bezüglich der Haushalte stehen vor allem die Arbeitsangebots- und die Spar- 
entscheidung im Mittelpunkt. Darüber hinaus wird zunehmend auch das 
Problem der legalen und illegalen Steuervermeidung, d.h. etwa der Wohnsitz- 
verlagerung, der Steuerhinterziehung oder der Schwarzarbeit analysıert. Es las- 
sen sich allerdings - auch im Mainstream - keine überzeugenden theoreti- 
schen oder empirischen Hinweise für das Vorliegen starker negativer Anreizef- 
fekte der Besteuerung und damit entsprechend positiver Effekte von Steuer- 
senkungen finden (vgl. ausführlich Corneo 2005; Truger 1999). Für die Sen- 
kung von Steuern ist schon im einfachsten Lehrbuchmodell theoretisch nicht 
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klar, ob davon positive oder negative Effekte auf das Arbeitsangebot ausgehen. 
Empirische Ergebnisse sprechen im Durchschnitt nur für schr geringe positive 
Reaktionen. Eine insgesamt schwach ausgeprägte Reaktion findet sich im 
Durchschnitt auch bei der Ersparnisbildung. 

Üblicherweise wird im Unternehmensbereich der Einfluss der Besteuerung auf 
die Investitionsentscheidung, die Standortwahl, die Finanzierungsentscheidung 
und die Wahl der Rechtsform analysiert (vgl. SVR 2001, 296ff. und 2003, 
308ff.). Die Analyse dieser Wirkungen ist im Einzelnen hochkomplex und 
kann hier nicht geleistet werden. Von großer Bedeutung ist jedoch die Frage, 
ob die Steuerbelastung der Unternehmen investitionsfeindlich ist und die 
Standortattraktivität schwächt, so dass Steuersenkungen als notwendig er- 
scheinen könnten, um die Investitionsnachfrage und damit auch Wachstum 
und Beschäftigung anzuregen. Theoretisch lässt sich zunächst sehr plausibel 
ein Einfluss der Besteuerung auf die Investitionsentscheidung herleiten (vgl. 
Rosen 1999, 400 f£.). Auch empirische Untersuchungen legen einen solchen 
Einfluss nahe. Aber selbst wenn man einen solchen Einfluss als gegeben an- 
nimmt, stellt sich die Frage, wie groß er im Verhältnis zum Einfluss anderer 
Determinanten der Investitionsnachfrage ist. Üblicherweise werden in der em- 
pirischen Literatur kostenseitige Einflussgrößen, wie etwa Arbeitskosten und 
Steuern zwar als bedeutsam, gegenüber der erwarteten Kapazitätsauslastung, al- 
so der erwarteten Nachfrage sowie jüngst auch der Finanzierungsmöglichkei- 
ten der Unternehmen auf imperfekten Kapitalmärkten als weitaus weniger re- 
levant eingeschätzt (vgl. Chirinko 1993; Hubbard 1998). Damit scheint das 
Investitionsverhalten der Unternehmen im Allgemeinen nicht kritisch von der 
Besteuerung abzuhängen und ein dringender Steuersenkungsbedarf lässt sich 
aus wachstumspolitischer Sicht nicht herleiten. 

Daher sind die angebotspolitischen Effekte auf Wachstum und Beschäftigung, 
die von Steuersenkungen ausgehen, insgesamt nur als gering einzustufen. Auch 
die wenigen Untersuchungen zu den konkreten Arbeitsangebotswirkungen der 
rot-grünen Reformen (Haan/Steiner 2004; Wagenhals 2000) kommen nur zu 
geringen Effekten. Hinzu kommt noch, dass eine angebotspolitische Strategie 
der Erhöhung von Arbeitsangebot und Ersparnis in einer Situation deutlicher 
konjunktureller Unterauslastung selbst im durchschlagenden Erfolgsfall sogar 
kontraproduktiv wäre, da sie zumindest kurzfristig die Arbeitslosigkeit erhöhte 
und über die sinkende Konsumquote den privaten Konsum verringerte. 


4.2 Positive nachfrageseitige Effekte 
durch Ausgabenkürzungen überkompensiert 


Nachfrageseitig können Steuersenkungen durchaus sinnvoll sein. Defizit finan- 
zierte Steuersenkungen erhöhen das verfügbare Einkommen der privaten 
Haushalte und damit nach Maßgabe der marginalen Konsumquote auch die 
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private Nachfrage. Der expansive Effekt ist ceteris paribus, d.h. bei unverän- 
derter staatlicher Nachfrage, umso größer, je stärker die Bezieher niedriger und 
mittlerer Einkommen entlastet werden, da diese eine besonders hohe Kon- 
sumquote aufweisen. Steuersenkungen sind damit zur nachfrageseitigen Kon- 
junkturankurbelung in einer Situation mit unterausgelasteten Kapazitäten 
grundsätzlich geeignet. Allerdings konkurrieren sie mit ausgabenseitigen Maß- 
nahmen, also einer Erhöhung der Staatsausgaben, insbesondere der staatlichen 
Investitionen, der nach akzeptierter Lehrmeinung deutlich höhere Multiplika- 
toren und damit eine deutlich höhere konjunkturpolitische Effizienz zuge- 
schrieben wird.” Grundvoraussetzung für eine positive nachfrageseitige Wir- 
kung ist aber natürlich, dass man bereit ist, die mit der Steuersenkung einher- 
gehenden Steuerausfälle auch tatsächlich durch höhere Budgetdefizite zu fi- 
nanzieren. Liegt diese Bereitschaft nicht vor, wird also ausgabenseitig gegen 
gekürzt, dann hängt der Gesamteffekt neben dem Umfang von Steuersenkun- 
gen und Ausgabenkürzungen auch davon ab, ob staatliche Investitions-, Kon- 
sum- oder Transferausgaben gekürzt werden. Unterstellt man zur Vereinfa- 
chung den Multiplikator steuerfinanzierter Transformationsausgaben nach 
dem Haavelmo-Theorem (vgl. Felderer/Homburg 2003, 172f.), dann führen 
gleich große Steuer- und Ausgabensenkungen zu einem restriktiven Gesamtef- 
fekt. Der positive Effekt der Steuersenkungen wird durch ausgabenseitige Kon- 
solidierungsmaßnahmen überkompensiert. Genau darin bestand aber, wie in 
Abschnitt 3 dargelegt, das Problem der deutschen Finanzpolitik. Die rot-grüne 
Bundesregierung war u.a. wegen des SWP nicht bereit, die mit den Steuersen- 
kungen einhergehenden Einnahmeausfälle wirklich hinzunehmen und betrieb 
spätestens seit 2003 eine pro-zyklische, also Krisen verschärfende Finanzpoli- 
tik, vor allem durch Kürzungen auf der Ausgabenseite. 

Dies kommt sehr gut in Abbildung 2 zum Ausdruck. Das Output Gap ist ein 
Maß für die konjunkturelle Lage. Ist es positiv (negativ), befindet sich die 
Wirtschaft in einer oberhalb (unterhalb) des Trends liegenden guten (schlech- 
ten) Situation. Im Zeitablauf steigende (fallende) Werte zeigen einen Konjunk- 
turaufschwung (-abschwung) an. Der strukturelle Budgetsaldo zeigt den kon- 
junkturbereinigten, d.h. um den geschätzten Einfluss konjunktureller Schwan- 
kungen gemäß dem Output Gap auf die Staatseinnahmen und Ausgaben be- 
reinigten Budgetsaldo an. Im Zeitablauf steigende (fallende) Werte zeigen eine 
aktive fiskalpolitische Restriktion (Expansion) an.’ Von 2001 bis 2005 fällt das 


2 Vgl. zur theoretischen Ableitung der Multiplikatoren ausführlich Hesse (1998). Ein knapper 
Überblick über jüngere empirische Studien findet sich in Arestis/Sawyer (2003). Einen sehr 
guten aktuellen Überblick über die Effizienz unterschiedlicher fiskalpolitischer Maßnahmen, 
ohne dass dabei allerdings viel Neues oder gar Überraschendes herauskäme, findet sich in 
Elmendorf/Furman (2008). 

3 Die Verwendung sowohl des Output Gaps als auch des konjunkturbereinigten Budgetsaldos 
ist eine Standardprozedur des ökonomischen Mainstreams und aus methodischen Gründen 
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Output Gap und signalisiert damit die sich verschärfende konjunkturelle Kri- 
se. Genau wie oben beschrieben reagiert die deutsche Finanzpolitik von 2001 
bis 2002 noch relativ angemessen auf den Abschwung. Ab 2003 aber steigt der 
strukturelle Budgetsaldo kräftig, d.h. die Finanzpolitik konsolidiert bis 2005 
mitten in den Abschwung hinein. Ab 2006 kann die Finanzpolitik dann wie- 
der als anti-zyklisch beschrieben werden, da die Konsolidierung im Auf 
schwung erfolgt. Da dieser Aufschwung zu dem Zeitpunkt, als die Konsolidie- 
rungsmaßnahmen beschlossen wurden, noch nicht bekannt war, war dieser fi- 
nanzpolitische Kurs allerdings hochriskant (Eicker-Wolf/Truger 2006). 


Struktureller Budgetsaldo und Output Gap 
in Prozent des potenziellen BIP in Deutschland 
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Aufgrund der hochgradigen Interdependenz von Finanzpolitik und Wirt- 
schaftsentwicklung, sollte man mit einfachen Rechenbeispielen auf der Basıs 
der vorgestellten Ergebnisse vorsichtig sein. Dennoch erscheint die Schlussfol- 


hochproblematisch (vgl. ausführlicher Hein/Truger 2007 und 2008). Die von der OECD 
(2008) ermittelten Ergebnisse korrespondieren jedoch recht gut mit den anhand theoretisch 
überzeugenderen, alternativen Maßen ermittelten Indikatoren, so dass sie hier aus Vereinfa- 
chungsgründen angeführt werden. 
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gerung zulässig, dass es bei einer konjunkturgerechteren Finanzpolitik, die von 
2002 bis 2005 den strukturellen Budgetsaldo unverändert gelassen hätte, nicht 
zu der hartnäckigen Stagnation der deutschen Wirtschaft bis 2005 hätte 
kommen müssen: Von 2002 bis 2005 wurde der strukturelle Budgetsaldo um 
jährlich knapp 0,6 % des BIP verringert. Geht man von einem Multiplikator 
von 1 aus, dann hätten die ın Tabelle 4 ausgewiesenen Wachstumsraten von 
2003 bis 2005 jeweils um 0,6 Prozentpunkte höher gelegen; 2004 und 2005 
wäre dadurch die Beschäftigungsschwelle überschritten und vermutlich ein 
kräftiger selbst tragender Aufschwung in Gang gesetzt worden. 

Ähnliches, vielleicht in etwas schwächerer Ausprägung, hätte gegolten, wenn 
die Finanzpolitik auf die rot-grünen Steuersenkungen und damit auch auf die 
induzierten Ausgabenkürzungen verzichtet hätte. In diesem Fall wären kon- 
junkturpolitisch wenig effektive Steuersenkungen durch weitaus effektivere 
höhere Staatsausgaben ersetzt worden. In diesem Sinne haben die rot-grünen 
Steuersenkungen durchaus entscheidend zur Vertiefung und Verlängerung der 
Stagnationsphase von 2001 bis 2005 beigetragen. 


5. Verteilungspolitische Kosten 


Auch bezüglich der Verteilungsgerechtigkeit haben sich die Steuersenkungen 
negativ ausgewirkt. Zwar wurde mit der deutlichen Erhöhung des Kindergeldes 
bewusst den negativen Verteilungsfolgen der vom Bundesverfassungsgericht ge- 
forderten höheren Kinderfreibeträge entgegengewirkt. Bei der Analyse der Ver- 
teilungswirkungen der Senkung der Einkommensteuer ist zunächst zu berück- 
sichtigen, dass nur etwa die Hälfte der Haushalte in der BRD überhaupt Ein- 
kommensteuern zahlt, d.h. die ärmere Hälfte der Haushalte profitiert nicht 
von Senkungen der Einkommensteuer. Bezogen auf die Hälfte der Haushalte, 
die von Einkommensteuersenkungen erreicht werden, ist das Entlastungsprofil 
bei der Einkommensteuer vor allem aufgrund der starken Senkung des Spit- 
zensteuersatzes ungleichmäßig und entlastet sehr hohe und höchste Einkom- 
men relativ stärker. 

Näherungsweise lässt sich dies schon am Verlauf der tariflichen Durchschnitts- 
steuersätze, d.h. der zu zahlenden Einkommensteuer in % des zu versteuern- 
den Einkommens vor und nach den Reformen ablesen (Abbildung 3). Diese 
Betrachtungsweise vernachlässigt sämtliche Änderungen bei der Ermittlung des 
zu versteuernden Einkommens, d.h. sämtliche Verbreiterungen der Bemes- 
sungsgrundlage. Angesichts der Tatsache, dass diese Änderungen insbesondere 
seit 2001 nur sehr gering waren, ist die Verzerrung nicht besonders groß. Es 
zeigt sich, dass die Steuerreformen zwar eine breite Entlastung auch im unte- 
ren und mittleren Bereich des zu versteuernden Einkommens liefern, dass die 
Entlastung jedoch ab einem Einkommen von 50.000 Euro immer weiter an- 
steigt. Sie nähert sich für sehr große Einkommen asymptotisch der Differenz 


der Spitzensteuersätze von 11 Prozentpunkten an, während die maximale Ent- 
lastung im unteren und mittleren Einkommensbereich lediglich bei etwa 5 
Prozentpunkten liegt. Das ungleiche Entlastungsprofil ist ein zusätzlicher 
Grund, warum die nachfrageseitigen Effekte der Steuersenkungen nur sehr ge- 
ring zu veranschlagen sind. Da überproportional Haushalte mit hohen und 
sehr hohen Einkommen entlastet wurden, die eine hohe Sparquote aufweisen, 
dürfte der positive Effekt auf den privaten Konsum nur schwach gewesen sein. 


Tarifliche Grenz- und Durchschnittssteuersätze der Einkommensteuer in Ab- 
hängıgkeit vom zu versteuernden Einkommen in Prozent 1998 und 2005 
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Dass die Reform der Einkommensteuer insgesamt die Ungleichmäßigkeit der 
Einkommensverteilung vergrößert, wird auch durch statistische Untersuchun- 
gen bestätigt (vgl. Haan/Steiner 2004 und Wagenhals 2000). Die rot-grünen 
Steuerreformen haben damit den schon seit geraumer Zeit beobachtbaren 
Trend zu einer ungleicheren personellen Einkommensverteilung (vgl. Bundes- 
regierung 2001 und 2005) verschärft. 

Hinzu kommt noch, dass die Steuersenkungen wie in Abschnitt 4 erläutert 
wesentlich zu einer Verlängerung und Vertiefung der wirtschaftlichen Stagnati- 
on und damit auch zur stark ansteigenden Arbeitslosigkeit in Deutschland ge- 
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leistet haben. Arbeitslosigkeit erhöht das Armutsrisiko sehr stark und trägt 
damit zur Polarisierung der Einkommensverteilung bei. Auch die von der 
schwarz-roten Regierung zur Haushaltskonsolidierung für notwendig erachtete 
Erhöhung der Umsatzsteuer hat, trotz der teilweisen Kompensation durch die 
Senkung der Sozialversicherungsbeiträge, überproportional untere und mittlere 
Einkommen belastet (Bach 2006). 


6. Ausblick: Kann die Steuersenkungswut überwunden werden? 


Die beschriebenen gravierenden ökonomischen und sozialen Kosten der rot- 
grünen Steuerreformen lassen sich als Folge des fatalen Zusammenwirkens 
zweier hochproblematischer Grundtendenzen der deutschen Wirtschaftspolitik 
(mindestens) der letzten 15 Jahre begreifen: Einer Steuersenkungswut auf der 
einen und einer Haushaltskonsolidierungswut auf der anderen Seite. Die Steu- 
ersenkungswut hat dazu geführt, dass die rot-grüne Bundesregierung im Über- 
schwang einer konjunkturellen Schönwetterphase drastische Senkungen bei der 
Einkommens- und Unternehmensbesteuerung durchsetzte, die die Steuerpoli- 
tik für viele Jahre im Voraus festlegten. Die Haushaltskonsolidierungswut führ- 
te dann dazu, dass die Finanzpolitik in der Stagnation von 2001 bis 2005 ge- 
gen die konjunktur- und steuerreformbedingten Steuerausfälle ansparte und so 
einen drastischen staatlichen Schrumpfungsprozess einleitete, der gleichzeitig 
noch die ökonomische Krise verschärfte. Nicht nur angesichts der gegenwärti- 
gen tiefen Rezession (IMK 2008; Horn et al. 2009) stellt sich die Frage, ob die 
deutsche Finanzpolitik aus den negativen Frfahrungen der jüngsten Vergan- 
genheit gelernt hat oder ob möglicherweise eine Wiederholung droht. 
Einerseits scheint einiges gegen eine Wiederholung zu sprechen. Die Finanz- 
politik geht aus der wesentlich besseren Ausgangsposition eines ausgegliche- 
nen gesamtstaatlichen Haushalts in den gegenwärtigen Abschwung, während 
im letzten Abschwung noch ein beträchtliches Defizit von 1,2% des BIP be- 
stand (Truger/Vesper 2008). Zudem hat sie sich bisher nicht im gleichen 
Ausmaß wie im letzten Abschwung auf riesige Steuersenkungen in der Zukunft 
verpflichtet. Darüber hinaus kann man feststellen, dass die SPD sich in den 
letzten Jahren - mit Ausnahme der Unternehmenssteuerreform - nicht mehr 
für Steuersenkungen ausgesprochen hat. 


4 Allerdings existieren bereits erhebliche Belastungen durch die Steuersenkungen aus dem 
Konjunkturpaket I ın Höhe von 6 Mrd. Euro jährlich und durch die geplante Absetzbarkeit 
der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge von der Einkommensteuer in Höhe von jähr- 
lich 8 Mrd. Euro. Hinzu kommen Risiken aus der Unternehmensteuerreform 2008, die we- 
sentlich mehr als die veranschlagten 5 Mrd. Euro jährlich kosten könnte. Als problematisch 
könnte sich zudem die in den letzten Jahren forcierte Senkung der Beitragssätze zur Arbeits- 
losenversicherung von 6,5 auf nur noch 2,8 % im Jahr 2009 erweisen. Bei dem zu erwarten- 
den kräftigen Anstieg der Arbeitslosigkeit wird die Bundesagentur für Arbeit schnell wieder 
Defizite ausweisen, die dann das Rısıko von (weiteren) Leistungseinschränkungen bergen. 


Die sicherlich positivste und überraschendste Entwicklung scheint es bei der 
Heilung der Haushaltskonsolidierungswut gegeben zu haben. So haben in der 
letzten Zeit angesichts der Schärfe des zu erwartenden Abschwungs zahlreiche 
Stimmen ein aktives konjunkturpolitisches Eingreifen der (deutschen) Finanz- 
politik - und damit höhere Defizite - gefordert, von denen man dies in der 
Vergangenheit niemals erwartet hätte. Die OECD (2008, S. 106) warnte zwar 
vor dauerhaften Ausgabensteigerungen, hielt jedoch ein schnelles, gezieltes 
und befristetes Konjunkturpaket für erwägenswert. Die EU-Kommission hatte 
bei der Präsentation ihrer Prognose für 2009 insbesondere Deutschland bereits 
dazu aufgerufen, die finanzpolitischen Spielräume zur Stabilisierung der Kon- 
junktur zu nutzen, und anderen Staaten signalisiert, dass sie gegen eine vorü- 
bergehende Überschreitung der 3%-Grenze nicht vorgehen wird (EU- 
Kommission 2008b). Später hat sie sogar ein europaweit abgestimmtes Kon- 
junkturpaket gefordert (EU-Kommission 2008c). 

Fast noch erstaunlicher mutet an, dass mittlerweile selbst viele deutsche Öko- 
nomen - sonst traditionell besonders von der Haushaltskonsolidierungswut 
befallen - einen gewissen Handlungsbedarf einräumen. So haben auch die 
Forschungsinstitute - gestützt auf neuere Forschungsergebnisse aus dem anglo- 
amerikanischen Raum (vgl. Elmendorf/Furman 2008, CBO 2008 und IMF 
2008, S. 159 ff.) - im letzten Herbstgutachten ihren prinzipiellen Widerstand 
aufgegeben und eine Palette von potenziell Konjunktur stützenden Maßnah- 
men aufgezeigt (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2008, S. 78 ff). Völlig 
unerwartet hat sogar der Sachverständigenrat in seinem letzten Jahresgutachten 
explizit eine aktive fiskalpolitische Stimulierung der Konjunktur gefordert 
(SVR 2008, 193 ff). Nach längerem Zögern, einem kosmetischen ersten Kon- 
junkturpaket und dem untauglichen Versuch, ohnehin geplante Maßnahmen 
als konjunkturelle Stützungsaktion zu deklarieren, hat die Bundesregierung im 
Januar schließlich nach internationalem Drängen tatsächlich ein zweites Kon- 
junkturpaket beschlossen, das bei aller Kritik an Timing und Struktur die 
Schärfe des Abschwungs in Deutschland spürbar dämpfen wird (Horn et al. 
2009). Möglicherweise stehen Volkswirtschaftslehre und Wirtschaftspolitik an- 
gesichts der Finanzmarktkrise und des offensichtlichen Versagens der neolibe- 
ralen Deregulierungspolitik sogar vor einem grundlegenden Paradigmenwech- 
sel, der die regulierende und intervenierende Rolle des Staates wieder stärken 
wird (Horn 2008). 

Andererseits gibt es gute Gründe, die eine Wiederholung sehr wahrscheinlich 
machen. Was die Steuersenkungswut angeht, so kann man fest damit rechnen, 
dass die Unionsparteien mit einem Steuersenkungskonzept in den Bundes- 


5 Immerhin unterzeichneten im Jahr 2005 250 deutsche wirtschaftswissenschaftliche Hoch- 
schullehrerInnen den so genannten Hamburger Appell, der konstatierte, jede Ausweitung der 
Staatsverschuldung könne nur Krisen verschärfend wirken. 
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tagswahlkampf ziehen werden. Die SPD wird sich dem Thema im Wahlkampf 
nur schwer verschließen können. Schon zuvor war es politisch unmöglich, 
Steuersenkungen als Teil des Konjunkturpaketes II auszuschließen. Teile der 
wissenschaftlichen Politikberatung preisen bereits die Vorteile von Finkom- 
mensteuersenkungen als konjunkturpolitische Maßnahme, obwohl ihre gerin- 
ge konjunkturpolitische Effektivität in Fachkreisen weitgehend unbestritten ist 
(Döhrn/Kambeck/Schmidt 2008). 

Was die Haushaltskonsolidierungswut angeht, so wird man abwarten müssen, 
ob es tatsächlich zu einem Umdenken gekommen ist, oder ob nicht gerade 
diejenigen, die gegenwärtig in unerwarteter Weise für Konjunkturpakete plä- 
dieren, schnell wieder umfallen, sobald das gesamtstaatliche Defizit sich der 
3%-Marke zu nähern beginnt. Sehr pessimistisch muss stimmen, dass die 
Bundesregierung ihr Konjunkturpaket II mit Tilgungsauflagen versehen will 
und mit der Verankerung einer so genannten Schuldenbremse im Grundgesetz 
gekoppelt hat. Eine solchen Schuldenbremse würde den finanzpolitischen 
Spielraum in der Zukunft stark einengen und zudem die konjunkturpolitische 
Handlungsfähigkeit einschränken (Horn et al. 2008). 

Es gibt also gute Gründe, Steuersenkungs- und Haushaltskonsolidierungswut 
als mittelfristig unabänderliche Konstanten der deutschen Wirtschaftspolitik 
anzusehen und schon für die nächsten Jahre eine Wiederholung ihres fatalen 
Zusammenwirkens zu befürchten. 
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Astrid Kraus 


Unternehmensbesteuerung - gibt es 
nationalstaatliche Handlungsspielräume? 


Die Probleme der Besteuerung von Unternehmen fangen bereits mit der Un- 
schärfe des Begriffs an. Mit einem Unternehmen kann im allgemeinen Sprach- 
gebrauch der Kiosk um die Ecke genauso wie ein Weltkonzern wie Siemens 
gemeint sein. Beide stellen das Steuerrecht vor Herausforderungen, mit deren 
Abhandlungen Regale gefüllt werden können. Dieser Beitrag kann und will 
nicht alle Probleme aufzeigen und schon gar nicht lösen, sondern konzentriert 
sich ausschließlich auf die Besteuerung global agierender Konzerne! im natio- 
nalen und internationalen Kontext”. Nach der Erörterung der Probleme der 
Unternehmensbesteuerung auf diesen beiden Ebenen werden Lösungsansätze 
einer effektiven und angemessenen Unternehmensbesteuerung unter Beach- 
tung des Steuerwettbewerbs aufgezeigt. 

Vor der Diskussion der Reibungspunkte zwischen nationalstaatlicher Besteue- 
rung und globalen unternehmerischen Engagements ist es sinnvoll, die Recht- 
fertigung der Besteuerung von Unternehmen grundsätzlich zu klären. 


Warum Unternehmen besteuern? 


Die Steuererhebung muss als hoheitlicher Eingriffsakt im Einklang mit der 
Verfassung stehen, explizit darf sie den Gleichheitsgrundsatz nicht verletzen. 
Daraus leitet sich erstens der Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungs- 
fähigkeit ab, wonach die Höhe der Besteuerung nach den individuellen öko- 
nomischen Möglichkeiten zu bemessen ist. Zweitens gebietet der Gleichheits- 
grundsatz nach herrschender Meinung eine gleiche Besteuerung unternehmerr- 
scher Betätigung unabhängig von der Rechtsform (vgl. Tipke 2003). 

Rechtfertigung und Form der Steuererhebung auf Gewinne von Kapitalgesell- 
schaften sind umstritten. In der Finanzwissenschaft wurde diskutiert, inwieweit 
Unternehmen als solche eigenständig leistungsfähig sein können, da das Leis- 
tungsfähigkeitsprinzip auf Menschen, nicht aber auf abstrakte Rechtspersonen 


1 In der Regel sind globale Konzerne Kapitalgesellschaften, entsprechend einer deutschen AG 
oder GmbH. Neben der Körperschaftsteuer zählt auch die Gewerbesteuer zu den Ertragsteu- 
ern. Die Diskussion der spezifischen Probleme der Gewerbesteuer würde den Rahmen des 
Beitrags bei weitem sprengen. 

2 Zu den grundsätzlichen Problemen der Steuererhebung vgl. den Beitrag von Himpele/Recht 
in diesem Heft. 
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zugeschnitten sei. Das Besteuerungsrecht wurde deshalb alternativ mit dem 
Prinzip der Äquivalenz begründet, wonach Nutzer öffentlich finanzierter 
Strukturen zur Leistung eines äquivalenten Beitrags verpflichtet sind (vgl. z. B. 
Musgrave/Musgrave 1984). Dieser akademische Streit wurde inzwischen zu- 
gunsten einer Bejahung eines weiten Leistungsfähigkeitsbegriffs beigelegt, der 
sich auch auf juristische Personen ausdehnt (vgl. Tipke 2003: 473). 

Damit tut sich ein weiteres Problem auf: Die eigentliche Wertschöpfung findet 
auf der unternehmerischen Ebene statt, die erwirtschafteten Gewinne steigern 
die Leistungsfähigkeit des Unternehmens. Bei der Ausschüttung der Gewinne 
in Form von Dividenden an den Anteilseigner findet keine weitere Wertschöp- 
fung statt. Das Unternehmen verliert, der Anteilseigner gewinnt an Leistungs- 
fähigkeit. Betrachtet man die gesamte Leistungsfähigkeit von Unternehmen und 
Anteilseigner, rechtfertigt das eine nur einmalige Besteuerung. Dennoch war bis 
1975 die doppelte Belastung gängige Besteuerungspraxis in Deutschland (vgl. 
Tipke/Lang 2008: 471, Kraus 2005). Das widersprach nicht nur dem Prinzip 
der Leistungsfähigkeit, sondern auch dem der Rechtsformneutralität, denn bei 
Personengesellschaften und Einzelunternehmen wurde und wird die Wert- 
schöpfung nur einmal direkt beim Gesellschafter bzw. Unternehmer besteuert. 
Bei Kapitalgesellschaften können dagegen die Steuern auf die Wertschöpfung 
1) bei der Kapitalgesellschaft oder 2) beim Gesellschafter oder 3) anteilig bei 
beiden erhoben werden. Bis 2001 sah das Besteuerungskonzept in Deutschland 
eine vorgelagerte Vollbesteuerung auf Unternehmensebene und eine nachgelager- 
te Besteuerung beim Anteilseigner vor, wobei der Anteilseigner die Steuern des 
Unternehmens auf seine eigene Steuer anrechnen konnte. Faktisch wurde der 
Gewinn - wie bei Personengesellschaften und Einzelunternehmen - nur einmal 
in Höhe des individuellen Steuersatzes des Anteilseigners besteuert. 

Dieses in sich schlüssige Konzept wurde wegen der Schwierigkeiten seiner 
Handhabung beı grenzüberschreitenden Aktivitäten und der befürchteten ne- 
gativen Signalwirkung hoher Nominalsteuersätze aufgegeben und durch ein 
gemischtes Konzept ersetzt. Der unternehmerische Gewinn wird mit einem re- 
lativ niedrigen Steuersatz auf der Ebene der Kapitalgesellschaft und anschlie- 
end mit einem niedrigen effektiven Steuersatz für Kapitaleinkünfte auf der 
Ebene der Anteilseigner besteuert. Die Summe der Gesamtbelastung über bei- 
de Ebenen entspricht annähernd derjenigen, die ein vergleichbarer Einzelun- 
ternehmer bezahlen würde. Die damit verbundenen Probleme werden unter 
dem Abschnitt „Duale Einkommensteuer“ ausführlicher diskutiert. 


Die Crux der Unternehmensbesteuerung: 
Globale Konzerne versus nationale Steuerbehörden 


Globale Unternehmen mit grenzüberschreitenden Aktivitäten ermitteln ihren 
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Gesamtgewinn weltweit nach einheitlichen Vorschriften.” Das führt zu drei 
grundsätzlichen Problemen: Zum ersten muss der Gesamtgewinn für die Be- 
steuerung auf Einzelstaaten aufgeteilt werden. Die Aufteilung zwischen den 
Staaten wird in bilateralen Verträgen, sogenannten Doppelbesteuerungsab- 
kommen (DBA), geregelt.‘ Zum zweiten ermitteln die Staaten die ıhnen nach 
den einschlägigen DBAs zugewiesenen Einkünfte autonom nach ihren jeweili- 
gen steuerlichen Vorschriften. Es kann daher vorkommen, dass ein DBA ei- 
nem Land das Besteuerungsrecht für Einkünfte zuweist, die dieses Land nach 
seinem Recht überhaupt nicht besteuert, wodurch die Einkünfte faktisch gar 
keiner Besteuerung unterzogen werden (vgl. Bundestag 2008). Zum dritten fal- 
len die Nominalsteuersätze seit den Absenkungswellen ab Mitte der 80er Jahre 
weltweit auseinander. Das schafft Anreize zu - häufig nur virtuellen - Gewinn- 
verlagerungen und stellt die Nationalstaaten vor erhebliche Probleme. 


Steuerwettbewerb, Handels- und Kapitalverkehrsfreiheit 


Was sind die Ursachen für diese Absenkungswellen seit den 80ern? Bis dahin 
besteuerten die Industriestaaten in friedlicher Koexistenz Unternehmensge- 
winne mit im Vergleich zu heute hohen Nominalsteuersätzen. Die Steuersätze 
der Industrienationen lagen zwischen 45% und 56%, Großbritannien und Ja- 
pan lagen mit 40% bzw. 43% am unteren Ende der Tabelle. 

Die Ära laufender Absenkungen der Nominalsätze wurden durch die USA in 
der zweiten Hälfte der Reagan-Amtszeit 1986 mit einer Absenkung um 12%- 
Punkte zur Entlastung der angeschlagenen heimischen Wirtschaft eingeläutet. 
Alle anderen Industriestaaten zogen nach und senkten bis Anfang der 90er ih- 
re Nominalsätze zwischen 6 und 12 %-Punkte. Auch die ehemaligen RGW- 
Staaten mischten hier kräftig mit und unterboten sich mit Niedrigsteuersätzen. 
Weitere Senkungen folgten in den 90ern. Seit 2000 wurden die Sätze nochmals 
gesenkt. Heute liegt die Unternehmensbesteuerung in keiner der großen In- 
dustrienationen über einem Nominalsteuersatz von 35%. Mit Ausnahme von 
Belgien, Frankreich und den USA, deren nächste Senkungsrunde noch aus- 
steht, liegen die meisten Länder bei maximal 30%. Deutschland ist mittlerwei- 
le mit einer Belastung von 15% am unteren Ende der Skala angekommen.’ 


3 Weltweit ist das IFRS als globaler Rechnungslegungsstandard auf dem Vormarsch und ver- 
drängt damit die US-Rechnungslegungsvorschriften (US-GAAP). 

4 Nahezu alle Industriestaaten und viele Entwicklungsländer haben bilateral DBAs abgeschlos- 
sen, in denen detailliert geregelt wird, welcher Staat welche Einkunftsarten in welchem Maß 
besteuern kann. Deutschland hat derzeit 108 DBAs abgeschlossen. Diese Abkommen wer- 
den ständig aktualisiert. 

5 Verglichen werden jeweils nur Bundessteuern, die Gewerbesteuer bleibt bei dieser Betrach- 
tung außen vor. 
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Tabelle 1: Entwicklung der nominalen Körperschaftsteuersätze 
in ausgewählten OECD-Ländern 


Unterschied 
1985 - 2008 in 
Prozentpunkten 


Österreich 
Belgien 
Kanada 
Tschechien 
Dänemark 
Frankreich 
Deutschland 
Ungarn 
Irland 
Italien 
Japan 
Polen 


Slowakei 


Spain 


Großbritannien 
USA 
Quelle: OECD Tax Data Base 2007, www.oecd.org/ctp/taxdatabase, eigene Berechnungen 


Wie ist diese Entwicklung zu erklären? Häufig wird Steuerwettbewerb als 
zwangsläufige Folge des globalen Standortwettbewerbs angesehen.’ Die Bun- 
desregierung schließt sich dieser Betrachtung an (vgl. Bundestag 2000). 

Tatsächlich hat der Abbau von Handels- und Kapitalverkehrsbarrieren seit den 
80er Jahren die Mobilität von Kapital und die Flexibilität unternehmerischen 
Handels massiv erweitert. So hat sich der Außenhandel der EU-15-Länder seit 
1995 fast verfünffacht. Ein Zusammenhang zwischen dem Abbau von Han- 
dels- und Kapitalverkehrsbeschränkungen und Steuersatzsenkung ist in öko- 
nometrischen Studien allerdings nicht eindeutig belegt. Je nach Modellan- 
nahme lässt sich ein positiver oder negativer oder gar kein Zusammenhang 
feststellen (vgl. Pitlik 2005: 3ff.) Mit komplexeren Modellen lässt sich indes 
belegen, dass Länder mit hohen Steuersätzen ihre Sätze senken, wenn dies in 


6 So Gewerkschaften in Deutschland und Österreich in zahlreichen Publikationen, hier nur 
zwei Links: Verdi: Steuergerechtigkeit und Verteilungsgerechtigkeit, wipo.verdi.de/dokumente/ 
data/steuerpolitik_und_verteilungsgerechtigkeit.pdf, Arbeiterkammer Österreich: Notwendige 
Kurskorrekturen der EU-Politik, arbeiterkamer.com/bilder/d73/EUKurskorrektur_lang.pdf 


anderen Ländern geschieht (vgl. Devereux/Lockwood/Reodano 2003, Altshu- 
ler/Goodspeed 2002). 

Um diese Veränderungen zu erklären, scheint es sinnvoll, zum Anfangspunkt 
der US-Steuerreform von 1986 zurück zu gehen, die erklärtermaßen eine Stär- 
kung der US-Ökonomie bezweckte. Das Ziel war damals weniger die Anzie- 
hung realer Direktinvestitionen durch Steuersatzsenkungen (vgl. Gen- 
schel/Rixen/Uhl 2008: 302), sondern eher die Einführung einer „marktkon- 
formen“ und wettbewerbsneutralen Besteuerung, die unternehmerisches 
Wachstum befördern sollte. Der Nominalsteuersatz, dem eine wichtige Signal- 
funktion beigemessen wurde, wurde deutlich gesenkt; stattdessen wurde für ei- 
ne gleichmäßige, wettbewerbsneutrale Besteuerung die Bemessungsgrundlage 
verbreitert (vgl. Swank 2002). Andere Industrienationen vollzogen diesen Pa- 
radıgmenwechsel nach. Obwohl eindeutige Belege’ dafür fehlten, wurden et- 
waige Widerstände mit der stetigen und wirkungsvollen Drohung der Unter- 
nehmensabwanderung und Wettbewerbsnachteilen durch hohe Nominalsteu- 
ersätze ın Feld geführt (vgl. Genschel 2003: 429). 

Tatsächlich blieb es nicht bei einer einmaligen Senkung, sondern es setzte ein 
Unterbietungswettbewerb nominaler Steuersätze ein. Auch hier stellt sich die 
Frage nach dem Warum. Zwar ist die angebotstheoretische Annahme, hohe 
Nominalsteuersätze wirkten investitionsfeindlich, fragwürdig, aber die „psycho- 
logische“ Funktion (vgl. Schratzenstaller 2006: 40) des Nominalsteuersatzes als 
Messgröße für die Attraktivität eines Landes ist nach wie vor nicht zu unter- 
schätzen. Zum anderen hat der Steuersatz Auswirkungen auf die internationale 
steuerliche Gewinnverteilung eines Konzerns, der unabhängig von der Ent- 
scheidung über den Ort von Realinvestitionen versuchen wird, steuerpflichtige 
Gewinne von Ländern mit hohem Steuersatz in Länder mit niedrigerem Steu- 
ersatz zu verlagern. 

Während Wertschöpfung und steuerlicher Gewinnausweis lange Zeit räumlich 
zusammenfielen, bietet die fortschreitende Liberalisierung Möglichkeiten, reale 
Wertschöpfung und Gewinnbesteuerung ohne große strukturelle Veränderun- 
gen räumlich voneinander zu entkoppeln. Ein Konzern, der in Deutschland 


7 Der Einfluss der Besteuerung auf Investitionsentscheidungen ist umstritten. Nach einer Stu- 
die von Beratungsunternehmen, in denen 10 DAX 30 Unternehmen u.a. nach der Relevanz 
des Steuerregimes bei der Wahl von Investitionsstandorten befragt wurden, orientieren sich 
Investitionsentscheidungen eher an der Nähe zu Absatz- und Beschaffungsmärkten, Infra- 
strukturbedingungen, Bildung und dem Lohnniveau - die Höhe der Steuersätze spielt dage- 
gen keine Rolle (vgl. Finance 2003). Schratzenstaller (2006: 49) weist jedoch darauf hin, dass 
Steuersätze die Entscheidung für Investitionsstandorte sehr wohl beeinflussen und dies auch 
durch ökonometrische Modelle belegbar ist. Plausibel scheint eine Berücksichtigung von 
Steuerregimes bei der Standortwahl einer ohnehin geplanten Neu- oder Ersatzinvestition. Ein 
Unternehmen, das sich entscheidet in Osteuropa zu investieren, wird bei der Wahl des In- 
vestitionsstandortes auch das Steuerregime mit bewerten. Es ist aber schwer vorstellbar, dass 
eine grundsätzliche Investitionsentscheidung für Osteuropa vom Steuerniveau abhängt. 
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produziert, kann ohne viel Aufwand wenig arbeitsintensive Funktionen wie 
Finanzierung, Lizenzverwaltung und Vertrieb in ein anderes Land mit niedrige- 
ren Steuern als Deutschland verlagern. Die Gewinne werden dort niedrig be- 
steuert, deren Ausschüttung an die deutsche Konzernmutter wird beim Frei- 
stellungsverfahren zum Großteil von der Besteuerung in Deutschland ausge- 
nommen, die Ausgaben für die Funktionen dagegen werden in Deutschland 
vom - relativ - hoch besteuerten Einkommen abgezogen.‘ 

Länder mit - relativ - hohen Steuersätzen befürchten daher eine Erosion ihres 
Steueraufkommens weniger über reale Abwanderungen (die ın einer globalen 
Wettbewerbsökonomie auch ohne steuerliche Anreize stattfinden), sondern 
durch arbitrage-motivierte Gewinnverlagerungen (vgl. Bach/Dwenger 2007). 
Kleine Länder mit relativ wenig eigener oder keiner Industrie fahren gut damit, 
mit niedrigen Steuersätzen steuerpflichtige Gewinne anderer Ländern zu ge- 
winnen (vgl. auch Kellermann/Rıxen/Uhl 2007). Für hoch industrialisierte 
Länder mit beträchtlichem Binnenmarkt wie Deutschland wären die Steueraus- 
fälle durch die niedrigere Besteuerung der ıimmobilen heimischen Industrie so 
hoch, dass für sie eine solche Strategie nicht in Frage kommt, sondern andere 
Maßnahmen zur Sicherung ihres Steueraufkommens ergriffen werden müssen. 

Der Steuerwettbewerb begründet sich also auf einer Mischung zwischen der 
Mystifizierung der Wirkung nominaler Steuersätze und der ganz realen und 
begründeten Furcht der Verlagerung von steuerpflichtigen Gewinnen, was 
durch die Marktliberalisierung erst attraktiv wurde. 


Strategien internationaler Steueroptimierung 


Die üblichen Strategien zur Buchgewinnverlagerung, die den Beratern globaler 
Konzern hohe Gewinne bescheren, lassen sich dem Grunde nach in drei Kate- 
gorien unterscheiden: Zum ersten werden, wie bereits dargestellt, Konzernakti- 
vitäten buchmäßig in ein niedriger besteuertes Land verlagert. 

In die zweite Kategorie fällt die Gestaltung von Konzernverrechnungspreisen. 
Internationale Unternehmen produzieren weltweit, Vorprodukte werden zwi- 
schen den einzelnen Ländern hin- und herverkauft. Aus gesamtunternehmeri- 
scher Sicht ist es dem Unternehmen gleichgültig, in welchem Land solche rein 
internen Gewinne anfallen - der Konzern weist als Ganzes nur das Ergebnis 
aus, das er durch Verkäufe an Dritte realisiert. Aus steuerlicher Sicht spielt das 
Gewinnausweisland aber eine Rolle. Um Steuern zu sparen, werden Preise 
nach Möglichkeit so gestaltet, dass Zwischengewinne in Ländern mit niedrigen 
Steuersätzen anfallen. Natürlich ist das den Steuerbehörden der - relativen - 


8 So geht das Unternehmen IKEA vor, das seine Franchise-Lizenzen in den Niederlanden hält 
und die Erträge dort mit nur 6% besteuert, während die Ausgaben in den jeweiligen Ländern 
in voller Höhe steuermindernd wirken. Zu weiteren Einzelheiten siehe Jarras/Lorenz (2004) 
und Jungbluth (2006). 
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Hochsteuerländer ein Dorn im Auge, und sie versuchen, objektivierte Preise 
für konzerninterne Lieferungen und Leistungen zu bestimmen. Das wird aber 
nie vollständig möglich sein, weil es in der Regel keinen externen vergleichba- 
ren Markt für derartige Transaktionen gibt. Es verbleibt also ein Spielraum, der 
von Unternehmensseite intensiv genutzt wird, wie sich allein an der Nachfrage 
nach Verrechnungspreis-Fxperten bei den großen Beratungsgesellschaften zeigt. 

Die dritte Kategorie betrifft die Finanzierung von Unternehmen durch ihre 
Gesellschaften. Dafür gibt es grundsätzlich zwei Möglichkeiten: die Ausstattung 
mit Eigen- oder mit Fremdkapital. Eigenkapital berechtigt den Anteilseigner 
zum Bezug von Dividenden, ohne dass das die Ausschüttung die Steuerlast 
des Unternehmens mindert. Fremdkapital hingegen berechtigt den Anleger 
zum Bezug von Zinsen, die das steuerliche Ergebnis im Hochsteuerland min- 
dern. In der Vergangenheit haben gerade Private-Equity-Fonds diese - steuer- 
schonende - Fremdkapitalfinanzierung extensiv genutzt. Abgesehen davon, 
dass durch diese übermäßige Finanzierung mit Fremdkapital etliche Firmen in 
die Knie gingen, ist diese gerade von Private-Equity-Fonds genutzte Finanzie- 
rung derart in die öffentliche Kritik geraten, dass das Bundesfinanzministerium 
mit einer Verschärfung der Möglichkeiten der Fremdfinanzierung ab 2008 rea- 
giert hat.'° Damit gelang es tatsächlich, diese Modelle massiv einzuschränken. 
Gleichzeitig entstehen aber neue Probleme, weil ertragsstarke Unternehmen 
gegenüber schwächeren bevorzugt werden und die Regelung zudem so sperrig 
und unhandlich ist, dass niemand genau weiß, wie sie tatsächlich anzuwenden 
1st. 


Unternehmensbesteuerung in Deutschland: der Status quo 


Die deutschen Vorschriften zur Gewinnermittlung sind nach wie vor von den 
Erfahrungen der Weimarer Republik geprägt. Die Antizipation der Realisation 
von Gewinnen ist verboten: Erst wenn die Gewinne über Geschäfte am Markt 
realisiert werden, dürfen sie ausgewiesen werden. Verluste hingegen müssen be- 
reits als Buchverluste ausgewiesen werden.' Diese strengen Vorschriften sollen 
im Zuge der Internationalisierung des deutschen Handelsrechts aufgegeben 
werden und einem zeitnäheren Gewinnausweis weichen - allerdings ohne Fol 
gen für das Steuerrecht, was nur mit der massiven Lobby von Seiten der Un- 


9  Prominentestes Beispiel dafür ist die Friedrich Grohe AG. Der Fall ging in 2006 durch die 
Presse und war Anlass für die von Müntefering ausgelöste Heuschreckendebatte. 

10 Neu eingeführt wurde die sogenannte Zinsschranke, nach der Unternehmen Fremdkapital- 
zinse grundsätzlich nur noch abziehen dürfen, wenn sie nicht höher als 30% ihres Gewinns 
vor Steuern, Zinsen und Abschreibungen sind. 

11 So strikt wie die Bundesrepublik sind die europäischen Länder im Vergleich nicht. Vgl. dazu 
auch den Begründer der Schule der deutschen Bilanzlehre, Eugen Schmalenbach (1919). 
Gleichwohl soll an dieser Stelle nicht einer Abkehr vom deutschen Vorsichtsprinzip das 
Wort geredet werden. Dies ist ein anderes Thema. 
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ternehmerverbände erklärt werden kann.'” Der - ohnehin schon vorsichtig er- 
mittelte - Gewinn wird für die Besteuerung weiter modifiziert. Die Modifika- 
tionen lassen sich nach folgendem Raster unterteilen: 1) Verrechnung mit Ver- 
lusten, 2) wirtschaftspolitisch motivierte Sondervorschriften und 3) Freistel- 
lung bestimmter Gewinne. 

Bei der Verrechnung von Verlusten muss zwischen temporären Verlusten und 
Querverrechnungsmöglichkeiten unterschieden werden. Auch wenn Deutsch- 
land keine formale Konzernbesteuerung kennt, dürfen Konzerne dennoch in 
Deutschland Gewinne und Verluste innerhalb des Konzerns unter großzügigen 
Bedingungen verrechnen. Die Unternehmensseite hält das für ihr gutes Recht, 
schließlich würde sie ja auch als Gesamtkonzern einen Gewinn oder Verlust ın 
Deutschland erzielen, und nicht als Vielzahl von Einzelgesellschaften. Über- 
dies fordert sie eine Ausweitung der Verrechnungsmöglichkeiten über die 
Grenze, so wie sie in Österreich bereits existiert. 

Bei der temporären Verlustverrechnung zeigt sich Deutschland ebenfalls groß- 
zügig: Während bis 1984 Verluste innerhalb der nächsten fünf Jahre mit posi- 
tiven Einkünften verrechnet werden mussten und danach gestrichen wurden, 
dürfen seitdem Verluste grundsätzlich ohne jede zeitliche Begrenzung vorge- 
tragen und in künftigen Perioden mit steuerlichen Gewinnen verrechnet wer- 
den. Nur der jährliche Abzug ist der Höhe nach begrenzt, was lediglich zu ei- 
ner zeitlichen Streckung der Verlustnutzung führt. In Deutschland wird die 
Zahl der ungenutzten Verlustvorträge in 2001 auf rund 380 Mrd. Euro ge- 
schätzt (vgl. Bach/Dwenger 2007). Die vollständige Realisierung dieser Verlus- 
te führte zu Steuerausfällen von 57 Mrd. Euro. Diese tickende Zeitbombe 
könnte die Bundesregierung durch Streichung von Altverlusten entschärfen. 
Davor schreckt sie angesichts des Widerstandes aus dem Unternehmerlager 
aber zurück.” 

Der Versuch, über steuerliche Sondervergünstigung Investitionsanreize zu setzen, 
wurde mittlerweile eingeschränkt. Ab 2007 schaffte jedoch die Bundesregierung 
mit der Einführung einer Sonderbesteuerung für Grundstücksfonds, sogenannte 
REITS, wieder neue Ausnahmetatbestände. Gewinne aus der Veräußerung von 
Grundstücken werden bei diesen Fonds nur zur Hälfte besteuert, während alle 
anderen Unternehmen sie vollständig versteuern müssen. Der Sinn dieser Rege- 


12 Die so genannte „Achterbande“, bestehend aus den acht Spitzenorganisationen der Unter- 
nehmervertretung, trägt ihre Einwände und Vorschläge regelmäßig und ausführlich dem Vor- 
sitzenden des Finanzausschusses des Deutschen Bundestags zu Gehör. Auf Tagungen, Veran- 
staltungen und Seminaren findet außerdem ein reger Austausch zwischen Beratern, Vertre- 
tern des BMF, parlamentarischen Vertretern und Unternehmensvertretern statt. 

13 Die Unternehmerlobby führt gegen eine vollständige Streichung von Altverlusten gerne ver- 
fassungsrechtliche Bedenken an. Diese wurden allerdings vom Bundesverfassungsgericht be- 
reits für die Altregelung ausgeräumt, (BVerfGE 1991). Die Streichung von Altverlusten schei- 
tert also nicht an der Verfassung, sondern tatsächlich am politischen Willen. 
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lung bleibt offen und hat objektiv mit einem Wettbewerb um steuerpflichtige 
Gewinne nichts zu tun, da Immobiliengewinne tatsächlich nicht verlagert werden 
können. Man kann sich die Sondergesetzgebung, die in den angelsächsischen 
Ländern bereits vor einigen Jahren eingeführt wurde, nur als Modeerscheinung 
erklären, bei der die Bundesregierung nicht im Abseits stehen wollte. 

Schließlich werden einige Gewinne vollständig von der Besteuerung ausge- 
nommen, so im Zuge der Steuerreform 2000 Veräußerungsgewinne aus dem 
Verkauf von Anteilen an in- und ausländischen Kapitalgesellschaften. Sieht 
man den Unternehmensgewinn als Ergebnis echter Wertschöpfung an, ist es 
bei Annahme homogener Steuersätze in sich schlüssig, Gewinne aus der Ver- 
äußerung von anderen Unternehmen - zumindest teilweise - freizustellen, 
denn die Wertsteigerung wurde bereits einmal beim veräußerten Unternehmen 
selbst, nämlich bei dessen Gewinn, versteuert. Tatsächlich beruht die Wertstei- 
gerung von Unternehmen zum Teil auf deren in der Vergangenheit angefalle- 
nen Gewinnen. 

Allerdings steckt im Veräußerungsgewinn auch ein spekulatives Element, das 
nicht durch Gewinne der veräußerten Unternehmen begründet ist, sondern 
auf der Hoffnung künftiger Wertentwicklung bzw. der aktuellen Konjunktur 
beruht. Auch dieser spekulative Teil bleibt aber steuerfrei. Die neue Regelung 
wurde daher selbst von der Beraterseite als so weitgehend empfunden, dass sie 
auf den ersten Blick an ein Versehen bei der Gesetzesformulierung glaubten. 
Begründet wurde dieser Schritt mit dem Willen einer „Entflechtung der 
Deutschland AG“. Zu der gewünschten Entflechtung ist es jedoch bislang 
nicht gekommen (vgl. den erstaunlich süffısanten Beitrag im Handelsblatt von 
Wieber 2002). Weitere Länder haben seitdem gleichgezogen. Zwar ist es 
schwer, einmal gewährte Steuervergünstigungen wieder zurück zu nehmen, 
zumal wenn sich die Rücknahme gegen einen weltweiten Trend stellen würde. 
Regelungen, wie zumindest der Spekulationsteil ohne übermäßigen bürokrati- 
schen Aufwand bestimmt werden können, wären aber dennoch denkbar, 
wenngleich weltweit unüblich. Die Bundesregierung hat im Zuge der Überle- 
gungen zur Gegenfinanzierungen der Senkung der Nominalsteuersätze zwi- 
schenzeitlich durchaus wieder Interesse an einer zumindest vorsichtigen Be- 
steuerung von Veräußerungsgewinnen geäußert und vorgeschlagen, Veräuße- 
rungsgewinne erst dann steuerfrei zu stellen, wenn die Beteiligung mindestens 
10% beträgt, aber selbst dieser zaghafte Vorstoß ist auf Druck der Unterneh- 
merlobby inzwischen wieder vom Tisch. 

Im gleichen Zug wurden Dividendenausschüttungen zwischen Unternehmen 
vollständig steuerbefreit, während bis Ende 2000 das sogenannte Anrech- 
nungsverfahren galt, bei dem die Dividende auf jeder Ebene unter Anrech- 
nung der gezahlten Steuern auf der vorhergehenden Ebene besteuert wurden, 
und zwar auch in tief gegliederten, mehrstufigen Konzernen. Mittlerweile gilt 
in den meisten OECD-Ländern auch bei Ausschüttungen innerhalb von Un- 
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ternehmen das Freistellungsverfahren, allerdings teilweise mit Einschränkungen 
bezüglich der Mindesthaltedauer und der Beteiligungsschwelle. Während für 
Ausschüttungen innerhalb Deutschlands durch den Wechsel vom Anrech- 
nungs- zum Freistellungsverfahren keine Veränderung eintritt, führt der Wech- 
sel bei grenzüberschreitender Besteuerung wegen der unterschiedlichen Steuer- 
sitze zu einer massiven Schlechterstellung der deutschen Steuerposition. Nach 
dem alten Anrechnungsverfahren wurden Gewinne, die deutsche Unternehmen 
aus Arbitragegründen in ein Niedrigsteuerland verlagert hatten, bei der Aus- 
schüttung nach Deutschland wieder mit dem deutschen Steuersatz besteuert. 
Die ausländischen Steuern konnten angerechnet werden, der temporäre Arbit- 
ragevorteil ging verloren. Gemäß Freistellungsverfahren bleibt der Arbitrage- 
vorteil in voller Höhe erhalten und kann nicht nur temporär, sondern dauer- 
haft erzielt werden. 

Ein weiteres Problem ist ausgemacht: Ausfälle, die dem Staat durch mangelnde 
Personalausstattung und laxe Vorgaben'® bei der Steuererhebung und -erfassung 
entgehen, führen nach Schätzungen von Verdi bei der Personen- und Untemeh- 
mensbesteuerung jährlich zu Steuerausfällen von rund 12 Mrd. Euro (Verdi 2007). 


Auswirkungen auf die öffentlichen Kassen 


Die Gesamtauswirkungen der Steuersenkungspolitik auf die Bundesrepublik 
lassen sich nur überschlägig ermitteln. Da der Anteil der Körperschaftsteuer 
am BIP von 1,5% in 1992 auf 1,6% in 2004 (vgl. Bach/Dwenger 2007) sogar 
leicht gestiegen ist, schlussfolgern Unternehmensvertreter, von Steuerausfällen 
über die letzten Jahre könne keine Rede sein (vgl. BDA 2006). Nach Berech- 
nungen des DIW sind aber die Gewinne der Kapitalgesellschaften laut Volks- 
wirtschaftlicher Gesamtrechnung (VGR) im Zeitraum von 1992 bis 2001 um 
rund 74% gestiegen (vgl. Bach/Dwenger 2007), während das BIP selbst nur 
um 28% gestiegen ist (vgl. Statistisches Bundesamt 0.).). 

Geht man auch für 2001 von einem Anteil der Körperschaftsteuer am BIP von 
1,6% aus, ergibt sich daraus eine Reduzierung der anteiligen Steuerlast der Un- 
ternehmensgewinne um rund 3% von 1992 bis 2001, d.h. 0,3% pro Jahr. Dies 
verursacht Ausfälle von rd. 9 Mrd. Euro pro Jahr, was sich ın etwa mıt den 
Schätzungen von 10 Mrd. € pro Jahr deckt, die Verdi vertritt (vgl. Verdi 
2006). Abgesehen von den Verteilungseffekten einer einseitigen Unterneh- 
mensentlastung addieren sich die jährlichen Mindereinnahmen auf beträchtli- 
che Summen, die an anderen Stellen ım Haushalt zu ökonomisch schädlichen 
Einsparungen zwingen, was zu weiterer Verteilungsungerechtigkeit führt. 


14 In bestimmten Fällen wurden Gewinne ausländischer Gesellschaften in Deutschland auch 
ohne Ausschüttung besteuert, wenn es sıch um sogenannte „Passive Einkünfte“ handelt. 

15 Baden-Württemberg wirbt zwar nicht offiziell für seine laxe Betriebsprüfungspraxis, aber ın- 
offiziell wird diese Unternehmen bei Standortentscheidungen mit auf den Weg gegeben. 
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Nationalstaatliche Gewinnermittlung 


Deutschland könnte ohne internationale Konflikte die nationalen Gewinner- 
mittlungsvorschriften und Verlustverrechnungsmöglichkeiten ändern und Ver- 
äußerungsgewinne besteuern. Außer Frage steht, dass eine bewusst nachlässige 
Gesetzesanwendung einen klaren Rechtsbruch darstellt und die Einstellung 
von mehr Finanzbeamten schon aus Gründen der Vollzugsgerechtigkeit nötig 
ist. Darüber hinaus ist dies auch lohnenswert. Verdi schätzt die Mehreinnah- 
men, die jeder Steuerprüfer erzielen kann, auf rund 1,5 Mio € pro Jahr (vgl. 
Verdi 2007). 

Auch nur zaghafte erste Schritte hin zu einer umfassenderen Unternehmensbe- 
steuerung stoßen auf energischen Widerstand der Unternehmerlobby, die bei 
allen Einschränkungen sofort mit Gewinnverlagerung und Arbeitsplatzabbau 
droht. Es ist bekannt, dass Steuererhöhungen reale Investitionsentscheidungen 
(wenn überhaupt) nur wenig beeinflussen. Dennoch stellt sich die Frage, ob 
eine höhere Besteuerung die Tendenz zur Verlagerung von Substrat verstärken 
könnte, zumal bei international operierenden Konzernen die Gesamtsteuer- 
quote als Leistungskennzahl im Blick steht. Darauf lässt sich erwidern, dass in- 
ternational operierende Konzerne ihre Spielräume zur Steueroptimierung 
schon weitgehend ausgeschöpft haben dürften, so dass die tatsächlichen Kon- 
sequenzen im Verhältnis zu der aufgebauten Drohkulisse eher gering scheinen. 
Die Zurückhaltung der Regierung lässt sich letztlich weniger rational, sondern 
eher mit den derzeitigen Kräfteverhältnissen erklären." 


Die Duale Einkommensteuer - 
ein sinnvoller Beitrag für Steuereffizienz und Gerechtigkeit? 


Wesentliches Merkmal der Dualen Einkommensteuer ist die unterschiedliche 
Besteuerung von Erwerbseinkommen und Kapitaleinkommen. Während bei 
natürlichen Personen das Erwerbseinkommen weiterhin mit dem regulären, 
progressiven Steuersatz besteuert wird, gilt für Kapitaleinkommen ein pauscha- 
ler Sondersteuersatz. 

In Deutschland ist der Sachverständigenrat ein dauerhafter und heftiger Be- 
fürworter der Dualen Einkommensteuer (vgl. Sachverständigenrat 2006: 317 


16 Gelegentlich wird zur besseren Erfassung der tatsächlichen Leistungsfähigkeit die Einführung 
einer Mindestbesteuerung gefordert, die sich an der ın den USA im Zuge der großen 
Steuerreform 1986 eingeführten Alternative Minimum Taxation (AMT) orientiert. Hier wird 
das reguläre Steuerergebnis mit einem fiktiven, bereinigten Ergebnis verglichen; die höhere 
von beiden Steuern muss bezahlt werden. Das Ziel, die tatsächliche Ertragskraft eines 
Unternehmens angemessen zu besteuern, haben die USA allerdings nicht erreicht, nur 
übergroße Verzerrungen konnten geringfügig gemildert werden. Die Firma IBM hat 
beispielsweise 2000 statt des regulären Steuersatzes von 35% wegen der AMT immerhin 3,4% 
Steuern auf einen Gesamtgewinn von 5,7 Mrd. USD bezahlt - andernfalls wären es nur 0,2% 
gewesen (vgl. Institute on Taxation and Economic Policy 2000, Kroniger 2003). 
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und Sachverständigenrat/ZEW/Max Planck Institut 2006). Er hält sie für ein 
taugliches Instrument zur Verwirklichung der Ziele des Koalitionsvertrags zur 
Unternehmensteuer, namentlich 1) Verbesserung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit und Europatauglichkeit, 2) weitgehende Rechtsform- und Fı- 
nanzierungsneutralität, 3) Einschränkung von Gestaltungsmöglichkeiten, 4) 
Verbesserung der Planungssicherheit für Unternehmen und öffentliche Haus- 
halte und 5) nachhaltige Sicherung der deutschen Steuerbasis. Mit Ausnahme 
des falschen Wettbewerbsparadigmas ist gegen diese Ziele nichts einzuwenden. 
Zur Überprüfung der Realisierbarkeit der Ziele lassen sich Erfahrungen aus 
Skandinavien, wo die Dualisierung Anfang der 90er eingeführt wurde, nutzen. 
Die Ergebnisse sind gemischt. Als Vorzüge werden - durchaus zutreffend - 
Verbesserung der Rechtsform- und Finanzierungsneutralität, Verwaltungsverein- 
fachung und Vereinbarkeit mit dem europäischen Recht genannt, als Nachtei- 
le die negativen Verteilungswirkungen und die Probleme, die aus dem Bestre- 
ben der Umwandlung von normal besteuerten Arbeitseinkommen in günstiger 
besteuerte Kapitaleınkommen resultieren (vgl. Genser 2006). Ob aber tatsäch- 
lich Steuerverlagerungen vermieden werden konnten, lässt sich nicht nachwei- 
sen, dazu hätten Unternehmen ihre nicht verlagerten Gewinne separat erklären 
müssen - was unmöglich ist. 

Trotzdem erwiesen ist, dass Arbeitnehmereinkünfte benachteiligt werden und 
obwohl die Ergebnisse hinsichtlich der Einschränkung steuermotivierter Ge- 
winnverlagerungen unsicher sind, wurden die Vorschläge des Sachverständi- 
genrates zumindest teilweise gesetzlich umgesetzt. Ein erster Schritt in Rich- 
tung Dualisierung war die Einführung des so genannten Halbeinkünfteverfah- 
rens 2001, bei dem Kapitaleinkünfte nur noch zu 50% besteuert wurden. Mit 
der Einführung einer Abgeltungssteuer auf Kapitaleinkünfte von max. 25% ab 
2009 ist die Bundesregierung ein Stück weiter gegangen, zu einer vollständigen 
Umsetzung der Vorschläge des Sachverständigenrates konnte sıe sich jedoch 
nicht durchringen. Diese Reform ist somit „nichts Halbes und nicht Ganzes“ 
(Bach 2007), sie führt zu einer Verzerrung der Besteuerung und lässt hohe 
Steuerausfälle erwarten, ohne dass erkennbar wird, wie Steuervermeidungsstra- 
tegien effektiver begegnet würde. Eine vollständige Dualisierung, mit der sich 
ein Teil der Kritik erledigen würde, ist aber wegen ihrer Verteilungswirkung 


abzulehnen. 


Nationalstaatlicher Handlungsspielraum 


Handlungsspielräume auf nationalstaatlicher Ebene sind also in begrenztem 
Maß vorhanden, werden aber nicht genutzt. Nicht unilateral lösbar ist dage- 
gen das Problem des internationalen Steuerwettbewerbs, zumal neben den be- 
reits aufgezeigten strukturellen Problemen ein weiteres hinzukommt: Alle 
Steuergesetze in der EU müssen den Grundfreiheiten des EU-Vertrags, primär 
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jener der Niederlassungsfreiheit und jener der Kapitalverkehrsfreiheit, genügen 
Wer sich als EU-Ausländer in einem anderen Mitgliedsstaat durch sietierliche 
Regelungen gegenüber einem Inländer benachteiligt führt, kann vor dem Eu- 
ropäischen Gerichtshof (EuGH) klagen. 

Die Zahl der Klageverfahren wegen diskriminierender Steuergesetze ist in den 
letzten Jahren sprunghaft gestiegen.” Deutschland musste eine Reihe seiner 
Missbrauchsvorschriften ändern, die gegen EU-Recht verstießen. Zwar ist auch 
das EU-Recht kein ewiges Gesetz, sondern ein von den EU-Mitgliedsstaaten 
gemeinsam beschlossenes Dokument, das bei anderen Kräfteverhältnissen ver- 
änderbar wäre, aber in seiner gültigen Fassung schränkt es die ohnehin nur 


begrenzt vorhandenen Mittel zur Erfassung von steuerpflichtigen Gewinnen in 
Deutschland weiter ein. 


Europäische Harmonisierung 


Solange die EU-Mitgliedsstaaten die Grundfreiheiten des EU-Vertrags beach- 
ten, sind sie ın der Unternehmenssteuergesetzgebung konzeptionell autonom." 
Da die EU keine Kompetenzen im Bereich der Ertragsbesteuerung hat en 
für alle EU-Staaten verbindliche Regelungen einstimmig beschlossen walden, 

Wie dargelegt führt die fehlende Abstimmung zu Problemen und Hindernis- 
sen bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten, die die EU-Kommission und die 
Mitgliedsstaaten im Interesse eines reibungslos funktionierenden Binnenmark- 
tes überwinden möchten. Bereits 2001 wurde deshalb eine umfassende Studie 
zur Unternehmensbesteuerung innerhalb der EU erstellt (vgl. EU-Kommission 
2001), die neben der Problemdarstellung auch Optionen für eine Harmonisie- 
tung der Unternehmensbesteuerung untersucht. Die EU-Kommission hat sich 
auf Basis dieser Studie als Lösungsansatz zur Harmonisierung der Unterneh- 
mensbesteuerung nach dem Vorbild der USA (ausführlich McLure 1998) für 
das Konzept einer einheitlichen Bemessungsgrundlage, die nach Schlüsselgrö- 
ßen auf die Mitgliedsstaaten aufgeteilt wird, ausgesprochen. 

2004 wurde eine Arbeitsgruppe aus Experten aller Mitgliedsstaaten eingerich- 
tet, die ursprünglich noch 2008 einen ersten Richtlinienvorschlag für diese eu- 
ropaweit verbindliche, einheitliche Bemessungsgrundlage vorlegen wollte. Da- 
bei war daran gedacht, sich grob an den internationalen Rechnungslegungs- 


17 Einer nichtöffentlichen Präsentation eines EU-Beamten ist zu entnehmen, dass bis 1995 24 
Fälle, bis einschließlich 2000 rund 10 Fälle und ab 2000 fast 20 Fälle jährlich wegen Ver- 
tragsverletzungen im Bereich der direkten Steuern vor den EuGH gebracht wurden. 

18 Bislang hat sich die EU auf gemeinsame Richtlinien zur Besteuerung von Dividenden und 
Zinsen ze grenzüberschreitenden Aktivitäten geeinigt, die in der Zinsrichtlinie (Rat der Eu- 
ropäischen Union 2003) und Mutter-Tochter-Richtlinie (Rat der E äisch i 
ihren Niederschlag gefunden haben. Fe 

19 Der aktuelle Stand ist immer abrufbar unter: http://ec.europa.eu/taxation customs/ 
taxation/company_tax/common_tax_base/index_de.htm. 5 
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vorschriften IFRS zu orientieren.” Einige Mitgliedsstaaten, darunter Deutsch- 
land, sahen sich allerdings zu stark in ihren spezifischen Interessen einge- 
schränkt, weil die neue Bemessungsgrundlage zu stark von der bisherigen ab- 
weicht, und so wurde der Entwurf verschoben. Wann die Richtlinie letztlich 
kommt, ist derzeit nicht absehbar. 

Die Entscheidung für einen Verteilungsschlüssel ist noch nicht abschließend 
gefallen, diskutiert werden betriebswirtschaftliche oder makroökonomische 
Größen. Derzeit erkennbar ist eine Tendenz in Richtung eines betriebswirt- 
schaftlichen Schlüssels, der für jedes Bestimmungsland den Umsatz, die Lohn- 
summe und das investierte Kapitals umfasst, wobei die Gewichtung noch dis- 
kutiert wird.*! Bereits die Ermittlung dieser Basisgrößen birgt eine Reihe von 
Problemen, die hier nicht im Einzelnen diskutiert werden können; unklar ist 
beispielsweise, wie und ob Leiharbeiter in die Lohnsumme eingehen sollen 
(vgl. EU-Kommission 2007). Ein weiteres Problem liegt in der Auswahl und 
Gewichtung der Faktoren: So muss die Höhe eines Faktors in einem Land 
nicht notwendig mit dem Grad der wirtschaftlichen Aktivität in diesem Land 
korrelieren. Verzerrungen können sich auch bei Unternehmen geben, bei de- 
nen ein Faktor besonders stark ausgeprägt ist, wie das investierte Kapital bei 
Produktionsunternehmen oder die Lohnsumme bei Dienstleistungsunterneh- 
men. Bei der Gewichtung gilt, dass mobile Faktoren wie die Lohnsumme ın 
stärkerem Maß räumlich gestaltbar sind als investiertes Kapital. Eine weitere 
Schwierigkeit bringen die nach wie vor bestehenden Kaufkraftunterschiede in- 
nerhalb der EU mit sich. Denkbar wäre hier eine Äquivalenzumrechnung auf 
eine definierte Bezugsgröße, die allerdings wieder zu Lasten der Einfachheit 
geht. Schließlich sei noch erwähnt, dass eine Lösung für die Besteuerung der 
nicht auf die EU entfallenden Gewinnanteile ebenfalls aussteht. 

Trotz dieser Probleme ist die Europäisierung sinnvoll und notwendig, um 1) 
die Konkurrenz um steuerpflichtige Gewinne zwischen kleinen und großen 
Ländern einzuschränken, 2) die Besteuerung transparenter und effizienter zu 
machen und schließlich 3) um gemeinsame, einheitliche Missbrauchsregelun- 
gen im Verhältnis zu Drittstaaten einzuführen. Dies gilt allerdings nur unter 
folgenden Bedingungen: 

Erstens sollte die Bemessungsgrundlage möglichst breit und allgemeinverbind- 
lich sein, um Vermeidungsgestaltungen zu verhindern. Zweitens sollte der Ver- 
teilungsschlüssel neben betriebswirtschaftlichen Bezugsgrößen auch makro- 
ökonomische Daten berücksichtigen, um Verlagerungstendenzen entgegen zu 
wirken. Die Berücksichtigung des BIP pro Kopf als explizite Umverteilungs- 


20 Bedauerlicherweise bringen sich - im Gegensatz zur Unternehmenslobby - emanzipatorische 
Kräfte in diesen Prozess nicht wahrnehmbar ein. 

21 Eine Möglichkeit bestünde in der Anwendung der sogenannten Massachusetts-Formel, bei 
der jeder Faktor gleichwertig, also jeweils zu einem Drittel, angewendet wird. 
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komponente könnte eine sinnvolle Bezugsgröße sein. Drittens scheint trotz 
möglicher Verzerrungen für den betriebswirtschaftlichen Bestandteil des 
Schlüssels eine Gleichgewichtung von Lohnsumme, Kapital und Umsatz sinn- 
voll zu sein. Jede Übergewichtung eines Einzelbestandteils verzerrt noch mehr, 
und branchenspezifische Schlüssel führen zu Definitionsproblemen bei der 
Abgrenzung wirtschaftlicher Aktivitäten von Gesamtunternehmen. 

Wenn jedoch am Ende des Prozesses anstelle allgemein verbindlicher Regelun- 
gen, die das langfristige Steueraufkommen sichern und gerecht verteilen, eine nur 
schmale Bemessungsgrundlage mit weitgehenden Wahlrechten hinsichtlich der 
Beteiligung und weiteren Ausgestaltung steht, wäre eine europäische Harmonı- 
sierung ım Verhältnis zum Status quo ein Schritt in die falsche Richtung. 


Grenzen der internationalen Harmonisierung 


Bislang gibt es für die Beseitigung internationaler Besteuerungskonflikte neben 
bilateralen Steuerabkommen keine zwischenstaatlich verbindlichen Regelun- 
gen, schon gar keinen international verbindlichen Steuerkodex. Umfassende 
Konzepte wie eine gemeinsame konsolidierte Bemessungsgrundlage und Ge- 
winnaufteilung lassen sich nur innerhalb eines einheitlichen Wirtschaftsraumes 
entwickelter Länder umsetzen. Eine weltweite Einführung scheitert an den un- 
terschiedlichen makroökonomischen Grunddaten der Nationalstaaten, denen 
eine integrierte Besteuerung nicht gerecht werden kann (Fischer 1986: 311). 
Sonstige Vereinbarungen im internationalen Kontext sind rechtlich unverbind- 
lich. Die OECD hat zwar als freiwilligen Verhaltenskodex einen Katalog mit 
„unfairen“ Steuerpraktiken erstellt (vgl. OECD o.).), aber da sie nicht über ei- 
ne Sanktionsmöglichkeiten verfügt, ist sie darauf angewiesen, dass die jeweili- 
gen Nationalstaaten selbst entsprechende Vorschriften in ihren Gesetzen ver- 
ankern. Sehr viel wurde dadurch also nicht erreicht, aber immerhin haben ei- 
nige EU-Länder ihre aggressiven, unfairen Steuerpraktiken durch weichere ersetzt. 
Letztlich lässt sich der internationale Wettbewerb nur durch Verankerung steuer- 
licher Mindeststandards in multinationalen Abkommen regeln - was aber ange- 
sichts des noch herrschenden Liberalisierungsdogmas eher unwahrscheinlich ist. 


Fazit 


Die Frage nach nationalen Handlungsspielräumen lässt sich wegen der Inter- 
dependenzen von Steuermaßnahmen nicht leicht beantworten. Nationalstaa- 
ten wie die Bundesrepublik dürften aber die Freiheit für weitergehende Verän- 
derungen der nationalen Besteuerung haben, ohne nennenswerte Verluste an 
Steueraufkommen zu riskieren. Abhängig vom Steuersatz wäre bereits mit die- 
sen Maßnahmen ein jährliches Mehraufkommen zwischen 10 und 20 Mrd. 
Euro realisierbar, wodurch überdies ein Beitrag zur gleichmäßigeren Besteue- 
rung gewährleistet wäre. 
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Die tatsächlichen Grenzen nationalstaatlichen Handelns liegen bei der Besteu- 
erung grenzüberschreitender Aktivitäten transnationaler Konzerne in globali- 
sierten Märkten. Steuermotivierte Gewinnverschiebungen werden sich mit rein 
nationalen Vorschriften nur teilweise einschränken, aber nicht vollständig be- 
seitigen lassen, solange gerade kleine Länder mit Niedrigsteuersätzen locken 
und supranationale Abkommen ausschließlich auf Freihandel und Kapitalver- 
kehrsfreiheit orientieren. 

Eine Eindämmung auf europäischer Ebene kann gelingen, wenn die National- 
staaten auf einen Teil ihrer Steuersouveränität verzichten und die langfristige 
Aufkommenssicherheit im gesamten europäischen Raum vor ihre kurzfristigen 
nationalen Interessen stellen. Globale Lösungen sind derzeit aber leider nicht 
in Sicht. 
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Nicola Liebert 


D i 
U) 0 0 Dem Steuerwettbewerb ein Ende setzen 
Die Unitary Taxation als Alternative zur immer 
stärkeren steuerlichen Entlastung von Unternehmen 


: Der Staat muss sparen. Diese Aussage zieht sich wie ein Mantra durch die Po- 
keutsche und litik in Nord und Süd. Die Staatsquote der Bundesrepublik sinkt seit Jahren, 
und selbst für dringend benötigte Konjunkturprogramme, um die Auswirkun- 
gen der Finanzkrise abzufedern, ist angeblich nicht genügend Geld vorhanden. 
Obwohl es dem Staat an Geld fehlt, wurden in den vergangenen Jahren die 
Spitzensätze der Einkommensteuer und die Steuersätze für Unternehmen ge- 


Neuer Prsient, senkt, denn sonst, so die Mahnungen der Politik, drohe die Abwanderung des 
us-Außenpolitik? i A : x £r R ; a 
arnan gimbaum Kapitals. Die EU-Staaten liefern sich tatsächlich einen ruinösen Wettbewerb 
uni um die niedrigsten Steuersätze, um Investoren anzuziehen. Zudem bieten sich 
Kapitalistisch® _ kongo: Der Krieg gegen de Frauen zahlreiche Steueroasen - von der Schweiz über die Kanalinseln bis zur Karıbik 
Plagen Ann Jones 5 ; R 3 
dee asen und Schättenbanken - den Steuerflüchtlingen an, seien es wohlhabende Einzelpersonen, seien es 
Elmar Altvaler Von snn na cola iehert Be ; . , BEN, 
ne Se Unternehmen, die sich unter das Dach einer eigens konstruierten Holding ın 
‚hatte: Zehu Jahre 0soM 8 & . . . . . 
Postmoderne Ya Oschtes us Ludger Volmen : der Schweiz oder auf Bermuda begeben oder die einfach nur ihre Gewinne ın 
KEN BT Steueroasen oder Niedrigsteuerländer verschieben mittels oft sogar legaler 
Glanni VAR e ; 
Steuergestaltungstricks. 
Im Folgenden sollen die Steuergestaltung vor allem der multinationalen Kon- 
2) zerne und die Logik des scheinbar zwangsläufig aus der globalen Mobilität des 
um Ei Kapitals folgenden Steuerwettbewerbs, der auch in der EU seit der Österweite- 


rung erbittert ausgefochten wird, analysiert werden. Die Entwicklung in Rich- 
tung einer immer weiteren Entlastung des Kapitals in Folge des Steuersen- 
kungswettlaufs ist jedoch längst nicht so zwingend, wie von Politik und Wirt- 

DIL: ona o D schaft oft dargestellt. Das Modell einer Unitary Taxation würde einen Ausweg 
bieten. Dies hat inzwischen sogar schon die EU-Kommission erkannt. 


erausgegepe a. vo aB D Dine 
aen Habermas, Rudo e er Je : Steuertrends in der Bundesrepublik 
Bam en . see ; Der zunehmenden globalen Mobilität des Kapitals sieht sich der Staat schein- 
Dean T = bar hilflos ausgeliefert. Um die Einnahmeausfälle aus der Unternehmens- und 
: ormationen a blaetter.de Kapitalertragsbesteuerung auszugleichen, hält er sich notgedrungen bei denen 


schadlos, die nicht so mobil sind wie das Kapital: bei lohnabhängigen Nor- 
malverbrauchern. So wird der Faktor Arbeit vor allem durch Sozialversiche- 
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rungsbeiträge immer stärker belastet - die Bundesrepublik Deutschland hat 
den höchsten Anteil von Sozialversicherungsbeiträgen an den gesamten Ein- 
nahmen aus Steuern und Abgaben in der EU. Zudem entschloss sich die Re- 
gierung zur Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes um gleich drei Prozentpunkte. 
Die Verbrauchssteuern belasten typischerweise Menschen mit geringeren Ein- 
nahmen stärker als solche mit hohen Einnahmen, da letztere nur einen Teil 
ihres Einkommens für den Konsum ausgeben müssen. Aber Verbraucher kön- 
nen nun einmal noch schlechter als Arbeitnehmer mit Abwanderung ins Aus- 
land drohen. Allein die 30 Dax-Konzerne wiesen 2005 zusammen mehr als 
50 Mrd. Euro Gewinn aus. Die rund 500.000 deutschen Kapitalgesellschaften 
zusammengenommen zahlten aber gerade einmal gut 16 Mrd. Euro Körper- 
schaftsteuer. Das ist weniger, als der Bund aus Tabak-, Kaffee- und Brannt- 
weinsteuer einnimmt (Die Zeit: 27.4.2006). 

Illustriert werden diese steuerpolitischen Trends durch die Belastung der ver- 
schiedenen Faktoren, die die EU-Kommission regelmäßig publiziert (Eurostat 
2008). So machten 2006 Steuern und Abgaben auf Arbeit in Deutschland 
22,3% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aus, deutlich mehr als der EU-Schnitt 
von 17,3%. Dazu kommen noch Steuern auf den Verbrauch in Höhe von 
10,1% des BIP (die neuesten vorliegenden Zahlen berücksichtigen dabei noch 
nicht die ab 2007 wirksame Mehrwertsteuererhöhung von 16% auf 19%). Die 
Belastung des Kapitals dagegen entspricht nur 6,8% des BIP, die Steuern auf 
die Erträge von Kapitalgesellschaften belaufen sich sogar nur auf 3,0%. 
Kapital- und Unternehmenseinkünfte wurden demnach in Deutschland 2006 
im Schnitt mit effektiv 19,7% belastet, die Einkünfte der Beschäftigten aber 
gut doppelt so hoch mit 39,6%. Die Besonderheit des hiesigen Steuersystems 
ist, dass die direkten und indirekten Steuern real zu den niedrigsten in der EU 
gehören, dass aber zugleich die Sozialversicherungsabgaben zu den höchsten 
zählen. Die Beiträge allein der Arbeitnehmer zur Sozialversicherung machen 
hierzulande 6,4% des BIP aus verglichen mit 3,3% im EU-Durchschnitt. 

Vor allem die großen Unternehmen tragen immer weniger zur Finanzierung 
staatlicher Aufgaben bet, von denen sie selbst profitieren, wie der Ausbildung 
der späteren Arbeitskräfte oder einer funktionierenden Infrastruktur. Machten 
die Körperschaftsteuern noch in den 1960er Jahren rund zehn Prozent der ge- 
samten Steuereinnahmen des Bundes aus, waren es 2007 nur noch vier Pro- 
zent (Bundesfinanzministerium). Während die Konzerngewinne zwischen 1997 
und 2003 um mehr als ein Viertel in die Höhe schossen, fielen die Einnahmen 
aus der Körperschaftsteuer um 17%. 

Zwei parallele Entwicklungen sind dafür verantwortlich, dass Unternehmen im 
Zeitalter der Globalisierung immer weniger zur Finanzierung öffentlicher Auf 
gaben herangezogen werden bzw. sich immer mehr ihren verbleibenden Steu- 
erverpflichtungen entziehen. Der globale Wettbewerb und der Renditedruck 
der Finanzmärkte zwingen Unternehmen dazu, ihre Kosten - und dazu zählen 
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sie auch die Steuern - zu minimieren. Zugleich finden sich die Nationalstaa- 
ten ın einem zunehmenden globalen Standortwettbewerb um Investoren, de- 
nen besonders günstige Bedingungen - und das wird von den meisten Regie- 
rungen erstaunlich einseitig im Sinne von besonders billig interpretiert - gebo- 
ten werden sollen. 

Je weiter die Regierungen gerade der westlichen Länder die Globalisierung vo- 
rantreiben, desto mehr fühlen sie sich veranlasst, ihre nationalen Steuersysteme 
an internationale Rahmenbedingungen anzupassen - und das heißt, nach un- 
ten. Bei zu hohen Steuersätzen droht der Verlust von Investitionen, und selbst 
wenn Unternehmen nicht abwandern, bleiben höhere Steuern wirkungslos, 
weil sie durch Gewinnverschiebung den hohen Steuern aus dem Weg gehen 
können. Dem einzelnen Staat wird immer mehr die Möglichkeit genommen, 
selbst unabhängig über seine Unternehmenssteuersätze zu bestimmen. Dem 
Diamond-Mirrlees-Modell - benannt nach dem Ökonomen Peter Diamond 
und Nobelpreisträger James Mirrlees - zufolge tendieren die Steuern auf Kapi- 
tal ohne Absprache der Regierungen untereinander weltweit nach null, denn 
wenn sie sich bei den Steuerraten stets zu unterbieten versuchen, ıst theore- 
tisch erst bei null Prozent ein Gleichgewicht erreicht. Dann stünden die Staa- 
ten wieder in der gleichen Wettbewerbsposition zueinander wie am Anfang. 
Allein diese Überlegung zeigt schon die Absurdität des Arguments, Wettbe- 
werb sei grundsätzlich gut, auch in Steuerfragen. Doch der Vergleich von 
Preis- mit Steuerwettbewerb hinkt: Bei den Preisen konkurrieren schließlich 
private, gewinnorientierte Unternehmen miteinander. Staaten hingegen sind 
nicht dem Gewinnstreben verpflichtet, sondern ihren Bürgern. Und da Unter- 
nehmen nicht auf Dauer rote Zahlen schreiben können, hat der Preiswett- 
kampf klare Grenzen nach unten, während es beim Wettlauf um die niedrigs- 
ten Unternehmenssteuern keine Grenzen gibt, weil Staaten regelmäßig Defizite 
machen bzw. sich die Steuereinnahmen bei schwächeren Mitgliedern der Ge- 
sellschaft holen können. 

Vernachlässigt wird dabei die andere Seite der Gleichung: Gerade in einem 
durch die Globalisierung forcierten internationalen Wettbewerb kann es sich 
kein Staat leisten, auf Handlungsspielräume zu verzichten. Denn gute Investi- 
tionsbedingungen zu schaffen setzt Ausgaben voraus in Bildung und For- 
schung, eine gute Infrastruktur und ein funktionierendes Rechtssystem, aber 
auch in den sozialen Frieden. Wie die Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) anmerkt, gibt es in jedem Land nicht nur Gewinner, sondern auch Ver- 
lierer der Globalisierung, deren Entschädigung aus Gründen nicht nur der Ge- 
rechtigkeit, sondern auch der gesellschaftlichen und politischen Stabilität ge- 
boten ist. Doch hat die ILO die Befürchtung, dass „der internationale Steuer- 
wettbewerb gravierende Beschränkungen der Finanzierung des Wohlfahrts- 
staats“ nach sich zieht (Internationale Arbeitsorganisation 2004). 
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Steuersenkungswettlauf in Europa 


Seit Jahren geht es mit den Unternehmenssteuersätzen in der EU ebenso wie 
in der OECD steil bergab. „Seit der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre wurden 
die Körperschaftsteuersätze in Europa kräftig gesenkt. Dieser Trend hielt 2008 
an, wie der Rückgang um 0,9 Prozentpunkte im Durchschnitt der EU-27 zeigt. 
(...) Kein einziges Land hat den Steuersatz erhöht.“ (Eurostat 2008) 


Durchschnittliche Unternehmenssteuersätze ın Prozent 


1998 | 1999 } 2000 | 2001 | 2002 | 2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 
EU 36,8 | 34,8 33,9 32,0 30,9: | 297 | 28,3 | 26,1 25,8 24,2 232 
OECD | 35,6 | 34,8 34,1 32,8 31,4 | 30,6 | 29,8 | 28,8 282 | 27,7 26,7 

Quelle: KPMG, Corporate Tax Rate Survey for 2004 und Corporate Tax Rate Survey for 2008 


So senkte Deutschland schon 2001 seine Körperschaftsteuersätze von ur- 
sprünglich 30% auf ausgeschüttete und 40% auf einbehaltene Gewinne auf 
einheitliche 25% und dann noch einmal im Januar 2008 auf 15%. Österreich 
reagierte 2005 explizit auf die deutsche Steuerreform von 2001 mit einer Sen- 
kung von 34% auf ebenfalls 25% - allerdings fällt hier anders als in Deutsch- 
land keine zusätzliche Gewerbesteuer mehr an. Unverhohlen warb damals die 
Salzburg-Agentur im Internet um Investoren: „Arbeitskosten, Lohnstückkosten 
und Arbeitszeit sind in Österreich geringer als in Deutschland. Auch die Steu- 
ersätze sind niedriger... Auch europaweit steigt Österreich zum Niedrigsteuer- 
land auf. Unter den alten EU-Staaten bietet nur Irland mit 12,5% noch güns- 
tigere Konditionen für Unternehmen.“ (www.salzburgagentur.at) 

Die neuen EU-Staaten Osteuropas locken Investoren dabei sogar mit einem 
durchschnittlichen nominalen Steuersatz von 18% - ein Drittel weniger als der 
Schnitt der 15 alten EU-Staaten. Die Slowakei verlangt eine Flat Tax von 19%, 
in Zypern zahlen Kapitalgesellschaften nur noch 10% Steuern, Estland 
trumpft mit null Prozent Steuern auf einbehaltene Unternehmensgewinne auf, 
und Malta erstattet ausländischen Holdings die Steuern meist voll. 

Viele der Beitrittsländer setzen in ihrer Wirtschaftspolitik so stark auf den 
Steuerwettbewerb, dass sie kaum noch Spielraum für Sozialausgaben haben 
und mit ihren Haushaltsdefiziten weit über den Maastricht-Kriterien liegen. 
Die Mehrwertsteuern sind zudem meist horrend - 22% in Polen und Tsche- 
chien, 25% in Ungarn -, was angesichts der geringen Kaufkraft in den meisten 
Transformationsländern eine massive Belastung für die Bevölkerung darstellt. 
Die einfachen Bürger müssen auf diese Weise einen hohen Preis für die In- 
dustrieansiedlungspolitik ihrer Regierungen zahlen. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang das Beispiel der Slowakei mit ıhrer 
2004 eingeführten Flat Tax von 19% auf alle Einkommensarten sowie auf 
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Umsätze, was auch eine Zeitlang als Vorbild für Deutschland galt. Vielfach 
wird in interessierten Kreisen darauf verwiesen, dass das Land anschließend ein 
wachsendes Investitionsvolumen und zumindest nicht rückläufige Steuerein- 
nahmen meldete. Doch ist zweifelhaft, ob die Steuern der wahre Grund für 
den Investitionsboom sind - oder nicht vielmehr die billigen, relativ gut aus- 
gebildeten Arbeitskräfte, kombiniert mit einem Aufholeffekt nach der Phase 
der weitgehenden politischen und ökonomischen Isolation bis 1998 unter der 
Regierung Vladimir Meciar. 

Sozialpolitisch jedenfalls darf die slowakische Flat Tax als gescheitert gelten, 
angesichts einer Arbeitslosenrate von mehr als 11% im Jahr 2007 - der mit 
Abstand höchste Stand in der EU. Denn auch in der Slowakei ist wie in so 
vielen Ländern eine Verlagerung der Lasten auf den Faktor Arbeit zu beobach- 
ten: Arbeitgeber zahlen neben der Steuer auf alle Löhne zusätzlich noch 
35,2% Abgaben. Arbeitnehmer müssen 13,4% ihres Lohns oder Gehalts ab- 
führen (Sikka 2005: 8f). Die Lohnnebenkosten liegen in der Slowakei damit 
ähnlich hoch wie in Deutschland, wo dieses Problem von Wirtschaft und Po- 
litik heftig beklagt wird, und deutlich höher als im europäischen Durch- 
schnitt. Die Schaffung von Arbeitsplätzen wird de facto bestraft. Hinzu 
kommt die Verschiebung der Steuerlast auf die Verbraucher, denn es sind vor 
allem die Einnahmen aus der Mehrwertsteuer, die dafür sorgen, dass die Steu- 
ereinnahmen des Staates nicht zurückgehen. 

Verteidigt werden die niedrigen Steuersätze in vielen Beitrittsländern mitunter 
auch als eine Art Rabatt, der wegen der schwachen Infrastruktur gewährt wird 
und als solcher ganz legitim sei. Statt solcher ungezielten Rabatte, die zu Las- 
ten der alten EU-Länder - und oft genug auch der Bürger des eigenen Landes 
- gehen, sollte die EU jedoch auf gezielte Beihilfen zur Verbesserung der Infra- 
struktur setzen, wie sie bei früheren Erweiterungsrunden auch üblich waren. 
Zwar kosten diese die Nettobeitragszahler unter den EU-Mitgliedsstaaten mehr 
Geld, aber dafür vermeiden sie im Gegenzug Verluste durch Steuerminderein- 
nahmen, und es würde sich sehr viel mehr Planungssicherheit für die öffentli- 
che Haushalte ergeben. 

Wirtschaftslobbys werden nicht müde, auf die Segnungen von Steuersenkun- 
gen hinzuweisen, und verweisen dabei gerne auf das Beispiel Irland. Auch das 
Münchner ifo-Institut empfiehlt den irischen Weg (Financial Times Deutsch- 
land: 31.10.2006) Obwohl die Unternehmenssteuersätze dort sehr niedrig seien 
und es auch keine Zinsbesteuerung gibt, genieße das Land das höchste Kör- 
perschaftsteueraufkommen im Verhältnis zum BIP in Europa. Das Institut 
stellt allerdings nicht die nahe liegende Frage, was passieren würde, wenn alle 
EU-Staaten sich auf diesen gnadenlosen Wettbewerb einließen und wenn so- 
mit der irische Vorsprung nicht mehr gegeben wäre. 

Die einst so arme grüne Insel hatte sich ursprünglich den Steuerwettlauf zu 
Nutze gemacht, indem sie die brach liegenden Dubliner Docks 1987 in „In- 
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ternational Financial Services Center“ umtaufte. Das hieß nichts anderes, als 
dass hier eine Steueroase für die Finanzierungsgesellschaften ausländischer 
Konzerne entstand. Dagegen erhob die EU allerdings Einspruch. Irland rea- 
gierte auf die Anforderung, die unfairen Praktiken zu beenden, indem die Re- 
gierung einfach für alle Unternehmen gleichermaßen den Steuersatz auf 12,5% 
senkte. Für die EU stellen solche Niedrigsteuersätze durchaus einen legitimen 
Steuerwettbewerb dar, da ja die Ungleichbehandlung in- und ausländischer 
Unternehmen aufgehoben wurde.! 

Attac Österreich schätzt, dass die EU-Mitgliedsstaaten um ein bis zwei Pro- 
zentpunkte des europäischen Sozialprodukts höhere Steuereinnahmen verbu- 
chen könnten, wenn der ruinöse Steuerwettbewerb unterbunden würde (Attac 
Österreich 2006). In einem Interview mit dem Spiegel kritisierte sogar der Vor- 
standsvorsitzende von Porsche, Wendelin Wiedeking, das Versagen der Politik, 
den Wettbewerb zu begrenzen: „Da wurden beispielsweise Motorenwerke nach 
Osteuropa verlagert, obwohl die Löhne dabei lediglich sechs Prozent der Ge- 
samtkosten ausmachen. Aber der neue Standort lockte mit einem hohen Maß 
an Steuerfreiheit. Ich erwarte von der Politik, dass sie einen solch unfairen 
Standortwettbewerb innerhalb Europas unterbindet.“ (Der Spiegel: 25.9.2006) 
Der damalige französische Finanzminister Nicolas Sarkozy hatte zuvor erklärt: 
„Es ist unseren Bürgern nur schwer zu erklären, dass diese Länder reich genug 
sind, ihre Steuern zu senken, aber auch arm genug, um EU-Strukturhilten zu 
bekommen.“ (Handelsblatt: 11.9.2004). 


Niedrigere Steuersätze als Standortvorteil? 


Dass Steuersenkungen sıch in mehr Investitionen, Wirtschaftswachstum und 
damit letztendlich auch höheren Steuereinnahmen niederschlagen, ist ein My- 
thos, der sich inzwischen auch empirisch widerlegen ließ. „Es gibt keinen sta- 
tistischen Zusammenhang zwischen dem nominalen Steuersatz und Wirt- 
schaftswachstum“, fasst der frühere Weltbankökonom William Easterly die 
Forschung zusammen (Easterly 2001). Verwiesen sei hier insbesondere auf die 
Beobachtung des Londoner Centre for Economic Policy Research (Centre for 
Economic Policy Research 2001), wonach das Drehen an der Steuerschraube 
zwar kaum einen spürbaren Einfluss auf die tatsächliche Investitionstätigkeit 
hat. Was sich aber messbar ändert, ist, in welchen Ländern anschließend die 
Gewinne ausgewiesen werden. 


1 Irland ist immer noch ein besonders attraktiver Standort für ausländische Finanzfirmen, 
darunter das von der Sachsen LB betriebene außerbilanzielle Vehikel Ormond Quay, 
welches die Landesbank im Zuge der US-Subprime-Hypotheken-Krise zu Fall brachte. Dies 
liegt nicht nur an den niedrigen Steuersätzen, sondern auch an der äußerst laxen Regu- 
lierung von Fonds und anderen Investmentfirmen. 
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Bartelsman/Beetsma (2000) hatten zuvor empirisch gezeigt, dass eine Erhö- 
hung des Unternehmenssteuersatzes um einen Prozentpunkt zu keiner korres- 
pondierenden Erhöhung der Steuereinnahmen führt, weil die Unternehmen 
sofort mit Verschiebung ihrer Gewinne in Niedrigsteuerländer reagieren. In je- 
nen werden nun neue Niederlassungen gegründet, und es steigen dort die Un- 
ternehmensgewinne - nicht aber die tatsächliche ökonomische Aktivität. Die 
Entwicklung in der Slowakei, wo zwar ein Investitionsboom gemeldet wird, 
aber zugleich die Arbeitslosigkeit auf einem Rekordstand bleibt, ist ein Indiz 
für die Richtigkeit dieser Hypothese. 

Unternehmen machen ihre Standortentscheidungen bekanntlich von zahlrei- 
chen Kriterien abhängig. Dazu gehören ın erster Linie Lohnkosten, Qualifika- 
tion der Arbeitnehmer, ein verlässliches Rechtsumfeld, gute Infrastruktur und 
ein interessanter Absatzmarkt - und bei weitem nicht nur dıe Höhe der Steu- 
ern. Eine von mehreren Unternehmensberatungs- und Investmentfirmen 
durchgeführte Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass bei neun von zehn 
DAX-Unternehmen Steuern als Entscheidungsfaktor für dıe Standortwahl gar 
keine Rolle spielen (Kraus 2005). 

Dass Konzerne ihre tatsächlichen Investittionsentscheidungen trotz anders lau- 
tender Behauptungen nicht in erster oder zweiter Linie vom Steuersatz abhän- 
gig machen, lässt sich unter anderem daraus ablesen, dass die Masse der Dr- 
rektinvestitionen unabhängig von den Steuersätzen auf wenige Länder ın der 
Welt konzentriert ist, vorwiegend auf Ostasien. Umgekehrt wird ein Land wie 
etwa Bulgarien angesichts von grassierender Korruption und Kriminalität trotz 
seiner Flat Tax von nur 10% in absehbarer Zeit kein interessanter Standort 
werden. 

All dies legt den Verdacht nahe, dass es beim Steuerwettlauf nach unten gar 
nicht in erster Linie um Direktinvestitionen geht. Vielmehr werden ausländi- 
sche Unternehmen gelockt, die, wenn schon nicht ihre Produktionsstätten, so 
doch wenigstens ihre Gewinne in das jeweilige Land verschieben sollen. Auch 
wenn die Steuersätze niedrig sind, fließt damit Geld in die Staatskasse - umso 
mehr, je mehr sich die Gewinnverschiebung rechnet. Zugleich muss der betref- 
fende Staat den Unternehmen kaum etwas an Infrastruktur bieten. In früheren 
Zeiten wäre so ein Vorgehen als Wilderei - die ın diesem Fall nicht in fremden 
Jagdrevieren, dafür aber ın fremden Steuerquellen stattfindet - verfolgt worden. 
Fast überall wurden in der EU die Unternehmenssteuersätze in den vergange- 
nen Jahren kräftig gesenkt, ausdrücklich, um damit Investoren anzulocken 
bzw. vorhandene Investitionen nicht zu verlieren. In den 15 alten EU- 
Mitgliedsstaaten belief sich die durchschnittliche Senkung der nominalen Sät- 
ze zwischen 1995 und 2006 auf 8,5%; unter Einbezug der bis dahin zehn Ber- 
trittsstaaten käme man auf minus 9,2%. Doch nirgends fielen die Steuersen- 
kungen so drastisch aus wie in der Bundesrepublik. Hier sanken die Körper- 
schaft- und Gewerbesteuersätze von 56,8% auf 38,6% - eine Ermäßigung um 
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18,2%. Noch stärker war der Rückgang lediglich in Irland, Polen und der Slo- 
wakei. Dennoch besetzte Deutschland bis 2007 bei den nominalen Sätzen 
immer noch den Spitzenrang, knapp gefolgt von Italien und Spanien. Allein 
mit dem Argument, dass Deutschland mit solchen Steuersätzen nicht wettbe- 
werbsfähig sei, wurde dann die erneute Senkung des Körperschaftsteuersatzes 
ab Januar 2008 begründet. Rechnet man diese neuerliche Steuerreform mit 
ein, die die Steuerbelastung auf 29,8% drückte, so hat sich der Steuersatz für 
Kapitalgesellschaften hierzulande im fraglichen Zeitraum annähernd halbiert. 
Allerdings ist die Aussagekraft der nominalen Steuersätze bekanntlich äußerst 
gering, da für Unternehmen einzig die tatsächliche Belastung zählt. Ein Ver- 
gleich der tatsächlichen Belastung aber ist nicht einfach, weil die Datenbasis 
dafür schr schmal ist. Oft wird daher auf die Hilfskonstruktion zurückgegrif- 
fen, die Steuereinnahmen am Bruttoinlandsprodukt zu messen. Das Ergebnis 
eines solchen Vergleichs: Kaum irgendwo ist der Anteil der Körperschaftsteu- 
ern am BIP so gering wie ın Deutschland. Doch diese Angaben führen in die 
Irre, ist dies doch in erster Linie eine Folge daraus, dass praktisch nirgends der 
Anteil der körperschaftsteuerpflichtigen Kapitalgesellschaften an der Gesamt- 
zahl der Unternehmen so niedrig ist wie in Deutschland.? Dieser Vergleich 
lässt also keine Aussage über die effektive Belastung von Kapitalgesellschaften 
zu. 

Stattdessen betrachtet die EU die effektive Steuer- und Abgabenbelastung (die 
so genannte implicit tax rate‘) sämtlicher Kapital- und Unternehmenserträge. 
Und hier sieht die innereuropäische Rangfolge ganz anders aus als bei Be- 
trachtung der nominalen Steuersätze. Deutschland hält hier auf einmal einen 
Mittelplatz, noch knapp hinter Österreich. Anders als die einseitige Betonung 
nominaler Steuersätze in der politischen Diskussion um den Steuerwettbewerb 
suggeriert, geht es den Investoren nicht um nominale, sondern um effektive 
Steuer- und Abgabensätze. Für deren Ermittlung sind immer sowohl Steuersatz 
als auch Bemessungsgrundlage entscheidend. Hier zeigt sich, dass die osteuro- 
päischen Beitrittsstaaten den Wettbewerb zwar drastisch anheizen, dass aber 
auch die Bundesrepublik durchaus mitspielt. 

Zu dem Ergebnis, dass die Belastung deutscher Konzerne unterdurchschnitt- 
lich sei, kommt auch der Volkswirt Gerd Grözinger, der die Wertschöpfung 
der Kapitalgesellschaften vergleicht (taz: 1.7.2006). In Italien und Frankreich 
mache diese etwa die Hälfte des BIP aus, in Großbritannien rund zwei Drittel; 
Deutschland liege in der Mitte zwischen diesen beiden. Bei den Körperschafts- 
teuereinnahmen dagegen komme Deutschland nur auf 1,3%, die anderen drei 


2 Das Gros des deutschen Mittelstandes unterliegt als Personengesellschaften der Einkom- 
mensteuer. Eine Aufschlüsselung, welcher Anteil der Einkommensteuereinnahmen des Bun- 
des auf Personengesellschaften entfällt, wird von den Behörden jedoch nicht vorgenommen. 

3 Das Verhältois der Steuereinnahmen zu einer aus den Wertschöpfungs- und Einkommensan- 
gaben der VGR ermittelten Bemessungsgrundlage. 


betrachteten Länder aber auf Werte zwischen 2,5% und 2,9%. Würde 
Deutschland den Schnitt der anderen Länder erreichen, könnte es demnach 
Mehreinnahmen zwischen 20 und 30 Mrd. Euro verbuchen. 


Die Methoden der Steueroptimierung multinationaler Konzerne 


Der Grund für die im Vergleich zu den nominalen Sätzen niedrige tatsächliche 
Belastung von Kapital- und Unternehmenseinkommen in Deutschland liegt ın 
den zahlreichen Ausnahme-, Verrechnungs- und Gewinnverschiebungsmög- 
lichkeiten, durch die sich die Bemessungsgrundlagen schmälern lassen, bei- 
spielsweise Verlustvor- und -rückträge und die Bildung von steuerlichen Or- 
ganschaften. Vor allem aber stehen international tätigen Konzernen zahlreiche 
Möglichkeiten offen, ihre Steuerzahlungen zu „optimieren“. Der Steuerwett- 
bewerb der Staaten zielt zwar angeblich auf Investitionen. Doch wie sich zei- 
gen ließ (s.o. Niedrigere Steuersätze als Standortvorteil), nutzen global tätige 
Konzerne häufig Niedrigsteuerländer nur, um dort ihre Gewinne zu melden 
und zu versteuern, während ihre tatsächlich Wertschöpfung am ursprüngli- 
chen Standort verbleibt. 

Die Verschiebung der Gewinne in Niedrigsteuerländer erfolgt dabei auf teils 
legale und teils illegale Weise. Weit verbreitet ist die so genannte Transfer- 
preismethode, die auf der Manipulation der internen Verrechnungspreise zwi- 
schen Konzerntöchtern basiert. Beispielsweise könnte ein deutscher Konzern 
seine Vorprodukte zu überhöhten Phantasiepreisen von einer Tochter in L+- 
tauen beziehen. Dadurch entstehen der Muttergesellschaft scheinbar hohe 
Kosten, wodurch die Gewinne und damit auch die Steuern entsprechend nied- 
riger ausfallen. Die höheren Gewinne, die dagegen bei der litauischen Tochter 
ausgewiesen werden, unterliegen dort einem Körperschaftsteuersatz von nur 
15% (statt fast 30% in Deutschland). Andersherum könnte das deutsche Un- 
ternehmen auch Produkte und Dienstleistungen an Auslandstöchter zu Prei- 
sen verkaufen, die unter den marktüblichen Preisen liegen. Durch die schein- 
bar günstigen Einkäufe würde die Auslandstochter höhere Gewinne verzeich- 
nen, die deutsche Mutter erleidet dagegen wegen der niedrigen erzielten Ver- 
kaufspreise Gewinneinbußen. 

Zwar sind Unternehmen zur Anwendung des so genannten Fremdvergleichs- 
prinzips (arm’s length principle) verpflichtet, d.h. sie müssen bei konzernin- 
ternen Geschäften die gleichen Preise zu Grunde zu legen wie bei Geschäften 
mit Dritten. Doch dies zu überprüfen gestaltet sich für die Steuerbehörden 
schwierig, weil Preise für unterschiedliche Produkte schwer vergleichbar sind 
oder weil Steuerbeamte bei Spezialprodukten nicht immer auf dem neuesten 
technischen Stand sein können. Rund 60% des Welthandels finden nach 
OECD-Einschätzung innerhalb multinationaler Konzerne statt, was den Um- 
fang der Manipulationsmöglichkeiten deutlich macht. 
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Ähnlich funktioniert der Trick mit Dienstleistungen oder Lizenzen, für die 
wegen ihrer Einzigartigkeit meist überhaupt kein Vergleich mit Weltmarktprei- 
sen möglich ist. Ein Beispiel: das Recht am Erfolgsnamen Ikea liegt bei einer 
Lizenzverwaltungsgesellschaft in den Niederlanden, deren Gewinne nach dor- 
tigem Recht nur mit 6% versteuert werden. Ikea-Filialen in anderen Ländern 
zahlen für die Nutzung des Namens satte 3% ihres Umsatzes an diese Lizenz- 
verwaltungsgesellschaft und verringern so ihren zu versteuernden Gewinn (Ja- 
rass; Obermair 2004: 100). 

Eine weitere Methode basiert auf der Fremdfinanzierung. Hierbei finanziert 
sich die in einem Hochsteuerland tätige Konzerntochter A durch Kredite, die 
sie bei Konzerntochter B aufnimmt, die in einem Niedrigsteuerland ansässig 
ist. Nun gelten die Schuldzinsen, die A innerhalb des Konzerns an B über- 
weist, als Ausgaben, das heißt sie mindern die Steuerlast von A. Die Zinsein- 
nahmen werden bei B verbucht, wo sie einem viel niedrigeren Steuersatz un- 
terliegen. Der Effekt ist wiederum der gleiche wie oben: Ein möglichst großer 
Teil der Gewinne wird in Niedrigsteuerländern gemeldet, und die steuerliche 
Gesamtbelastung des Konzerns sinkt. Das Hochsteuerland hat das Nachsehen. 
Immerhin wurde die Fremdfinanzierungsmethode im Rahmen der Steuerre- 
form 2008 durch die so genannte modifizierte Zinsschranke zumindest etwas 
eingeschränkt.‘ 

Nicht nur Gewinne werden ins Ausland verschoben, sondern mitunter auch 
ganze Unternehmen oder Unternehmensteile. Umzüge ganzer Unternehmen 
versucht der Staat durch eine Wegzugbesteuerung unattraktiv zu machen, d.h. 
die Aufdeckung und Versteuerung der stillen Reserven des wegzugswilligen 
Unternehmens. Diese Steuer ist allerdings durch entsprechende Gestaltung of. 
fensichtlich leicht zu umgehen, sie griff bisher erst in wenigen Dutzend Fällen. 
Überdies gibt es für Unternehmen Methoden, nur durch Verlagerung einzelner 
Betriebsteile oder sonstiger Investitionen ins Ausland diese Steuer zu umge- 
hen. Ohnehin ist ihr Fortbestand vom Europäischen Gerichtshof in Frage ge- 
stellt worden.’ 


4  Zinsaufwendungen sind seit Anfang 2008 nur mehr bis zu einer Höhe von 30% des Gewinns 
abziehbar, wobei eine Freigrenze von 1 Mio. Euro gilt. Die nicht gleich abziehbaren Zins- 
zahlungen können zwar in späteren Jahren geltend gemacht werden, aber nur bis zu einer 
Grenze von 60% des Gewinns, Angesichts der großzügig bemessenen Freigrenze bleibt bei 
einem angenommenen Zinssatz von 5% eine Kreditaufnahme bis zu 20 Mio. Euro von der 
Zinssteuer unberührt. Ausnahmen gelten für Unternehmen, die nachweisen können, dass das 
Verhältnis von Eigen- zu Fremdkapital im ganzen Konzern nicht günstiger ist als in der je- 
weiligen deutschen Gesellschaft. 

5 In dem nach dem Kläger Lasteyrie du Saillant benannten Urteil vom März 2004 entschied 
der EuGH gegen das entsprechende französische Gesetz. Die EU-Kommission forderte dar- 
aufhin Deutschland umgehend zur Änderung des Außensteuergesetzes auf, da dieses, wie das 
französische Gesetz, einen Verstoß gegen die Freizügigkeit darstelle. Seit Juni 2005 wird da- 
her die eigentlich fällige Steuer heim Umzug in ein anderes EU-Land oder in einen Mit- 
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Der deutsche Fiskus subventioniert sogar die Verlagerung ins Ausland. Aus eı- 
ner Zeit, als von der Konkurrenz von Billiglohn- und Niedrigsteuerländern 
und von Arbeitsplatzverlagerung noch nicht die Rede war, stammt eine Rege- 
lung, die deutschen Unternehmen die Expansion ins Ausland erleichtern soll. 
Alle Kosten für die neuen Investitionen - Planungs- und Finanzierungskosten 
etwa - und die Kosten für die Verlagerung einer bestehenden Produktion von 
Deutschland - Abfindungen für überflüssig gemachte Mitarbeiter etwa - kön- 
nen in Deutschland steuerlich geltend gemacht werden. Die Gewinne, die im 
Ausland aus der Investition hervorgehen, bleiben jedoch in Deutschland dank 
Doppelbesteuerungsabkommen steuerfrei. Werden die Gewinne in Form von 
Dividenden an die Muttergesellschaft repatriiert, so bleiben diese zu 95% 
steuerfrei. 


Wie viele Steuern zahlen die Konzerne wirklich? 


Die von einzelnen Kapitalgesellschaften tatsächlich in einem Land gezahlten 
Steuern zu ermitteln, ist überraschend schwierig. Aus den veröffentlichten 
Handelsbilanzen kann niemand ablesen, wie viele Steuern die Konzerne tat- 
sächlich zahlen bzw. in welchem Umfang es sich nur um kalkulatorische Pos- 
ten handelt, die gewissermaßen vorsorglich für den schlimmsten Fall in die Bi- 
lanz eingestellt werden. Da aus den Bilanzen nicht hervorgeht, wo sie Steuern 
zahlen, lässt sich das Ausmaß der Gewinnverschiebung nicht erkennen, was 
deren Bekämpfung umso schwieriger macht. Die Umstellung auf den interna- 
tionalen Bilanzierungsstandard IFRS trug leider auch nicht zur Aufklärung bei. 
Die IFRS erscheinen als ein Regelwerk, das geradezu darauf angelegt ist, die 
Gewinnverschiebung von Konzernen zu verschleiern. Das zeigt sich besonders 
gut am Beispiel des neuen Standards IFRS 8, der unter anderem die Berichter- 
stattung über geographische Segmente vorsieht. Statt konsequent die Auswei- 
sung von Gewinnen in jedem einzelnen Land zu fordern, in dem ein Unter- 
nehmen tätig ist, beschränkt sich der neue Standard auf die Unterteilung der 
Welt in Heimatstaat und Rest der Welt. Selbst die Analysten von Banken und 
institutionellen Investoren wie Versicherungen und Fonds protestierten gegen 
so viel Informationsverschleierung - allerdings ohne Erfolg, denn die EU hat 
die IFRS 8 trotzdem zum bindenden Recht erklärt. 

Mehr Transparenz in den Jahresabschlüssen würde die Steuervermeidung ohne 
hohen Kostenaufwand zumindest deutlich erschweren. Eine nach Ländern ge- 
gliederte Bilanz würde unter anderem sichtbar machen, wenn in einem kleinen 
Markt mit geringen Produktionskapazitäten und Umsätzen, aber zufälligerwei- 
se auch niedrigen Steuersätzen ungewöhnlich hohe Gewinne anfallen. Eine 
solche Bilanz könnte den Finanzbeamten in den einzelnen Ländern zumindest 


gliedsstaat des EWR gestundet. 
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ermöglichen, die richtigen Fragen zu stellen. Dies dürfte nicht nur Ländern wie 
der Bundesrepublik höhere Steuereinnahmen bescheren. Von entscheidender Be- 
deutung wäre solch ein Schritt vor allem für Entwicklungsländer, denen es oft an 
den nötigen institutionellen Kapazitäten und an der Verhandlungsmacht fehlt, 
die ihnen zustehenden Steuerzahlungen von multinationalen Konzemen einzu- 
treiben. Die Möglichkeit, diese Steuern einzutreiben, wäre ein enormer Beitrag 
dazu, den Süden von der meist mit Auflagen verbundenen Entwicklungshilfe des 
Nordens unabhängiger zu machen. 

Einstweilen aber müssen mangels besserer Daten die Schätzungen über die 
steuerliche Belastung der Unternehmen notgedrungen auf der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung (VGR) basieren, was aber angesichts der mangelnden 
Konsistenz der Statistiken nicht unproblematisch ist. So werden in der VGR 
die Bruttogewinne von AGs und GmbHs den Steuerzahlungen der Kapitalge- 
sellschaften im weiteren Sinne, darunter auch OHGs und KGs, gegenüberge- 
stellt. Eine Schätzung, die sich nur auf die Kapitalgesellschaften im engeren 
Sinne bezieht, kommt auf Bruttogewinne im Jahr 2004 von 225 Mrd. Euro 
und eine Belastung durch direkte Steuern in Höhe von 20,8 Mrd. Euro (Schä- 
fer 2005). Daraus ergäbe sich eine durchschnittliche Steuerbelastung von 
9,2%. Jarass/Obermair (2004) kommen mit einer ähnlichen Methode auf eine 
effektive Steuerquote der deutschen Kapitalgesellschaften 2005 von 16% (nicht 
einmal die Hälfte der damals noch nominal fälligen 38,6%). 2001 und 2002 
war demnach die Quote sogar unter 10% gefallen. Durch die Steuerreform 
2008 dürfte sie sich nach Schätzung der Autoren wieder auf 14% reduziert 
haben, weit weniger als im westeuropäischen Vergleich üblich. 

Die Bemessungsgrundlage für die ın Deutschland fälligen Steuern entspricht 
demnach nicht annähernd dem ausgewiesenen Gewinn. Das Bundesfinanzmi- 
nisterrum (BMF) hat ın einem Memo (zit. bei Jarass/Obermair 2004) daher 
eine Rechnung aufgemacht, die sich allerdings nur auf die Körperschaft- und 
nicht auch die Gewerbesteuer und noch auf die Steuersätze vor der Reform 
2008 bezieht. Von den 257 Mrd. Euro Gewinnen der Kapitalgesellschaften 
wurden zunächst 40 Mrd. Euro geltend gemachte Verlustabzüge und 51 Mrd. 
Euro aus ausländischen Beteiligungen zugeflossene Dividendenerträge abgezo- 
gen. Damit blieb ein zu versteuernder Gewinn von 166 Mrd. Euro. Beim da- 
mals geltenden Körperschaftsteuersatz von 25% würde dies Steuereinnahmen 
des Bundes von 41 Mrd. Euro ergeben. Das tatsächliche Steueraufkommen 
betrug allerdings nur 24 Mrd. Euro, selbst wenn man zum reinen Kassenauf- 
kommen auch noch Investitionszulage, Kapitalertragsteuer und Zinsabschlag 
hinzuaddiert. Steuerausfälle nach dieser Rechnung: 17 Mrd. Euro. Den Fi- 
nanzämtern wurden somit nur Gewinne von 95 Mrd. Euro gemeldet statt der 
vom BMF aus den Gewinnen laut VGR errechneten und leicht abgerundeten 
Bemessungsgrundlage von 160 Mrd. Euro. Das heißt, im Inland erwirtschafte- 
te Gewinne in Höhe von 65 Mrd. Euro wurden von den Unternehmen nicht 


in Deutschland versteuert, sondern im zumeist steuergünstigeren Ausland. 
Diese Zahl wurde von der Bundesregierung bestätigt; allerdings hob die Regie- 
rung hervor, dass es sich dabei z.T. auch um nicht näher ausgeführte methodi- 
sche Abweichungen bei der Erhebung handeln könnte (Deutscher Bundestag: 
19.10.2006). 

Eine andere Annäherung an das Thema hat das Handelsblatt versucht (Han- 
delsblatt: 26.9.2006). Der Handelsblatt-Firmencheck in Zusammenarbeit mit 
dem Institut für Wirtschaftsprüfung (IWP) und der Unternehmensberatung 
Mercer Management Consulting kommt auf deutlich geringere, aber immer 
noch erschreckende Mindereinnahmen bei der Besteuerung der Gewinne der 
Kapitalgesellschaften. Deutsche Aktiengesellschaften zahlen demnach im 
Schnitt 28,2% Ertragsteuern und damit gut 10% weniger als der bis 2007 gel- 
tende nominale Satz. Drei Viertel der 130 untersuchten Industrie-, Handels- 
und Dienstleistungskonzerne schafften es, ihre Steuerbelastung 2005 unter den 
eigentlich fälligen Satz von 38,6% zu senken. Jährliche Mindereinnahmen für 
Bund und Länder laut dieser Studie: 7,3 Mrd. Euro. 

Die Handelsblatt-Untersuchung geht auch auf einige Firmenbeispiele ein: So 
brachten im Ausland versteuerte Gewinne RWE einen Steuervorteil von 
104 Mio. Euro. Außerdem wirkten sich teilweise steuerfreie Erträge mit weite- 
ren 306 Mio. Euro positiv auf die Steuerschuld aus. Folge: statt theoretisch 
1,5 Mrd. Euro zahlte RWE 2005 nur gut 1 Mrd. Euro Steuern. BMW meldete 
auf Anfrage der Zeitung eine Konzern-Steuerquote von 31,5%. Doch der 
Handelsblatt-Firmencheck kam nur auf 13,3% - eine Diskrepanz von immer- 
hin 611 Mio. Euro. Der Grund dafür ist ebenfalls die Nutzung steuerlicher 
Verlustvorträge vor allem im Ausland. Die Lufthansa schaffte mit gerade mal 
2,9% die geringste Steuerquote von den untersuchten Firmen. Grund dafür 
waren vor allem Verlustvorträge, die die Steuer von theoretisch 253 Mio. Euro 
auf tatsächlich nur noch 25 Mio. Euro drücken. 


Den Steuersenkungswettlauf stoppen 


Viele, auch kritische steuerpolitische Ansätze nehmen den Steuerwettlauf in 
einer Zeit der Globalisierung und der praktisch perfekten Mobilität des Kapi- 
tals als unvermeidbar hin. So lange anderswo günstigere Steuersätze locken, 
habe keine Regierung die Möglichkeit, selbst deutlich höhere Sätze zu verlan- 
gen, so die gängige Erklärung. 

Doch das ist falsch. Es gibt durchaus Methoden, nationale Steuersysteme so 
zu gestalten, dass Gewinnverschiebung und damit auch der Wettlauf sinnlos 
werden. So müssen unter dem so genannten Wohnsitzlandprinzip, das etwa 
die USA und Großbritannien anwenden, Unternehmen ihre im Ausland ge- 
meldeten Gewinne zu Hause nachversteuern. Zahlt ein US-Konzern beispiels- 
weise in Irland nur 12,5% Steuern, muss er anschließend in den USA noch die 
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bis zum dortigen Körperschaftsteuersatz von 35% fehlenden Steuern nachzah- 
len. Die Ausweisung von Gewinnen in Irland lohnt also nicht mehr. 

In der Realität aber stellt das Wohnsitzlandprinzip die Steuerbehörden aller- 
dings vor große Herausforderungen. Die Nachversteuerung kann beispielswei- 
se ganz einfach umgangen werden, wenn der Firmensitz pro forma ıns Aus- 
land verlegt wird - Bermuda ist bei den US-Konzernen besonders beliebt (Ty- 
co, Accenture u.a.) - oder wenn ım Ausland erzielte Gewinne gar nicht erst ins 
Heimatland zurücktransferiert und stattdessen gleich wieder in Niedrigsteuer- 
ländern reinvestiert werden. Ein weiterer beliebter Trick ist, sich im Ausland 
(meist mit Hilfe von Bestechung) möglichst hohe Steuerzahlungen bescheini- 
gen zu lassen, die dann zu Hause von den Steuern abgesetzt werden können. 
Beispielsweise hat sich Chevron über Jahre in Indonesien Gebühren für Öl- 
förderkonzessionen als Steuerzahlungen quittieren lassen. Manche dieser Lü- 
cken lassen sich wenigstens zum Teil durch weitere Gesetze stopfen, etwa 
durch Wegzugbesteuerung, die beim Umzug in eine Steueroase wie Bermuda 
fällig wird, oder indem eine Nachversteuerung auch dann zwingend gemacht 
wird, wenn die Gewinne nicht ins Heimatland repatriiert werden. Doch da- 
durch wird das Steuersystem so kompliziert, dass Unternehmensberatungen 
ein äußerst lukratives Betätigungsfeld und die Unternehmen letztlich doch 
immer noch ein Schlupfloch finden. Jedenfalls ist es weder den USA noch 
Großbritannien gelungen, die Steuervermeidung durch Konzerne zu unterbin- 
den. 

Eine Alternative stellt die Unitary Taxation (oder einheitsmäßige Besteuerung) 
dar, die in 16 US-Bundesstaaten, darunter Kalifornien und New York, seit 
Jahrzehnten erfolgreich praktiziert wird. Kalifornien führte dieses Modell 
schon zwischen den Weltkriegen ein, als die Regierung des Bundesstaats ein 
Mittel dagegen suchte, dass die Filmstudios von Hollywood trotz ihrer großen 
Erfolge seltsamerweise überhaupt keine zu versteuernden Einnahmen in Kalı- 
fornien zu haben schienen. Sie hatten nämlich einfach ıhren Filmvertrieb im 
benachbarten Nevada registriert, das sich innerhalb der USA als eine Art Steu- 
eroase darstellte, wohin dann alle Einnahmen flossen. 

Es handelt sich bei der Unitary Taxation wohlgemerkt nicht um eine interna- 
tionale Besteuerung, und es braucht keine zentrale Instanz dafür geschaffen zu 
werden. Es ist die nationale Steuerbehörde (bzw. ım Fall der USA die Behörde 
des Bundesstaates), die zunächst sämtliche Gewinne eines Konzerns und seiner 
Töchter in In- und Ausland addiert, etwa so, wie es auch im Konzernjahresab- 
schluss geschieht (daher die Bezeichnung „unitary“, d.h. es werden nicht nur 
wie bisher die im Land registrierten Betriebe steuerlich berücksichtigt, sondern 
der Konzern wird als Einheit, unit, betrachtet). In einem zweiten Schritt, dem 
so genannten formulary apportionment, ermittelt die Behörde, welcher Anteil 
der Konzernaktivitäten im eigenen Land (bzw. Bundesstaat) stattfindet. Dafür 
bietet sich eine Mischkalkulation aus Umsatz, investiertem Kapital und ge- 


zahlten Löhnen an. Die US-Bundesstaaten wenden die Unitary Taxation auch 
auf ausländische Konzerne an, sofern sie mindestens 20% ihres nach besagter 
Mischkalkulation ermittelten Geschäfts in den USA machen. Der Staat kann 
nun auf den Teil des Konzerngewinns Steuern - zum jeweils in diesem Staat 
geltenden Satz - erheben, der den tatsächlichen wirtschaftlichen Aktivitäten 
des Unternehmens in dem jeweiligen Land entspricht. Wenn etwa ein Konzern 
seine Gewinne zu zwei Dritteln in Irland ausweist, in Wirklichkeit aber seine 
Aktivitäten zu 90% in Kalifornien ausübt, dann muss er auch auf 90% seiner 
Gewinne in Kalifornien Bundesstaatssteuer zahlen.‘ 

Einen Nachteil hat die Unitary Taxation jedoch. Zwar reicht die rein buchhal- 
terische Verschiebung von Gewinnen nun nicht mehr aus, um ın den Genuss 
niedrigerer Steuersätze in anderen Ländern zu kommen. Aber Unternehmen 
können ihr durch eine reale Standortverlagerung in Länder mit niedrigeren 
Steuersätzen entgehen. Kritiker der Unitary Taxation lehnen sie daher mit dem 
Argument ab, sie würde den Steuerwettbewerb nicht aufhalten: Die Staaten 
würden nun womöglich sogar verstärkt darum konkurrieren, dass komplette 
Betriebe zu ihnen verlagert werden. Solch eine Annahme ist jedoch unrealis- 
tisch, und zwar allein schon deswegen, weil Standortverlagerungen im Gegen- 
satz zu Gewinnverschiebungen, die im Zentrum des bisherigen Steuerwettbe- 
werbs stehen, sehr teuer sind. Wie oben gezeigt wurde, werden solch teure 
Auslandsinvestitionen von ganz anderen Kriterien als dem Steuersatz abhängig 
gemacht. Insofern scheint das Risiko, dass es bei einer Einführung der anteili- 
gen Besteuerung zu massenhaften Betriebsverlagerungen kommt, gering. Die 
Erfahrung der US-Bundesstaaten, die z.T. schon seit den 1920er-Jahren eine 
Unitary Taxation anwenden, belegt dies im Übrigen. 

Nichtsdestotrotz ist es sinnvoll, die Forderung nach einer anteiligen Besteue- 
rung mit derjenigen nach Mindeststeuersätzen zu verbinden. Mindeststeuern 
haben unter gegenwärtigen Bedingungen den Nachteil, dass sie drohen, 
gleichzeitig zu Höchststeuern zu werden, weil der Steuerwettlauf die einzelnen 
Regierungen unter Druck setzt, den nationalen Steuersatz dem europaweiten 
oder internationalen Mindeststeuersatz anzugleichen. Die Kombination von 
Unitary Taxation, Mindeststeuersätzen zur Vermeidung von krassem Steuer- 
dumping und harmonisierter Bemessungsgrundlage dürfte diesen Effekt jedoch 


6 Kalifornien und andere US-Staaten gerieten international unter Druck, insbesondere durch 
die EU, weil die betroffenen Unternehmen gegen Doppelbesteuerung protestierten - obwohl 
die Unternehmen diese Doppelbesteuerung selbst durch die rein bilanzielle Gewinnver- 
schiebung in Niedrigsteuerländer verursacht haben. In der Folge knickten viele Bundesstaa- 
ten ein, Nur noch in vier Staaten wird eine echte worldwide unitary taxation angewandt. Die 
anderen erfassen nur die Unternehmensteile innerhalb der USA (water's edge method), wo- 
durch die Gewinnverschiebung ins Ausland unberührt bleibt, oder sie lassen - wie Kalifor- 
nien - Unternehmen die Wahl, ob sie sich einer worl/dwide- oder einer water’sedge- 
Besteuerung unterwerfen. 
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abmildern. In einem Unitary-Taxation-System, in dem für Unternehmen nur 
noch reale Investitionen und nicht mehr bloße Gewinnverschiebungen steuer- 
lich relevant sind, wird jeder Unternehmer abwägen können, welche Vorteile 
welcher Standort für reale Investitionen bietet. Gute Bedingungen in Hinblick 
auf Qualifikation, Infrastruktur und ordnungspolitischen Rahmen würden hö- 
here Steuersätze rechtfertigen und den Zwang zu immer weiteren Steuersen- 
kungen reduzieren. 


Eine gemeinsame Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer 
für Europa 


Auch in der EU gibt es Überlegungen in diese Richtung. Die Europäische 
Kommission hatte zunächst ein Pilotprojekt für mittelständische Betriebe vor- 
geschlagen, an dem sich Mitgliedsstaaten auf freiwilliger Basis beteiligen kön- 
nen. Ziel dieses Projekts war dabei weniger eine größere Steuergerechtigkeit, als 
vielmehr eine buchhalterische Vereinfachung für kleinere Unternehmen, die 
grenzüberschreitend tätig sein wollen. Dies zeigt im Übrigen auch einen der 
großen Vorteile dieses Steuersystems: Nicht nur für Steuerbehörden, sondern 
auch für Unternehmen wird die Finanzbuchhaltung vereinfacht und damit 
auch verbilligt (Europäische Kommission: 9.9.2004). Demnach entstehen einer 
Muttergesellschaft mit Niederlassungen in anderen EU-Mitgliedstaaten etwa 
fünfmal höhere Befolgungskosten als Unternehmen ohne ausländische Niederlas- 
sungen. Besonders aufwändig seien die Dokumentationspflichten über die kon- 
zerninternen Verrechnungspreise, die aber nötig sind, gerade weil diese Transfer- 
preise so häufig zur unerlaubten Verschiebung von Gewinnen genutzt werden. 
Bewegung kam in die Diskussion durch die Osterweiterung der EU. Der frü- 
here Finanzminister Hans Eichel sorgte sich in einem Interview, „ob wir die 
niedrigen Steuersätze, gerade in den Beitrittsländern, auch noch durch Zu- 
schüsse über die EU finanzieren“ (Der Spiegel: 26.4.2004). Im Handel sei 
Dumping ja auch verboten. Warum dann nicht bei den Steuern? Eichel und 
sein damaliger französischer Kollege Nicolas Sarkozy forderten daher die EU- 
Kommission auf, möglichst bald konkrete Vorschläge für eine einheitliche 
steuerliche Bemessungsgrundlage zu erarbeiten, die möglichst auch Mindest- 
steuersätze enthalten sollten. 

Im Juli 2004 antwortete Binnenmarktkommissar Frits Bolkestein jedoch lapı- 
dar: „Es ist nicht die Aufgabe der europäischen Kommission, den Regierungen 
zu sagen, wie hoch die Unternehmenssteuersätze sein sollten.“ (Auskunft ge- 
genüber der Autorin). Dieser Meinung schlossen sich zwei Monate später die 
Finanzminister der meisten EU-Mitgliedsstaaten an. Der Einführung von eu- 
ropaweiten Mindeststeuersätzen erteilten sie eine klare Absage. Immerhin wol- 
len sie prüfen lassen, ob man die Bemessungsgrundlage für die von Unter- 
nehmen zu versteuernden Gewinne vereinheitlichen könnte. 
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Die Bemühungen konzentrieren sich seither auf eine Harmonisierung der Be- 
messungsgrundlage, bei der jedes EU-Mitglied an seinem eigenen Steuersatz 
festhalten kann. Hierbei geht es längst nicht mehr nur um die Frage, wıe die 
Bemessungsgrundlage für die Unternehmensbesteuerung zu definieren ist, 
sondern auch und insbesondere darum, wie sie unter die EU-Mitgliedsstaaten 
aufzuteilen ist. Bei der so genannten einheitlichen Körperschaftsteuer-Bemes- 
sungsgrundlage (Common Consolidated Corporate Tax Base, CCCTB) der 
EU handelt es sich somit um nichts anderes als ein Modell der Unitary Taxa- 
tion. 2004 wurde auf Beschluss des Ecofin (des Rats der Wirtschafts- und Fi- 
nanzminister) von der Kommission eine entsprechende Arbeitsgruppe einge- 
richtet, die bereits 2007 ein Arbeitspapier über die mögliche Ausgestaltung ei- 
ner solchen Steuer vorlegte (Europäische Kommission: 26.7.2007, vgl. dazu 
auch Schön/Schreiber/Spengel 2008)). 

Die Bundesregierung unterstützt das Vorhaben (Bundesfinanzministerium 
2007). In letzter Zeit jedoch drängt sich der Eindruck auf, dass der Prozess ins 
Stocken gekommen ist. Eine für die Ecofin-Sitzung im Juni 2008 erwartete of- 
fizielle Vorlage der Kommission blieb aus. Das Problem: dieselben Regierun- 
gen, die schon eine Harmonisierung der Körperschaftsteuersätze in der EU 
blockiert haben, bringen sich auch gegen eine harmonisierte Bemessungs- 
grundlage in Stellung. Diejenigen EU-Mitglieder, die sich als Niedrigsteuer- 
standort profilieren und die deshalb am meisten zu verlieren hätten, wenn sich 
die bloße Verschiebung von Unternehmensgewinnen nicht mehr rentieren 
würden, haben die Herausforderung erkannt, die eine Unitary Taxation für ihr 
Modell darstellen würde. Zu den Gegnern des Vorhabens zählen neben Groß- 
britannien und Irland vor allem die Beitrittsstaaten Estland, Lettland, Litauen, 
Malta und die Slowakei. Unverhohlen drohte das irische Finanzministerium in 
einer Stellungnahme: „In diesem Zusammenhang sollte daran erinnert werden, 
dass die CCCTB Mitgliedsstaaten nicht aufgezwungen werden kann. Für alle 
über Steuerfragen zu treffenden Entscheidungen ist Einstimmigkeit notwen- 
dig.“ (www.finance.gov.ie/viewdoc.asp?DocID=4543) 

Die Frage ist, ob die großen EU-Staaten, insbesondere die Bundesrepublik und 
Frankreich, sich diesmal eher durchsetzen können als bei der Frage der Steuer- 
sätze. Die Alternative, um der steuerpolitischen Blockade ın der EU zu entge- 
hen, wäre eine Strategie, die sıch an die Einführung des Euro anlehnt: die Bil- 
dung einer Kerngruppe. 
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taz (1.7.2006): Auf die Quote kommt es an 


Jana Schultheiss 


Steuern und Familienmodelle 


Staatliche Eingriffe in die Lebensverhältnisse der Bürgerinnen und Bürger fin- 
den auf zahlreichen Ebenen statt, indem staatliche Institutionen allgemeinver- 
bindliche Regeln setzen, die bestimmte Verhaltensmuster positiv oder negativ 
sanktionieren. Dabei ist der Staat bzw. die konkrete Konstitution des Staates 
als Ausdruck gesellschaftlicher Machtverhältnisse zu interpretieren, die grund- 
sätzlich auch politisch veränderbar sind. Eine institutionelle Regelung des 
Staates stellen das Steuersystem und die Verwendung staatlicher Mittel dar. 
Steuern dienen der Finanzierung staatlicher Aufgaben, ihnen wird aber auch 
eine Lenkungsfunktion zugeschrieben. Diese Lenkungsfunktion besteht in ei- 
ner Umyerteilungswirkung; zudem greift der Staat über Steuern in die Lebens- 
formen und die Lebensgestaltung der Bürgerinnen und Bürger ein. So werden 
bestimmte Kosten, die aus einer bestimmten Lebensführung bzw. bestimmten 
Lebensumständen entstehen, als Sonderausgaben oder außergewöhnliche Las- 
ten anerkannt. Steuerpolitik ist mithin immer auch Gesellschaftspolitik. Be- 
sonders deutlich wird dieser Zusammenhang beim Blick auf die Behandlung 
von Familienformen, etwa durch das Ehegattensplitting oder Freibeträge für 
Kinder. Im vorliegenden Beitrag sollen Steuer- und Ausgabenpolitik sowie die 
jeweiligen Wirkungen und zugrundeliegenden ideologischen Konzepte erörtert 
werden, indem die durch staatliche Politik geförderten oder bestärkten Le- 
bensmodelle, mithin das Verhältnis zwischen Öffentlich und Privat, anhand 
des Ehegattensplittings, der Kindergeldproblematik sowie der Elterngeldrege- 
lung analysiert werden. 

Die Festlegungen, welche Familien und Familienmodelle seitens der Politik für 
unterstützungswürdig gehalten werden, sind zwangsläufig normativ und wer- 
den im Rahmen der genannten gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse gedeutet. 
Sie lassen daher Rückschlüsse auf grundlegende Vorstellungen politischer Ent- 
scherdungsträgerInnen über das gesellschaftliche Zusammenleben zu. 


Das Verhältnis von Staat und Familie 


Die Familie wurde bereits seit der Spätantike als konstitutives Element des 
Staates interpretiert und ihre innere Verfasstheit in Analogie zum Staat gesetzt 
(vgl. Kreisky o.J.: 2). Hieraus entwickelte sich „[mjit dem Aufkommen der 
neuzeitlichen Nationalstaaten (...) auch die Idee von der staatstragenden Be- 
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unterstützungswürdig gehalten werden, sind zwangsläufig normativ und wer- 
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Sie lassen daher Rückschlüsse auf grundlegende Vorstellungen politischer Ent- 
scherdungsträgerInnen über das gesellschaftliche Zusammenleben zu. 


Das Verhältnis von Staat und Familie 


Die Familie wurde bereits seit der Spätantike als konstitutives Element des 
Staates interpretiert und ihre innere Verfasstheit in Analogie zum Staat gesetzt 
(vgl. Kreisky o.J.: 2). Hieraus entwickelte sich „[mjit dem Aufkommen der 
neuzeitlichen Nationalstaaten (...) auch die Idee von der staatstragenden Be- 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 154, 39. ]g., 2009, Nr. 1, 83-100 


84 Jana Schultheiss 


deutung konservativer Familienpolitik“, in der die „Konservierung traditionel- 
ler Familienverhältnisse (...) als Prämisse der Beständigkeit des (National-) 
Staatlichen (gilt)“ (ebd.). Damit wird Familie als öffentliche Aufgabe kon- 
struiert, die von elementarer Bedeutung für das Bestehen des Staates seı. Inso- 
fern ist bei der Betrachtung der Beziehung von Staat und Familien das Ver- 
hältnis von Privatheit und Öffentlichkeit von besonderer Bedeutung. Die Fa- 
milie wird häufig als „die zentrale soziale Institution“ verstanden, „in der Pri- 
vatheit organisiert wird“ - darunter fallen z.B. die Reproduktion der Bevölke- 
rung, die Befriedigung regenerativer und sexueller Bedürfnisse, Schutz und 
Fürsorge. Vor diesem Hintergrund werden familienpolitische Maßnahmen 
„oftmals als Eingriffe in den ‘Intimbereich‘, der Privatheit wahrgenommen“ 
(Lepperhoff 2007: 157f.). Zudem lässt sich Familie auch als eine gesellschaftli- 
che Form begreifen, denn Familien und ihre Mitglieder leben eben nicht in 
gesellschaftsfreien Räumen. Sie werden durch öffentliche Rahmenbedingungen 
und Normen beeinflusst (vgl. ebd.) und beeinflussen in der Summe auch um- 
gekehrt die Öffentlichkeit. Dass „das vermeintlich Private (..) in Wirklichkeit 
immer eine genuin Öffentliche Angelegenheit (ist)“ (Kreisky o.J.: 3), wurde be- 
reits von der Neuen Frauenbewegung der 1970er Jahre und durch die feminis- 
tische Forschung ausführlich aufgezeigt. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
Aufgaben wie bspw. Erziehung, die in einem demokratisch und solidarisch or- 
ganisierten Gemeinwesen gesellschaftlich durch die öffentliche Hand erledigt 
werden könnten, oftmals unter dem Stichwort der „Natürlichkeit“ Familien 
überantwortet werden. Die politische Entscheidung, welche Aufgaben (etwa 
bei Kindererziehung, Reproduktionsarbeit usw.) öffentlich bereit gestellt wer- 
den sollen, wird so mit Verweis auf das vermeintlich natürlich Private abge- 
blockt. Familien erscheinen „bisweilen als eine Art ‚Black Box‘, in der die in- 
dividuellen Beiträge und der unterschiedliche Status von Frauen und Män- 
nern, aber auch die Rechte von Kindern als Individuen mit Subjektstatus dif- 
fus bleiben“ (Lepperhoff 2007: 157). Mit dieser Vorstellung der Familie lässt 
sich auch die grundlegende Tradition deutscher Familienpolitik beschreiben, 
in der die Familie als Institution gefördert und nicht - wie beispielsweise in 
Schweden - stärker auf eine Öffentlich geförderte Individualisierung der Leis- 
tungen gesetzt wird (Rüling/Kassner 2007: 115). 


Ziele von Familienpolitik 


Aus den Funktionen staatlicher Familienpolitik lassen sich auch ihre Ziele ab- 
leiten. So können ökonomische, bevölkerungspolitische, sozialpolitische oder 
emanzipatorische Motive eine Rolle spielen (vgl. Gerlach 2004: 114ff.). In der 
aktuellen deutschen Familienpolitik liegt der Schwerpunkt vor allem auf öko- 
nomischen und bevölkerungspolitischen Aspekten, wobei besonders auf die 
demografische Entwicklung, das Produktivkräftepotential und die zukünftige 
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Leistungsfähigkeit der Sozialen Sicherungssysteme verwiesen wird.' Die famili- 
enpolitische Debatte wird demnach stark dem Ziel einer stabilen Bevölke- 
rungs- und Arbeitskräfteanzahl untergeordnet. 

Bei der konkreten Ausgestaltung der familienpolitischen Instrumente können 
Konflikte zwischen den unterschiedlichen Zielen und in der Folge widersprüchli- 
che Auswirkungen verschiedener Instrumente auftreten. Es stellt sich die (ideolo- 
gische) Frage nach der Rolle der Familie in Abgrenzung zur Rolle des Staates 
und daraus abgeleitet die Frage, wo und in welcher Form Staatseingriffe in die 
Lebensverhältnisse stattfinden sollen. Hierbei wird die Debatte oft als eine 
„Familienversagensdebatte“ geführt - man denke an politische Diskussionen 
über die demographische Entwicklung, den drohenden Fachkräftemangel, die 
Kinderlosigkeit von AkademikerInnen oder auch um Kinderarmut und feh- 
lende Bildung/Erziehung von Kindern. Mit Verweis auf diese Entwicklungen 
werden Eingriffe durch den Staat im Rahmen der Familienpolitik als von der 
Gesellschaft gewünschte öffentliche Aufgaben akzeptiert. Im Sinne der „staats- 
tragenden Bedeutung konservativer Familienpolitik“ muss der Staat geradezu 
gegensteuern, wenn die den Familien zugeschriebenen Funktionen nicht in 
seinem Sinne - in kapitalistischen Systemen heißt dies: Sicherstellung der 
Rahmenbedingungen der Kapitalverwertung und der Konkurrenzfähigkeit - er- 
füllt werden. Aktuelle Familienpolitik stellt sich daher als kompensatorische 
und weniger als Ermöglichungspolitik im Sinne einer Rahmensetzung dar. 

Aus progressiver Sicht stellt sich zudem das Problem, dass die sozialpoliti- 
schen Zielsetzungen widersprüchlich sind: Dem Prinzip der Bedarfsgerechtig- 
keit folgend sollen ärmere Familien entlastet werden - dies verträgt sich jedoch 
nicht ohne Weiteres mit gleichstellungspolitischen Zielen. Im Folgenden wer- 
den verschiedene familienpolitische Instrumente im Hinblick auf ihre Vertei- 
lungswirkungen und gleichstellungspolitischen Implikationen untersucht und 
so die Einflüsse und die Ideologie staatlichen Handelns im Steuersystem und 
bei den Staatsausgaben dargestellt. Die Verteilungswirkungen staatlicher Rege- 
lungen werden daran gemessen, wie bestimmte Einkommensgruppen und Fa- 
milienformen von einzelnen familienpolitischen Instrumenten profitieren. 
Ferner werden die ökonomischen Anreize der Familienpolitik daraufhin analy- 
siert, ob sie Frauen- bzw. Müttererwerbstätigkeit tendenziell fördern oder ob 
sich die Anreize cher am traditionellen Alleinverdiener-Hausfrauen-Familien- 
modell orientieren.? 


1 Dabei ist anzumerken, dass der Verweis auf die demografische Entwicklung von einigen poli- 
tischen Akteurlnnen oft nur der Legitimation zum Abbau der sozialen Sicherungssysteme 
dient, deren Finanzierbarkeit aufgrund dieser Entwicklung nicht mehr gesichert sei. Dies ist 
jedoch umstritten, da die Höhe des Bruttoinlandsproduktes - und damit die Größe der zu ver- 
teilenden Ressourcen - vor allem von der Produktivität der Volkswirtschaft und nicht nur von 
der demografischen Zusammensetzung der Bevölkerung abhängt (vgl. Butterwegge 2006: 105ff.). 


2 Diese Gegenüberstellung ist sehr vergröbert, macht jedoch die Wirkungsweise und die da- 
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Ehegattensplitting 


Steuerliche Regelungen sind dem Prinzip nach geschlechtsneutral - sie gelten 
zumindest formal immer gleichermaßen für alle Bürgerinnen und Bürger eines 
Landes. Dennoch lassen sich die tatsächlichen Auswirkungen der Steuergesetze 
nach geschlechtsspezifischen Aspekten untersuchen. Allerdings ist zu beach- 
ten, dass die Wirkung der Steuern nicht mit der Ungleichheit der Primärvertei- 
lung verwechselt wird. Von einer Senkung des Spitzensteuersatzes profitieren 
bspw. nicht deshalb mehr Männer, weil sie Männer sind, sondern weil Frauen 
immer noch deutlich weniger verdienen als Männer und folglich seltener ein 
Einkommen erzielen, für das der Spitzensteuersatz relevant wird. Dieser Tatsa- 
che liegen zwar strukturelle Diskriminierungsmuster zugrunde; doch diese ent- 
stehen nicht durch die Steuergesetze, sondern werden über die neutralen Wir- 
kungen der Steuern lediglich weiter fortgeschrieben. Anders sieht es jedoch bei 
der Frage der Lebensformen aus - das Einkommensteuergesetz begünstigt über 
das Ehegattensplitting eine bestimmte Familienform. Das Ehegattensplitting 
unterstützt das Modell der Alleinverdiener-Hausfrauenehe, wobei die Vehe- 
menz, mit der an diesem - jahrelang erfolglos bekämpften - Instrument fest- 
gehalten wird, als „Ausdruck einer noch immer existierenden Hegemonie kon- 
servativer Kräfte in der Familienpolitik“ (Berghahn 2007: 53) interpretiert wer- 
den kann. Während die meisten europäischen Länder in den vergangenen 
Jahrzehnten die gemeinsame Ehegatten- bzw. Familienbesteuerung durch zu- 
mindest teilweise individuelle Besteuerungen ersetzt und die Steuersysteme 
somit entsprechend den veränderten Lebensformen der Menschen moderni- 
siert haben (vgl. Dingeldey 2000: 11ff.) - darunter konservative Länder wie Ös- 
terreich -, handelt es sich in der deutschen Politik beim Ehegattensplitting um 
eine sprichwörtlich „heilige Kuh“. 


hinter stehende Ideologie staatlicher Institutionen deutlich. Anzumerken ist dennoch fol- 
gendes: Erstens dürfen die analysierten Anreize in ihren Auswirkungen auf die realen Le- 
bensverhältnisse nicht überbewertet werden - grundlegende Entscheidungen über eigene Le- 
bensmodelle unterliegen komplexeren Entscheidungszusammenhängen als nur politisch ge- 
setzten ökonomischen Anreizen. Dennoch sind diese wichtig, da sie die paradigmatischen 
Vorstellungen der Politik bezüglich unterstützungswürdiger Familienmodelle aufzeigen und 
im Sinne des eingangs skizzierten Staatsverständnisses daher auch einen Ausdruck der gesell- 
schaftlichen Kräfteverhältnisse darstellen. Zweitens sind neben dem Modell des männlichen 
Alleinversorgers und der Hausfrauenehe und dem des Zweiverdienermodells, in dem beide 
Partner vollzeiterwerbstätig sind, auch andere Lebensformen denkbar. Das Zweiverdiener- 
modell muss zudem nicht zwangsläufig das Ziel einer an Gleichstellung orientierten Famili- 
enpolitik sein. Entscheidend in allen Fällen ist, dass sich beide Partner unabhängig von kul- 
turellen, gesellschaftlichen Paradigmen und ökonomischen Notwendigkeiten für eine be- 
stimmte Lebensform entscheiden können. Drittens ist der teilweise starke Bezug zur Er- 
werbstätigkeit bzw. zur individuellen Verwertung auf dem Arbeitsmarkt ebenfalls aus Sicht 
der besseren Veranschaulichung durch Gegenüberstellungen von Gegensätzen zu schen. Im 
Rahmen dieses Artikels ist es nicht möglich, sich mit den Bedingungen der Erwerbsverhält- 
nisse oder auch ökonomischen Zwängen der eigenen Verwertbarkeit auseinanderzusetzen. 
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Grundsätzlich ist im Rahmen der Einkommensteuer eine natürliche Person 
einkommensteuerpflichtig. Diese Person wird nach dem Leistungsfähigkeits- 
prinzip besteuert, d.h., je höher die Einkünfte sind, desto höher soll auch die 
relative Belastung sein.” Dies wird über den progressiven Steuertarif in 
Deutschland umgesetzt, wobei bei der Besteuerung nicht das Bruttoeinkom- 
men, sondern das zu versteuernde Einkommen als Grundlage der Berechnung 
dient. So können diverse Lasten des/der Steuerpflichtigen (Sozialversiche- 
rungsbeiträge, Werbungskosten, Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastun- 
gen, Spenden ...) berücksichtigt werden. Im deutschen Steuerrecht wird das 
Prinzip der persönlichen Steuerschuld durch das Ehegattensplitting insofern 
durchbrochen, als die Ehe als rechtliche Erwerbs- und Verbrauchsgemeinschaft 
(vgl. BVerfGE 61: 319) angesehen wird. In der Folge wird eine cheliche Ge- 
meinschaft (bei einer Zusammenveranlagung) auch nur als ein Steuerpflichti- 
ger behandelt. 

Das Ehegattensplitting wird aus dem in Art. 6 Grundgesetz (GG) normierten 
besonderen Schutz der Ehe abgeleitet. Ferner kann die Zusammenveranlagung 
auch durch den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 GG) begründet werden, da bei 
Betrachtung der Ehe als Wirtschaftseinheit zwei Ehepaare mit jeweils gleich 
hohem Gesamteinkommen nicht unterschiedlich besteuert werden dürfen, 
auch wenn die Individualeinkommen der einzelnen EhepartnerInnen verschie- 
den sind (vgl. BMF 2005: 55). Die hieraus resultierende Möglichkeit einer rei- 
nen Zusammenveranlagung führt aufgrund des progressiven Steuersystems in 
Deutschland jedoch zu einer Benachteiligung gegenüber der Einzelveranla- 
gung, denn würden die Einkommen der Ehepartnerlnnen addiert und an- 
schließend der Einkommensteuer unterworfen, würde das Ehepaar in einer 
höheren Progressionsstufe als bei Einzelveranlagung besteuert. Aus diesem 
Grunde wurde die Zusammenveranlagung bei einem progressiven Steuertarif 
1957 vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt und ein 
Splittingverfahren vorgeschlagen, das der Gesetzgeber 1958 eingeführt hat (vgl. 
Vogel 1999: 201). Dies bedeutet konkret, dass die Einkommensteuer für ein 
Fhepaar „das Zweifache des Steuerbetrags, der sich für die Hälfte ihres ge- 
meinsam zu versteuernden Einkommens (...) ergibt“, beträgt ($ 32a Abs. 5 
EStG). Die beiden zu versteuernden Einkommen der EhepartnerInnen werden 
demnach zunächst addiert und anschließend halbiert. Auf jede Hälfte ist dann 
der Durchschnittssteuersatz zu entrichten, was zur Konsequenz hat, dass sich 
bei unterschiedlich hohen Einkommen der EhepartnerInnen oder bei Allein- 
verdienerehen Steuerreduzierungen gegenüber einer getrennten Veranlagung 


3 Durch die Dualisierung der Einkommensteuergesetze, d.h. die Unterscheidung zwischen Ar- 
beits- und Kapitaleinkommen, ist dieses Prinzip in Teilen schon durchbrochen. Dies ist je- 
doch nicht Gegenstand dieses Beitrags. Siehe hierzu die Beiträge von Astrid Kraus sowie 
Klemens Himpele und Alexander Recht. 
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ergeben. Ursächlich hierfür ist zum einen der Grundfreibetrag der Einkom- 
mensteuer, der auch im Alleinverdienermodell zweimal - einmal für den/die 
VerdienerIn und einmal für den/die EhepartnerIn - gewährt wird. Zum ande- 
ren ıst der progressive Verlauf des Einkommensteuertarifs für die geringere 
Steuerschuld im Splittingverfahren verantwortlich, da die Hälfte des gemein- 
samen Einkommens immer einen geringeren Durchschnittssteuersatz nach 
sich zieht, als dies bei einer einzelnen Veranlagung der Fall wäre. Einzige Aus- 
nahme ist ein gleich hohes Einkommen der EhepartnerInnen, bei dem kein 
Unterschied zu einer Individualbesteuerung auftritt. 

Die ideologische Konstruktion der Ehe als Wirtschaftsgemeinschaft ist keines- 
falls zwingend, sondern politisch veränderbar. Es ist durchaus möglich, Perso- 
nen auch steuerrechtlich als Individuen zu begreifen und diese auch im Falle 
der Ehe individuell zu besteuern. Aus gleichstellungspolitischer Sicht beson- 
ders problematisch ist die Tatsache, dass der Splittingeffekt in Ehekonstellati- 
onen mit nur einem/r erwerbstätigen PartnerIn besonders hoch ist und bereits 
ein kleiner Zuverdienst den Fffekt deutlich reduziert. Je größer der Zuverdienst 
wird, umso geringer wird die Steuerersparnis durch den Splittingeffekt (BMF 
2005: 56ff.). Im Rahmen einer komplexen Entscheidungssituation bremst das 
Ehegattensplitting die Bereitschaft zur Erwerbstätigkeit eines/r Ehepartners/- 
partnerin - aus traditionellen und verankerten Rollenbildern der Ehefrau. 
Dass dies politisch gewollt war, wird aus Bundestagsdebatten um die Einfüh- 
rung des Ehegattensplittings deutlich. So zitiert Langer-El Sayed (1980: 100) 
aus Protokollen der Sitzungen beispielsweise eine Befürwortung des Einkom- 
mensteuer-Änderungsgesetzes von 1958 mit der „besonderen Anerkennung der 
Ehefrau als Hausfrau und Mutter“ (3. WP, Drs. 260) oder eine CDU- 
Abgeordnete mit der Aussage: „Vielleicht kann diese neue Art der Ehegatten- 
besteuerung eın wenig dazu helfen, daß die eine oder andere bisher berufstäti- 
ge Mutter die außerhäusliche Berufstätigkeit aufgibt und erkennt, daß Ehefrau- 
und Muttersein nicht nur im Sinne der Steuergesetze, sondern auch in Wirk- 
lichkeit ein das Leben voll ausfüllender Beruf ist“ (17. Sitzg. d. 3. Dt. Bundest. 
v. 13.3.1958). 

Politische Willensbekundungen konservativer PolitikerInnen und Lebensreali- 
täten der Menschen müssen nicht zwangsläufig in eins fallen, so dass sich die 
Frage stellt, ob das Ehegattensplitting tatsächlich eine eigenständige Frauener- 
werbstätigkeit behindert. De facto stellt das Ehegattensplitting insbesondere 
bei der (Wieder-)Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch den/die zweite Ehe- 
partnerIn ein Problem dar: Ein Teil des zweiten Einkommens muss für die 


4 Formal wird natürlich nicht vorgegeben, dass es die Frau ist, die zuhause bleibt. In der Reali- 
tät sind es aber überwiegend Frauen, die Haus- und Familienarbeit übernehmen, was bspw. 
bei Betrachtung der unterschiedlichen Zuordnung zu Steuerklassen nach Geschlecht, empi- 
risch belegt werden kann (BMF 2006: 14). 
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Kompensation des sich schmälernden Splittingeffektes verwendet werden, da 
bereits ein kleiner Zuverdienst den Splittingeffekt deutlich reduziert. Bei stei- 
gendem zweiten Einkommen steigt nämlich das Gesamteinkommen des Ehe- 
paares und wird folglich mit einem höheren Grenzsteuersatz besteuert. Hier- 
aus folgt, dass vom Bruttozuwachs des Gesamteinkommens durch das zweite 
Einkommen netto vergleichsweise wenig übrig bleibt und eine gefühlte starke 
Belastung des Zuverdienstes entsteht. Gleichwohl ist empirisch ein Anstieg der 
Frauenerwerbstätigkeit seit der Einführung des Ehegattensplittings Ende der 
1950er Jahre festzustellen. Hierfür gibt es unterschiedlichste Gründe, die hier 
nicht näher erläutert werden können. Festzuhalten ist jedoch, dass viele Frau- 
en bereits vor ihrer Heirat arbeiten und dadurch erst gar nicht in die Situation 
kommen, diese Hindernisse bei der Aufnahme einer zweiten Erwerbstätigkeit 
innerhalb der Ehe überwinden zu müssen (vgl. Dingeldey 2000: 17). Allerdings 
wird auch das derzeit - insbesondere wenn Kinder vorhanden sind - vorherr- 
schende Familienmodell der „modernisierten Versorgerehe“ mit einem Haupt- 
verdiener und einer zuverdienenden Ehefrau vom Ehegattensplitting beein- 
flusst. Zum einen kann ein niedriger Grenzsteuersatz einen Anreiz schaffen, 
nach der Hochzeit oder der Geburt eines Kindes von einem Zweiverdiener- 
modell zum modernisterten Ernährermodell zu wechseln, bei dem die Frau 
Teilzeitarbeit verrichtet. Zum anderen kann ein hoher Grenzsteuersatz ein 
Hindernis für den Übergang von Teilzeit- zu Vollzeiterwerbstätigkeit darstellen 
(vgl. ebd.: 17ff.). Hierbei sind die Steuern sicherlich nur ein Aspekt unter vie- 
len, und wer einer eigenständigen Erwerbsarbeit nachgehen möchte, wird dies 
unabhängig von der Besteuerung tun. Das Ehegattensplitting erschwert diese 
Entscheidung allerdings, und gerade in innerehelich evtl. stattfindenden Dis- 
kussionen dürfte die Argumentation pro Erwerbsarbeit bei Individualbesteue- 
rung leichter fallen. Es lässt sich demnach sagen, dass das Ehegattensplitting 
alleine heute kaum eine Frau, die eine Erwerbstätigkeit aufnehmen möchte, 
daran hindern wird. Dennoch handelt es sich um ein politisch vorgegebenes 
Instrument, das Anreize zu einer verringerten Erwerbstätigkeit von Frauen 
setzt und deshalb aus frauen- und gleichstellungspolitischer Sicht abzulehnen 
ist. Zudem ist kritisch anzumerken, dass es durch das Ehegattensplitting ge- 
genüber einer Individualbesteuerung zu steuerlichen Mindereinnahmen des 
Staates von ca. 23 Mrd. Euro pro Jahr kommt (vgl. Deutsche Bundesbank 
2002: 19) - Mittel, die z.B. gut zum Ausbau des Kinderbetreuungsangebotes 
verwendet werden könnten. 


Der Familienleistungsausgleich: Kinderfreibeträge und Kindergeld 


Verschiedene familienpolitische Instrumente im Rahmen des Familienleis- 
tungsausgleichs sollen die finanziellen Mehrbelastungen ausgleichen, die für 
Eltern ım Gegensatz zu kinderlosen Paaren oder Alleinstehenden entstehen, 
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Ob dies zurzeit erfüllt wird, kann jedoch bezweifelt werden (vgl. Gerlach 2004: 
211). Generell richtet sich das deutsche Steuersystem nach dem Leistungsfä- 
higkeitsprinzip, wonach nur das frei disponible Einkommen versteuert werden 
darf. Daraus folgert bspw. das Bundesverfassungsgericht, dass die eigene 
Grundsicherung (Grundfreibetrag) und die der Kinder von der steuerlichen 
Bemessungsgrundlage abzuziehen sind (vgl. Henman 2002: 34). Sofern die 
Ausgaben zur Versorgung von Kindern als die Leistungsfähigkeit einer Person 
bzw. eines Ehepaares mindernd angesehen werden, ist dıe steuerrechtliche Ge 
währung von Kinderfreibeträgen notwendig, um die steuerliche Gleichstellung 
von Eltern und Kinderlosen sicherzustellen. Erst familienfördernde Transfer- 
leistungen, die über diese verfassungsrechtlichen Regelungen zur Besteuerung 
nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip hinaus gehen, zählen zum originären 
Familienleistungsausgleich (vgl. Gerlach 2004: 212£.). 

In der politischen Diskussion und der historischen Entwicklung familienpoli- 
tischer Instrumente standen die kindbezogenen Freibeträge und das Kinder- 
geld oft alternativ gegeneinander. Beim Kindergeld, das in unterschiedlicher 
Ausgestaltung seit 1955 in Deutschland existiert, handelt es sich um eine vom 
Familieneinkommen unabhängige Leistung - für jedes Kind wird grundsätzlich 
ein gleichhoher Betrag vom Staat gezahlt, egal wie arm oder reich die Eltern 
sind. Eine unterschiedliche Höhe ergibt sich nur für kinderreiche Familien. 
Die Höhe des Kindergeldes beträgt ab 2009 164 Euro pro Monat für das erste 
und zweite Kind, 170 Euro für das dritte und 195 Euro für jedes weitere Kind 
(vgl. Pressemitteilung des BMFSFJ vom 19.12.2008). Seit 1996 können Kin- 
dergeld und kindbezogene Freibeträge nicht mehr zugleich in Anspruch ge- 
nommen werden - vielmehr existiert seitdem ein Optionsmodell. Dabei wählt 
das Finanzamt die Option aus, die den Eltern die größere Entlastung bringt - 
das Existenzminimum des Kindes ist in jedem Fall gewahrt. Bei einem zu- 
sammenveranlagten Ehepaar setzen sich die kindbezogenen Freibeträge aus ei- 
nem Freibetrag für das sächliche Existenzminimum (Kinderfreibetrag) in Höhe 
von 3.864 Euro und einem Freibetrag für Erziehung, Ausbildung und Betreu- 
ungskosten in Höhe von 2.160 Euro zusammen. Werden diese Freibeträge ad- 
diert, ergibt sich für ein Ehepaar ein kindbezogener Gesamtfreibetrag von 
6.024 Euro. Die Finanzämter führen eine Günstigerprüfung durch, da ab eı- 
nem zu versteuerndem Einkommen von etwa 67.000 Euro die steuerlichen 
Entlastungen durch Freibeträge höher ausfallen als das Kindergeld. Familien 
mit einem Jahreseinkommen von über 67.000 Euro werden also stärker entlas- 
tet als Familien, deren Einkommen unterhalb dieser Grenze liegt. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass im Optionsmodell das verfas- 
sungsrechtlich vorgeschriebene Existenzminimum der Kinder und die Erzie- 
hungskomponenten sichergestellt werden. Gäbe es kein Kindergeld, sondern 
nur eine Regelung über steuerliche Freibeträge, würden Steuerpflichtige mit ge- 
rıngem und mittlerem Gesamteinkommen kaum und im Extremfall (keine 
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Einkommensteuerschuld) überhaupt nicht von der Freibetragsregelung profi- 
tieren. Hier stellt nun das Kindergeld den Betrag dar, der in jedem Fall gezahlt 
wird.’ Das Kindergeld stellt somit über alle Gesamteinkommen betrachtet eine 
Untergrenze dar. 


Kindergeld und kindbezogene Freibeträge für Ehepaar mit einem Kind 
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Entlastung in Euro 
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au versteuerndes Einkommen vor Abzug der Freibeträge in Euro 


mi. Steuere iscurch kindhezogene Freibeträge —— Kindergeld 


Freibeträge und Kindergeld 
Orientierungen an unterschiedlichen Gerechtigkeitsvorstellungen 


Es wurde bereits deutlich, dass durch Kinder- und Erziehungs-, Ausbildungs- 
und Betreuungskostenfreibeträge Familien aus verschiedenen Einkommens- 
klassen unterschiedlich stark entlastet bzw. gefördert werden. Formal begrün- 
det wird dies durch Urteile des Bundesverfassungsgerichts, die Kinderfreibeträ- 
ge zur Herstellung der horizontalen Steuergerechtigkeit für zwingend notwen- 
dig erachten. Das Leistungsfähigkeitsprinzip, nach dem sich das deutsche Ein- 
kommensteuersystem richtet, bedingt die Einhaltung der horizontalen und 
vertikalen Steuergerechtigkeit. Unter horizontaler Steuergerechtigkeit versteht 
man, dass identische Sachlagen - hier: gleiches zu versteuerndes Einkommen 
mit und ohne Kindern durch Gewährung von Freibeträgen - gleich behandelt 


5 Mit dem „Zweiten Gesetz zur Familienförderung“ wurde auch die steuerliche Absetzbarkeit 
realer Kinderbetreuungskosten von der Einkommensteuer neu und für alle Eltern gleich ge- 
regelt. Hierauf kann im Folgenden jedoch nicht weiter eingegangen werden. 
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werden. Tatsachen, die die steuerliche Leistungsfähigkeit verringern, werden al- 
so berücksichtigt, indem bspw. die steuerliche Bemessungsgrundlage verringert 
wird (vgl. Schratzenstaller, 2006: 354). Mit der Berücksichtigung von Kinder- 
freibeträgen werden Unterschiede in der Leistungsfähigkeit zwischen Familien 
und Kinderlosen zumindest verringert. Vertikale Steuergerechtigkeit sieht eine 
höhere relative Besteuerung bei steigender Leistungsfähigkeit, also bei steigen- 
dem Einkommen, vor. De facto werden mit den Regelungen der Kinder- und 
Erziehungs-, Ausbildungs- und Betreuungskostenfreibeträge Ehepaaren mit 
Kindern, die ein jährlich zu versteuerndes Einkommen von etwa 67.000 Euro 
überschreiten, Steuerminderungen gewährt, deren absolute Beträge höher sind 
als die Summe des Kindergeldes pro Jahr. Familien mit hohem Einkommen 
und folglich mit einer höheren Leistungsfähigkeit erhalten demnach absolut 
betrachtet höhere Entlastungen als Familien aus mittleren und unteren Ein- 
kommensgruppen. Dies steht in Einklang mit dem Konzept der vertikalen 
Steuergerechtigkeit. Horizontale Steuergerechtigkeit wird insofern gewährleis- 
tet, als ein Ehepaar mit Kind, dessen Gesamteinkommen jenes eines kinderlo- 
sen Ehepaars um die Höhe der kindbezogenen Freibeträge übersteigt, genauso 
viel Steuern wie das kinderlose Ehepaar zahlt. 

Allerdings ergibt sich aus bedarfs- und verteilungsorientierter Sicht eine prob- 
lematische Schlagseite daraus, dass infolge der Kinderfreibetragsregelung der 
steuerliche Entlastungsbetrag nicht für jeden Steuerpflichtigen mit gleicher 
Kinderzahl gleich hoch ist. Dies ist eine Konsequenz aus der auf private Er- 
ziehung ausgerichteten deutschen Familienpolitik. Die Gewährung von Kin- 
derfreibeträgen folgt der Überlegung, dass Erziehung Privatsache und aus dem 
privat verfügbaren Einkommen zu finanzieren sei. Insofern ist die steuerliche 
Entlastung keine echte familienpolitische Leistung, sondern nur eine steuerli- 
che Folge eines geringeren zu versteuernden Einkommens aufgrund vermin- 
derter steuerlicher Leistungsfähigkeit. Würde hingegen die öffentliche Hand als 
originärer Garant von Erziehung auftreten und jeder Familie ein einheitliches 
Kindergeld zuweisen, würde das verfügbare Einkommen überhaupt nicht tan- 
giert. 

Daher liegt dem einkommensunabhängigen Kindergeld die Gerechtigkeitsvor- 
stellung zu Grunde, dass jedes Kind dem Staat gleich viel wert ist. Die Umset- 
zung dieser Vorstellung kommt einer Abkehr vom Leistungsfähigkeitsprinzip 
gleich, was aber keineswegs illegitim ist, da auch das Bedarfsprinzip seinen le- 
gitimen Platz in fortgeschrittenen Sozialstaatsstrukturen hat. So wurden mit 
dieser Begründung die Kinderfreibeträge von der sozialliberalen Bundesregie- 
rung unter Willy Brandt 1975 durch das Kindergeld ersetzt - dies wurde aller- 
dings bereits acht Jahre später unter Helmut Kohl wieder rückgängig gemacht. 
Der damaligen Neuregelung lagen die finanzwissenschaftlichen Erkenntnisse 
zugrunde, dass Kinderfreibeträge zur Folge haben, „dass die Kinder von Gut- 
und Spitzenverdienern dem Staat mehr wert sind als jene von Durchschnitts- 


Steuern und Familienmodelle 93 


verdienern.“ Zudem gehen bei einer reinen Freibetragsregelung Familien ohne 
Einkommen grundsätzlich leer aus (Müller 2008). Letzterem wird mit der Lö- 
sung im heutigen Optionsmodell entgegengewirkt. 

Die steuerlichen Förderungen bestimmter Einkommensklassen und Familien- 
modelle von Kindergeld bzw. -freibeträgen und den Freibeträgen für Erzie- 
hung, Ausbildung und Betreuungskosten in der Einkommensteuer sind recht 
eindeutig: gut verdienende, traditionelle Familien profitieren besonders. Rück- 
schlüsse auf Unterstützungen bestimmter geschlechtsspezifischer Lebensmo- 
delle sind dagegen weniger vorhanden.‘ Letztlich dienen Kindergeld bzw. Frei- 
beträge dazu, einen Teil der direkten Kosten des Kindes zu decken, und haben 
daher sehr geringe Auswirkungen auf das Erwerbsverhalten der Eltern (vgl. 
Thenner 2000: 100). Sie fördern zwar nicht die klassische Rollenverteilung, 
wirken ihr aber auch nicht entgegen, wie dies etwa öffentliche Kinderbetreu- 
ungseinrichtungen tun. 

Grundsätzlich besteht ein Problem in der deutschen Familienpolitik darin, 
dass Geldleistungen gegenüber dem Angebot von Kinderbetreuungseinrich- 
tungen überwiegen, das auszubauen wäre. Denn es besteht ein starker Zusam- 
menhang zwischen der öffentlich angebotenen Kinderbetreuung und der Er- 
werbsbeteiligung von Müttern. „Keine andere familienpolitische Regulierung 
hat ähnlich eindeutige Wirkungen“ (Rüling/Kassner 2007: 115). Fehlende öf- 
fentliche Kinderbetreuungsmöglichkeiten verhindern die Erwerbstätigkeit bei- 
der Eltern faktisch. In Deutschland ist das Kindergeld vergleichsweise hoch 
und wird relativ lange (maximal bis zum 25. Lebensjahr des Kindes) gezahlt. 
Die Familienpolitik der Länder, die sich überwiegend am Zweiverdienermodell 
orientieren (idealtypisch Schweden), setzt dagegen verstärkt auf Sachleistungen 
(vgl. Thenner 2000: 125 und Rüling/Kassner 2007: 82ff.). Aus diesem Blick- 
winkel sind auch die Erhöhungen des Kindergeldes und der Kinderfreibeträge 
zum 01.01.2009 im Rahmen des „Familienförderungsgesetzes“ kritisch zu be- 
werten. 


Bewertungen des Elterngeldes 


Neben den steuerfinanzierten Staatseinnahmen sind die Staatsausgaben für 
gleichstellungs- und familienpolitische Leistungen von entscheidender Rele- 
vanz. Hier spielt das Elterngeld eine bedeutende - und neue - Rolle. Bei die- 
sem werden familienpolitische Zielkonflikte zwischen gleichstellungs- und ver- 


6 Aus der Geschlechterperspektive kritisch angemerkt werden kann die Tatsache, dass Steuer- 
vergünstigungen direkt dem/der (Haupt-JVerdienerIn zufließen, auch wenn sie für Betreu- 
ungsaufgaben gewährt werden. Sie kommen also nicht direkt der betreuenden Person, meist 
der Frau, zu - dies ist unter der Annahme, dass innerfamiliäre Entscheidungsmacht auch von 
der Verfügbarkeit über finanzielle Mittel abhängt, problematisch (vgl. Mückenberger et al. 
2007: 45). 
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teilungspolitischer Orientierung deutlicher als bei den Kinderfreibeträgen und 
beim Kindergeld. 

Das 2007 eingeführte Elterngeld löste das Erziehungsgeld ab, das in Form fı- 
xer Beträge bis zu einem bestimmten jährlichen Familieneinkommen der El- 
tern für alle anspruchsberechtigten Eltern in gleicher Höhe gezahlt wurde, oh- 
ne nach der Höhe des Einkommens zu differenzieren. Beim Elterngeld handelt 
es sich dagegen erstmalig um eine Lohnersatzleistung, die alle Eltern erhalten, 
die ihr Kind selbst betreuen und dabei nicht mehr als 30 Stunden wöchentlich 
erwerbstätig sind. Die Höhe des Elterngelds beträgt dabei in der Regel 67 % 
des in den zwölf Monaten vor der Geburt des Kindes durchschnittlich monat- 
lich verfügbaren bereinigten Nettoeinkommens des betreuenden Elternteils. 
Relevant ist demnach das Individualeinkommen und nicht mehr das Famili- 
eneinkommen. Der monatliche Mindestbetrag beträgt 300 Euro; maximal 
werden monatlich 1.800 Euro Elterngeld gezahlt, was einer vollen Anrechnung 
bis zu einem monatlichen Nettoeinkommen von 2.686,57 Euro entspricht. 
Für GeringverdienerInnen mit einem bereinigten Nettoeinkommen unter 
1.000 Euro monatlich wird die Ersatzrate von 67 % kontinuierlich bis auf 100 
% aufgestockt. Ein Anspruch auf Elterngeld besteht in den ersten 14 Lebens- 
monaten des Kindes, wobei ein Elternteil für maximal 12 Monate anspruchs- 
berechtigt ist. Um die vollen 14 Monate Elterngeld auszuschöpfen, ist also eın 
Wechsel des betreuenden Elternteils über die so genannten „Partnermonate“ 
nötig (vgl. ausführlich Schwitzky 2007: 31-98). 

Aus gleichstellungspolitischer Perspektive ist die Ablösung des verhältnismäßig 
geringen Erziehungsgeldes, das tradierte Geschlechterrollen durch ökonomi- 
sche Abhängigkeiten verstärkte, durch das Elterngeld in Form einer Lohner- 
satzleistung grundsätzlich zu begrüßen. Andererseits dürfen die Wirkungen 
nicht überschätzt werden, denn schon alleine angesichts der Tatsache, dass 
Männer in der Regel immer noch deutlich mehr verdienen als Frauen, ist da- 
von auszugehen, dass weiterhin überwiegend Frauen ihre Erwerbstätigkeit zu- 
gunsten der Kinderbetreuung unterbrechen werden (vgl. Schratzenstaller 2006: 
377). Solange geschlechtsspezifische Einkommensunterschiede bestehen, ist es 
aus Sicht der einzelnen Familie vom Standpunkt des aktuell verfügbaren Geld- 
einkommens her in der Regel vorteilhaft, wenn nach der Geburt eines Kindes 
die Frau auf die Erwerbstätigkeit verzichtet, da so das Familieneinkommen 
maximiert wird. Aber auch wenn weiter hauptsächlich Frauen die Betreuung 
des Kindes nach der Geburt übernehmen, sind sie zumindest finanziell unab- 
hängiger vom Ehemann, da das Elterngeld als individuelle Leistung direkt an 
die betreuende Person ausgezahlt wird. Unter der Annahme, dass innerfamiliä- 
re Entscheidungsmacht auch von der Verfügbarkeit über finanzielle Mittel ab- 
hängt, kann dies als kleiner Schritt zur Abschwächung des männlichen Versor- 
germodells interpretiert werden. Zudem werden durch die Einkommenskom- 
pensation auch für Väter ökonomische Anreize gesetzt, die Elternzeit wahrzu- 
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nehmen, da die materiellen Finbußen bedeutend geringer sind als bei den Re- 
gelungen des Erziehungsgeldes.” Eine Erhöhung der Anzahl der Väter in EI 
ternzeit könnte wiederum langfristig die Situation für Frauen auf dem Ar- 
beitsmarkt verbessern, da das Risiko einer kindbedingten Unterbrechung nicht 
mehr zwangsweise den Frauen zugerechnet wird (vgl. Beblo 2006: 3). Die 
Partnermonate stellen zusätzlich einen neuen Anreiz für Väter dar, sich zu- 
mindest teilweise an den Betreuungsaufgaben zu beteiligen. So stieß auch die 
grundsätzliche Einführung der Partnermonate im Vorfeld der Gesetzesverab- 
schiedung auf heftige Kritik einiger UnionspolitikerInnen. Während aus 
gleichstellungspolitischer Sicht die Kürze der Partnermonate kritisiert werden 
muss, hielten führende UnionspolitikerInnen die Vorgaben für einen zu star- 
ken Eingriff des Staates in die Entscheidungen der Familien (vgl. bspw Netzei- 
tung, 15.06.2006). Tatsächlich sind auch aus gleichstellungspolitischer Sicht 
einige Regelungen des Elterngeldes zu kritisieren wie bspw. der verkürzte An- 
spruch auf Elterngeld bei Teilzeiterwerbstätigkeit beider Elternteile oder aber 
die Tatsache, dass auch bei genereller Nichterwerbstätig eines/r Ehepartnerln 
ein Elterngeld von 300 Euro gezahlt oder dass die Höhe des Elterngeldes am 
bereinigten Nettoeinkommen bemessen wird und damit von der Zugehörig- 
keit der Steuerklasse abhängig ist (vgl. Schultheiss 2008: 66ff.). Zudem laufen 
die Anreize des Elterngeldes, Erwerbsunterbrechungen zu verkürzen, insofern 
in der Realität ins Leere, als kein hinreichendes Angebot an Kinderbetreu- 
ungsmöglichkeiten existiert. Nach einem Jahr Elterngeld können sich Frauen 
wieder in die alte Rolle zurückgedrängt fühlen, da bei fehlenden externen 
Betreuungsplätzen jemand nunmehr unentgeltlich das Kind betreuen muss. 
Die Einführung des Elterngeldes ist aber insgesamt aus gleichstellungspoliti- 
scher Perspektive zu befürworten, da sie eine größere ökonomische Selbstän- 
digkeit erwerbstätiger Frauen mit sich bringt. 

Auf der anderen Seite wurden diese begrüßenswerten Ansätze der lebensstan- 
dardbezogenen Absicherung teilweise auf Kosten sozialpolitischer Regelungen 
erkauft und wurde die hinter dem Erziehungsgeld stehende Idee, insbesondere 
bedürftige Familien zu unterstützen, ins Gegenteil verkehrt. Eltern erhalten 
nun umso mehr Elterngeld, je besser sie zuvor verdient haben. Die großen 
VerliererInnen der Reform des Erziehungsgeldes sind Eltern, deren Haus- 
haltseinkommen so gering ist, dass sie über die vollen 24 Monate Erziehungs- 
geld bekommen hätten und nun nur den Mindestbetrag von 300 Euro Eltern- 
geld im Monat erhalten - dies sind zumeist Arbeitslose, Sozialhilfeempfänge- 
Innen, StudentInnen. Aufgrund der Tatsache, dass sie das Elterngeld ın voller 


7 Mit einem Elterngeld bis zu 1.800 Euro im Monat und einem zusätzlichen Einkommen der 
Frau kann der Familienunterhalt durchaus gesichert sein. Im ersten Quartal 2007 erhielt ein 
Drittel der Väter, die Elterngeld beantragt haben, über 1.000 Euro im Monat (vgl. Statisti- 
sches Bundesamt 2007). 
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Höhe nur noch 14 statt 24 Monate beziehen können, verlieren diese Eltern Vorname ausreichend 
bis zu 3.000 Euro gegenüber dem alten Erziehungsgeld (vgl. Schwitzky 2007: frankieren 
27£.). Der Wechsel vom Erziehungsgeld zum Elterngeld geht mit einem Wech- Straße 


sel von der Bedarfsgerechtigkeit zur Lebensstandardsicherung einher - die Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf wird nun für höher und hoch qualifizierte PLZ/Ort 


Eltern besonders gefördert. Das Erziehungsgeld, das nur bis zu einem be- 
stimmten jährlichen Familieneinkommen der Eltern gezahlt wurde, diente ins- E-Mail 


besondere ab dem siebten Monat zur Unterstützung von Familien mit gerin- 
gen Einkommen und war somit zur Armutsvermeidung konzipiert. Im Lichte 
der politischen und medialen Debatte um die hohe Zunahme der Anzahl kin- 


derloser Akademikerinnen scheint das Elterngeld auch ein Instrument zu sein, Antwort 
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problematisch ist dabei, dass dies auf Kosten bedürftiger Familien geschieht Hafenweg 26a 
(vgl. Butterwegge 2006: 2f.; Farahat et al. 2006: 987. sowie Schultheiss 2007: 
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Hier wird eine grundsätzliche Frage bei der Diskussion um soziale Gerechtig- 

keit in Wohlfahrtsstaaten mit marktwirtschaftlichen Ökonomien offenkundig: 
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(vgl. Liebig/Schupp 2008: 15), indem die Annahme formuliert wird, dass es 
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zialen Wertschätzung von wirtschaftlichem Erfolg [ist], das die Attraktivität Bitte 
und auch den historischen Erfolg marktwirtschaftlich verfasster Ökonomien Vorname an 
und Gesellschaften ausmacht“ (ebd.: 8). Andererseits führen die starke Er- 

werbszentrierung und das Äquivalenzprinzip der sozialen Sicherungssysteme, Straße 

bei denen (spätere) Leistungen mit Lebensstandardsicherungsfunktion von der 

Dauer der Erwerbstätigkeit und der Höhe der Einkommen abhängen, bei PLZ/Ort 

Menschen mit weniger Versicherungszeiten und geringem Einkommen zu eı- 

nem niedrigerem Versorgungsniveau. Die Lebensstandardsicherung läuft somit E-Mail 


Gefahr, Armutsrisiken zu verstärken, da sie bei vielen ärmeren Menschen, die 

Zugang zu den Sicherungssystemen haben, zu zu geringen Leistungen führt 

(Talos/Wiedermann 2007: 38). Die Folgen sind oftmals Transferarmut und ei- Antwort 
ne insgesamt erhöhte Armutsgefährdungsquote. Becker und Hauser (2004: 28) 
halten den Zielkonflikt zwischen Bedarfs- und Leistungsgerechtigkeit für ein 
konstitutives Element moderner Wohlfahrtsstaaten: „Je stärker das Leistungs- 
prinzip ausgeprägt ist, desto größer dürften die Verletzungen des Ziels der Be- 
darfsgerechtigkeit ausfallen, und umgekehrt beeinträchtigt eine weit reichende 
Umverteilung zur Angleichung der Bedürfnisbefriedigungsmöglichkeiten die 
Leistungsgerechtigkeit.“ Eben dieser Zielkonflikt ist exemplarisch beim Über- 
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gang vom Erziehungsgeld zum Elterngeld festzustellen, wobei allerdings ange- 
merkt werden muss, dass es sich beim Elterngeld gegenüber bspw. den Leis- 
tungen aus der Arbeitslosenversicherung nicht um Leistungen nach dem Ä- 
quivalenzprinzip handelt. Anders als die beitragsfinanzierte Arbeitslosenversi- 
cherung, bei der die Lebensstandardsicherungsfunktion nach herrschender 
Meinung mit der zuvor getätigten Beitragszahlung legitimiert wird, handelt es 
sich beim Elterngeld um eine steuerfinanzierte Leistung der Lebensstandardsi- 
cherung. Steuern sind aber ihrer Logik nach nicht zweckgebunden. Zugespitzt 
formuliert bekommen beim Elterngeld finanziell besser stehende Familien aus 
gleichstellungspolitischer Absicht einzig und allein deshalb mehr Geld vom 
Staat, weil sie vor der Geburt des Kindes mehr Lohn als andere Familien erhal- 
ten haben. Die Ausgangsfrage, wie mit familienpolitischen Instrumenten Poli- 
tik der Lebensformen gemacht wird und welche Familien für besonders unter- 
stützungswürdig gehalten werden, ist beim Elterngeld nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der politisch-medialen Diskussion um den AkademikerInnen- 
Kindermangel zu sehen. Das Elterngeld soll hochqualifizierte, gut verdienende 
Frauen zum Kinderkriegen motivieren. Diese können dann tatsächlich eine 
weitestgehend und tatsächlich begrüßenswerte ökonomische Unabhängigkeit 
von ihrem Partner bewahren - Farahat et al. (2006: 985) haben hier den tref- 
fenden Begriff der „exklusiven Emanzipation“ geprägt. 


Welchen Paradigmen folgt die Familienpolitik? 


Während in früheren Jahrhunderten vielfältige Familienformen existierten, 
entwickelte sich aus dem städtischen Bürgertum das Familienmodell der bür- 
gerlichen Kleinfamilie (vgl. Maihofer 2004: 388f.). Dieses verbreitete sich zwar 
im Zuge der Industrialisierung in Deutschland; hegemonial wurde es jedoch 
erst in den 1950er und 60er Jahren. Die damit verbundenen Vorstellungen der 
Versorger- und Hausfrauenehe fußen zum einen auf dem Konzept der Tren- 
nung der Lebensbereiche: in einen öffentlichen, den Männern, und einen pri- 
vaten, den Frauen zugeordneten Raum. Zum anderen ist das Konzept der 
„privaten Kindheit“, nach dem die Kinder zu Hause ın den Familien erzogen 
werden, weit verbreitet. Mit der „privaten Kindheit“ lässt sich auch begründen, 
warum Frauen nicht oder nicht im gleichen Ausmaß wie Männer eigenständig 
agieren konnten, da sie für die Kinder zuständig gemacht wurden. Nach dem 
2. Weltkrieg konnte es sich ein relevanter Teil der Familien zumindest der 
Mittelschicht zum ersten Mal wirklich leisten, auf ein zweites Einkommen zu 
verzichten, und so drückte der Verzicht der Hausfrau auf eine Erwerbstätigkeit 
spätestens ab der Geburt des ersten Kindes einen neuen Wohlstand aus. In der 
neu entstehenden Bundesrepublik wurde das Modell der Hausfrauenehe als 
Leitbild, an dem sich (Familien-)Politik künftig orientierte, fest verankert und 
gefördert (vgl. Pfau-Effinger 2060: 111ff). Auch wenn sich nicht alle ein sol- 
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ches Familienleben leisten konnten, trug die Politik ihren Teil dazu bei, das 
Hausfrauenmodell propagandistisch zu unterstützen und weiter zu verankern. 
Inzwischen hat sich das Geschlechter-Arrangement in Westdeutschland von 
der Hausfrauenehe zum „Vereinbarkeitsmodell der Versorgerehe“ entwickelt 
(ebd.: 119ff). Diese auf kulturellen Wandel, aber auch auf ökonomischen 
Zwängen einer wachsenden prekarisierten Schicht, die sich den Verzicht auf 
ein zweites Einkommen nicht oder nicht mehr leisten können, beruhende 
Veränderung hat aber nicht zu einem kompletten Bruch des Geschlechter- 
Arrangements hin zu egalitären Partnerschaften mit zwei gleichermaßen er- 
werbstätigen PartnerInnen geführt. Auch die Leistungen der Familienpolitik 
orientieren sich größtenteils noch stark am Modell der Versorger- und 
Hausfrauenehe. Dies trifft insbesondere familienpolitische Instrumente mit 
starken ökonomischen Anreizen (wie das Ehegattensplitting) und auf famili- 
enpolitische Unterlassungen mit massiven faktischen Auswirkungen (wie die 
mangelhafte Kindertagesbetreuung) zu. Dennoch sind in den vergangenen Jah- 
ren Anpassungen familienpolitischer Instrumente an die Modernisierung und 
Pluralisierung der Familienmodelle wie etwa durch das Elterngeld erfolgt. Die- 
se fallen aber zum einen nur sehr zögerlich aus, zum anderen bringen sie ver- 
teilungspolitische Probleme mit sich. Aus feministischer Perspektive werden 
zudem bei der teilweisen Neuorientierung der Familienpolitik wesentliche 
Punkte nicht thematisiert, wie bspw. weiterhin bestehende geschlechtsspezifi- 
sche Einkommensunterschiede, hohe Teilzeitquoten von Frauen, mangelnde 
eigenständige soziale Sicherungen von Frauen, die Segregation und Machtver- 
teilung auf dem Arbeitsmarkt, innerfamiliäre Arbeitsteilung und weiterhin ge- 
sellschaftlich tief verwurzelte Geschlechterrollenzuschreibungen. Frauen- und 
Gleichstellungspolitik muss mehr als Familienpolitik sein. 

Abschließend sei noch einmal darauf hingewiesen, dass es im Rahmen dieses 
Artikels nicht möglich war, sich mit den Bedingungen der Erwerbsverhältnisse 
und auch ökonomischen Zwängen der eigenen Verwertbarkeit auseinanderzu- 
setzen. Eine eigenständige Erwerbstätigkeit von Frauen bedeutet aber generell 
eine größere ökonomische Unabhängigkeit und ist deshalb aus feministischer 
Sicht grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings ist zu beachten, dass in gesamtge- 
sellschaftlichen Debatten emanzipatorische Motive der Förderung von Frau- 
enerwerbstätigkeit zuweilen unhinterfragt vorausgesetzt werden. Dies ist prob- 
lematisch, insofern das Thema heute durchaus Anknüpfungspunkte an neoli- 
berale Konzepte bietet, die die Forderung nach einer Erhöhung der Frauener- 
werbstätigkeit vor allem unter humankapitaltheoretischen Gesichtspunkten 
behandeln. Auch das Thema Familienpolitik ist stark von konservati- 
ver/elitärer Seite besetzt - dazu sei kritisch bemerkt, dass aktuelle, umfassende 
Konzepte einer progressiven Gestaltung von Familienpolitik nicht vorhanden 
zu sein scheinen bzw. kaum bekannt sind. Abschließend lässt sich mit Blick 
auf die Steuerpolitik feststellen, dass diese selbst nur einen begrenzten gestal- 


tenden Beitrag zur emanzipatorischen Entwicklung leisten kann. Umgekehrt 
kann aber die Abschaffung steuerlicher Regelungen wie des Ehegattensplittings 
die Privilegierung bestimmter konservativer Lebensformen mindern. Die Aus- 
gestaltung des Steuersystems darf keine ökonomischen und sozialen Abhän- 
gigkeiten schaffen oder verstärken. Ebenso sind die steuerlichen Förderungen 
bestimmter Einkommensklassen und Familienmodelle über die kindbedingten 
Freibeträge einzuschränken. Stattdessen ist grundsätzlich die Finanzierung von 
Sach- und Realtransfers etwa für den Ausbau der öffentlichen Kinderbetreu- 
ung, die für alle Kinder gleichermaßen zugänglich ist, zu fördern. 
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Die Schweiz als Steueroase 
Anatomie eines Sonderfalls 


Mit dem Fall der Lichtensteinischen Stiftungen des Postchefs Zumwinkel ge- 
riet auch die Schweiz in die Kritik. Zu Recht, denn hinter jeder Steueroase 
steht ein etablierter Finanzplatz. Im Falle von Lichtenstein ist dies Zürich. 
Schweizer Banken und Treuhänder richten Lichtensteinische Stiftungen ein, 
das Vermögen von solchen Vehikeln wird von der Schweiz aus geführt. Insge- 
samt ungefähr ein Drittel aller weltweit grenzüberschreitend angelegten Privat- 
vermögen werden von der Schweiz aus verwaltet. 

Auch wenn die Schweiz nicht mit einem Öffshore-Finanzzentrum zu verglei- 
chen ist, das sehr geringe oder gar keine Unternehmenssteuern erhebt, ein la- 
sches Gesellschaftsrecht zur Förderung von Briefkastenfirmen hat, das Bank- 
geheimnis strickt anwendet und keine Rechtshilfe leistet, so trägt das Land 
dennoch Züge einer Steueroase. Einige Besonderheiten im Steuerrecht der 
Schweiz kommen ihre Nachbarländer und die Welt teuer zu stehen. Dies sind 
die Beihilfe zur Steuerhinterziehung für reiche AusländerInnen im „Offshore 
Private Banking“, die Pauschalbesteuerung und kantonale Besonderheiten in 
der Unternehmensbesteuerung. 


Vermögensverwaltung und Beihilfe zur Steuerhinterziehung 


Die Stärke des Schweizer Finanzplatzes ist das „Private Banking“, das heisst 
die Vermögensverwaltung für sehr reiche Individuen. Im Slang der Finanz- 
branche spricht man über die angepeilte Kundschaft des Private Banking von 
HNWTs, High Net Worth Individuals („Individuen von hohem Nettowert“). 
Ein „HNWI“ verfügt über ein frei anlegbares Vermögen von über einer Milli 
on Dollar. Dabei werden selbst genutzte Immobilien, Luxusgüter oder Kunst- 
gegenstände nicht gezählt, sondern nur Immobilieninvestitionen und Finanz- 
anlagen. Diese Superreichen gehören zu den grössten Profiteuren der Globali- 
sierung, ihr Vermögen wuchs bis zum Krisenjahr 2008 deutlich schneller als 
die Weltwirtschaft. 1996 gab es weltweit 4,5 Millionen HNWI, 2007 waren es 
10,1 Millionen. Deren Vermögen wuchs von 16.600 Milliarden US-Dollar auf 
40.700 Milliarden US-Dollar (Capgemini/Merrill Lynch 2008: 2), das ist mehr 
als drei Viertel der Summe der Bruttoinlandprodukte aller Länder (2007: 
51.000 Mrd. US-Dollar). 
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Die Grossbanken UBS und Credit Suisse dominieren mit etwa der Hälfte des 
Marktanteils das Private Banking in der Schweiz. Knapp ein Viertel entfällt auf 
die Filialen ausländischer Banken, die ihre Private Bankıing-Abteilungen in der 
Schweiz angesiedelt haben, um von der Schweizer Rechtslage zu profitieren. 
Die Deutsche Bank war gemessen an den verwalteten Kundengeldern Ende 
2007 mit 55 Mrd. Schweizer Franken die Nummer 13 ım Schweizer Private 
Banking. Die eigentlichen Privatbanken - die Bezeichnung „Privatbankier“ ist 
gesetzlich geschützt - sind Personengesellschaften, bei denen die Gesellschafter mit 
ihrem Privatvermögen haften. Sie kontrollieren noch 7 Prozent des Private 
Banking, der Rest entfällt auf mittelgrosse Banken und grössere Kantonalbanken. 


Offshore Private Banking 


Das eigentliche Spezialgebiet der Schweiz ist die Vermögensverwaltung für aus- 
ländische Kundinnen und Kunden. Wird das Vermögen ausserhalb des Her- 
kunftslandes des Kunden verwaltet, spricht man von „Offshore Private Ban- 
king“. Die Grossbanken sind in den letzten Jahren dazu übergegangen, auch 
„Onshore“ zu wachsen, das heisst, sie bauten vor allem ın den europäischen 
Ländern Private Banking-Filialen auf. Daneben spielt natürlich auch die Ver- 
waltung von grossen Schweizer Vermögen eine Rolle. Beim Offshore Private 
Banking hat die Schweiz aber eine weltweit dominierende Stellung. Ungefähr 
ein Drittel der grenzüberschreitend angelegten Privatvermögen werden von der 
Schweiz aus verwaltet (Thielemann 2002: 113 - 132). Vermögen, das ausser- 
halb des Herkunftslandes verwaltet wird, befindet sich meist auch ausserhalb 
der Reichweite der Steuerbehörden. 

Das Private Banking ist der lukrativste Geschäftsbereich der Schweizer Banken. 
Diese haben vergleichsweise hohe Gebühren für ihre Dienstleistungen, im 
Offshore Private Banking mit steuerhinterzogenen Geldern wird das durch den 
besonderen Schutz wett gemacht. Zudem können die Kund/innen in aller Re- 
gel nicht gegen die Bank vor Gericht gehen, weil sonst ja ihre schwarzen Kon- 
ten auffliegen würden. 


Ach wie gut, dass niemand weiss ... 


Über die in der Schweiz angelegten ausländischen Privatvermögen gibt es kei- 
ne genauen Zahlen. Die Nationalbank (Schweizerische Nationalbank 2007: A 
105 - A 138) weist Wertschriftenbestände in Kundendepots von Privatkunden 
aus (1109 Mrd.Fr.), hinzu kommen die Verpflichtungen aus Treuhandgeschäf- 
ten, die ebenfalls ausländische Privatkunden betreffen (364 Mrd. Fr.). Auch 
von den bilanzierten Verpflichtungen! gegenüber ausländischen Kunden (725 


1 Aus der Sicht der Bank ist ein Guthaben eines Kunden eine Verpflichtung der Bank gegen- 
über diesem Kunden. 
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Mrd. Fr.), dürfte ein grosser Teil Privatpersonen betreffen, total also 2198 
Mrd. Fr. 

Nimmt man aber Schätzungen über den Umfang des Offshore Private Ban- 
king, also die Vermögensverwaltung ausserhalb des Herkunftslandes und den 
postulierten Marktanteil der Schweiz von einem Drittel als Ausgangspunkt, 
erhält man höhere Werte als die 2198 Mrd. der Nationalbank. Dies deshalb, 
weil Teile der ausländischen Privatvermögen in der Statistik der Nationalbank 
nicht als solche erscheinen. So werden beispielsweise Domizilgesellschaften 
(„Briefkastenfirmen“) von Ausländern als inländische Kunden erfasst (Cash 
1.4.2004). 

Der Weltreichtumsbericht (World Wealth Report) von Merrill Lynch/Cap 
Gemini von 1998 schätzte den Anteil des Offshore gehaltenen Vermögens der 
High Net Worth Individuals auf ein Drittel. Dieser Anteil wird auch ın neue- 
ren Schätzungen verwendet (Tax Justice Network 2006: 10). Nach dem aktucl- 
len World Wealth-Bericht beträgt das Vermögen der HNWI 40700 Mrd. US- 
Dollar (Capgemini/Merrill Lynch 2008: 2), ein Drittel davon wird Offshore 
verwaltet, also 13500 Mrd. US-$. Davon wiederum ein Drittel als Weltmarkt- 
anteil der Schweiz am Offshore Private Banking ergäbe eine Summe 4500 Mia. 
US-Dollar oder etwa 5000 Mrd. Franken. 

Ein anderes Beratungsbüro, die Boston Consulting Group schätzte für 2007 
den Offshore Private Banking Markt im engeren Sinn auf 7300 Mrd. US- 
Dollar (Boston Consulting Group 2008: 8). Nimmt man auch hiervon einen 
Drittel für den Marktanteil der Schweiz, so ergibt dies einen Betrag von 2740 
Mrd. Franken. Es ist angesichts dieser Berechnungen sicher nicht zu hoch ge- 
griffen, die ausländischen Privatvermögen, die von der Schweiz aus verwaltet 
werden, auf 2.500 - 4.000 Mrd. Franken anzusetzen. 


Welcher Teil ist schwarz? 


Der Bericht einer französischen Parlamentarierdelegation von 2001 (Assembl£e 
National, 2001: 32) schätzt den Anteil des unversteuerten Vermögens unter 
Berufung auf Genfer Bankenkreise auf neunzig Prozent. Die deutsche Bank 
geht von siebzig Prozent aus (Financial Times 24.4.2003). Schweizer Quellen 
zu dieser Frage machen sich rar. Die bankenfreundliche Wirtschaftszeitung 
Cash schätzte den Anteil auf 30 bis 80 Prozent. Konrad Hummer, Teilhaber 
der St. Galler Privatbank Wegelin ist einer der wenigen Stimmen aus der Bran- 
che, die Klartext redet: „Die grosse Mehrheit der ausländischen Anleger, die 
ihr Geld in der Schweiz parkiert haben, umgehen die Steuerpflicht“ (Cash 
1.4.2004). Hummler schätzt die Zahl der Kunden mit Schwarzgeld in der 
Schweiz auf 3 bis 6 Millionen. Gegenüber den Grossbanken, die behaupten 
Steuerhinterziehung sei für sie kein wichtiges Geschäft mehr, antwortet 
Hummler: „Das ist Lug und Trug“. Ein politisches, moralisches oder ethi- 
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sches Problem sieht Hummler dabei nicht, denn der Bankier hat ein spezielles 
Demokratieverständnis. „Politökonomisch betrachtet, gibt es viele Ähnlichkei- 
ten zwischen der Mafıa in Palermo, die Schutzgelder einsammelt und einem 
Staat, der unter Gewaltandrohung Steuern einzieht“ (Weltwoche 19.3.2008). 
Aufgabe der Schweiz, so sehen es Hummler und viele seiner Bankierskollegen, 
ist es, den „fiskalisch Verfolgten“ finanzielles Asyl zu gewähren. 

50 bis 90 Prozent von 2.500 bis 4.000 Mrd. Franken ergibt eine plausible 
Bandbreite für das Schwarzgeld in der Schweiz: 1.250 bis 3.600 Mrd. Franken. 


Geschädigte Nachbarn 


Unter der Beihilfe zur Steuerflucht durch die Schweiz leiden zunächst einmal 
die Nachbarländer der Schweiz. Die Banca d’Italia schätzte die unversteuert 
aus Italien ins Ausland geschaffte Summe auf 500 Milliarden Euro. Als Italien 
2003 eine Steueramnestie durchführte, kehrten gut 70 Milliarden nach Italien 
zurück, fast 60 Prozent davon kamen aus der Schweiz (Tages Anzeiger 
25.10.03). Verteilen sich die nicht zurückgeführten Steuerfluchtgelder etwa 
gleich, dann dürften weiterhin um die 270 Milliarden Euro aus Italien auf 
Schweizer Bankkonten liegen. Das deutsche Bundesfinanzministerium stellte 
im Januar 2003 fest, dass in Bankenkreisen das in der Schweiz, Liechtenstein 
und Luxemburg angelegte deutsche Steuerfluchtkapital auf 450 bis 550 Mill- 
arden Euro geschätzt wird (Giegold 2003: 33). 2006 titelte eine Schweizer 
Wirtschaftzeitung sogar „Rekord: Deutsche bunkern 800 Milliarden in der 
Schweiz - so viel wie nie“ (Cash 9.11.2006). 

Der EU entgehen nach Schätzungen der EU-Kommission von 2006 durch 
Steuerbetrug - die Definition der EU schliesst die einfache Steuerhinterzie- 
hung nach Schweizer Recht mit ein - jährlich Steuereinnahmen in der Höhe 
von 200 - 250 Milliarden Euro (Koväcs 2006). 

Für die Schweiz gibt es nur indirekte Schätzungen über die Steuerhinterzie- 
hung. Dafür werden die deklarierten Angaben mit den Wirtschaftsstatistiken 
verglichen, 1995 entsprachen die hinterzogenen Gelder 22,3 Prozent des Brut- 
toinlandproduktes (Feld 2006: 13). 


Entwicklungsländer als Opfer 


Das Netzwerk Steuergerechtigkeit schätzt den Anteil der Entwicklungsländer 
an den Verlusten durch Steuerflucht von reichen Personen auf ein Fünftel der 
Gesamtverluste (Tax Justice Network 2006: 11). Dies entspricht dem Anteil 
der Entwicklungsländer an der Weltproduktion. Eine erste grobe Schätzung 
würde also den Anteil unversteuerter Gelder aus Entwicklungsländern auf 250 
bis 720 Milliarden ansetzen. 

Eine etwas feinere Berechnung nimmt die Länderstatistik der Nationalbank 
zum Ausgangspunkt. Im bankenstatistischen Jahrbuch „Die Banken in der 
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Schweiz“ werden die bilanzierten Guthaben und Verpflichtungen und die 
Treuhandgeschäfte nach Ländern aufgeschlüsselt. Treuhandgeschäfte macht 
die Bank in ihrem eigenen Namen, jedoch auf Rechnung und Risiko ihres 
Kunden. Der Kunde tritt nach aussen nicht in Erscheinung, sondern nur des- 
sen Bank. Treuhandgelder sind also eine ideale Form, steuerhinterzogene Gel- 
der zu verwalten. Die englische Wirtschaftszeitung nennt sie denn auch eine 
„Geheimwaffe“ der Schweiz, die reiche Personen anziehe, „welche im eigenen 
Land Steuern hinterziehen wollen“ (Financial Times 4.12.2002). 

Die Steuerfluchtgelder aus Entwicklungsländern lassen sich schätzen, indem 
für einzelne Länder und Regionen die Prozentsätze der „bilanzierten Verpflich- 
tungen“ und der „Treuhandgelder“ verwendet werden. Demnach liegen aus 
Asıen, Afrıka und Lateinamerika zwischen 132 und 606 Milliarden Franken 
Steuerfluchtgelder auf Schweizer Banken. 

Auffällig ist der grosse Anteil der Gelder in der Schweiz, der von Offshore- 
Finanzplätzen kommt. Und das obwohl die Nationalbank nicht alle Steueroa- 
sen ın der Kategorie „Offshore Finanzplätze“ erfasst. Diese sind nur Durch- 
gangsstationen, das heisst, ein Teil der Gelder, die von dort kommend ausge- 
wiesen werden, stammen ebenfalls aus Entwicklungsländern. Damit lassen sich 
zum Teil die relativ niedrigen Zahlen für Asien erklären. Der zweite Grund da- 
für ist, dass asiatische Steuerfluchtgeldern auch auf den spezialisierten Finanz- 
plätzen von Singapur und Dubai verwaltet werden. Diese bieten ähnliche Vor- 
züge wie die Schweiz und die Schweizer Banken haben dort eine starke Prä- 
senz, vor allem für die Verwaltung astatischer Kundengelder. 
Traditionellerweise verlassen Steuerfluchtgelder Lateinamerika über die karibi- 
schen Steueroasen. Der Anteil Lateinamerikas dürfte also ebenfalls beträchtlich 
höher sein. Nimmt man als plausible Schätzung an, dass die Hälfte der Gelder 
aus Offshore-Finanzplätzen ursprünglich aus Entwicklungsländern stammt, so 
betragen die Steuerfluchtgelder aus Entwicklungsländern in der Schweiz zwi- 
schen 362 und 1.467 Milliarden Franken. 

Die Steuerverluste der Entwicklungsländer durch Steuerfluchtgelder in der 
Schweiz betragen gemäss unserer Rechnung jährlich zwischen 5,4 Milliarden 
und 22 Milliarden. In jedem Fall also sind die Steuerverluste eın Vielfaches der 
1,26 Milliarden Entwicklungshilfe aus der Schweiz (Erklärung von Bern 2008: 
19 - 22). Für Pakistan, Peru und Südafrika sind die Steuerverluste beinahe so 
gross, wie die Entwicklungshilfe der Schweiz, für Indien sind sie sogar grösser. 


Keine Frage des Bankgeheimnisses 


Artikel 47, Paragraf 1 des Schweizerischen Bankengesetzes lautet: „Wer als 
Bankangestellter oder Treuhänder Auskünfte über Kunden und deren Gelder 
erteilt, wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Busse bis zu 50 000 
Franken bestraft“ (Bundesgesetz über Banken und Sparkassen, Artikel 47.1). 
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Dieses mit drakonischen Strafen versehene Berufsgeheimnis, ist das „Bankge- 
heimnis“. Es war aber nie absolut, denn „vorbehalten bleiben die eidgenössi- 
schen und kantonalen Bestimmungen über die Zeugnispflicht und über die 
Auskunftspflicht gegenüber einer Behörde“, Damit ist klar, dass die Rechts- 
entwicklung in anderen Bereichen entscheidend ist. Werden gewisse Delikte 
als Straftatbestände definiert, kann das Bankgeheimnis aufgehoben werden, um 
der Auskunfts- und Zeugnispflicht nachzukommen. Deswegen wird das Bank- 
geheimnis bei Verdacht auf Geldwäsche, bei der Suche nach Potentatengel- 
dern, bei Insider- und Korruptionsdelikten und bei vermuteten Terroristen- 
konten aufgehoben, und die Schweiz leistet in diesen Fällen Rechts- und 
Amtshilfe. Die wichtigste Änderung, das Geldwäschereigesetz von 1998, kam 
allerdings nur deshalb zu Stande, weil die Schweiz nach der Verwicklung in 
zahllose Finanzskandale dringend etwas gegen ıhr schlechtes Image im Aus- 
land unternehmen musste. Die Schweizer Zwvilgesellschaft, die 1992 eine 
Kampagne »Schweiz ohne Fluchtgelder« lancierte, sorgte für den nötigen in- 
nenpolitischen Druck. Die Finanzmarktlobby prophezeite damals unter Heu- 
len und Zähneklappern den wirtschaftlichen Zusammenbruch der Schweiz. 
Der Schutz der ausländischen Steuerhinterzieher, in anderen Worten der 
Standortvorteil des Offshore Private Banking, ergibt sich dadurch, dass in der 
Schweiz einfache Steuerhinterziehung kein strafrechtlich relevantes Delikt ist. 
Steuerhinterziehung gilt als „Übertretung“, sie wird allenfalls von den Steuer- 
behörden verfolgt und mit Bussen geahndet, dies bleibt aber ohne strafrechtli- 
che Folgen. Strafbar ist nur der Steuerbetrug, bei dem aktiv Urkunden wie 
„Geschäftsbücher, Bilanzen, Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise“ (Bundes- 
gesetz über die direkte Bundessteuer, Artikel 186.1) gefälscht werden. Nicht 
aber, wenn ein „Steuerpflichtiger vorsätzlich oder fahrlässig bewirkt, dass eine 
Veranlagung zu Unrecht unterbleibt, oder dass eine rechtskräftige Veranlagung 
unvollständig ist“ (Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer, Artikel 175.1). 
Wer also „vergisst“, dass er noch ein Konto in Liechtenstein hat, bleibt unge- 
straft. In fast allen Ländern, darunter diejenigen der EU, die USA und Japan 
ist Steuerhinterziehung strafbar. 

Diese Unterscheidung von Steuerhinterziehung und Steuerbetrug hat weitrei- 
chende Folgen. In der Schweiz gilt für die Rechtshilfe der Grundsatz der dop- 
pelten Strafbarkeit: Die Schweiz unterstützt andere Länder nur dann, wenn 
dasselbe Delikt auch in der Schweiz strafbar ist. Dieses im Fall von politisch 
Verfolgten sinnvolle Prinzip führt dazu, dass die Schweiz in Steuersachen kei- 
ne Rechts- und Amtshilfe leistet. 

Der Schutz vor Rechtshilfe für Steuerhinterzieher ist für den Finanzplatz so 
zentral, dass er im Rechtshilfegesetz noch einmal explizit formuliert wurde: 
„Einem Ersuchen wird nicht entsprochen, wenn Gegenstand eines Verfahrens 
eine Tat ist, die auf eine Verkürzung fiskalischer Abgaben gerichtet erscheint“ 
(Bundesgesetz über die Rechtshilfe in Strafsachen, Artikel 3.3). Und wenn die 
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Schweiz in einem Strafverfahren Rechtshilfe leistet und an ausländische Straf- 
verfolgungsbehörden beispielsweise Bankunterlagen weiterreicht, so gilt das 
„Spezialitätenprinzip“. Der ersuchende Staatsanwalt darf die Unterlagen nur 
genau für den Fall verwenden, für den er sie beantragt hat. Auch wenn daraus 
klar hervorgeht, dass jemand auch Steuern hinterzogen hat, dürfen diese In- 
formationen nicht in einem Prozess wegen Steuerhinterziehung verwendet 
werden (Bernasconi 2000: 64). _ 

Trotz diesem rechtlichen Abwehrdispositiv ging der Bankiervereinigung die 
Rechtshilfepraxis immer noch zu weit, im Herbst 2005 forderte Urs Roth, der 
Geschäftsleitungsvorsitzende der Bankiervereinigung, eine restriktivere Praxis 
ın der Rechtshilfe ın Strafsachen. 

Natürlich ist Steuerhinterziehung auch keine „Vortat“, für die das Geldwäsche- 
reigesetz zur Anwendung käme. Hier erstreckt sich der Schutz sogar auf Steu- 
erbetrug. Das Geldwäschereigesetz kommt nämlich nur dann zur Anwendung, 
wenn die umstrittenen Vermögenswerte aus einer strafbaren Handlung stam- 
men, die in der Schweiz als Verbrechen gilt, d.h. mit mehr als drei Jahren 
Freiheitsentzug bestraft wird. Der Steuerbetrug ist zwar strafbar, gilt jedoch 
nur als Vergehen. Deshalb ist auch das Geld von im Ausland rechtskräftig 
verurteilten Steuerbetrügern in der Schweiz sicher. 


With a little help from your banker 


Obwohl die Sorgfaltspflichtvereinbarung der Schweizerischen Bankiervereini- 
gung die aktive Beihilfe zur Kapitalflucht und Steuerhinterziehung verbietet, 
können potentielle Kundinnen und Kunden von Schweizer Banken ‚offen an- 
sprechen, dass sie ihr Geld nicht versteuern, ohne befürchten zu müssen, ab- 
gewiesen zu werden. Die Banken und Vermögensverwalter planen für diese 
Kundinnen und Kunden Briefkastenfirmen, Stiftungen oder Lebensversiche- 
rungspolicen in Steueroasen wie Liechtenstein, um das Schwarzgeld dauerhaft 
vor dem Zugriff des Steueramtes zu schützen (Facts, 15.7.2004). 

Manchmal geben sie auch Tipps für den Bargeldschmuggel. Eine Methode 
wird »Zebra« genannt, dazu wird ein kurzfristig eın weisses (deklariertes) Kon- 
to eröffnet, die Belege dieses Kontos werden dann gebraucht, um Schwarzgeld 
über die Grenze zu bringen (Südwestfunk 2005). Eine andere Praxis, das 
„Cash-Matching“ kommt ohne Schmuggel aus. Das geht so: Will ein Deut- 
scher von seinem Konto in der Schweiz Geld abheben, so sucht die Vertrau- 
ensperson der Bank jemand, der gerade in Deutschland einzahlen will. Das 
Geld wechselt innerhalb Deutschlands den Besitzer und die Schweizer Konten 
werden entsprechend ausgeglichen (Wirtschaftswoche 16.9.2008). 
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Sabotierte Verbrechensbekämpfung 


Durch den Schutz der Steuerhinterziehung wird auch der Kampf gegen Geld- 
wäscherei, organisiertes Verbrechen und internationalen Terrorismus erschwert. 
Der ehemalige Genfer Staatsanwalt Bernard Bertossa beklagte sich darüber, 
dass die Strafverfolgungsbehörden bei Ermittlungen zu Geldwäsche von 
Schweizer Bankangestellten oder Treuhändern immer dasselbe zu hören be- 
kämen: „Ich war mir schon bewusst, dass ich an einer Operation teilnahm, die 
wirtschaftlich keinen Sinn hat, aber ich dachte es handle sich um Steuerhin- 
terziehung“ (NZZ, 16.5.2000). 

Für Länder ausserhalb der OECD besteht schon das grosse Hindernis, dass 
die Schweiz ihnen bei für sie zentralen Delikten keine Rechtshilfe leistet. Ne- 
ben der Steuerhinterziehung gibt es auch bei Verstössen gegen Devisenaus- 
fuhrbestimmungen zur Verhinderung der Kapitalflucht keine Rechtshilfe. Ge- 
langt ein Staat aber mit einem techtshilfefähigen Ersuchen, zum Beispiel we- 
gen Korruption, an die Schweiz, so erlaubt die Straflosigkeit der Steuerhinter- 
ziehung die Störung des Verfahrens. Die Anwälte des Beschuldigten können 
einen Rekurs gegen das Rechtshilfebegehren erheben, bei dem sie argumentie- 
ten, das Delikt des Rechtshilfegesuchs sei nur vorgeschoben, tatsächlich gehe 
es um Steuerhinterziehung. Die Verzögerung, die durch den Rekurs eintritt, 
führt in vielen Fällen dazu, dass das gesamte Verfahren im Sande verläuft. 


Pauschalbesteuerung 


Die Schweiz hat noch eine weitere Spezialität: die Pauschalbesteuerung. Die 
Steuern von Ausländerinnen und Ausländern, die seit mindestens 10 Jahren 
nicht in der Schweiz erwerbstätig sind, aber hier ihren Wohnsitz haben, richtet 
sich nicht nach ihrem Einkommen oder Vermögen, sondern nach ihren Le- 
benshaltungskosten. Der Ikea-Gründer Ingvar Kamprad, macht davon ebenso 
Gebrauch wie Michael Schumacher, Theo Müller ( Eigentümer des gleichna- 
migen Milch-Konzerns), Tina Turner und weitere 3700 Schwerreiche. 90 Pro- 
zent der Pauschalbesteuerungen werden in den Kantonen Waadt, Wallis, Genf, 
Tessin und Graubünden gewährt (24 heures 5.4. 2006) Als Bemessungsgrund- 
lage bei der Pauschalbesteuerung gilt normalerweise der fünffache Eigenmiet- 
wert bzw. die fünffache Jahresmiete des Schweizer Domizils. Michael Schuma- 
cher bezahlt nach Presseberichte knapp zwei Millionen Franken Steuern - bei 
einem Einkommen von 75 Millionen jährlich und einem Vermögen von 600 - 
900 Millionen Franken (Manager Magazin, 16.10.2005). Kamprad, der einen 
für seine Verhältnisse bescheidenen Lebensstil pflegt, hat trotz einem Vermö- 
gen von 21 bis 36 Milliarden Franken noch nie mehr als 200 000 Franken 
Steuern bezahlt (24 heures, 5.4.2006). 

Die fast vollständige Reduktion der Steuerzahlung, die mit der Pauschalbe- 
steuerung gewährt wird, weckt auch hierzulande Begehrlichkeiten. So forderte 
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der frühere Chef der UBS, Peter Wuflli, die Ausdehnung auf internationale 
Unternehmer, Experten und Manager. Der Schwerreiche Unternehmer und 
Ex-Bundesrat Christoph Blocher verlangte gar vor seiner Zeit als Bundesrat die 
Begünstigungen der Pauschalbesteuerung auch für reiche Schweizer (Facts, 2. 
Februar 2006). 
Doch es gibt auch Widerstand. Die Sozialdemokratische Partei versuchte die 
Pauschalbesteuerung abzuschaffen. Eine entsprechende Parlamentarische Initi- 
atıve wurde im Nationalrat 2005 mit 87 zu 67 Stimmen abgelehnt. Am 8. Feb- 
ruar haben die Stimmberechtigten des Kantons Zürich in einer Volksabstim- 
mung die Abschaffung der Pauschalbesteuerung beschlossen. Dieses Resultat 
ist ein wichtiges Signal an die anderen Kantone und es wird nun erwartet, dass 
sich die Kantonsregierung für eine generelle Abschaffung einsetzt. 


Paradiesische Zustände für Unternehmen 


Hongkong (10,5), Obwalden (11,5) Zug (13,7), Dublin (14,1), Nidwalden 
(14,8), Singapur (15,7), St. Gallen (16,2), Bratislava (16,3), Luzen (16,3), 
Schwyz (17,0) Warschau (17,0), Zürich (18,3): Diese Auflistung ist kein Wet. 
terbericht, sondern die Liste der Städte und Regionen weltweit mit der nied- 
rıgsten Besteuerung von Unternehmen (Steuersätze in Prozent). Die Schweiz 
dominiert auch hier. Sehr günstige Steuerregime führen zu Unternehmensver- 
lagerung und setzten die übrigen Länder unter Druck. Dies zeigt ein Blick auf 
die effektiven Sätze in anderen Städten: Brüssel (24,7 %), Luxemburg (25,2 %), 
London (28,6 %), Boston (35,8 %) (BAK 2007: 5). 

Heizt die Schweiz schon beı den regulären Steuersätzen die Steuerkonkur- 
renz an, so gilt dies erst recht für die Sonderregeln. Der Klassiker ist hier 
Zug. In Zug gibt es sehr niedrige Sätze bei der Kapitalsteuer und vollständi- 
ge Befreiung von der Gewinnsteuer für Holdings, Domizilgesellschaften und 
gemischte Gesellschaften. Holdinggesellschaften sind Unternehmen, die Be- 
teiligungen an anderen Unternehmen verwalten und die in der Schweiz keı- 
ne eigene Geschäftstätigkeit ausüben. Domizilgesellschaften sind Unterneh- 
men, die in der Schweiz nur eine Verwaltungs-, aber keine Geschäftstätigkeit 
ausüben. Fine reine Domizilgesellschaft ist ein vornehmer Ausdruck für eine 
Briefkastenfirma. Gemischte Gesellschaften schliesslich sind Unternehmen 
oder Niederlassungen von ausländischen Konzernen, die vorwiegend im 
Ausland geschäftlich tätig sind und ın der Schweiz nur eine untergeordnete 
Geschäftstätigkeit ausüben. Diese Unternehmenskonstruktionen u in 
Zug lediglich eine Kapitalsteuer von 0,075 %o (Promille) entrichten. Für die 
Holdinggesellschaften wurde dieser Satz 2007 sogar noch auf 0,02 %o ge- 
senkt. Inzwischen hat Zug Konkurrenz erhalten von Kantonen wie Schaft 
hausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden und Schwyz, die ähnliche 
Sonderregeln haben. 
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Das schmälert die Attraktivität von Zug allerdings nicht, seit dem Jahr 2000 
hat die Zahl der in Zug registrierten Firmen um ein Viertel zugenommen und 
dank diesen Besonderheiten wurde Zug zum weltweit führenden Kaffeehan- 
delsplatz. Auch beim Handel mit weiteren Rohstoffen wie Kupfer, Zink, Ni- 
ckel und Kohle gehört Zug zur Weltspitze. Der Doyen des Rohstoffhandels ist 
der ın den USA verurteilte Steuerhinterzieher und notorische Embargobrecher 
(Südafrika, Iran etc.) Marc Rich. Firmen aus Richs Umfeld wie Glencore, 
Crown Resources und Xstrata sind immer mal wieder für einen Skandal gut. 
Aufsehen erregte auch die Gazprom-Tochter Northern European Gaspipeline 
Company mit Gerhard Schröder im Verwaltungsrat. In Zug sitzen aber auch 
Firmen wie die Metro-Holding, die viele Firmen im deutschen Einzelhandel 
besitzt oder der Luxusgüterriese Richemont mit den Marken wie Cartier, 
Montblanc oder Chlo& (Die Welt 7.3.06). 


Freier Parkplatz für Gewinne 


Mit einer Holding in Zug lassen sich konzerninterne Gewinne steuergünstig 
parkieren. Dass den Entwicklungsländern durch „Transfer Pricing“ grosse Be- 
träge an Steuereinnahmen entgehen, ist ein offenes Geheimnis. Allerdings 
betreiben die Unternehmen einen grossen Aufwand, um solche Geschäfte zu 
verschleiern, so dass konkrete Beispiele selten sind. 

Im August 2005 schloss der weltweit zweitgrösste Stahlkonzern Mittal Steel 
mit der Übergangsregierung von Liberia ein Abkommen über die Ausbeutung 
der liberianischen Eisenerzvorkommen. Dieses Abkommen gab Mittal die 
Möglichkeit, zukünftige Profite aus dem dortigen Erzabbau konzernintern so 
zu verschieben, dass die Einnahmen Liberias stark geschmälert worden wären. 

Mittal Steel Liberia Limited, die Firma, die den Erzabbau in Liberia vorantrei- 
ben wird, ist Teil eines ausgedehnten Firmengeflechts. Mittal Steel (Liberia) 
Holding Limited ist in der Steueroase Zypern angesiedelt, diese gehört Mittal 
Steel Holdings AG in Zug. Das Hauptquartier von Mittal Steel ist Luxemburg. 
Mittal genoss nach dem Abkommen zwischen der Firma und der Übergangs- 
tegierung Liberias fünf Jahre völlige Steuerfreiheit. Danach aber hilft die Kon- 
struktion mit den Steueroasen, um durch Transfer Pricing Steuern zu sparen. 
Die Produktionsgesellschaft in Liberia kann so das Erz erst zu einem niedrigen 
Preis an eine konzerneigene Tochter in Zypern oder Zug verkaufen, von dort 
wird es zum höheren Weltmarktpreis an den Kunden weiterverkauft. Die 
Töchter in den Steueroasen machen so steuerfreie Gewinne, während die Pro- 
duktionsgesellschaft scheinbar keinen Gewinn macht (Global Whitness 2006: 
16. - 22). 

Um diese Praxis zu bekämpfen, verlangen immer mehr Regierungen, dass auch 
konzernintern Marktpreise verrechnet werden. Im Abkommen zwischen Mittal 

und der Übergangsregierung Liberias stand davon nichts. Nachdem die engli- 


sche Nicht-Regierungsorganısation „Global Whitness“ dieses Abkommen öf 
fentlich gemacht hat, versprach die inzwischen eingesetzte reguläre Regierung 
Liberias mit Mittal neu zu verhandeln (Global Whitness 2007). 

Ein aktuelles Beispiel betrifft die in Baar angesiedelte Holzhandelsfirma Dan- 
zer. Nach Recherchen von Greenpeace hat Danzer mit Hilfe der ebenfalls in 
Baar registrierten Handelstochter Interholco die Regierungen der Demokrati- 
schen Republik Kongo (DRK) und der Republik Kongo von 2000 bis 2006 
um mindestens 12,5 Millionen Franken Steuereinnahmen gebracht. Dies ent- 
spricht über 80 Prozent der Investitionen der DRK in die öffentliche Gesund- 
heitsversorgung im Jahr 2000 (Greenpeace 2008). 


Zustimmung wankt 


Es ist für die politische Debatte in der Schweiz absolut zentral, ın der Frage über 
die Beihilfe der Schweiz zur Steuerhinterziehung sich nicht auf eine allgemeine 
Bankgeheimnisdiskussion einzulassen. Das Bankgeheimnis wäre als verstärktes 
Berufsgeheimnis zum Schutz der Privatsphäre in dem Moment kein Problem 
mehr, wo Steuerhinterziehung als strafrechtliches Vergehen eingestuft würde. 

In der jährlichen Meinungsumfrage der Bankiervereinigung wurde im Jahr 
2000 gefragt, ob das Bankgeheimnis bei Steuerhinterziehung aufgehoben wer- 
den soll. 72 Prozent der Antwortenden waren dafür. Im folgenden Jahr wurde 
deshalb die Frage in eine reine Wissensfrage umgewandelt, gefragt wurde, ob 
das Bankgeheimnis bei Steuerhinterziehung aufgehoben werden kann. Diese 
Frage beantworteten immer noch 67 Prozent mit Ja und sie lagen damit 
falsch. Seither stellt die Bankiervereinigung gar keine Fragen ım Zusammen- 
hang mit Steuerhinterziehung mehr. 

Auch die Umfragen des Finanzdepartements zeigten, dass die Zustimmung zur 
Beihilfe der Steuerhinterziehung wankt. Von 2001 bis 2004 stieg der Prozentsatz 
derjenigen, welche die Aufhebung des Bankgeheimnisses im Falle von Steuerhin- 
terziehung wünschen von 25 auf 32 Prozent. Gleichzeitig lehnten auch mehr Be- 
fragte das Bankgeheimnis grundsätzlich ab, ıhre Zahl stieg von 10 auf 15 Pro- 
zent. 2004 waren nur noch 51 Prozent der Befragten für die Beibehaltung des 
Bankgeheimnisses ın seiner heutigen Form (EFD Medienmitteilung 27.9.2004). 
Daraufhin wurde die seit 1997 jährlich durchgeführte Umfrage eingestellt. 

Im Parlament aber haben die Bürgerlichen Parteien FDP (Freisinnig Demokra- 
tische Partei), CVP (Christlichdemokratische Volkspartei) und SVP (Schweize- 
rische Volkspartei) eine solide Mehrheit, wenn sie wie in Steuerfragen zusam- 
men halten. Die Linke wiederum ist auch nach Jahren noch von der vernich- 
tenden Niederlage ihrer „Bankeninitiative“ in der Volksabstimmung 1984 ge 
lähmt. Deshalb wagt sich bisher niemand daran, die Veränderung durch eine 
Volksabstimmung zu versuchen. Eine Änderung der Schweizerischen Praxis 
wird daher vor allem durch internationalen Druck zu Stande kommen. 
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Mauern unter Druck: 
Die Schweiz und die internationale Zusammenarbeit 


Die internationale Zusammenarbeit in Steuersachen sei grundsätzlich positiv 
zu bewerten, lassen offizielle schweizerische Stellen bisweilen verlauten. Doch 
in den meisten Verhandlungen und internationalen Gremien verteidigt die 
Schweiz mit Zähnen und Klauen ihre steuerlichen Sonderregelungen. Nur un- 
ter massivem Druck gibt sie zuweilen Terrain preis. 

Die grosse Mehrzahl aller Regierungen der Welt ist sich einig, dass Steuerhin- 
terziehung ein Problem ist, das nur durch verstärkte internationale Zusam- 
menarbeit angegangen werden kann. Die OECD (Organisation for Economic 
Co-operation and Development), in der die Industrieländer zusammenarbei- 
ten, setzt sich seit mehr als zehn Jahren gegen schädliche Steuerpraktiken und 
für mehr Austausch von steuerlich relevanten Informationen ein (OECD 
1998). Die Schweiz macht in der OECD auf passiven Widerstand und sie gilt 
hinter vorgehaltener Hand als das grösste Hindernis für Fortschritte in Rich- 
tung Informationsaustausch. 

Zahlreiche Offshore-Finanzzentren haben nämlich mittlerweile auf Druck der 
OECD ihre eigene Gesetzgebung und Bankenaufsicht (etwas) verbessert und 
bilaterale Abkommen über den Informationsaustausch abgeschlossen. Nicht 
zu Unrecht werfen sie der OECD vor, gegenüber einzelnen ihrer Mitglieds- 
länder - gemeint ist vor allem die Schweiz - einen deutlich tieferen Standard 
anzuwenden, als sie von den Offshore-Zentren verlangt. In einem Bericht do- 
kumentierte die OECD 2006 einerseits die erreichten Fortschritte und identi- 
fizierte anderseits auch jene Länder, welche zusätzliche Schritte einleiten müs- 
sen. Kein Wunder: die Schweiz gehört zu letzteren. Namentlich prangert der 
Bericht an, dass die Schweiz bei der Amts- und Rechtshilfe grundsätzlich das 
„Prinzip der doppelten Strafbarkeit* anwendet und bei Steuerhinterziehung 
nicht mit anderen Ländern kooperiert. Damit so die OECD befindet sich die 
Schweiz zusammen mit Luxemburg und Österreich im illustren Kreis von 
Offshore-Finanzzentren wıe Andorra, den Cook Inseln, Samoa, San Marino, 
Santa Lucia, Saint Vincent und Grenada (OECD 2006). 


Das Zinsbesteuerungsabkommen mit der EU 


Die Europäische Union verkündete im Juni 2000 in Portugal, sie plane einen 
automatischen Informationsaustausch zwischen den Steuerverwaltungen zu 
etablieren. Damit sollte es möglich werden, die Erträge aus Guthaben von 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten mit Wohnsitz in einem anderen Land 
zu besteuern. Ein Steuerrückbehalt als Ersatz für den Informationsaustausch 
war nur als Übergangsregelung gedacht. Ebenso war vorgesehen, dieses System 
erst dann in Kraft zu setzen, wenn Verträge mit Drittstaaten, insbesondere mit 
Andorra, Monaco, Liechtenstein, San Marino, den USA und der Schweiz ga- 


rantieren würden, dass letztere „äquivalente Massnahmen“ ergriffen. Die EU 
befürchtete zu Recht, dass sonst die Kapitalflucht verstärkt würde. 

Von Anfang an - und begleitet vom Mantra „das Bankgeheimnis ist nicht 
verhandelbar“ - unternahmen der damalige Finanzminister Kaspar Villiger und 
die Schweizer Unterhändler alles, um die EU zur Umkehr zu bewegen und ihr 
das Zugeständnis eines langfristigen Nebeneinander zweier Systeme abzurin- 
gen: des Informationsaustausches und des Steuerrückbehalts. 

Das gelang der Schweiz. Am 21. Januar 2003 anerkannte der Ministerrat die 
Koexistenz beider Systeme „auf unbestimmte Zeit“. So konnten auch Öster- 
reich, Belgien und Luxemburg oder die Kanalinseln einen Steuerrückbehalt 
einführen. 

Das Abkommen zwischen der Schweiz und der EU sowie die zugehörige 
Richtlinie sehen eine Quellensteuer vor, die 2006 bei 15 Prozent lag und bis 
2011 sukzessive auf 35 Prozent erhöht wird. 75 Prozent der erhobenen Steuer 
wird den Staaten, in denen die Kunden der Schweizer Banken wohnen, zu- 
rückerstattet. Dieser Rückbehalt betrifft die Zinsen auf Guthaben natürlicher 
Personen, die in einem EU-Mitgliedstaat Wohnsitz haben (Botschaft des Bun- 
desrates vom 1.10.2004). Der Bundesrat gibt selber zu, dass sich diese Steuer 
leicht umgehen lässt (Antwort des Bundesrates auf die Interpellation Leuen- 
berger vom 14.12.2004). Diverse Schlupflöcher wurden in den EU-internen 
Verhandlungen eingebaut, um den Finanzplätzen der Mitgliedsstaaten entge- 
genzukommen. Für eine Umgehung genügt es, die Erträge statt einer natürlı- 
chen Person einer Briefkastenfirma auszuzahlen oder die Erträge als Kursge- 
winne und nicht als Zinsen erscheinen zu lassen. Auch Stiftungen und Trusts 
sind nicht erfasst. 

Die Banken zögerten nicht, ihrer Kundschaft Anlageformen vorzuschlagen, die 
nicht unter die Zinsbesteuerungsrichtlinie fallen. Das Magazin Facts schätzte 
2004, dass 200 Milliarden Franken umgeschichtet würden, wobei dıe Banken 
in der Schweiz allein daran 2 Milliarden Franken verdienten (Facts 15.7.2006). 
Der Steuerrückbehalt ist nicht gleichwertig mit dem Informationsaustausch, 
wie Schweizer Behörden unermüdlich behaupten. Die Quellensteuer gibt keı- 
nen Aufschluss über die Höhe der in der Schweiz angelegten Vermögen. Und 
dass die Quellensteuer nicht greift, zeigt die Summe der Rückerstattungen: 
2007 wurden an alle EU-Mitgliedsstaaten lediglich 490 Millionen Franken 
überwiesen, Deutschland erhielt 130 Millionen (EFD Medienmitteilung 
8.5.2008). 

Das Abkommen zur Zinsbesteuerung wurde auch von der Schweizer Bankıer- 
vereinigung akzeptiert. Obwohl die Vereinigung einige Konzessionen machen 
musste, hat sie doch das Wesentliche erreicht: Die Steuerflucht im Bereich der 
direkten Steuern bleibt durch das Schweizer Recht geschützt - besser noch: 
dieser Umstand wurde von der Europäischen Union anerkannt. 
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Gegen die steuerliche Sonderbehandlung der Holdings 


Kaum waren diese Verhandlungen abgeschlossen, begann sich die EU erneut 
mit dem Schweizer Steuersystem zu befassen. Sıe kritisierte die Sonderregeln 
für Holdings, Briefkastenfirmen und gemischte Gesellschaften in zahlreichen 
Kantonen. Die EU beurteilt diese Steuerregeln als unvereinbar mit dem Frei- 
handelsabkommen von 1972 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
der Schweiz. 

Der Schweiz antwortete rein legalistisch: Das Freihandelsabkommen von 1972 
gelte für den Güteraustausch. Da die Firmen, die von den von der EU kriti- 
sierten Steuersystemen profitierten, keinen oder nur sehr wenig kommerzielle 
Aktivitäten in der Schweiz betrieben, könne das Abkommen von 1972 nicht 
zur Anwendung kommen. Deutlicher wurde ein Leitartikel der NZZ: Die 
„Botschaft an die EU muss glasklar sein, damit die Investoren nicht verunsi- 
chert werden: Die Schweiz wird dafür sorgen, dass unter dem Strich die fiskali- 
sche Belastung der Unternehmen hierzulande derart milde bleiben wird, dass 
sie sich auch in Zukunft erfolgreich im Standortwettbewerb schlagen kann“ 
(Neue Zürcher Zeitung, 18.02.2006). 

Auch für die EU ist die Frage von grosser politischer Bedeutung. Sie bemüht 
sich, schädlichen Steuerwettbewerb zu bekämpfen und kann deshalb nicht zu- 
lassen, „dass ein so enger Nachbar, der einen privilegierten Zugang zum EU- 
Binnenmarkt geniesst (...), ein Steuerschema aufrechterhält, dessen einziges 
Ziel es ist, ausländische Holdings anzuziehen“ (ec.europa.eu/comm/ 
external_relations/switzerland/intro/index.htm). 

Es ist möglich, dass das von der Schweiz vorgebrachte juristische Argument 
zutrifft. Aber politisch ist die Situation kaum haltbar. Das Problem ist, dass 
die Schweiz und die Schweizer Kantone den ausschliesslich im Ausland akti- 
ven Unternehmen Steuervorteile zugestehen, die sie den inländischen vorent- 
halten. Diese Diskriminierung (englisch: ring fencing) ıst ein charakteristisches 
Merkmal einer Steueroase. 

Im Dezember 2008 skizzierte Finanzminister Merz, wie die Schweiz im seit 
2005 schwelenden Steuerstreit der EU einen Schritt entgegenkommen will. Die 
in- und ausländischen Erträge der Holding- und Verwaltungsgesellschaften sol- 
len steuerlich gleich behandelt werden. Als mögliche Massnahme bezeichnete 
Merz ein Verbot der Geschäftstätigkeit von Holdings nicht nur ım Inland, 
sondern neu auch im Ausland. Weiter erwähnte er die Abschaffung der rund 
10 000 Domizilgesellschaften d.h. „Briefkastenfirmen“ ohne Geschäftstätigkeit 
in der Schweiz (EFD Medienmitteilung 10.12.2008). Ein ursprünglich für Ja- 
nuar 2009 geplantes Treffen zwischen der Schweiz und der EU zum Steuer- 
streit wurde bis nach der Volksabstimmung vom 8. Februar vertagt. Da die 
Stimmberechtigten in der Schweiz der Weiterführung des freien Personenver- 
kehrs mit der EU und dessen Ausdehnung auf die beiden neuen EU- 
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Mitglieder Bulgarien und Rumänien zustimmten, ist der Weg für neue Ver- 
handlungen im Steuerstreit nun frei. 


Im Zangengriff der USA 


Sehr viel effektiver als die EU setzte die USA die Schweiz unter Druck. In den 
USA sind Banken und Finanzinstitutionen verpflichtet Informationen über 
Zinsen, Dividenden und Handelserträge mit dem Formular 1099s direkt an 
die Steuerbehörde IRS (Internal Revenue Service) zu liefern. Die USA haben 
weltweit direkt bei den Banken angesetzt, um ein bekanntes Steuerschlupfloch 
zu schliessen: Die USA erheben auf Dividenden und Zinserträgen von US- 
Wertschriften eine Quellensteuer von 30 Prozent. Bei Ländern, mit denen 
Doppelbesteuerungsabkommen bestehen, liess sich diese grösstenteils umge- 
hen. Das wurde von US-Steuerpflichtigen ausgenutzt, indem sie US- 
Wertschriften über ausländische Banken kauften. Die USA verlangten deshalb 
von ausländischen Banken, auch den Schweizer Banken, ım Jahr 2000, dass 
diese mit dem IRS ein Abkommen unterzeichnen, das sie als «Qualified In- 
termediary» (QI) auszeichnet. Andernfalls hätten diese Banken nicht mehr mit 
US-Wertschriften handeln dürfen. Die Ql-Banken müssen die US- 
Wertschriftenerträge von US-Steuerpflichtigen dem IRS melden. In der 
Schweiz müssen die US-Steuerpflichtigen deshalb der Bank gegenüber einwilli- 
gen, das Bankgeheimnis zu brechen. Wenn ein US-Steuerpflichtiger gegenüber 
dem IRS seine Identität nicht offen legen will, dann dürfen Ql-Banken seit 
dem 1.1.2001 diesem keine US-Wertschriften mehr verkaufen und auf beste- 
hende Depots wird eine Quellensteuer von 31 Prozent an den IRS abgeführt. 
Auch gegenüber der Schweizer Regierung haben die USA mit ihrem Power 
Play mehr erreicht als alle anderen Ländern. Im Jahr 2003 unterzeichnete die 
Schweiz mit den USA eine „Verständigungsvereinbarung“, welche einen offe- 
nen Punkt des Doppelbesteuerungsabkommens regelt. Dort heisst es nämlich, 
dass bei „Steuerbetrug und dergleichen“ Informationen ausgetauscht werden 
sollen, d.h. Amtshilfe geleistet werden soll. Die Vereinbarung regelt, was unter 
„dergleichen“ zu verstehen ist. Die USA haben damit erreicht, dass die 
Schweiz auch bei Delikten Amtshilfe leisten muss, bei denen „die beidseitige 
Strafbarkeit im formalen Sinne nicht gegeben ist“ (Antwort des Bundesrates 
auf die Interpellation Studer, 19.3.2003). Das Schweizerische Finanzdeparte- 
ment betonte zwar es brauche einen vergleichbaren Unrechtsgehalt: So reiche 
das Verschweigen von Einkünften (die US-Definition von Steuerbetrug) alleine 
noch nicht, es brauche zusätzlich noch eine Täuschung. Der Tatbestand der 
Täuschung wird aber in den USA viel extensiver ausgelegt als in der Schweiz, 
so dass dies kein grosses Hindernis darstellen sollte, um Informationen über 
Fälle von einfacher Steuerhinterziehung zu erhalten. 
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Der Fall UBS: Der Anfang vom Ende? 


Die US-Behörden erhielten 2008 vom dem ehemaligen UBS-Manager Bradley 
Birkenfeld, der mit den Ermittlern kooperiert, um eine Strafmilderung zu er- 
halten, detaillierte Informationen darüber, wie die UBS amerikanischen Bür- 
gen bei der Steuerhinterziehung half. Konkret wurden Kundenvermögen in 
Offshore-Briefkastenunternehmen umgeschichtet, um das QI zu umgehen und 
eine Meldung an den IRS zu verhindern. Die UBS-Banker waren laut Birken- 
feld teilweise direkt am Bargeldschmuggel beteiligt. Er selbst gab zu, für seinen 
wichtigsten Kunden, den US-Immobilienmagnaten Igor Olenicoff, Diamanten 
in einer Zahnpastatube versteckt, transportiert zu haben (Wirtschaftswoche 
16.9.2008). Die US-Steuerbehörde verlangt von der UBS deshalb die Heraus- 
gabe von Kundendaten. Da die UBS, bedroht von einer Milliardenbusse oder 
gar einem Lizenzentzug, in der Kooperation das kleinere Übel sah, warnte Fi- 
nanzminister Rudolf Merz die UBS noch im Sommer 2008, dass sie damit das 
Bankgeheimnis verletzen würde - ein Offizialdelikt. Inzwischen haben sich 
Bank und Regierung auf eine andere Strategie geeinigt, offensichtlich haben 
die USA die Daumenschrauben angezogen. Eindeutig entgegen der Rechtslage 
in der Schweiz, wurde das Vergehen der UBS (bzw. „einiger Mitarbeiter“ wie 
die Bank behauptet) in Steuerbetrug umgedeutet. Dieser ist rechtshilfefähig 
und erlaubt eine Kooperation mit den US-Behörden. 

Der Zuger Finanzspezialist Professor Maurice Pedergnana sieht in der Ent- 
schuldigung des UBS-Bankers Mark Branson vor dem US-Senat im Sommer 
2008 einen Dammbruch: „Denn mit diesem Schritt bricht nun die Aufrecht- 
erhaltung des Unterschiedes zwischen Steuerbetrug und Steuerhinterziehung“ 
(Der Bund 19.7.2008). 

Schliesslich droht von Präsiden Barack Obama weiteres Ungemach. Dieser un- 
terstützte als Senator einen Gesetzesvorstoss, den „Stopp Tax Havens Abuse 
Act“. Die Schweiz wird in diesem Gesetzesentwurf ausdrücklich als Steueroase 
(Tax Haven) bezeichnet. Vielleicht ist es also schon bald an der Zeit, die ab- 
schliessende Autopsie eines Sonderfalls vorzunehmen. 
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Kritik der öffentlichen Finanzen 
Die Finanzkrise des Staates, erneut betrachtet 


Kritik der Politischen Ökonomie - Kritik der öffentlichen Finanzen 


Marx‘ Kritik der politischen Ökonomie war ein ambitioniertes Riesenprojekt. 
Sein Autor ließ es bei seinem viel zu frühen Tod im Jahr 1883 weitgehend un- 
vollendet. Angesichts des Umfangs und der Tragweite des ursprünglichen 
Doppelvorhabens einer systematischen „Kritik der Politik“ und „Kritik der po- 
litischen Ökonomie“, so wie es sich Marx in den 1840er Jahren vorstellte, sind 
nur kleine Teile verwirklicht worden. Eine Kritik der Finanzen, der Welt des 
Finanzkapitals und der Finanzmärkte sollte wesentlicher Bestandteil des Pro- 
jektes sein - ebenso wie der Entwurf einer Kritik des Staatskredits und der öf- 
fentlichen Finanzen im Ganzen. Von den klassischen Ökonomen wurde das 
Thema vorrangig behandelt: Nicht nur James Steuart und Adam Smith befass- 
ten sich ausgiebig mit der Komplexität der öffentlichen Finanzen und stellten 
Regeln für die Finanz- und somit makroökonomische Politik auf. Ricardo 
widmete etwa zwei Drittel seines Werks „Über die Grundsätze der politischen 
Ökonomie und der Besteuerung“ den öffentlichen Finanzen, diskutierte lang 
und breit die Quellen, wichtigsten Arten und verschiedenen Wirkungen der 
Besteuerung. In einem Privatbrief an Trower sagte Ricardo unverblümt: „Die 
politische Ökonomie, sobald einmal ihre einfachen Prinzipien verstanden 
sind, ist nur nützlich in dem Maße wie sie die Regierung zu richtigen Maß- 
nahmen der Besteuerung anleitet.“ (Ricardo 1951: 132f.) 

Marx folgte im ersten Entwurf seiner Kritik der politischen Ökonomie, nie- 
dergeschrieben in großer Eile von August 1857 bis Mai 1858 und besser be- 
kannt als die „Grundrisse“, offensichtlich der klassischen Tradition: Eines von 
sechs Büchern seiner Kritik sollte allein dem Staat gewidmet sein. Wie die ver- 
schiedenen Versionen des Sechs-Bücher-Plans zeigen, sollte der Staat der Ge- 
genstand einer detaillierten Analyse sein, und die öffentlichen Finanzen liefer- 
ten die Hauptthemen dieser Übung in politisch-ökonomischer Staatstheorie. 
In der ersten Version, datiert vom August 1857, plante Marx ein Buch Num- 
mer 3 über den Staat. Das vorausgehende Buch 2 sollte die Analyse der Kate- 
gorien liefern, „die die innere Struktur der bürgerlichen Gesellschaft ausma- 
chen und auf der die fundamentalen Klassen ruhen.“ Das allgemeine Thema 
von Buch 3 lautete „Zusammenfassung der bürgerlichen Gesellschaft in der 
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Form des Staats. In Beziehung zu sich selbst betrachtet“. Sein Inhalt wurde in 
der gängigen Sprache der politischen Ökonomie angedeutet: „Die unproduk- 
tiven Klassen, Steuern. Staatsschuld. Öffentlicher Kredit. Die Bevölkerung. Die 
Kolonien, Auswanderung“ (MEW 42; 42). Marx weist in einer weiteren Versi- 
on dieses Plans dem Buch über den Staat seinen richtigen Platz zu: Im An- 
schluss an die eingehende Analyse der „drei Klassen als die Produktion gesetzt 
in ihren drei Grundformen und Voraussetzungen der Zirkulation“. Der Inhalt 
des Buchs über den Staat wird wieder in Stichworten angegeben: „Staat und 
bürgerliche Gesellschaft. - Die Steuern oder die Existenz der unproduktiven 
Klassen. - Die Staatsschuld. - Die Population. - Der Staat nach außen: Kolo- 
nien. Auswärtiger Handel. Wechselkurs. Geld als internationale Münze.“ 
(MEW 42: 188) Auch in den späteren Versionen des Sechs-Bücher-Plans, die 
Marx 1857/58 skizzierte, blieb die Abfolge der drei letzten Bücher gleich: 
Staat - internationale Beziehungen - Weltmarkt. 

Keines dieser Bücher wurde jemals geschrieben. Der Staat bleibt in den ver- 
schiedenen Manuskripten, die Marx zwischen 1858 und 1881 verfasste und 
von denen er nur eines vollendete - das Manuskript des ersten Bands des 
„Kapital“ -, dennoch gegenwärtig und tritt sogar mehrere Male in den Vorder- 
grund. Marx selbst ruft sich am Schluss des dritten Bandes - geschrieben 1865 
- das Buch über den Staat in Erinnerung, das als nächstes folgen sollte: In der 
direkten Beziehung der Eigentümer der Produktionsbedingungen zum unmit- 
telbaren Produzenten werden wir den Schlüssel und das „innerste Geheimnis, 
die verborgene Grundlage der ganzen gesellschaftlichen Konstruktion und da- 
her auch der politischen Form des Souveränitäts- und Abhängigkeitsverhält- 
nisses, kurz, der jedesmaligen spezifischen Staatsform finden.“ (MEW 25: 
799f.). Eine Erinnerung an den nächsten Schritt nach der Analyse des „ver- 
borgenen Fundaments“. Der Staat in seiner modernen Form ist jedoch schon 
in den drei Bänden des „Kapital“ gegenwärtig. In der Marxschen Theorie des 
Geldes und des Marktes, in seiner Analyse des Arbeitsvertrags und des Kamp- 
fes um Arbeitszeit und Löhne, in seiner Analyse des modernen Fabriksystems 
ebenso wie in seiner Analyse des Zirkulationsprozesses des Kapitals tritt er 
immer wieder in Erscheinung: Die Regeln des Rechts, gewisse Staatsmonopole, 
die Möglichkeit staatlichen Eingreifens sind in Marx‘ Abhandlung der inneren 
Struktur der kapitalistischen Volkswirtschaft stets gegenwärtig. Sogar in seiner 
fragmentarischen Analyse des modernen Kreditsystems, des Bankensystems 
und der Zirkulation des Kreditgeldes nimmt der Staat eine zentrale Rolle ein. 
Staatsanleihen dienen ihm als die Hauptillustration der Kategorie des „fiktiven 
Kapitals“, des entscheidenden Elements seiner Theorie der Finanzmärkte. Mit 
dem öffentlichen Kredit befasst sich Marx dagegen nie, obwohl die Zentral- 
bank eine Rolle in seinem fragmentarischen und unvollendeten Entwurf einer 
Kredittheorie spielt und obwohl er völlig zu Recht die Doppelnatur der Zent- 
ralbank betont - privat und öffentlich. Das Thema wird in spätere „Spezialun- 
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tersuchungen“ geschoben. Trotz der vielen Auftritte des Staates im „Kapital“ 
gelingt weder eine ausgereifte, systematische Kritik der öffentlichen Finanzen 
noch eine Theorie der besonderen „ökonomischen Existenzweise“ des Staates 
im modernen Kapitalismus. 

Von Marx‘ Kritik der öffentlichen Finanzen findet sich vieles in seinen Zei- 
tungsartikeln, geschrieben und veröffentlicht zwischen 1850 und 1866. Er be- 
fasste sich insbesondere mit den Staatsfinanzen in Großbritannien, in Russ- 
land, in Deutschland und Frankreich - aber auch die Finanznot Österreichs 
und der Türkei sind vom Journalisten Marx analysiert und kommentiert wor- 
den (siehe für Einzelheiten: Krätke 2006). Marx kritisierte wieder und wieder 
die Haushaltspolitik in Großbritannien und Frankreich und attackierte dabei 
die Manipulationen der Staatsverschuldung und die verschiedenen Meinungs- 
wechsel, mit denen Regierungen die Lastenverschiebungen und -vertinge- 
rungen begründeten, ohne dass die Staatsschuld verschwand. Die umstürzende 
Kraft des Systems der modernen Staatsverschuldung auf traditionelle, vorkapi- 
talistische ökonomische Strukturen führte er in einem besonderen Fall vor - 
am Beispiel des Osmanischen Reiches (MEW 8: 705ff.) In das Kapitel über die 
„ursprüngliche Akkumulation“ fügte er 1872 einige Passagen über die ge- 
schichtliche Rolle der Staatsverschuldung ein. Das System der Staatsverschul- 
dung und das „moderne System der Besteuerung“ als dessen „notwendiger Er- 
gänzung“ beschrieb er als entscheidende Elemente im geschichtlichen Prozess 
der „Kapitalisation des Reichtums und der Expropriation der Massen“. Neben 
dem öffentlichen Kredit in den fortgeschrittenen Staaten Europas entstand ein 
„internationales Kreditsystem“, das seinerseits die Schaffung eines Welthandels- 
und Weltmarktsystems ermöglichte (vgl. MEW 23: 782-784). Marx unterstrich, 
dass die Staatsfinanzen eine zentrale Rolle in der Geschichte des Kapitalismus 
spielen - nicht nur im Prozess der „ursprünglichen Akkumulation“, sondern 
ebenfalls im Akkumulationsprozess entwickelter kapitalistischer Volkswirt- 
schaften. 


Elemente einer Kritik der öffentlichen Finanzen 


In einer Polemik ım Jahre 1847 skizzierte Marx am Rande das Programm einer 
radıkalen Kritik der Staatsfinanzen: Die modernen Staatsfinanzen, das Steuer- 
system seien nichts als das „Dasein des Staates, ökonomisch ausgedrückt“ 
(MEW 4: 348). Und weiter: „Das ökonomische Dasein des Staats sind die 
Steuern. Das ökonomische Dasein des Arbeiters ist der Arbeitslohn. Zu 
bestimmen: Das Verhältnis zwischen Steuern und Arbeitslohn“ (ebd., 
Hervorhebungen im Original). Marx gibt dort auch schon eine vorläufige 
Antwort. Sie liegt freilich über Kreuz mit der späteren marxistischen 
Orthodoxie. Der größte Teil der Last der modernen Besteuerung liege auf den 
Schultern der arbeitenden Klasse, Steuern seien Teil der Durchschnittslöhne, 
so Marx. Denn: „[DJer politische Beruf der Arbeiter besteht eben darin, 
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„Der politische Beruf der Arbeiter besteht eben darin, Steuern zu zahlen“ 
(ebd.). Für Marx scheint es offensichtlich zu sein, dass die Formen der Besteu- 
erung und die Veränderungen dieser Formen die Arbeiterklasse nicht wirklich 
kümmern. Anders die besitzenden Klassen, die Bourgeoisie - teils, weil das 
niedrige oder höhere Niveau der Besteuerung die Lohnhöhe und somit die 
Profite beeinflusst, teils weıl die Steuerpolitik eine entscheidende politische 
Handhabe für eine Klasse ist, die zur politischen Macht strebt und den herr- 
schenden Mächten feindlich gegenübersteht (vgl. MEW 4: 348f.). Marx hat 
noch kein klares analytisches Konzept der Ausbeutung entwickelt. Also deutet 
er nur an, dass Steuerausbeutung ein zentrales Element des modernen Steuer- 
staates ist, so wie sie es schon in vorkapitalistischen Zeiten war. Wie sie aber 
im Kontext des modernen Kapitalismus funktioniert, analysiert er nicht. 
Spätestens seit 1847 ist sıch Marx der entscheidenden Bedeutung der Steuern 
und des Steuerstaats bewusst. Hier liegt das zentrale Bindeglied zwischen „öf- 
fentlicher“ und „privater“ Wirtschaft, zwischen „Ökonomie“ und „Politik“. 
Wer die Steuergewalt des modernen Staates, eines seiner konstitutiven Mono- 
pole, untersuchen will, muss ökonomische und politische Theorie verknüpfen. 
Steuern sind ein ökonomisches Phänomen, aber eines durch und durch politi- 
scher Natur. Solche hybriden Phänomene wie die Steuern oder die Staatsfı- 
nanzen insgesamt sind nur mit den Kategorien einer kritischen politischen 
Ökonomie zu erfassen, sie sperren sich gegen die künstlichen Grenzen, die die 
„reine“ Ökonomie von der politischen Wissenschaft scheiden sollen (vgl. 
Krätke 1991). 

Marx war überzeugt, dass die zyklischen Krisen des modernen Kapitalismus 
ebenso wie die periodisch auftretenden Spekulationswellen außerhalb jeder 
Regierungsgewalt bleiben, ganz gleich wie stark sie auch sein mag. Die moder- 
nen zyklischen Wirtschaftskrisen haben die Politik aller Regierungen nachhal- 
tig verändert - Krisenmanagement wurde seit den 1840er Jahren ein wichtiges 
Geschäft der Regierungen in allen kapitalistischen Ländern. Keine Regierung 
hat die Krisen unter Kontrolle oder kann sie verhindern, weder die allgemeine 
Krise noch die besonderen Krisen (Geldkrise, Kreditkrise, Finanzkrise, Han- 
delskrise). Dennoch konnte eine „falsche“ und „irrationale“ Gesetzgebung den 
Krisenverlauf erheblich stören, dıe Krisen verschärfen und zusätzliche Krisen 
hervorrufen - wie exemplarisch am englischen Bank Act von 1844 zu schen 
ist. Marx betrachtete die wiederholte Aussetzung des Bank Act auf dem Hö- 
hepunkt einer Geldkrise, 1847, 1857 und 1866, als schlagenden Beweis für die 
Unsinnigkeit der Geldtheorie der Currency Schule, die dem Gesetz zugrunde 
lag. Eine falsche Geldpolitik, eine zum Gesetz erhobenen falsche Geldtheorie 
konnte beträchtlichen Schaden anrichten (vgl. Krätke 2006). 

Gleichwohl war Marx kein grundsätzlicher Gegner starker Regulierungsmaß- 
nahmen und Staatseingriffe ın den „Mechanismus“ einer kapitalistischen 
Marktwirtschaft. Zwischen 1840 und 1860 hatte er zusammen mit Engels den 


Plan eines stark zentralisierten Bankensystems mit einer starken Nationalbank 
im Zentrum verfolgt, er hatte für starke Steuerprogression auf Einkommen 
und Vermögen plädiert - als die passende Grundlage für ein „Budget der Ar- 
beiterklasse“. Marx verteidigte und befürwortete strenge Fabrikgesetze und be- 
trachtete deren Ausbau als einen Sieg der „politischen Ökonomie der Arbei- 
terklasse* (MEW 17:11). In seinem Manuskript von 1861/63 so wie ın Zei- 
tungsartikeln erläuterte er, warum der Arbeiterschutz mit dem Fabriksystem 
kompatibel und für Kapitalisten wie Lohnarbeiter vorteilhaft sei. Noch 1870, 
während er am zweiten Entwurf des zweiten Bands des „Kapital“ arbeitete, ar- 
gumentierte Marx gegen die klassischen Ökonomen und für strenge „allge- 
meine Maaßregeln“, also Staatseingriffe auf breiter Front, um „diese[n] natur- 
wüchsigen Mechanismus“ des Reproduktions- und Akkumulationsprozesses in 
kapitalistischen Ökonomien zu beeinflussen und zu verändern (MEGA I/11: 
503). Mit entschlossenen Staatseingriffen könnten durchaus „plötzliche bedeu- 
tende Aenderungen“ hervor gerufen werden (ebd.). Folglich blieb die Staats- 
gewalt umkämpftes Terrain. 


Monetäre Krisen, Kreditkrisen und Finanzkrise 


In der langen und verworrenen Debatte über Marx‘ Geldtheorie ist angemerkt 
worden, dass der Staat dort eine Rolle spielt. Bedeutsamer ist, dass Marx weder 
Metallist noch Chartalist (ein Vertreter der nominalistischen „Staatstheorie des 
Geldes“) war. Seine Geldtheorie deckt die gesamte Breite aller Geldformen ab, 
die sich in den fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern entwickelt haben. 
Der zweite Band des „Kapital“ ist das entscheidende Bindeglied in der Ent- 
wicklung der Marxschen Geldtheorie - beginnend mit der Geldware und en- 
dend mit der modernen Form der Zentralbanknote. Marx zeigt in diesem 
Band, wie sich monetären Funktionen mit Kapitalfunktionen verflechten. In 
seinen Manuskripten für Band zwei stellt er sogar Überlegungen über die ei- 
gentümliche Rolle des Staates bei der allgemeinen Zirkulation von Geld und 
Waren an: Der Staat ist aufgrund seiner Macht zur Besteuerung der einzige 
ökonomische Agent in der bürgerlichen Gesellschaft, der ununterbrochen kau- 
fen kann und nichts verkaufen muss (vgl. MEGA II/11: 532, Krätke 1984: 26). 
Stets wächst der Anteil des Geldes in der Zirkulation, der als Geldkapital ın 
den Kreisläufen eines oder mehrerer Einzelkapitale fungiert. Geldkapital - 
nicht Geld - ist die Grundlage des modernen Kreditsystems. Das Kreditgeld in 
allen seinen Formen leitet sich von der Form und Funktion des zinstragenden 
Geldkapitals ab. Der Kredit in all seinen Formen ersetzt schließlich Geld ın all 
seinen Funktionen, außer der des Wertmaßes - zunächst nur auf den Geld- 
und Kapitalmärkten, später in der allgemeinen Zirkulation. Dank des entwı- 
ckelten Staatskredits entsteht auf dieser Grundlage eine neue, hybride Geld- 
form, die Zentralbanknote, staatlich garantiertes Kreditgeld. Auf den Finanz- 
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märkten geht die Entwicklung weiter, eine Vielzahl von Formen des „fiktiven 
Kapitals“ übernehmen Geldfunktionen - in der Zirkulation zwischen Banken 
und Finanzkapital, beim Handel mit der fiktiven „Ware Geld“ bzw. der „Ware 
Kapital“. 

Von Anfang an ist der Doppelcharakter des Geldes ein Leitmotiv der Marx- 
schen Geldtheorie. Geld ist eine Ware wie jede andere, die aber zugleich keine 
Ware wie alle anderen sein kann, es ist Ware und Nicht-Ware. Geld ist 
zugleich ein privates „Ding“, das jeder einzelne besitzen kann und muss, und 
eine öffentliche „Sache“, deren spezifischer Gebrauchswert wie deren eigen- 
tümlicher Wert wirksam nur von der Gemeinschaft der Marktakteure oder 
vom Staat definiert und garantiert werden kann. Alle Geldverhältnisse sind 
daher politische und ökonomische - so wie die Steuern und die Staatsschul- 
den. Geld wird nicht allein, nicht einmal in erster Linie vom Staat „gemacht“, 
private Geldschöpfung durch die Banken findet auch im voll entwickelten 
Kapitalismus statt. Aber zur „allgemeinen Ware der Kontrakte“ wird es erst, 
wenn der Staat es beglaubigt und ihm allgemeine Geltung verschafft. Auch als 
Weltgeld hat es die Doppelform der allgemeinen Geldware (soweit und solan- 
ge es die gibt) und des nationalen, von Nationalstaaten geprägten Währungs- 
geldes. Tatsächlich übernimmt der Staat viele Formen privaten Geldes, die zu- 
nächst nur in vergleichsweise kleinen und geschlossenen Kreisen von Kapita- 
listen umliefen, wie die Banknoten, ursprünglich nur das Kreditgeld der Ban- 
kiers im Interbankenverkehr. Das private Geld muss zum „gesetzlichen Zah- 
lungsmittel“ für alle möglichen Transaktionen erhoben werden, und das ge- 
schieht, indem der Staat sich verpflichtet, diese oder jene Form des Geldes als 
Zahlungsmittel zur Begleichung von Steuerschulden akzeptiert. Geld und 
Steuern hängen daher historisch (und logisch) zusammen - nicht nur ım Fall 
des Staatspapiergeldes. Ebenso hängen das moderne Geldsystem und das Sys- 
tem der Staatsschulden zusammen - die Zentralbanknote beruht geradezu dar- 
auf, dass die Zentralbank Staatspapiere als Reserve (neben Gold und anderen 
Wertpapieren) in ihren Tresoren hält. Der Staatskredit, die permanente Staats- 
schuld, ihrerseits abhängig von einem voll entwickelten System internationaler 
Finanzmärkte bildet den Dreh- und Angelpunkt des voll entwickelten Geldsys- 
tems. 

Auf den Finanzmärkten wurden zu Marx‘ Lebzeiten vor allem Staatsschuldpa- 
piere gehandelt. Nicht Aktien, sondern öffentliche Anleihen (in diversen For- 
men) waren die ersten und lange die wichtigsten Wertpapiere. Zwar hatten Eı- 
senbahn-Aktien bereits aufgeholt, Staatspapiere aber waren nach wie vor das 
wichtigste Anlageobjekt auf den Finanzmärkten. Marx kannte nur zwei For- 
men der Finanzkrise: Eine platzende Spekulationsblase - etwa infolge der Spe- 
kulation mit Eisenbahnaktien -, oder den plötzlichen Verfall des Staatskredits 
für einen oder mehrere Staaten, wobei die Kurse fast aller umlaufenden Staats- 
anleihen einbrachen. 1859 beschrieb er eine Börsenpanik - den Moment, in 


dem die Kurse der meisten Staatspapiere gleichzeitig stark nachgeben und so- 
lange fallen, bis die Papiere nahezu wertlos sind. Eine solche Panik spielte sich 
an der Londoner Börse ab (vgl. MEW 13: 316ff.). Eine derartige Panik, einmal 
ausgelöst, konnte sich leicht ausbreiten und schließlich das gesamte System 
der permanenten Staatsschuld zum Stillstand bringen. Das beruht auf der Re- 
finanzierung: Alte Schulden werden durch Ausgabe neuer Schuldscheine auf 
den Finanzmärkten beglichen. Auf eine derartige Panik folgte unvermeidlich 
eine Kreditkrise, die Banken, die Zentralbanken und die privaten Geldkapita- 
listen hatten den Schaden. Marx erkannte die zentrale Rolle, die der Staatskre- 
dit im internationalen Geldsystem spielt (und bis heute spielt). Im Buch über 
den Staat, wıe Marx es 1857 skizzierte, wären also die Schlussworte zu seiner 
Theorie des Geldes, samt einer Reformulierung der Kategorie des Weltgeldes, 
zu erwarten gewesen. 


Die Finanzkrise des Steuerstaates 


Am Ende des Ersten Weltkriegs waren die kriegführenden Staaten pleite, mit 
Ausnahme der USA. Staatsbankrotte hatte es schon früher gegeben. Staaten 
erklärten ihren Bankrott, um ihren Gläubigern einseitig neue Kreditkonditio- 
nen zu diktieren. Die mussten herabgesetzte Zinsen, längere Laufzeiten, vorü- 
bergehende Zahlungsausfälle - bis hin zum Totalausfall - schlucken. Kein Pri- 
vatgläubiger konnte seinen königlichen oder republikanischen Schuldner dazu 
zwingen, laut der ursprünglichen Abmachung zu zahlen (vgl. Manes 1932). 
Das konnten nur Staaten untereinander. 

Am Ende des Ersten Weltkriegs waren Sieger und Besiegte auf die Gnade ihrer 
größten Gläubiger angewiesen. Das waren andere Staaten, voran die neue 
Weltmacht USA. Dennoch galt die alte Finanzweisheit: Im Angesicht des 
Bankrotts verfällt die Macht des Reiches. Habenichtse mit Steuern zu belegen 
ist sinnlos. Die größte Gläubigernation der kapitalistischen Welt, die USA, 
musste den Schuldnerstaaten unter die Arme greifen, um die vom Krieg zer- 
störten Ökonomien wiederaufzubauen und die Zahlungsfähigkeit wiederzuer- 
langen. 

Rudolf Goldscheid kreierte damals die „Finanzsoziologie“ - als Kritik der etab- 
lierten akademischen Finanzwissenschaft. Zugleich präsentierte er einen Plan, 
wie sich mit dem Problem der Staatsverschuldung ein für allemal aufräumen 
ließe (vgl. Goldscheid 1917, 1918). Er betrachtete die Finanzkrise der Nach- 
kriegszeit als direkten Ausdruck einer Strukturkrise - die Krise der gesamten 
Struktur des „Steuerstaats“. Sie wurde durch einen langen historischen Prozess 
vorangetrieben, die Enteignung des Staates. Nicht nur waren die Arbeiter ge- 
trennt worden von allen Mitteln der Produktion und des Lebensunterhalts, 
der Staat selbst verfügte ebenfalls nicht mehr über die Hauptressourcen und - 
bedingungen der Produktion. Seine ökonomische Rolle und seine Position in 
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der Gesellschaft hatten sich daher grundlegend gewandelt. Ein enteigneter 
Staat ohne eigene Ressourcen, der sich folglich auch nicht mittels irgendwel- 
cher produktiver Aktivitäten reproduzieren konnte, wurde völlig abhängig von 
der Besteuerung - seines einzigen Instruments, um am Wohlstand teilzuhaben, 
der von anderen geschaffen wurde: den Privateigentümern an den Produkti- 
onsmitteln. Der arm gemachte Staat war strukturell von den privaten Marktak- 
teuren abhängig. Nur eine Revolution konnte ihn aus dieser Lage befreien: 
Umverteilung des privaten Kapitals zugunsten des Staates. Das formale In- 
strument zum Abtragen der Kriegsschulden wie für den Aufbau einer neuen 
Wirtschaft konnte nur eine drastische Vermögenssteuer sein. 

Schumpeter antwortete mit einer Analyse der „Krise des Steuerstaats“. Der 
Steuerstaat konnte zusammenbrechen und würde dies wahrscheinlich auch, 
aber nicht aus den Gründen, die Goldscheid anführte. Schumpeter war faszi- 
niert von dem Gedanken, dass das Studium der Finanzen, insbesondere der 
öffentlichen Finanzen, den Schlüssel zu den Beziehungen zwischen Wirtschaft 
un] Staat bot. Aus ganzem Herzen stimmte er der Auffassung zu, dass die 
Analyse der Staatshaushalte, der harten Fakten der Haushaltspolitik, abseits al- 
ler ideologischen Scheuklappen die Grundlage für das Verständnis des tatsäch- 
lichen Staatshandelns legte. Laut Schumpeter waren die Grenzen des Steuer- 
staats gleichbedeutend mit der Steuerlast, die der typische Steuerzahler gerade 
noch zu ertragen bereit war. Steigende Steuerlasten würden auf immer stärke- 
ren Widerstand treffen, der am Ende die Effektivität des Steuerstaats als Geld- 
einnahmemaschine beeinträchtigen würde. Der Steuerstaat würde unvermeid- 
lich und auf lange Zeit die stets steigende Nachfrage nach höheren öffentli- 
chen Ausgaben nicht befriedigen können. Er würde in die Knie gehen - unter 
dem Zangenangriff rebellierender Steuerzahler und frustrierter Transferempfän- 
ger (Schumpeter 1918/1954). 

In Deutschland und Italien erlebten zwei Schulen der „Finanzsoziologie“ eine 
kurze Blüte. Sie waren stark beeinflusst von Max Weber auf der deutschen 
und von Vilfredo Pareto auf italienischer Seite. Die italienischen Verfechter der 
Finanzsoziologie schrieben insbesondere die Finanzgeschichte und -theorie als 
Ausdruck eines langen Klassenkampfs zwischen verschiedenen Gruppen von 
Steuerzahlern und Transferempfängern neu. Die Marxisten waren dennoch 
nicht beeindruckt und hielten sich von dem Forschungsfeld fern. Die „Fi- 
nanzsoziologen“ ignorierten den Marxismus. 

Herbert Sultan versuchte als einziger eine systematische „Formanalyse“ der öf 
fentlichen Finanzen. Er stellte die systematisch richtigen und wichtigen Fragen 
(die eindeutig ın die marxistische Tradition gehören, auch wenn sie ım Kon- 
text der Marxschen Werttheorie schwierig zu beantworten sind): Was genau 
sind „Steuern“, welche Art ökonomischer Verhältnisse und Transaktionen sınd 
bei der Besteuerung im Spiel, welche Auswirkungen haben in einer kapitalisti- 
schen Wirtschaft. Steuern waren keinesfalls Preise - wie die Verfechter der 
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neoklassischen Theorie behaupteten -, sondern eine sehr eigentümliche Form 
von einseitigen Werttransfers; sie waren wesentlicher Bestandteil des „Preissys- 
tems“, beeinflussten alle Arten von „Kosten“ und „Einkommen und verän- 
derten so das gesamte Geflecht ökonomischer Transaktionen innerhalb einer 
Marktwirtschaft (vgl. Sultan 1932, 1952; als Kommentar vgl. Krätke 1984). 


Die Debatte in den 1970er-Jahren 


Wenn es nach 1968 einen Beitrag zur politischen Ökonomie gab, der die Re- 
bellen und den Mainstream stark beeindruckte, dann war es James O’Connors 
„Die Finanzkrise des Staates“. Dort wurden Finanzkrisen anders als üblich 
nicht mit steigenden Haushaltsdefiziten identifiziert. Laut O’Connor waren 
Finanzkrisen Krisen sui generis, charakteristisch für die gegenwärtige Entwick: 
lungsstufe fortgeschrittener kapitalistischer Länder. Um dies eigentümliche 
Phänomen zu verstehen, griff O'Connor auf die fast vergessene „Finanzsozio- 
logie“ und auf den orthodoxen Marxismus zurück. Paul Matticks Analyse der 
Rolle des Staates im Kapitalismus in „Marx und Keynes“ (Mattick 1969) kann 
als repräsentativ gelten. Was immer der Staat tat, auf welchem Wege staatliches 
Handeln bezahlt wurde, der Staat in Gänze gehörte bis in alle Ewigkeit der 
Kategorie der „unproduktiven“ Agenten an, er war und blieb eın ee 
tilgender Parasit. Er war auf jeden Fall eine ökonomische Last zum Nachtei 
der privaten Kapitalakkumulation, ausschließlich finanziert durch einen kon- 
stanten Abzug vom Mehrwert. Daraus folgte die Hauptstoßrichtung Matticks 
gegen den Keynesianismus: Steigende Staatsausgaben in Krisenzeiten konnten 
ausreichend hohe Profit- und Akkumulationsraten nicht wiederherstellen. Im 
Gegenteil: Sie konnten die Lage nur verschlimmern, da sie die Profite verrin- 
gerten und die Akkumulation erschwerten. Steigende Haushaltsdefizite waren 
demnach nur ein Symptom für die verzweifelten und vergeblichen Versuche 
des Staates, zyklische Krisen zu meistern. Ber 
O‘Connor widersprach dieser Ansicht. Zugleich betonte er, dass „die ‚Finan- 
zierungskrise nur mit den Begriffen der grundlegenden marxistischen ökono- 
mischen Kategorien [...] begriffen werden könne (O’Connor 1974: 16). Seine 
zentrale These, die Krise der Staatsfinanzen sei ein neuer und „vergleichsweise 
selbstständige(r)“ Krisentyp mit einer „eigenen Logik“ (O‘Connor 1982: 42) 
widersprach der keynesianischen Behauptung, die Art der Staatsausgaben sei 
unwichtig, jede Staatsausgabe nütze indirekt der Kapitalakkumulation. 
Zugleich kritisierte er die orthodox marzistische Sicht, wonach stets nur 
Mehrwert abgeschöpft und die Kapitalakkumulation behindert werde. Die Krise 
der Staatsfinanzen war nach Auffassung O°Connors nicht gleichbedeutend mit 
einem Kollaps des Kapitalismus oder einem Zusammenbruch des Steuerstaats. 
Jede Theorie der Finanzkrise musste erklären, warum die Staatsausgaben weiter 
stiegen und weshalb zugleich die Steuereinnahmen systematisch hinterherhink- 
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ten. Warum trat eine „strukturelle Lücke zwischen staatlichen Ausgaben und 
Einkünften“ auf, wie O‘Connor schrieb (Ö’Connor 1974: 263)? Warum gab es 
eine „Tendenz, dass die Ausgaben der Regierung, die Einkünfte übersteigen“ 
(ebd.: 9)? Nicht zuletzt: Warum bot die Staatsverschuldung nicht wenigstens 
zeitweilig einen Ausweg? Die Staatsschuld hat ihre eigenen Grenzen und Re- 
striktionen, das war klar. Gab es einen Grund, warum die moderne Form der 
permanenten Staatsschuld auf die Dauer immer weniger imstande sein sollte, 
Steuereinnahmen der Zukunft zu antizipieren? Warum sollte die „Last“ der 
Staatsschulden steigen, wenn tendenziell eine Überakkumulation von Geldka- 
pital stattfand und die Finanzmärkte von einer stets wachsenden Masse von 
überschüssigem Kapital auf der Jagd nach rentablen Anlagen überschwemmt 
wurden? War eine wachsende Staatsschuld nicht sogar notwendig, um wach- 
sende Massen von Surpluskapital zu absorbieren? 

Auf gut marxistisch ist nicht einfach zu erklären, wie eine Krise der Staatsfı- 
nanzen anders denn als Nebenprodukt einer allgemeinen wirtschaftlichen zu- 
stande kommen soll. Man muss erklären, warum und wie der Staat, der öffent- 
liche Sektor und der Staatshaushalt absolut und relativ wächst (O‘Connor 
1982: 46), im Rahmen einer „allgemeinen Theorie des Staatshaushalts“ (ebd.), 
die eng verbunden ist mit der Theorie der Reproduktion und Akkumulation 
des Kapitals. Das „Wagnersche Gesetz“ (der wachsenden Staatsausgaben) in 
Grund und Boden zu kritisieren wäre ganz im Sinne von Marx, der seinen 
Zeitgenossen Adolph Wagner ganz und gar nicht schätzte. Aber seit Engels 
den zweiten Band des „Kapital“ auf der Grundlage der verschiedenen von 
Marx unvollendet hinterlassenen Manuskripte veröffentlicht hatte, ist klar, 
dass Marx nie eine komplette und abgeschlossene Lösung der Probleme gege- 
ben hat, die mit der Analyse des Akkumulationsprozesses verbunden sınd. 
Daher musste jeder Versuch, den Staatssektor in die mehrsektoralen „Repro- 
duktionsschemata“ einzuarbeiten, zunächst einmal die Schemata ın ıhrer ur- 
sprünglichen Form vervollständigen. Der nächste Schritt musste eine Analyse 
der wichtigsten Kategorien der Staatsausgaben und Staatseinnahmen in Wert- 
größen sein, ein tatsächlich eher vertracktes Unterfangen. Damit ist es aber 
noch nicht getan. Um das langfristige „Wachstum des Staates“ erklären zu 
können (in realen wie in monetären Größen), müssen wir die zwiespältigen 
Auswirkungen aller Arten von Staatsausgaben auf die Kapitalreproduktion und 
-akkumulation analysieren - einige könnten die Kapitalakkumulation fördern 
und unterstützen, ja sogar erhöhen, obwohl nicht immer mit der gleichen Ra- 
te. Da der Staat auf die Grundlagen seines eigenen Reichtums einwirkt - d.h. 
auf die Steuerquellen aller Arten -, müssten wir herausfinden, welchen Einfluss 
die verschiedenen Arten von Staatsaktivitäten auf die Steuerkraft und die Steu- 
ereinnahmen tatsächlich haben. Um die Behauptung zu stützen, dass langfris- 
tig jeder Staat in eine Finanzkrise schlittert, müssten wir die Veränderungen 
dieser verschiedenen Einflüsse über die Zeit analysieren und erklären. Das Er- 
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gebnis vieler Tendenzen und Gegentendenzen in der Entwicklung staatlichen 
Wirtschaftens in Verbindung mit der Entwicklung einer kapitalistischen Öko- 
nomie könnte durchaus eine lang anhaltende Finanzkrise sein. 

Etwas derartiges versuchte O’Connor. Der Großteil seines Buches ist der Ana- 
lyse der Hauptkategorien der Staatsausgaben gewidmet, womit der Ausgangs- 
punkt für eine Theorie des Ausgabenwachstums markiert ist. Die Arten der 
Staatsausgaben sind nicht wesenhaft gleich, stellen nicht alle gleichsam unpro- 
duktive Verschwendung und Abschöpfung von Mehrwert und Kapitalakkumu- 
lation dar, wie die traditionellen Marxisten glaubten (vgl. Mattick 1969). Sie 
sind sehr verschieden. Gleichwohl sind sie eng miteinander verknüpft. Daher 
„wächst der Staatshaushalt, weil er wächst“, wie O‘Connor resümierte (1979: 
65). Die verschiedenen Kategorien der Staatsausgaben hängen voneinander ab, 
eine ist die Vorbedingung für die andere, das Wachstum einer Kategorie zieht 
unvermeidlich das Wachstum einer anderen Kategorie von Staatsausgaben 
nach sich. 

Der Umfang der modernen Staatsausgaben hat einen eher positiven, indirekt 
produktiven Einfluss auf privates ökonomisches Handeln, lautet O‘Connors 
Botschaft. Sowohl Kapitalisten als auch Arbeiter, fürwahr alle Arten privatwirt- 
schaftlicher Akteure, sind Nutznießer von Staatsausgaben - nicht nur diejeni- 
gen, die regelmäßig Güter und Dienstleistungen an die Regierung verkaufen. 
Der moderne Staat sozialisiert nicht nur Risiken, er sozialisiert auch Kosten 
und verringert sie für jedermann. So lassen sich Staatsausgaben danach unter- 
scheiden, welche Kostenart der kapitalistischen Produktion sie berühren (und 
möglicher Weise „sozialisieren“). Es gibt in O‘Connors Aufzählung zwei 
Hauptkategorien derart „indirekt produktiver“ Staatsausgaben. Erstens: Die 
soziale Investition. Das sind Staatsausgaben, die private Kapitalakkumulation 
unterstützen, ermöglichen, sogar erst hervorrufen und verstärken - gewöhnlich 
durch das Sozialisieren eines Teils oder der gesamten Kosten des konstanten 
Kapitals (oder seiner Komponenten) für den Privatunternehmer. Soziale Inves- 
titionen decken eine Vielzahl von Staatsausgaben oder staatlich finanzierter 
Wirtschaftsaktivität ab. Zusammen können und werden sie die Arbeitsproduk- 
tivität erhöhen und die privaten Profite steigern. Zweitens: Soziale Konsumti- 
on. Diese Staatsausgaben helfen der privaten Akkumulation auf, indem sie die 
Reproduktionskosten der menschlichen Arbeitskraft (oder Teile davon) „sozia- 
lisieren“. Einige Ausgaben reduzieren die Reproduktionskosten der Arbeits- 
kraft, andere (wie Gesundheits-, Wohn- und Bildungsausgaben) erhöhen die 
Gesamtproduktivität der Arbeit. Allerdings nicht alle. Einige Ausgaben bleiben 
völlig unproduktiv. Die Demarkationslinie zwischen diesen beiden Arten der 
sozialen Konsumtion bleibt bei O‘Connor leider verschwommen und schlecht 
definiert. Die dritte Kategorie sind soziale Kosten - darunter werden alle 
Staatsausgaben gefasst, die „unproduktiv“ sind und zu den „faux frais“ der ka- 
pitalistischen Produktion gehören. 
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Um einen noch größeren Effekt auf die private Akkumulation hervorrufen zu 
können, muss der Staat die Kosten nicht nur „sozialisieren“ - er muss sie 
vielmehr vollständig den Kapitalisten erlassen und einer anderen Klasse von 
Steuerzahlern aufbürden. An dieser Stelle kommen Steuerausbeutung, die Ver- 
teilung der Steuerlast und ihre Verschiebung zwischen den ökonomischen 
Klassen einer kapitalistischen Gesellschaft ins Spiel. Die Kapitalisten haben ei- 
nen doppelten Vorteil, wenn es ihnen und/oder ihren politischen Interessen- 
vertretern gelingt, den Großteil der Kosten der sozialen Investition auf die Ar- 
beiterklasse abzuwälzen. Solange es die proletarischen Steuerzahler schaffen, 
nicht mehr als die Kosten ihres „sozialen Konsums“ zu bezahlen, können sie 
dazu beitragen, die Reproduktionskosten der menschlichen Arbeitskraft zu 
„sozialisieren“. Das nützt zwar auch den Arbeitskraftkäufern, aber eine Steuer- 
ausbeutung tritt nicht ein, solange jede Klasse von Steuerzahlern derlei Kosten 
innerhalb ihrer eigenen Klasse umlegt. Da die Steuerbelastung in allen fortge- 
schrittenen kapitalistischen Ländern systematisch ungleich verteilt ist zu Las- 
ten der arbeitenden Klassen, da die Möglichkeiten zum effektiven Steuerwider- 
stand ebenso ungleich unter den großen ökonomischen Klassen verteilt sind, 
bleibt Steuerausbeutung natürlich eher die Regel als die Ausnahme. Ihre Rate 
freilich kann schwanken, je nachdem wie gut die Kapitalisten ihren individuel- 
len und kollektiven Steuerwiderstand betreiben. 

In diesem kategorialen Rahmen kann man erklären, wie und warum es zu ei- 
ner Krise der Staatsfinanzen kommt. Erstens: Das Wachstum der sozialen Kos- 
ten und des „unproduktiven“ Teils der sozialen Konsumtion läuft dem Wach- 
stum des „produktivem“ Teils und dem Anstieg der sozialen Investition 
davon. Zweitens: Die Rate der Steuerausbeutung fällt. Anders gesagt: Eine 
staatliche Finanzkrise tritt dann ein, wenn sich die Arten der Staatsausgaben 
verschieben - bei einem Anstieg der sozialen Investition fallen notgedrungen 
mehr und mehr Sozialkosten an - oder wenn sich die Arbeiterklasse erfolg- 
reich der Reallokation von staatlichen Finanzmitteln zu Lasten der Ausgaben 
für die soziale Konsumtion widersetzt und zugleich effektiven Steuerwider- 
stand leistet. Um eine Finanzkrise zu verhindern, müssen die herrschenden 
Mächte eine hohe Rate der Steuerausbeutung der Arbeiterklasse aufrechterhal- 
ten und wirksam mit allen Arten proletarischen Steuerwiderstands umgehen. 
Darüberhinaus sollten sie in der Lage sein, die Ausgabensteigerung bei der so- 
zialen Konsumtion zu stoppen oder den Großteil von Etatkürzungen in diese 
Kategorie zu verschieben. 

Um seine These von der Finanzkrise des Staates zu stützen, musste O°’Connor 
die Welle von gutbürgerlichen Steuerrevolten der Mittelklassen seit den frühen 
1970er-Jahren zu proletarischen Steuerrevolten umdeuten (vgl. Krätke 1986). 
Bei der Analyse der verschiedenen Steuerformen, der Entwicklung der Steuer- 
systeme und der Verteilung der Steuerlasten unter den sozialen Klassen ın 
fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern jedoch versagt er. Er besteht, im 
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krassem Gegensatz zur marxistischen Orthodoxie, auf der Ansicht, Steuern im 
bürgerlichen Staat könnten und dürften niemals die Profite in Mitleidenschaft 
ziehen, müssten daher stets komplett von den Nichtkapitalisten geschultert 
werden. Folglich konnten Steuerkämpfe nur innerhalb der Arbeiterklasse oder 
zwischen Arbeiter- und Mittelklasse geführt werden. Lässt man die Mittelklasse 
beiseite, verbleiben für Steuerkämpfe nur noch die Konstellationen Arbeiter 
gegen Arbeiter, Beschäftigte gegen Arbeitslose, Erwerbstätige gegen Rentner, 
Gesunde gegen Kranken usw. Oder, wie O’Connor sich ın Bezug auf die 
Kämpfe um eine Soztalversicherung in den USA ausdrückte: Die „beschäftig- 
ten Arbeiter“, die gegen ihre stets steigende Steuerlast revoltieren und ihre di- 
rekten Reallöhne zu verteidigen suchen, „kämpfen letzten Endes gegen sich 
selbst“ (1982: 55). Widersprüchlich genug: Bei einem Erfolg ihres Kampfs ge- 
gen die „unproduktive“ soziale Konsumtion für Nichtarbeitende würden sie 
ihre eigene Steuerausbeutung erhöhen - selbst wenn ihre Steuerlast unter dem 
Strich ein wenig leichter werden sollte. 

Die größte Lücke weist die Theorie der Finanzkrise des Staates jedoch bei der 
Analyse der Formen, Strukturen und Entwicklung der Staatsverschuldung auf: 
sie fehlt völlig. Aber die Staatsverschuldung bietet eine Lösung für das kombi- 
nierte Problem eines wachsenden Umfangs der sozialen Konsumtion und ei- 
nes fallenden Grads der Steuerausbeutung. Zudem können alle Arten von 
Staatsausgaben über eine wachsende Staatsverschuldung finanziert und Steuer- 
erhöhungen zumindest für die Gegenwart vermieden werden. Um die Unver- 
meidbarkeit einer Finanzkrise zu beweisen, müssen die Grenzen der Staatsver- 
schuldung untersucht werden. Rein finanztechnisch ist das leicht getan: Jeder 
Staat gerät tief in die roten Zahlen, wann immer er sich Geld zur Begleichung 
der wachsenden Kosten (Zinsen plus Amortisation) seiner Altschulden leihen 
muss. Jeder Staat kommt in große Schwierigkeiten, wenn sein Kredit von den 
Finanzmärkten angezweifelt und seine Anleihen zurückgewiesen oder entwertet 
werden. 

Der Argumentationslinie von O°Connor folgend wäre es sinnvoll, nach guten 
Gründen für einen wachsenden Widerstand gegen die Staatsverschuldung ın 
den verschiedenen Klassen der bürgerlichen Gesellschaft zu suchen. Warum 
sollten Arbeiter gegen höhere Haushaltsdefizite und wachsende Staatsver- 
schuldung sein? Warum wären Kapitalisten dagegen - und warum sollten Ka- 
pitalisten und Mitglieder der besitzenden Klasse eine Ausweitung des Haus- 
haltsdefizits ablehnen, wo ihnen doch die öffentlichen Schuldbriefe gehören 
und sie davon profitieren? Die Finanzmärkte würden - Logik und Erfahrung 
folgend - eher ın Panik verfallen angesichts eines Staates, der die Verschuldung 
herunterschraubt oder gar auf Null bringt, als bei der Aussicht auf eine weitere 
Emission von Anleihen und Schatzbriefen. Die ganze Sache hängt offensicht- 
lich davon ab, wıe die gegenwärtige und künftige „Last“ der Staatsverschul- 
dung wahrgenommen wird. Wer muss den Großteil davon tragen? Nicht die 
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Kapitalisten, sicher nicht die Herren des Finanzkapitals, die in der Regel auch 

die größten Staatsgläubiger sind. Für die Arbeiter dagegen ist ein fallender o- 

der steigender Grad der Steuerausbeutung möglich, je nachdem wie und für 

welche Art der Staatsausgaben die Darlehen verwendet werden. Woher aber 
kommt dann die nahezu allumfassende Ablehnung der Staatsverschuldung 
und der Widerstand dagegen? 

Wir können den Fall neu aufrollen und die Unausweichlichkeit der staatlichen 

Finanzkrise in Begriffen einer breiten Klassenkoalition fassen, die in politische 

und ökonomische Kämpfe um die öffentlichen Finanzen verwickelt ist (vgl. 

Block 1981; Krätke 1986, 1991). Krisen der Staatsfinanzen treten auf, wenn es 

keine „Haushaltsillusion“ gibt und 

- genügend breite „negative Koalitionen“ gegen alle (oder die meisten) mög- 
lichen Formen einer wachsenden Steuerlast existieren; 

- es genügend breite „negative Koalitionen“ gegen eine größere Staatsver- 
schuldung gibt, so dass der Spielraum für die Schuldenfinanzierung kleiner 
wird; 

- es schlussendlich genügend breite „negative Koalitionen“ gegen alle oder 
die meisten Ausgabenkürzungen gibt - oder zumindest gegen Kürzungen 
der Wohlfahrtsausgaben (im weitest möglichen Sinne). 

Unter diesen Bedingungen wird jede Regierung in eine Sackgasse geraten. 

O’‘Connors rudimentäre und unvollständige Analyse berührte ın der Tat ein 

Phänomen, das in allen fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern während 

der 1970er Jahre auftrat. Seit 1971 wurden Haushaltsdefizite zum Dauerzu- 

stand. Von den frühen Siebzigern an wuchsen die Staatsausgaben und -ein- 
nahmen in den meisten OECD-Ländern stärker als das Nationaleinkommen, 
die Größe des öffentlichen Sektors nahm absolut und relativ zu. Die Sozial- 
ausgaben weiteten sich ın schnellerem Tempo aus als alle anderen Staatsaus- 
gaben und wurden bald zum größten Posten ın den öffentlichen Haushalten; 
das Wachstum der Sozialausgaben allein machte bereits fast das gesamte 

Wachstum der öffentlichen Ausgaben aus. Die Staatsausgaben stiegen während 

der Krisenperiode von 1973 bis 1975 und erneut ın der Krise von 1979/80, 

während das Wachstum der öffentlichen Einnahmen aus Steuern und Abga- 

ben zurückfiel. Das führte zu rasch wachsenden Haushaltsdefiziten in den 
meisten OECD-Ländern. Die öffentlichen Einnahmen wuchsen weiter relativ 
zum Nationaleinkommen, da die „effektiven Steuersätze“ (bei gleichbleiben- 
den oder gar sinkenden nominalen Steuersätzen) stiegen und die „heimliche 

Steuerprogression“ zu einer wachsenden „Inflationsdividende* für die Regie- 

rungen führte. Die meisten Regierungen schalteten ın der zweiten Hälfte der 

1970er Jahre auf eine Politik der „Haushaltskonsolidierung* um, zumeist 
durch Ausgabenkürzungen. Bis Mitte der 1980er Jahre ohne Wirkung. Die 

OECD-Länder drifteten um 1985 weit auseinander - Großbritannien etwa tat 

sich mit einer rapiden Abnahme seines offiziellen Haushaltsdefizits hervor. 
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Die USA dagegen lebten mit einem rapiden Anstieg des Etatdefizits. Es gab 
zweı offensichtliche Gründe, warum Haushaltsdefizite ein großes, wenn nicht 
sogar die größte Sorge der Finanzpolitik wurden: Die Haushaltsdefizite waren 
in den 1970er und 1980er Jahren viel größer, ja außergewöhnlich groß im 
Vergleich zur Nachkriegszeit; sie waren zudem außergewöhnlich für Länder, 
die anders als etwa die USA nicht direkt Krieg führten. Die Haushaltsdefizite 
in den OECD-Ländern betrugen bis in die frühen 1970er Jahre im Durch- 
schnitt nicht mehr als ein Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Zur Mitte des 
Jahrzehnts waren sie durchschnittlich auf drei bis vier Prozent gestiegen und 
Anfang der 1980er-Jahre wuchsen sie auf einen Durchschnittswert von vier bis 
fünf Prozent. Daher die Annahme, Haushaltsdefizite und steigende Staatsver- 
schuldung könnten den Staat immer tiefer in eine Schuldenfalle tappen lassen. 
Langfristig betrachtet schien es sich mehr und mehr um „strukturelle“ Defizite 
zu handeln, die so bald nicht verschwinden würden. Kein Krieg, keine Natur- 
katastrophe, kein Wiederaufbau, keine Reparationszahlungen, keine Weltkrise 
außergewöhnlichen Ausmaßes konnten dafür verantwortlich gemacht werden, 
dass sich alle großen Staaten in der kapitalistischen Welt Jahr für Jahr in bei- 
spiellosem Umfang verschulden mussten. 

Die Staatsverschuldung wurde so zu einer großen, ja vordringlichen Sorge der 
Regierungspolitik. Der Maastrichter Vertrag und der Stabilitätspakt der EU- 
Mitgliedsstaaten unterstrichen diese Sorge, aber schufen sie nicht. Der Schul- 
dendienst band einen ständig wachsenden Teil der laufenden Staatseinnahmen 
aus Steuern und Abgaben. Bis zu vier Prozent des Nationaleinkommens wur- 
den für Zinszahlungen an die Inhaber von Staatsanleihen ausgegeben, bis zu 
15 Prozent, in einigen Fällen bis zu 20 Prozent der gesamten Staatsausgaben 
waren dem Schuldendienst gewidmet. Da die Zinszahlungen stärker wuchsen 
als die Haushaltsdefizite, mussten die Regierungen seit der zweiten Hälfte der 
1980er-Jahre einen wachsenden Teil ihrer jährlichen Neuverschuldung zur De- 
ckung der steigenden Kosten der aufgehäuften Altschulden verwenden. Dem- 
entsprechend lässt sich leicht ausmalen, in welchem Maße die finanzielle 
Handlungsfreiheit schrumpfte. Die Handlungsfähigkeit der Regierungen in 
Fragen der Finanzpolitik wurde geringer und geriet in Abhängigkeit vom Auf 
und Ab an den Börsen - die mächtiger, internationalisierter und stärker der 
Regierungskontrolle entzogen als jemals zuvor waren. 

Die Regierungen wurden abhängig von großen und immer größeren privaten 
Geldgebern und von den Konjunkturen der Finanzmärkte. Aber es gab für sie 
keinen „lender of last resort“, solange sie es nicht wagten, sich in die „Unab- 
hängigkeit“ der Zentralbanken einzumischen, also ihr Geldmonopol wieder zu 
beanspruchen. Die allgemeine Inflationsangst hinderte sie daran. Permanente 
Haushaltsdefizite sind jedoch auf lange Sicht überhaupt nicht Besorgnis erre- 
gend, da die meisten kapitalistischen Länder seit dem frühen 19. Jahrhundert 
mit permanenten (ewigen) Schulden zu leben gelernt haben und die Techni- 
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ken der Finanzierung und Bedienung der permanenten Staatsschuld gut be- 
kannt und seit langem eingeübt sind. Die Staatsverschuldung ist nach wie vor 
nicht alarmierend hoch, solange sie mit dem richtigen Maßstab gemessen wird 
- bezogen auf den nationalen und den privaten Reichtum (dazu gehören die 
Staatsschuldpapiere als Teil der Privatvermögen der Staatsgläubiger bzw. als 
Teil des Bankkapıtals), bezogen auf die private Ersparnis und, last but not le- 
ast, bezogen auf das öffentliche und Vermögen, also den Wert sämtlicher Be- 
sitztümer in Staatshand. Wachsende Staatsschulden können noch immer fi- 
nanziert und refinanziert werden - sogar leichter als je zuvor, wenn wir die 
Zahl, die Größe und die Vernetzung heutiger Finanzmärkte in Betracht zie- 
hen. Aber es gab und gibt zwei wesentliche Gründe für wachsende Besorgnis: 
Die Budgetdefizite waren nicht Resultat einer umsichtigen Politik des deficit 
spending. Sie waren nicht beabsichtigt, und die Regierungen waren gezwungen 
sie hinzunehmen - sie hatten keine andere Wahl. Das glaubten sie zumindest. 
Zudem schienen steigende Haushaltsdefizite unvermeidlich mit den wachsen- 
den Sozialausgaben zusammenzuhängen. Auf dem Gebiet der öffentlichen Fi- 
nanzen werden diese Ausgaben traditionell als bloße Kosten und Belastung 
angesehen. Sie werden ın erster Linie als „Konsum“ und nichts anderes einge- 
stuft. Schlimmer: Sie sind Konsumtion von Nichterwerbstätigen. Dementspre- 
chend werden wachsende Schulden und Defizite als Last und Verlust angese- 
hen - geborgtes Geld, mit dem der laufende Konsum eines immer größeren, 
nicht-aktiven Teils der Bevölkerung, darunter einer wachsenden Zahl von an- 
geblichen „Parasiten“, bezahlt wird. Zusammengenommen führte diese weit 
verbreitete Ansicht zu der Auffassung, dass Haushaltsdefizite und Staatsver- 
schuldung hochpioblematisch seien. Der Aufstieg des Wohlfahrtsstaats hat 
dazu geführt, dass nahezu jedermann ein finanzielles Interesse am Staat, an 
seiner finanziellen Stabilität und künftigen Zahlungsfähigkeit hat - nicht nur 
die vergleichsweise kleine Gruppe der Staatsgläubiger (vgl. Krätke 1991). Wer 
irgendwelche finanziellen Ansprüche an den Staat hat, nımmt alles als Bedro- 
hung wahr, was dessen finanzielle Stabilität in der Zukunft untergraben könnte. 


Finanzkrisen im gegenwärtigen Kapitalismus 


Der Widerspruch springt in die Augen: In den 1970er-Jahren, als es kaum so 
etwas wie eine Krise der Staatsfinanzen in den fortgeschrittenen kapitalısti- 
schen Ländern gab, war die marxistische Debatte voll davon. Die meisten lin- 
ken Ökonomen waren überzeugt, dass der Wohlfahrtsstaat dem Untergang 
geweiht sei, da sich schon für die nahe Zukunft die unvermeidliche Finanzkri- 
se abzuzeichnen schien. Viele behaupteten sogar, die Krise habe bereits be- 
gonnen und sei der Kern der so genannten Krise des Wohlfahrtsstaats. Heute 
dagegen, da alle entwickelten kapitalistischen Länder ın einer andauernden 
Krise der Staatsfinanzen stecken, wird kaum darüber debattiert. Es scheint evi- 
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dent zu sein, dass wachsende Haushaltsdefizite ein Kernproblem zeitgenössi- 
scher Politik darstellen. Alle Regierungen in den fortgeschrittenen kapitalisti- 
schen Staaten müssen kämpfen, um der Schuldenfalle zu entkommen. Heute 
wie damals in den 1970ern ist die Ähnlichkeit der Krisenerzählungen von 
links und rechts umwerfend. Beide verengen den Blick auf Haushaltsdefizite 
und Staatsverschuldung, beide betrachten die „Krise des Wohlfahrtsstaats“ in 
allererster Linie als eine Krise der öffentlichen Finanzen. 

Dennoch lohnt es sich, die ursprünglichen Konzepte noch einmal genauer un- 
ter die Lupe zu nehmen, so unvollständig und fehlerhaft sie auch gewesen sein 
mögen. Auch wenn sich die Phänomene auf den ersten Blick ähneln, bei nä- 
herem Hinsehn kann die heutige Krise der Staatsfinanzen kaum vom gleichen 
Typ sein wie die Krise, die O‘Connor vor mehr als 30 Jahren zu analysieren 
versuchte. Ohne Übertreibung lässt sich sagen, dass die Steuerausbeutung seit 
den 1970ern und insbesondere während der 1990er Jahre kontinuierlich zuge- 
nommen hat. Der Anteil der Arbeiterklasse an der gesamten Steuerlast ist heu- 
te in den meisten fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern viel größer als je- 
mals zuvor, die Steuerlasten sind sehr erfolgreich von den Kapitaleignern und 
Vermögensbesitzern zu den Lohnabhängigen verschoben worden. Sie sind seit 
den frühen 1980ern stetig gestiegen - in völligem Gegensatz zu O‘Connors 
Annahme. Die Struktur der Besteuerung hat sich in jüngster Zeit durch und 
durch verändert, wobei große Teile der Kapitaleigner und großen Unterneh- 
men nahezu steuerfrei geworden sind. Für den durchschnittlichen Lohnemp- 
fänger sind alle legalen Formen zum Vermeiden oder Verringern der Besteue- 
tung stark beschnitten oder ganz abgeschafft worden, womit sich die effektive 
Steuerlast mehr als je zuvor erhöhte. Zwischen 1980 und 2005 ist der Grenz- 
steuersatz und der effektive Durchschnittssteuersatz für Unternehmen und 
Firmen mehrmals reduziert worden - wobei diese Reduktion von 13 Prozent 
in den USA bis zu 50 Prozent in Schweden reicht. Das Gleiche gilt für die 
Grenz- und Durchschnittssätze bei der Einkommensteuer, deren Progression 
zugleich stark abgeflacht wurde. Die Einkommensteuersätze wurden um min- 
destens zehn Prozent (Frankreich) gesenkt, in Großbritannien reduzierten sie 
sich sogar um 60 Prozent. Während die effektiven Sätze von Vermögens- und 
Grundsteuern um zehn Prozent sanken, erhöhte sich die effektive Besteuerung 
von Löhnen und Gehältern in den EU-Ländern um mindestens sieben Pro- 
zent. Auch die indirekte Besteuerung des Massenkonsums - etwa über die 
Mehrwertsteuer, die in mehr oder weniger gleicher Form in der gesamten EU 
gilt - hat beträchtlich zugenommen. 

In Bezug auf die veränderte Struktur der Staatsausgaben hat sich der Staat kei- 
nesfalls aus der Förderung und Unterstützung der privaten Kapitalakkumulati- 
on zurückgezogen. Was O‘Connor als „unproduktive“ Sozialkosten (ein- 
schließlich der Rüstungsausgaben) betrachtete, hat dabei nicht Überhand ge- 
nommen. Im Gegenteil: Die soziale Konsumtion (einschließlich der sozialen 
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Sicherungssysteme) zeigte die größte Wachstumsdynamik unter allen Katego- 
rien der Staatsausgaben. Weder die sich verändernde Gesamtstruktur der 
Staatsausgaben noch die sich verändernde Steuerstruktur in allen fortgeschrit- 
tenen kapitalistischen Ländern deuten in die Richtung einer Finanzkrise, wie 
sie sich O’Connor vorstellte. Der rapide Anstieg von Abgaben und Staatsaus- 
gaben für die soziale Sicherung herrscht weiterhin in fast allen OECD-Ländern 
vor, aller offiziellen Rhetorik vom Abbau oder dem Zurechtstutzen des Wohl- 
fahrtsstaates zum Trotz. Die entscheidende Frage bleibt, ob die Masse der 
Ausgaben für die soziale Sicherung - zum größten Teil von der Arbeiterklasse 
selbst finanziert - als Anstieg der „unproduktiven“ Staatsausgaben betrachtet 
werden muss, der zunehmend die Bemühungen des Staates um Beförderung 
und Unterstützung der privaten Kapitalakkumulation erschwert. Ein lang an- 
haltender Anstieg der Ausgaben für die soziale Sicherung - wenn auch in den 
1990er-Jahren durchweg mit verminderten Raten und größtenteils mit den Bei- 
trägen der Lohnempfänger finanziert - spricht für eine geringere Steuerausbeu- 
tung. Andererseits sind in dieser Zeit die Ausgaben für die soziale Investition 
weiter gestiegen, wenn auch mit deutlich geringerem Tempo, während die 
Umverteilung der gesamten Steuerlast auf die Schultern der proletarischen 
Steuerzahler durch eine unendliche Reihe von „Steuerreformen“ in allen gro- 
ßen kapitalistischen Ländern vorangetrieben wurde. 

Am Ende sind wir mit zwei gut vertrauten Problemen konfrontiert. Problem 
Nummer eins ist die politische Ökonomie des Wohlfahrtsstaates - und seine 
Kritik (vgl. Gough 1979; Krätke 1982). Problem Nummer zwei ist die politi- 
sche Ökonomie der Staatsverschuldung. Beide sind in der marzistischen Tra- 
dition mehrere Male angegangen, aber nie angemessen abgehandelt worden. 
Die gegenwärtige Lage bringt in bemerkenswerter Weise beide Probleme in ei- 
nem Szenario der Krise der Staatsfinanzen zusammen. Ein Szenario, das im 
großen Ganzen mit der Wahrnehmung einer Krise oder doch der unmittelba- 
ren Gefahr von Stagnation und Verfall in den fortgeschrittenen kapitalisti- 
schen Ländern einhergeht. 

Mehr als 80 Prozent der gesamten Staatsschuld konzentrieren sich normaler 
Weise ın den Händen vergleichsweise weniger Banken und institutioneller An- 
leger wie Pensionsfonds und Versicherungsgesellschaften sowie einiger reicher 
und superreicher Mitglieder der besitzenden Klassen. Da sie Profis sind, wissen 
sie, dass der Markt für Staatsanleihen die aktivste und am meisten internatio- 
nalisierte Abteilung aller Anleihemärkte auf der Welt ist (in Paris, in London, 
in Frankfurt und anderswo). Solange sie davon ausgehen können, dass sie ihre 
öffentlichen Schuldverschreibungen auf einem hochaktiven Markt zu anstän- 
digen Preisen losschlagen können, zögern sie nicht mit weiteren Käufen derar- 
tiger Papıere als Ergänzung für ihr Portfolio. Die Staatsverschuldung ist für sie 
keineswegs eine Last, sondern ein Investment mit ordentlicher Rendite und 
ohne jedes Risiko. Der durchschnittliche Steuerzahler, auch der Steuerzahler 


aus der Arbeiterklasse, dagegen ist gefangen in einer gegenteiligen „Finanzillu- 
sion“ und besorgt über die Last der Staatsschuld. Die politische Klasse, Regie- 
rungen, Parlamentsabgeordnete, öffentlich Bedienstete sind besorgt, da sie die 
Macht der Gläubiger fürchten. Beide liegen falsch, aber handeln ihrem Glau- 
ben gemäß. Die Besorgnis über die Staatsverschuldung im Allgemeinen und 
die größer werdende Last einer ständig wachsenden öffentlichen Schuld im 
Besonderen ist sowohl Wirkung als auch Symptom der Finanzkrise, aber nicht 
deren Ursache. In politischen Begriffen: Eine Krise der Staatsfinanzen ist ein- 
getreten, wenn die Höhe und das Wachstum der Staatsverschuldung und die 
Probleme des Umgangs damit zum alles beherrschenden Thema der Politik, 
zur Grenze des staatlichen Handelns geworden sind. 

Das Wachstum der Sozialausgaben und die wachsenden Kosten des Wohl- 
fahrtsstaats werden als ein Hauptgrund für größere Budgetdefizite und höhere 
Staatsverschuldung angesehen. Es gibt keine „Legitimationskrise“ des Wohl- 
fahrtsstaates - und es gab sie nie. Das wird heute von der großen Mehrheit 
der Bevölkerung in allen fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern so gesehen. 
Die Unsicherheit und Unzuverlässigkeit der sozialen Sicherungssysteme ist für 
sie das Problem, die ununterbrochene Gefahr weiterer Kürzungen und Rück- 
schläge - nichts anderes als die Enteignung erworbener Rechte und Ansprü- 
che. Die wachsende Unsicherheit von Steuerzahlern und Transferempfängern 
ist eın Symptom und eine Auswirkung, nicht aber der Grund für die so ge- 
nannte „Krise des Wohlfahrtsstaats“. Die entscheidende Frage für die politi- 
sche Ökonomie lautet, ob die Ausgaben für die soziale Sicherung irgendeinen 
Einfluss auf die Lebenshaltungskosten der Arbeiterklasse und die Arbeitspro- 
duktivität haben. Wenn dem so ist, und sei es auch nur teilweise, können die 
Sozialausgaben nicht als bloß „unproduktiv“ oder als eine Last angesehen 
werden. Vor allem wenn sie von den Lohnempfängern selbst Steuern und Bei- 
träge bezahlt werden, während die Unternehmer Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträge abwälzen. Aber eine Krise kann eintreten, und sie steht schon 
vor der Tür, sobald wichtige Gruppen von Steuer- und Beitragszahlern zu der 
Überzeugung gelangen, dass sie niemals annähernd soviel an Transferzahlun- 
gen aus den Sozialkassen erhalten werden, wie sie mit ihren Steuern und Ab- 
gaben für andere bezahlt haben. 

Die neoliberale Konterrevolution hat Befürwortern und Gegnern die Vorstel- 
lung einer unentrinnbaren Finanzkrise eingeimpft. Sie kann umschrieben wer- 
den als ein magisches Viereck aus Vorgaben, die alle „seriösen“ Politiker in der 
gegenwärtigen Situation zu befolgen haben. Das Viereck bildet den Hinter- 
grund für die sozialdemokratische „Agenda 2010“, die im Jahr 2003 in der 
Bundesrepublik ausgerufen wurde, sowie für viele ähnliche politische Projekte 
der Krisenbewältigung. Die Eckpunkte sind: 1. Der Vorwurf, die Beiträge zu 
den sozialen Sicherungssystemen seien viel zu hoch, machten Lohnarbeit „zu 
teuer“ und verursachten daher Arbeitslosigkeit. 2. Der Vorwurf, dass Haus- 
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haltsdefizite zu groß und gefährlich seien und die Staatsverschuldung eine 
nicht hinnehmbare Last sei oder in der nahen Zukunft werde. 3. Der Vorwurf, 
dass die Steuern auf Kapital und Mittelklasseeinkommen und -vermögen viel 
zu hoch seien, Investitionen behinderten und Kapital aus dem Lande trieben. 
4. Der Vorwurf, dass die öffentlichen Investitionen auf ein gefährliches Niveau 
abgesunken seien und dringend mehr davon benötigt werde. In der Gesamt- 
schau ergibt sich eine beeindruckend schwierige Agenda für die Finanzpolitik: 
Sozialbeiträge senken, Haushaltsdefizit verringern - mithin Ausgaben kürzen -, 
Unternehmenssteuern herunterschrauben sowie öffentliche Investitionen an- 
kurbeln. Und alles zur selben Zeit, bitte. 

Von den vier derzeit sehr populären und als evident betrachteten Vorwürfen 
ist nur Nummer 4 berechtigt. Ausgabenkürzungen in jüngster Zeit und Um- 
verteilungen innerhalb des Staatshaushalts haben die öffentlichen Investitio- 
nen in den meisten fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern auf ein hıstori- 
sches Tief fallen lassen. Wiederum, das ist eine Wirkung, nicht die Ursache ei- 
ner Politik, die auf eine vermeintliche Krise der Staatsfinanzen reagiert. Die 
übrigen drei Vorwürfe sind völlig falsch. Es gıbt keinen derart dringenden 
Handlungsbedarf. Lohnempfänger können mit einem höheren Niveau von 
Steuern und Abgaben leben, solange die Arbeitsproduktivität steigt und die 
realen Nettoeinkommen nicht angetastet werden; Haushaltsdefizite können in 
nachhaltiger Art finanziert werden - einschließlich einer beträchtlichen Lasten- 
reduzierung wie etwa über eine effektive Zinssteuer; Unternehmens- und Kapı- 
talsteuern sind nicht zu hoch, der internationale Steuerwettbewerb ist zudem 
kein „Naturgesetz“, sondern ein politischer Fehler, der korrigiert werden kann. 
Die politische Ökonomie und ihre Kritik wurden einst erdacht, um zur 
Emanzipation der Menschen von Ignoranz, Ideologien und Trug beizutragen. 
Auf dem Feld der öffentlichen Finanzen muss der Kampf gegen Obskurantis- 
mus und Verblendung noch ausgetragen und gewonnen werden. Die Aussage 
stammt nicht von Marx und ist dennoch wahr: Steuerkämpfe sind verkleidete 
Klassenkämpfe. Sıe gehören zu den ältesten Formen dieser Auseinandersetzun- 
gen, wie die Vertreter der Finanzsoziologie betonten (vgl. Goldscheid 1918: 
202). Marx war der Auffassung, dass in allen bürgerlichen Staaten der Streit 
um die Besteuerung das Hauptkampffeld sei (vgl. MEW 7: 285). Damit hatte 
er recht. Er war aber auch überzeugt, dass Steuern und Staatsausgaben die 
Klassenbeziehungen in kapitalistischen Gesellschaften nur am Rande, in relativ 
unbedeutender Weise verändern würden (ebd.). Damit lag er falsch. 
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Daten durch eine standardisierte Befragung mit 750 Personalverant- 
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Personalarbeit sowie des Arbeitsrechts. 
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Verstaatlichung in Krisenzeiten - 


Politik und Ökonomie 


Mit der Übernahme eines Aktienpaketes 
der Commerzbank und einer inzwischen 
auf über 18 Mrd. Euro angewachsenen 
Finanzspritze an das Unternehmen hat 
die staatliche Intervention im Namen der 
Krisenbekämpfung einen Umfang und 
eine Qualität erreicht, die bisher vielen 
undenkbar schien. Nun ist sogar vor 
dem Hintergrund der Krise der Hypo 
Real Estate die Rede von einem Gesetz, 
das die Enteignung von Bankaktionären 
möglich machen soll. Unisono ertönt aus 
den Kreisen von Politik und Unterneh- 
mertum, dass alle Maßnahmen nur dem 
Schutz der Allgemeinheit, nicht etwa der 
Sicherung der Einkommen des Spitzen- 
managements und der Eigentümer die- 
nen würden. Auch sei dies „eigentlich“ 
keine Verstaatlichung. Man wolle diese 
Praxis auch nicht außerhalb des Finanz- 
sektors anwenden - so jedenfalls bis En- 
de Januar 2009. 

Die offensichtliche Nervosität ist berech- 
tigt - ın einer arbeitsteilig organisierten, 
hoch vergesellschafteten Wirtschaft be- 
deutet der Zusammenbruch des Kredits 
tatsächlich eine Katastrophe, letztlich vor 
allem für die auf Lohnarbeit angewiese- 
nen. Inzwischen geht es aber um mehr. 
Jürgen Rüttgers hat recht, wenn er An- 
fang Januar 2009 vor einer tiefgreifenden 
Beschädigung der industriellen Struktur 
Deutschlands im Zuge der Krise warnt. 
Rüttgers geht damit über das hinaus, was 
lange Zeit ein Mantra war - Finanzkrise 
und Krise der „Realwirtschaft“ seien ver- 
schiedene Dinge. Wir können beobach- 
ten, wie sich in einem offensichtlich 
schmerzhaften Prozess das Verhältnis der 
Bundesregierung zur Verstaatlichung von 
bestimmten Unternehmen über den 


Bankensektor hinaus verschiebt. 

Ohne an dieser Stelle auf die Frage der 
Krisenursachen und der politischen Di- 
mension von Wirtschaftskrisen eingehen 
zu können, lassen sich doch drei Funkti- 
onen benennen, die dem Staat bisher ın 
Krisenzeiten zugefallen waren und die er 
jetzt auch wieder ausfüllt: 

Erstens geht es um die Sicherung der po- 
itischen Stabilität (das ist die originäre 
übergreifende politische Funktion), zwei- 
ens um einen organisierten Prozess der 
Entwertung überschüssigen Kapitals (mit 
möglichst geringen Verlusten für die Ka- 
pitalbesitzer) und drittens um die Stär- 
kung der Wirtschaftszweige und Unter- 
nehmen, von denen absehbar ist, dass sie 
die Krise überleben werden. 

Dies funktioniert nur zum Teil über 
Umverteilungsprozesse herkömmlicher 
Art. Es geht hier um die Neubestimmung 
des Verhältnisses von Politik und Öko- 
nomie entsprechend den neuen Bedin- 
gungen. Vor diesem Hintergrund wird 
die Möglichkeit der Verstaatlichung von 
nicht mehr konkurrenzfähigen Unter- 
nehmen von einigen als eine Variante der 
Rettung der Volkswirtschaft vor einem 
umfassenden Kollaps und der Gesell- 
schaft vor politischer Instabilität betrach- 
tet und propagiert. Dabei ist der Ver- 
staatlichung von Unternehmen als Form 
der Krisenbekämpfung die Widersprüch- 
lichkeit jeglicher Form kapitalistischer 
Wirtschaftspolitik eigen - sie bringt eın 
Vergesellschaftungserfordernis, die Not- 
wendigkeit gesellschaftlicher Regulierung 
des Wirtschaftens zum Ausdruck (weist 
also über den Kapitalismus hinaus), ent- 
faltet sich aber gleichzeitig auch als Form 
der Sicherung der Kapitalherrschaft. Der 
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Zusammenbruch des Kredits bzw. nun 
der Produktion, bedeutet natürlich auch 
und nicht zuletzt eine zeitweise politi- 
sche Delegitimierung der Eliten - eine 
Sache, vor der sich diese freilich fürchten 
sollten und die die Neigung zu tenden- 
ziell autoritären Herrschaftsformen be- 
fördert. 

Trotz dieser komplizierten Situation spricht 
eine nicht unbeträchtliche Kapital-Frak- 
tion dem Staat die Fähigkeit zur Führung 
von Unternehmen glattweg ab und sieht 
die Ursache der Krise in falscher Wirt- 
schaftspolitik. Daher seien Verstaatli- 
chungen auch in der jetzigen Situation 
eigentlich abzulehnen. Vielmehr seien 
andere Wege staatlicher Intervention, wie 
Bürgschaften und/oder Steuersenkungen 
der richtige Weg. Wieder andere betrach- 
ten die Verstaatlichung als eine Möglich- 
keit, das Tor zu langfristigen grundlegen- 
den Veränderungen in der Gesellschaft 
zu öffnen. 

Diese plötzliche breite Akzeptanz der 
Rolle des Staates (wenigstens der Legiti- 
mität einer zeitweiligen Intervention) ist 
erstaunlich. War doch noch bis vor kur- 
zem für die „Wirtschaft“ Staatseinmi- 
schung bestenfalls zur Rahmensetzung 
und zur Niederhaltung renitenter Ge- 
werkschafterlInnen, Globalisierungskriti- 
kerInnen und Hartz-IV-Berechtigter er- 
wünscht. In Teilen der Linken wurde 
spiegelbildlich dem Staat jegliche Potenz 
jenseits der Eigenschaft, Machtinstru- 
ment der herrschenden Klasse zu sein, 
abgesprochen. Hat sich der Staat in nur 
wenigen lagen so sehr verändert? Hat er 
plötzlich unternehmerische Fähigkeiten 
erworben oder hat er sich „über die Klas- 
sen“ erhoben? Dies hat er sicher nicht - 
aber die Umstände haben sich geändert 
und es werden Eigenschaften des moder- 
nen Staates sichtbar, die ın anderen Zei- 
ten eher verdeckt sind. Warum aber ist 
eine solche scheinbar radikale Wende ın 
der regulatorischen Praxis überhaupt 
möglich geworden? 

Dabei ist allerdings auch schon an dieser 
Stelle zu vermerken, dass das „Gesetz zur 
Umsetzung eines Maßnahmepakets zur 
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Stabilisierung des Finanzmarktes (Finanz- 
marktstabilisierungsgesetz - FMStG)“ 
(veröffentlicht im Bundesgesetzblatt Teil 
I Nr. 46 vom 17.10.08) wahrlich kein Ge- 
setz zur Verstaatlichung von Unterneh- 
men ist. Im Kern bestimmt das Gesetz 
lediglich, dass die Übernahme von Risi- 
ken aus den betroffenen Finanzunter- 
nehmen einschließlich der Stützung der 
Unternehmen durch Erwerb von Aktien 
bzw. anderen Unternehmensanteilen an 
bestimmte, nicht anfechtbare Bedingun- 
gen geknüpft werden kann. Dabei ist die 
Leichtigkeit, mit der andere Gesetze ein- 
schließlich der Bundeshaushaltsordnung 
in solchen Fällen als nicht anwendbar er- 
klärt werden, schon bemerkenswert. 
Verstaatlichungen sind ein Instrument 
unter verschiedenen, das auch nur in 
Wechselwirkung mit anderen verstanden 
werden kann. Die Besonderheit dieses In- 
strumentes besteht vielleicht darin, dass 
es oft, historisch unberechtigt, mit Sozia- 
lismus in Zusammenhang gebracht wird. 
Es geht von diesem Begriff eine eigen- 
tümliche Faszination, eine Illusion der 
Intervention, der Möglichkeit, jenseits al- 
ler anderen Bedingungen durch den Staat 
das „Richtige“ tun zu lassen, aus. Es ist 
eine Illusion der delegierten Macht, Ent- 
schädigung für Demütigungen ın der täg- 
lichen politischen Auseinandersetzung. 
Oft wird dabei vergessen, wer eigentlich 
„der Staat” ist. 

Ich möchte versuchen, die Spezifik der 
Verstaatlichung unter den Gesichtspunk- 
ten sowohl eines möglicherweise neuen 
Staatsinterventionismus als auch histori- 
scher Kontinuitäten in folgenden Punk- 
ten zu fassen. 


Ein Mythos zerbricht - 
Der Staat ist nicht am Ende 


In der gegenwärtigen Krise zeigt sich, 
dass entgegen allen Behauptungen der 
Staat, der Nationalstaat, auch in Zeiten 
der Globalisierung seine Regulierungsfä- 
higkeit nicht verloren hat. Sie hat sich 
vielmehr verändert. Wahrscheinlich wird 
sich zeigen, dass der neue Staatsinterven- 


tionismus nicht das Ende des Neolibera- 
lismus markiert, sondern seine Konsoli- 
dierung als neue Regulierungsweise. Zu 
einer solchen Konsolidierung gehört 
immer, dass Exzesse und Extreme abge- 
stoßen werden - und genau dies wird 
über die Staatsinterventionen der letzten 
Monate realisiert. Geschwindigkeit und 
Umfang der Interventionen zeigen, über 
welche enormen politischen Handlungs- 
potenziale der heutige Staat verfügt und 
welche Kompetenzen er ın der Lage ist 
zu aktivieren. Er hat über Instrumente 
verfügt, wenigstens für einen kurzen 
Moment, einen Konsens auf der Ebene 
der Eliten zu erzwingen. Für zukünftige 
Auseinandersetzungen sind die linken 
Bewegungen gut beraten, dies im Ge- 
dächtnis zu behalten. 

Verstaatlichungen haben in Krisen und 
in Zeiten politischer und wirtschaftlicher 
Umbrüche auch in Deutschland Traditi- 
on. Die deutsche Wirtschaftsgeschichte 
kennt immer wieder Verstaatlichungen, 
die dem Zweck der Krisenbewältigung 
dienten. Verwiesen sei hier auf die Ban- 
kenkrise in Deutschland 1931. Damals 
ging es um die Rettung der durch die 
Weltwirtschaftskrise angeschlagenen 
DANAT-Bank. Die Vertreter anderer 
Großbanken vertuschten ihre Lage, so 
lange es ging (ein paar Wochen) und 
nutzten die Gelegenheit, einen Konkur- 
renten loszuwerden. Nur wenige Wochen 
später musste die Dresdner Bank ihre 
Zahlungsunfähigkeit eingestehen, noch 
ein wenig später wurden auch die Deut- 
sche Bank und die Commerzbank unter 
Staatskontrolle gestellt. Das Deutsche 
Reich hatte faktisch alle vier Großbanken 
in Staatsbesitz und durfte vor allem mit 
Steuergeldern die Neuorganisation des 
deutschen Privatbankwesens finanzieren. 
Gleichzeitig wurden Schutzmaßnahmen 
für eine Reihe von Sparkassen notwen- 
dig. Schließlich nutzten die Unterneh- 
men vor allem der Schwerindustrie diese 
Gelegenheit, um ihren Einfluss auf die 
Banken zu erhöhen. Der Verstaatlichung 
gingen wütende (auch in der Presse do- 
kumentierte) Debatten zwischen Bank- 
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managern und Politikern voraus, die in 
ihren Argumentationslinien den heutigen 
durchaus gleichen: Die Bankiers wollten 
das Geld des Reiches, aber nicht die 
Kontrolle. Auch Anfang der dreißiger 
Jahre griff die Regierung übrigens erst 
spät, dann aber entschieden in die Sanie- 
rung der Industrie ein, die an die Ent- 
wicklung von Staatsunternehmen in 
Schlüsselbereichen in den zwanziger Jah- 
ren anknüpfte. Zeitweise (bis 1937) kon- 
trollierte das Deutsche Reich so den 
mächtigsten Stahltrust Europas, die Ver- 
einigten Stahlwerke (Vesta). Im Ergebnis 
dieser bis in die Vorkrisenzeit zurückge- 
henden Interventionen entstanden staat- 
liche Konzerne, die z.T. bis in die neun- 
ziger Jahre des 20. Jahrhunderts existier- 
ten. Beispiele sind die Viag oder die VE- 
BA. Diese wie später auch die Ruhrkohle 
AG (eine andere Form der Verstaatli- 
chung) spielten eine wichtige Rolle bei 
der Schaffung konkurrenzfähiger Wirt- 
schaftsstrukturen in der BRD. 

In den dreißiger Jahren war dieser Weg 
der Konsolidierung begleitet von einem 
enormen Sozialabbau. Jürgen Kuczynski 
bezifferte allein den Lohnverlust im Zeit- 
raum 1929-1933 mit der gigantischen 
Summe von 27,5 Mrd. Reichsmark. Frei- 
lich - zu Beginn der dreißiger Jahre wur- 
de die Krise mit Notverordnungen ange- 
gangen, heute dagegen in Wahrung der 
parlamentarischen Spielregeln und ın ei- 
nem anderen wirtschaftspolitischen Um- 
feld. Wir befinden uns gegenüber dem 
Anfang der dreißiger Jahre in einer un- 
vergleichbar stabilen politischen Situati- 
on. Auch darf der internationale Rahmen 
nicht vergessen werden. Deutschland war 
noch mit den Folgen des Versailler Ver- 
trages konfrontiert, der die Spielräume 
der deutschen Wirtschaft einschränkte 
und auch ein hohes Maß an Abhängig- 
keit von den internationalen Kreditmärk- 
ten und den Interessen der USA, Frank- 
reichs usw. mit sich brachte. Das sind 
nicht nur formale Unterschiede, sondern 
sollte auch unter dem Gesichtspunkt 
breiterer Handlungsmöglichkeiten für 
linke Bewegungen verstanden werden. 
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Verstaatlichung ist nicht von vornherein 
gut. Wenn linke Bewegungen nicht ın 
der Lage sind, politische Rahmenbedin- 
gungen sowohl parlamentarischer als 
auch außerparlamentarischer Art zu set- 
zen, ist es unerheblich, ob Beamte, Pri- 
vatunternehmer oder Manager ein Un- 
ternehmen führen. 


Verstaatlichung als Moment 
internationaler 
Standortkonkurrenz 


Die gegenwärtig zu beobachtenden 
Staatsinterventionen sind ein Instrument 
in einer neuen Etappe des ıinternationa- 
len Konkurrenzkampfes. Es geht um die 
Konkurrenz zwischen der EU und den 
USA, um Konkurrenz innerhalb der EU 
und um den Versuch, den vordringenden 
Kapitalen aus den BRIC-Staaten (Brasi- 
lien, Russland, Indien, China) und dem 
Nahen Osten tragfähige Unternehmens- 
strukturen entgegen zu stellen. Insofern 
ist zu erwarten, dass Verstaatlichungen 
auch den Zweck haben, hier notfalls 
auch gegen die Interessen einzelner Un- 
ternehmen Lösungen zu finden. Das Ge- 
zerre um die Fusion von Schaeffler und 
Continental war dabei vielleicht eine die 
Entscheidung für diesen Schwenk in der 
Regulierung befördernde Erfahrung, die 
Aktivitäten ausländischer Staatsfonds ei- 
ne andere. Letztlich subventioniert die 
Bundesregierung mit dem Commerz- 
bank-Deal auch die Umstrukturierung 
des deutschen Bankwesens. Besondere 
Bedeutung wird unter dem hier betrach- 
teten Gesichtspunkt aber die Frage der 
Rolle der Staaten bei der Restrukturie- 
rung des Automobilsektors spielen. 
Kurzzeitig war ja die Verstaatlichung von 
Opel im Gespräch, nun wurde durch die 
US-Regierung die Richtung der Sanierung 
des Automobilsektors in eine andere 
Richtung, die der Kreditsicherung vorge- 
geben. Angesichts der Tiefe der Krise 
kann das aber in wenigen Tagen schon 
wieder anders sein. 


\Wer aber ist der Staat? 


Nimmt man die Regelungen des Fi- 
nanzmarktstabilisterungsgesetzes zur 
Möglichkeit des Erwerbs von Gesell- 
schafteranteilen mal als Verstaatlichung 
hin (so interpretiert dies z.B. der Ent- 
schließungsantrag der Fraktion DIE 
LINKE zum Finanzmarktstabilisierungs- 
gesetz vom 16.10.08 Drs. 16/10652), so 
bedeutet sie bestenfalls, Gesellschafter- 
funktion wahrzunehmen. Etwas anderes 
würde auch nicht ım Falle einer Enteig- 
nung der Aktionäre passieren. Sehr viel 
weiter gehen die Maßnahmen in anderen 
Ländern auch nicht. Insoweit sich dies 
im geltenden Rechtsrahmen abspielen 
muss, ist der Zugriff auf die Geschäfts- 
führung und der Durchgriff auf Ent- 
scheidungsprozesse in den Unternehmen 
nicht ohne weiteres gegeben. Gesetze, Bi- 
lanzierungsregeln, Ratings, nationale und 
multilaterale Regulierungen, wie etwa Ba- 
sel II, begrenzen real die Spielräume des 
Gesellschafterwillens gegenüber den Ge- 
schäftsführungen erheblich. Das deutsche 
Gesetz beschränkt den Zugriff auf genau 
beschriebene Sachverhalte (Art. 1 Para- 
graph 10), konzentriert sich schr auf die 
Einschränkung der Interventionsmöglich- 
keiten der Hauptversammlungen bzw. 
entspr. Gremien und stärkt vor allem die 
Vorstände. Die von einigen Leuten kol- 
portierte Vision, der „Staat“ würde nun 
unmittelbar Geschäftsführeraufgaben wahr- 
nehmen, ist trotz der scheinbar mögl- 
chen Fülle der Eingriffe überzogen. Ein 
Blick in die Beteiligungsberichte von 
Ländern oder auch des Bundes zeigt, 
dass es sich schon bei der Besetzung von 
Aufsichtsgremien in Unternehmen, an 
der die öffentliche Hand beteiligt ist, um 
eine eigentümliche Liaison von Unter- 
nehmern, Managern und Beamten, Ge- 
werkschaftern und Abgeordneten han- 
delt. Letztlich bleibt es schließlich der 
Staatsapparat, der bei Verstaatlichung ei- 
ne stärkere Stellung erlangt. Die Parla- 
mentarierInnen sind meistens gar nicht 
in der Lage, die Geschäftspolitik der Un- 
ternehmen auch nur zu überschauen. 
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Schon diese Konstellation bietet die Ge- 
währ dafür, dass die Entscheidungen der 
Gesellschafterversammlungen, also der 
Gremien, die über die Strategien zu ent- 
scheiden haben, kaum weitergehende ges- 
taltende Vorstöße beinhalten werden. Es 
wird darum gehen, zu sichern, dass die in 
die Unternehmen gepumpten staatlichen 
Mittel im Sinne der Stärkung der Unter- 
nehmen genutzt werden, vielleicht auch 
darum, Fusionen von Unternehmen 
möglich zu machen, die ansonsten nicht 
fusionieren würden - kurz eine den Ver- 
wertungsinteressen der Unternehmen 
und den künftigen Renditeerwartungen 
entsprechende Restrukturierung der 
Wirtschaft zu ermöglichen. Darauf deutet 
auch der Paragraph 13 des Artikels 2 des 
Gesetzes hin, in dem der Finanzmarkt- 
stabilisierungsanstat die Möglichkeit 
eingeräumt wird, die erworbenen Anteile 
nicht an die derzeitigen Aktionäre, son- 
dern an Dritte zu veräußern. 

Die ansonsten durch die Krise mit unge- 
heuren Reibungsverlusten ablaufenden 
Prozesse sollen in ihren politischen, &- 
nanziellen und wirtschaftlichen Folgen 
beherrschbar gehalten werden. Insoweit 
hat sich die Elite als lernfähig erwiesen. 
Es werden schon immer genutzte In- 
strumente wieder aufgegriffen, und kom- 
biniert mit den Möglichkeiten der politi- 
schen Kooperation auf der Ebene der 
EU. Der gewählte Weg ist eine geräusch- 
lose Form der gezielten Subventionie- 
rung und Umstrukturierung der Wirt- 
schaft. Das letztgenannte Ziel ist in den 
letzten Monaten zunehmend in den Mit- 
telpunkt getreten. Die bisherigen Hilfs- 
pakete waren darauf ausgerichtet, den 
Kapitalmarkt wieder ın Gang zu setzen. 
Nachdem Jürgen Rüttgers Anfang Januar 
die Idee eines „Marshall-Plan für Unter- 
nehmen“ lanciert hatte, wurde diese Idee 
zwar vom CDU-Vorstand aufgegriffen, al- 
lerdings dann ohne ausdrückliches Be- 
kenntnis zur Verstaatlichung in das Kon- 
junkturpaket II integriert. Der Fonds im 
Umfang von 100 Mrd. Euro sollte vor- 
nehmlich zur Gewährung von Bürgschaf- 
ten genutzt werden. Die nun, wenige Ta- 


ge später, bekannt gewordenen Überle- 
gungen zur Schaffung von Möglichkeiten 
zur Enteignung gefährdeter Unterneh- 
men zeigt, wie dramatisch die Situation 
tatsächlich ist. Die ın diesem Zusam- 
menhang geführte Diskussion um die 
„ordnungspolitischn Konsequenzen“ 
bat an Schärfe zugenommen und zeigt 
auch, dass Maß und Wege staatlicher In- 
tervention Interessenwidersprüche auf 
brechen lassen. 

So oder so geht es sowohl um die Stär- 
kung konkurrenzfähiger Unternehmen 
wie auch um die organisierte Insolvenz 
nicht-konkurrenzfähiger Unternehmen. 
Die Diskussionen um die Rettung der 
US-amerikanischen Autokonzerne mar- 
kieren die Richtung, in die die Politik in 
den nächsten Monaten möglicherweise 
gehen wird. Hier wie dort tritt der Staat 
in der Frage der Ausgestaltung des staat- 
lichen Einflusses keinesfalls als Sachwal- 
ter eines abstrakten Gemeinwohls, son- 
dern konsequent als Sachwalter eines 
gemeinsamen Kapitalinteresses auf. 


Wer trägt die 
Staatsinterventionen? 


Verstaatlichung oder in weiterem Sinne 
Staatsinterventionismus hat seine Träger 
nicht nur im klassischen Beamtenappa- 
rat. Weiter oben wurde bereits problema- 
tisiert, wer von Seiten des Staates eigent- 
lich in den Entscheidungsgremien sitzt, 
wer die Entscheidungen über wirtschaft- 
liche Strategien von Unternehmen mit 
welchem Hintergrund fällt. 

Um die Tragweite der Antwort auf diese 
Frage zu verstehen, ist auch hier ein his- 
torischer Rückblick hilfreich. Die ange- 
sprochene Frage führt uns zurück auf 
den Revisionismus/Reformismus-Streit 
zwischen Luxemburg und Bernstein und 
auf die Kontroverse um die Rolle des Fı- 
nanzkapitals zwischen Lenin und Hilfer- 
ding. In beiden Fällen lagen die Analysen 
der Situation gar nicht so weit auseinan- 
der. Alle vier beobachteten eine fort- 
schreitende Vergesellschaftung der Re- 
produktion, also die zunehmende Ab- 
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hängigkeit des Funktionierens a) der Ge- 
sellschaft und b) des kapitalistischen Ver- 
wertungsprozesses von gesellschaftlich 
geschaffenen Voraussetzungen. Die po- 
litökonomischen und politischen Konse- 
quenzen liefen allerdings in entgegenge- 
setzte Richtungen. Bernstein und Hilfer- 
ding, später Naphtali, sahen in diesen 
Tendenzen Wege zur Überwindung des 
Kapitalismus durch Reformen, befördert 
durch die Vernunft und das Interesse der 
in den Konzern- und Bankzentralen Re- 
gulierenden an wirtschaftlicher und polt- 
tischer Stabilität. Lenin (Luxemburg 
konnte diese Richtung nicht mehr ver- 
folgen) charakterisierte die Träger dieses 
Prozesses der Vergesellschaftung in kapi- 
talıstischer Form als „Finanzoligarchie“, 
die eine Verschmelzung von Kapital- und 
Staatseliten einschließt. Ihre Fortführung 
fand diese Sichtweise in der Konzeption 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus. 
Soweit im Zuge von Verstaatlichungen 
durch Eintritt in die Gesellschafterver- 
sammlungen Beamte die Interessen des 
Staates wahrnehmen, tun sie dies als Ver- 
treter des Staates, nicht des Parlamentes 
oder gar der Gesellschaft. Es handelt sich 
um exekutive Akte, die der Kontrolle 
durch die Legislative weitgehend entzo- 
gen bleiben. 

Auf der anderen Seite haben wir es mit 
Managern und Kapitaleignern zu tun, die 
mit einem auch durch die Krise keines- 
falls gebrochenen Selbstbewusstsein agie- 
ren. Bereits im November hatten führen- 
de Bankmanager gegenüber den G 20 
den Anspruch formuliert, selbst die Ho- 
heit über die Maßnahmen zur Krisenbe- 
wältigung auszuüben. Ende Januar brach- 
te der Chef der britischen Bank HSBC, 
angeblich mit Rückendeckung des Pre- 
mierministers seines Landes, die Schaf- 
fung eines Forums von zwanzig bedeu- 
tenden Unternehmen, den B 20, ins Ge- 
spräch, das in die Gestaltung von künfti- 
gen Regulierungsinstrumenten eingreifen 
soll. Tatsächlich haben sich im Laufe der 
letzten Jahre bereits vielfältige Formen 
des Zusammenwirkens von Vertetern 
staatlicher Einrichtungen, Wirtschaftsver- 
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tretern sowie auch Personen aus NGO 
und aus Kommunalverwaltungen heraus- 
gebildet, die unmittelbar staatliches Han- 
deln beeinflussen. Ein Beispiel für diese 
Art der Verquickung staatlicher 
Funktionen mit nichtstaatlichen Prozes- 
sen der Entwicklung politischer Konzep- 
te ist die Offene Koordinierungsmethode 
in der Sozialpolitik der EU. Die nun hef- 
tig angegriffenen Regelungen von Basel II 


. sind auf ähnliche Weise entstanden. 


Dies konstituiert tatsächlich einen gegen 
die Gesellschaft und auch gegen parla- 
mentarische Mechanismen relativ abge- 
schotteten sozialen Raum, der als staats- 
monopolistisch charakterisiert werden 
könnte. Allerdings stützt er sich auch auf 
eine breitere Basıs, als dies in der frühe- 
ren Theorie des Stamokap angelegt war. 
Es stellt sich die Frage, wie die diese Pro- 
zesse tragende Schicht heute charakteri- 
siert werden kann und ob der Begriff der 
Finanzoligarchie noch tragfähig ist. Zu- 
dem ist zu berücksichtigen, dass durch 
die massenhafte Verwandlung von „Spa- 
rerInnen“ in „InvestorInnen“ Verschie- 
bungen in den Interessenkonstellationen 
einer breiten Öffentlichkeit wie auch in 
den Belegschaften zu stattgefunden ha- 
ben, die zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
kaum berechenbar sind. 

Verstaatlichungen bergen vor diesem 
Hintergrund viel Konfliktpotenzial ın 
sich. Sie stehen in diesem Sinne in einem 
Widerspruchsverhältnis zur parlamenta- 
risch-bürgerlichen Demokratie. Die Exe- 
kutive und ihre Interessen erlangen ein 
enormes Übergewicht gegenüber der Le- 
gislative und gegenüber der Öffentlich- 
keit. Schwachpunkt (und damit Ein- 
griffspunkt linker Bewegungen) ist trotz- 
dem die zwar zurückgedrängte, aber eben 
doch bestehende Einbindung in das bür- 
gerlich-parlamentarische System. Vor die- 
sem Hintergrund ist die Forderung nach 
Transparenz eine, die auf einen relativ 
breiten Konsens treffen kann. Und die- 
sen Schwachpunkt gilt es auszunutzen - 
durch basisdemokratisch entwickelte Un- 
ternehmensstrategien, durch die Regiona- 
lisierung von Wirtschaftskreisläufen, 


durch die Öffentlichkeit des Handelns 
öffentlicher Unternehmen. Derartige Ver- 
fahren lassen sich wohl modellieren - 
wirksam werden sie nur, wenn sich Polı- 
tikerInnen finden, die derartige Strate- 
gien selbst gemeinsam mit Beschäftigten 
und BürgerInnen entwickeln. 


Wenn der Staat schon einmal 
Kapitalist ist... 


Schon alleın eine Krise des Kreditwesens 
bedeutet fast immer auch den Zusam- 
menbruch der Kommunalfinanzen. Die 
Privatisierungspolitik der letzten Jahre 
und die Einführung betriebswirtschaftli- 
cher Mechanismen auf der kommunalen 
Ebene hat aber auch hier eine neue Prob- 
lemlage geschaffen. Investitionen in Fi- 
nanzmarktprodukte, Cross Border Lea- 
sing und andere Geschäfte schlagen zu- 
sätzlich auf die Kommunen durch. Insol- 
venzen von Finanzunternehmen, die ın 
die Infrastruktur, etwa den Wohnungsbe- 
stand investiert haben, bedrohen die so- 
ziale Stabilität in den Kommunen selbst. 
Damit wird eine ganze Strategie in ihrer 
(absehbar) absurden Dimension deutlich. 
Eigentlich sollten die öffentlichen Ban- 
ken ein Garant gegen diese Gefahren 
sein. Es ist aber die eigentlich absurde Si- 
tuation entstanden, dass öffentliche Ban- 
ken unter den Schutzschirm des Bundes 
flüchten müssen. Die Konsequenzen der 
Verluste im öffentlichen Banksystem, die 
z.B. auch die Sparkassen als regionale 
Kreditgeber betreffen, in Kombination 
mit haushaltswirksamen Verlusten aus 
verschiedenen Finanzgeschäften (nicht 
nur spekulativen) sind nur schwer abzu- 
schätzen. Man könnte sagen, dass sich 
die „Verstaatlichung“ auch gegen die Ge- 
schäftspolitik der verbliebenen Landes- 
banken richtet - immerhin war die Bay- 
ernLB die erste Bank, die ankündigte, 
den Fonds in Anspruch zu nehmen. 
Vorher waren mit der IKB, der S$ach- 
senLB usw. andere öffentliche Banken ıns 
Schleudern gekommen. Nachdem sich 
die (öffentlichen!) Aufsichtgremien dieser 
Einrichtungen als unfähig erwiesen ha- 
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ben, die Krise zu managen (von verhin- 
dern ganz zu schweigen) dürfte eine In- 
tention des Finanzmarktstabilisierungsge- 
setzes sein, diese Banken wieder „einzu- 
fangen“, sie also ın Abgrenzung zu den 
Privatbanken wieder zu profilieren - oder 
sie als öffentliche Institute abzuschaffen, 
ggf. dabei auch Fusionen durchzusetzen. 
Hier könnte man vielleicht noch am &- 
hesten von Verstaatlichung sprechen - in 
der Form einer Rücknahme föderaler 
Strukturen im Sinne einer „Ver- 
zentralstaatlichung“. Bemerkenswert ist, 
dass seit dem Beginn der Finanzmarkt- 
krise die Föderalismuskommission „pau- 
siert“. Zentral wird sein, wie die öffentli- 
chen (oder teilweise noch öffentlichen) 
Kreditinstitute, und hier vor allem die 
Sparkassen ın dieser Situation an öffent- 
liche Interessen gebunden werden. Die 
plötzliche Wertschätzung gegenüber die- 
sen Instituten gibt ihnen ein Gewicht, 
dass sie sehr schnell vergessen machen 
dürfte, dass sie dieses Gewicht aus regio- 
naler Verankerung schöpfen. 


Gibt es Chancen - und kann die 
Linke sie nutzen? 


Offen ist, inwieweit linke Bewegungen 
tatsächlich in der Lage sind, Verstaatli- 
chungen (und ın breiterem Sinne staatli- 
che Interventionen) in nachhaltiges poli- 
tisches Kapital umzumünzen. Politisches 
Kapital bedeutet dabei nicht zwangsläu- 
fig WählerInnenstimmen für eine der lin- 
ken Parteien. Es geht darum, inwieweit 
eine linke Gegenstrategie politische Spiel- 
räume erweitert und dabei die Rolle von 
Verstaatlichungen bewertet und diese 
ausnutzt. Genau genommen muss es ihr 
um Demokratisierung gehen, zu der die 
Verstaatlichung als Zugang verstanden 
wird. Es ist dabei an erster Stelle zu fra- 
gen, warum es in den langen Jahren der 
betrieblichen Mitbestimmung oder der 
Präsenz von linken PolitikerInnen in den 
Aufsichtsgremien öffentlicher Unterneh- 
men nie (oder kaum) gelungen ist, die 
Geschäftspolitik dieser Unternehmen 
nachhaltig zu prägen. Vielleicht sollte 
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bewusst die Forderung der Demokratisie- 
rung gegenüber. der der Verstaatlichung 
in den Mittelpunkt gestellt werden. Dies 
wurde bereits weiter oben angeführt, be- 
darf aber, soll es nicht Phrase bleiben, 
einer Erläuterung. Wenn wir jetzt, hier 
und heute von Demokratisierung reden, 
reden wir von Politik (und Macht/ 
Gegenmacht) und Einflussnahme auf po- 
litiche Entscheidungsprozesse. Und 
schon hier, nicht erst beim Aspekt der 
Wirtschaft, sind wir mit einem Wider- 
spruch konfrontiert - Überwindung der 
Krise bedeutet derzeit zwar Sicherung der 
Lebenslage breiter Massen, aber natürlich 
auch erst einmal wieder Stabilisierung 
des Kapitalismus. Dies prägt einen inne- 
ren Widerspruch bei den abhängig Be- 
schäftigten und allen politisch aktiven 
Menschen. Man muss sich da schon auf 
ein hohes Abstraktionsniveau retten und 
erst einmal sagen: Demokratisierung be- 
deutet, mehr zu wissen und damit Mate- 
rial für eigene politische Strategien zu 
haben, bedeutet weiter, als politischer 
Faktor in der Öffentlichkeit sichtbar zu 
werden und bedeutet, bisher verborgene 
Prozesse und Interessen sichtbar werden 
zu lassen. Es bedeutet aber auch, den oft 
präsenten Widerspruch zwischen Ar- 
beitsplatzerhalt und ökologischen oder 
sozialen Erfordernissen öffentlich, ihn 
nicht als bloßen inneren Widerspruch 
der einzelnen Beschäftigten, sondern als 
gesellschaftlichen Widerspruch sichtbar 
zu machen. In allen diesen Dimensionen 
liegt ein hoher und nicht zu unterschät- 
zender ideologischer Gehalt - Demokra- 
tisierung im Sinne der Schaffung von 
Möglichkeiten der Teilnahme an politi- 
schen Entscheidungen ist ein Lernpro- 
zess. In einem parlamentarischen System 
ist bereits die Sichtbarkeit, Öffentlichkeit 
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von Prozessen ein Machtfaktor, der den 
einzelnen Gruppierungen unterschiedli- 
che Spielräume verschafft und ein Ge- 
gengewicht zu oligarchischen Strukturen, 
Korruption usw. ist. Daher ist bezüglich 
der Krisenüberwindung (die ja Steuerung 
der Kapitalentwertung und Umstruktu- 
rierung ist) schon diese einfache Seite 
von Demokratisierung (also Transparenz 
usw.) relevant. Hier kommen dann weite- 
re Fragen ins Spiel, so etwa, was unter 
welchen Bedingungen produziert werden 
soll. Darüber gibt es bisher auch in den 
linken Bewegungen keine ernsthafte Dis- 
kussion, wie sollen da die Beschäftigten 
z.B. der Autobranche mit „ihrem“ perso- 
nalisierten Widerspruch (weit bevor sie 
etwa über die Produktion mitbestimmen 
könnten) umgehen? Wenn es keine ge- 
sellschaftlich vermittelten Wege gibt, um 
die Interessen am Arbeitsplatz mit denen 
volkswirtschaftlicher Strukturen oder ö- 
kologischer Anforderungen in Überein- 
stimmung zu bringen, löst Demokratisie- 
rung das Grundproblem nicht. Sie 
schafft aber die Bedingungen für eine 
Neugruppierung der Kräfte - und „nur“ 
unter diesem Gesichtspunkt muss sie 
meiner Meinung nach eine zentrale For- 
derung der linken Bewegungen sein, auch 
und gerade in Krisenzeiten. Das Aufgrei- 
fen von Konversionskonzepten aus den 
achtziger Jahren wäre vor diesem Hinter- 
grund eine Möglichkeit, den Wider- 
spruch von Gebrauchswertorientierung 
und Profitorientierung selbst in einem 
kapitalistischen Umfeld wenigstens par- 
tiell aufzulösen. Damit müsste man sich 
aber in der Krisenbekämpfungskonzepti- 
on von einer bloßen Nachfrageorientie- 
rung lösen. 
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Beat Weber 


Krise der Finanzmärkte, 
Krise der Risikoindividualisierung' 


Während die 2007 ausgebrochene Finanzkrise von liberalen Ökonomen vorwie- 
gend als Destabilisierung der Märkte infolge technokratischen Versagens von 
Aufsicht, Regulierung und Geldpolitik begriffen wird (Blundell-Wignall/Atkin- 
son/Lee 2008), haben kritische Ansätze auf strukturelle Ursachen der Krise in 
inhärenter Instabilität (Aglietta 2008) und langfristigen Verwertungsproblemen 
im Kapitalismus (Brenner 2008), weltwirtschaftlichen Ungleichgewichten (Pa- 
nitch/Gindin 2008) und Verteilungsproblemen (Fricke 2008) hingewiesen. 

Dass die Krise sich als Finanzkrise artikuliert hat, wirft darüber hinaus die Fra- 
ge auf, wie sie im Kontext der Finanzialisierung zu verorten ist. Finanzialisie- 
rung kann als Prozess der Veränderung der Flüsse, Regeln und Motive bzw. 
Anreize definiert werden, die die Interaktion zwischen Unternehmen und 
Haushalten sowie dem Staat bestimmen, so dass der Finanzsektor dabei ein 
größeres Gewicht bekommt. Ihre Durchsetzung bringt neue gesamtwirtschaft- 
liche Widersprüche, Inkonsistenzen und Probleme mit sich (Froud/ Williams 
2002). Ein zentrales Element dieses Prozesses ist eine zunehmende Übertra- 
gung von Risiken an das Individuum. Im folgenden Beitrag will ich die Rolle 
dieses Elements für die aktuelle Krise beleuchten. 

Die Individualisierung des Umgangs mit gesellschaftlichen Risiken, die aus der 
kapitalistischen Produktionsweise und der Lohnarbeit resultieren (Risiken des 
Einkommensverlusts, der Altersarmut, der Wohnungslosigkeit etc.) liegt der 
Finanzkrise von 2007/08 auf zwei Ebenen zugrunde: Erstens hat sie die Ex- 
pansıon des Finanzsektors in den letzten Dekaden entscheidend befördert. 
Zweitens hat die Vorstellung, durch Finanzinnovationen seien Risiken der Ka- 
pitalverwertung vom Finanzsektor auf Privathaushalte verschoben worden, die 
Bildung der „Blase“ befördert, die jetzt geplatzt ist. 


1. Individualisierung des Umgangs mit gesellschaftlichen Risiken 


Die Individualisierung sozialer Risiken ist Kernbestandteil neoliberaler Politi- 
ken seit drei Jahrzehnten. In Europa wie in Nordamerika sind der Druck von 
Unternehmen zur Herstellung verbesserter Verwertungsbedingungen und Er- 
schließung neuer Akkumulationsfelder sowie der Widerstand von wohlhaben- 


1 Ich danke Pirmin Fessler, Claus Puhr, Vanessa Redak, Thomas Sablowski, Christa Schlager, 
Stefan Schmitz und Martin Schürz für wertvolle Kommentare zu diesem Text. 
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den Bevölkerungsschichten gegen Steuerzahlungen eine wesentliche Ursache 
für die Tendenz, staatliche Aufgaben zu privatisieren. Der Staat überlässt diese 
Aufgaben anderen und geht verstärkt zu einer indirekten Steuerung über, in- 
dem er nur noch einen regulativen Rahmen setzt (Picciotto 2007). In vielen 
Bereichen ersetzt die Förderung und Regulierung der Finanzmärkte wohl- 
fahrtsstaatliche Leistungen. Auch wird verstärkt versucht, Unternehmensrisiken 
an die Lohnabhängigen zu delegieren. Drei Elemente der Risikoindividualisie- 
rung haben in den USA im neuen Jahrtausend einen starken Beitrag zur Ex- 
pansion des Finanzsektors, die der jüngsten Krise vorausging, geleistet. 

Das erste Element ist die Verschuldung privater Haushalte. In den USA sind die 
Unternehmensgewinne ın diesem Jahrzehnt stark gestiegen, während die Lohn- 
einkommen (mit Ausnahme der höchsten Einkommensklassen) stagnierten (vgl. 
Evans 2008, 518). Das reale Pro-Kopf-Einkommen in den USA ist von 26.163 
US-Dollar im Jahr 2000 auf 25.517 US-Dollar im Jahr 2003 gefallen, um bis 
2006 wieder auf 26.352 US-Dollar zu steigen (US Census Bureau 2008a). 75% 
des Einkommenswachstums (inklusive Kapitalerträge) im Aufschwung von 2002- 
2006 kamen dabei den höchsten 1% Einkommensbeziehern zugute (Saez 2008). 
Hacker (2007) stellt zudem eine wachsende Instabilität der Lohneinkommen in 
den letzten Dekaden fest, die nicht nur die Armen treffe. Seine Untersuchung 
von Längsschnittdaten der US-Haushaltseinkommen zeigt, dass die Volatilität 
des Einkommens von Haushalten mit mindestens einem College-Abschluss von 
1980-89 im Schnitt bei 0,2 lag, von 1990-2002 bei 0,4 (auf einer Skala von 0 bis 
1). Bei Haushalten ohne High School-Abschluss stieg sie von 0,6 auf 0,8 (Hacker 
2007, 29). Die steigende Instabilität der Einkommen und der tendenzielle Rück- 
zug des Staates von Aufgaben zum Ausgleich von Einkommensausfällen haben 
die Risiken für den persönlichen Lebensstandard vergrößert. 

Der private Konsum, der im jüngsten Aufschwung einen dominanten und im 
historischen Vergleich außergewöhnlich großen Beitrag zum Wirtschaftswachs- 
tum leistete (Evans 2008, 517), wird angesichts stagnierender und volatiler 
Lohneinkommen für die breite Bevölkerung zu einem wachsenden Teil durch 
private Verschuldung finanziert. Heterodoxe Ökonomen haben diesen Sach- 
verhalt als „privatisierten Keynesianismus“ bezeichnet, um darauf hinzuweisen, 
wie sich die im Keynesianismus als Staatsaufgabe vorgesehene konjunkturstüt- 
zende Politik des deficit spending auf den Privatsektor verschoben hat, ermun- 
tert durch eine Niedrigzinspolitik der Notenbank (Crouch 2008, Marazzi 2008). 
Die Verschuldung der Privathaushalte hat sich in den USA von 2000 bis 2007 
auf 13,8 Billionen Dollar (99,9% des Bruttoinlandsprodukts) beinahe verdoppelt. 
Das zweite Element der Individualisierung sozialer Risiken betrifft die Sozial- 
versicherung: Die USA geben zwar weniger für öffentliche Sicherungssysteme 
aus als westeuropäische Staaten, dafür spielen betriebliche Renten- und Ge- 
sundheitsversicherungen, die durch Steuerbegünstigungen gefördert werden, 
traditionell eine wichtige Rolle. Diese betrieblichen Systeme werden jedoch 


zunehmend abgebaut bzw. verändern ihren Charakter. Boten vor 25 Jahren 
83% der mittleren und großen US-Unternehmen ihren Beschäftigten so ge- 
nannte defined benefit plans, also Rentensparpläne mit garantierter Auszah- 
lung, so ist es heute kaum noch ein Drittel (Hacker 2007, 36). Jetzt werden 
zunehmend defined contribution plans angeboten, die eigentlich nicht den 
Charakter einer Versicherung haben, denn es handelt sich um von den Unter- 
nehmen geförderte Investmentkonten, bei denen die Einzahlungen zwar fixiert 
sind, die Auszahlungen jedoch von den Investitionsstrategien der Unterneh- 
men und der Kapitalmarktlage abhängen. Eine weitere Individualisierung der 
Verantwortung ist mit den so genannten 401(k) plans verbunden, bei denen 
die Lohnabhängigen selbst individuell die Investitionsentscheidungen treffen 
können bzw. müssen. Diese Veränderungen führen zu einer massiven Erhö- 
hung des Risikos und der Verantwortung für das Individuum. Auch die voll- 
ständige Privatisierung der Sozialversicherung war geplant, konnte aber in 
Bushs Amtszeit politisch nicht durchgesetzt werden (Schürz/Weber 2008). 
Während die Umstellung auf defined contribution-Systeme in den USA schon 
früher einsetzte, folgten vor allem Ende der 90er Jahre eine Reihe anderer 
OECD-Staaten in unterschiedlichem Ausmaß nach. Damit einher ging eine 
verstärkte internationale Diversifikation der Anlagen von Pensionsfonds, was 
dem US-Finanzsystem Kapitalzuflüsse bescherte. 

2007 betrug das von Pensionsfonds, Versicherungen und sonstigen institutio- 
nellen Anlegern zum Zweck der Rentenvorsorge gehaltene Vermögen im 
OECD-Raum 28 Billionen US-Dollar (das entspricht 70% des Bruttoinlands- 
produkts), mehr als 60% davon im Eigentum des US-Rentensystems (OECD 
2008, 10). Das Vermögen der Pensionsfonds allein verdoppelte sich im 
OECD-Raum nahezu von 2002 bis 2007, und zwar von 9,89 Billionen US- 
Dollar auf 17,86 Billionen (ebd., 11). Während Pensionsfonds in den meisten 
Staaten die vergleichsweise sichere Anlageform der Anleihen gegenüber Aktien 
stärker gewichten, ist es in den USA umgekehrt. Darüber hinaus wurde in den 
letzten Jahren auch vermehrt in „alternative“ (d.h. riskantere) Anlageformen 
investiert - Hedgefonds, Private Equity und Rohstoffe (ebd., 7). 

Als drittes Element ist die wirtschaftspolitische Leitidee der Ownership Society 
zu nennen. Im Zentrum der von Präsident Bush propagierten Version des Be- 
sıtzindividualismus stand das selbstverantwortliche Individuum, dessen Exis- 
tenz auf Vermögensbesitz (insbesondere Hausbesitz) basiert, was Unabhängig- 
keit insbesondere von staatlichen Leistungen ermöglicht. Die Verbreitung von 
Immobilieneigentum wurde zum zentralen politischen Ziel erklärt. Kredithi- 
nanzierte Eigenheime sollten einen Bedarf decken, der in einem anderen wohl- 
fahrtsstaatlichen Regime als Argument für den Bau staatlicher Sozialwohnun- 
gen gelten könnte. Statt Miete zahlen zu müssen, tragen die Individuen beim 
Erwerb kreditfinanzierter Eigenheime andere Risiken (überteuerter Kauf, Ver- 
mögensverlust bzw. Scheitern bei Weiterverkauf oder Vermietung der Immobr- 
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lie, Instandhaltungsinvestitionen, finanzielle Überlastung durch Kreditrückzah- 
lung, Zinsänderungen etc.). Staatliche Förderungen wie die steuerliche Abzugs- 
fähigkeit von Hypothekenzinsen und die Absicherung von Hypothekarkredi- 
ten durch quasistaatliche Garantiegeber machten den Immobilienerwerb und 
das Engagement in der Immobilienfinanzierung für Finanzinstitute attraktıv. 
Die Finanzindustrie vermochte Hauseigentum als Anlageform darzustellen, 
mit deren Hilfe die Altersvorsorge, der Vermögensaufbau und (in ihrer Eigen- 
schaft als Sicherheit für Kredite) die Finanzierung des laufenden Konsums 
bestritten werden konnte. Quantitative und qualitative Erweiterungen des Hy- 
pothekarkredits begleiteten einen massiven Immobilienboom. 

Es kam auch zur Ausweitung der Kundschaft auf bislang als nicht kreditwür- 
dig geltende Kreditnehmer, das so genannte Subprime-Segment. Der Anteil der 
Eigenheimbesitzer stieg von 64,2% der US-Haushalte Anfang 1995 auf 69,1% 
Anfang 2005 (US Census Bureau 2008b). Die Expansion wurde mit Hypothe- 
ken finanziert. Die Summe verbriefter Hypothekenforderungen in Form von 
Residential Mortgage Backed Securities und von Konsumkrediten, die mit den 
neu erworbenen Immobilien besichert wurden, explodierte von 7,2% des Brut- 
toinlandsprodukts im ersten Quartal 2004 auf 17,7% im zweiten Quartal 2007 
(Blundell-Wignall/ Atkinson 2008, 6). Der Anteil variabel verzinster (und somit 
für den Kreditnehmer riskanterer) Verträge an den Hypothekarkrediten stieg 
vom langjährigen Durchschnitt um die 10% auf mehr als das Dreifache in den 
Jahren 2004 und 2005 (Freddie Mac 2008). In Folge des Booms kam es nahe- 
zu zu einer Verdoppelung des Werts durchschnittlicher Häuser zwischen 2002 
und 2006 (Evans 2008, 523). 

Der Druck, sich zu verschulden, um das Konsumniveau aufrechtzuerhalten, 
die gestiegene individuelle Verantwortung für die private Altersvorsorge und 
die staatlich vorangetriebene Propagierung des Immobilienbesitzes bilden die 
drei Hauptkomponenten der politisch gewollten Individualisierung des Um- 
gangs mit gesellschaftlichen Risiken, die zur Expansion des US-Finanzsektors 
im neuen Jahrtausend beigetragen haben. 


2. Risikoindividualisierung und Finanzmärkte 


Langfristige Veränderungstrends im Verhältnis von Haushalten und Finanz- 
märkten haben sich im jüngsten Finanzmarktboom verstärkt. Das Sparen der 
Haushalte ist nun größeren Ertragsrisiken ausgesetzt und das Ausmaß der Ver- 
schuldung zur Finanzierung der Haushaltsnachfrage ist gestiegen, was eine 
wachsende Zahl von Haushalten verstärkt Zwängen und Risiken aussetzt, die 
aus einem Schuldverhältnis erwachsen. Dem Finanzsektor erwuchsen daraus 
erweiterte Geschäftsmöglichkeiten, was der Finanzialisierung des Alltags, also 
der Verknüpfung von immer mehr Aspekten des Lebens mit Finanztransaktio- 
nen, einen Schub versetzte. 

Damit einher gingen qualitative Veränderungen im Finanzsektor. Die Finanziali- 
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sierung „ermutigt Haushalte, sich wıe Unternehmen zu verhalten, Unternehmen 
wie Banken, und Banken wie Hedgefonds“, skizziert Blackburn (2008, 38) poin- 
tiert die durch die Risikoindividualisierung und die Einschaltung des Finanzsek- 
tors als Absicherungsinstrument in Gang gesetzten Verhaltensänderungen. 

Für die Haushalte bedeutet die Individualisierung von Risiken Druck zur 
Ausbildung einer finanzialisierten Verhaltensweise. Das heißt, dass an Ent- 
scheidungen wie Rentenvorsorge, Wohnen und Finanzierung des Konsums ein 
unternehmerisches Investitionskalkül angelegt werden soll. Im Gegensatz zu 
traditionellen Spartugenden der Geduld und Risikovermeidung ist ein aktives 
Management von Risiken mittels der Angebote des Finanzsektors gefordert. 
Die Rolle der Unternehmen ändert sich insofern, als große Unternehmen 
vermehrt selber ins Finanzgeschäft einsteigen und zum Teil bedeutende Fi- 
nanzabteilungen unterhalten. Vom traditionellen Schuldner mutierte der Un- 
ternehmenssektor im laufenden Jahrzehnt in den USA und anderen großen 
Industriestaaten zum Nettogläubiger (IMF 2006). 

Im Finanzsektor selbst kommt es durch die Expansion jenseits traditioneller 
Geschäftsfelder und Deregulierung zur Verwischung der qualitativen Unter- 
scheidungsmerkmale verschiedener Finanzmarktakteure: Der Anteil an den 
Einkünften der Banken, der nicht aus Zinsgeschäften resultiert, ist von weniger 
als 10% Anfang der 1980er Jahre auf über 50% im Jahr 2005 gestiegen (Crotty 
2008, 174). Der Schwerpunkt ihrer Aktivitäten hat sich also weg von der Kre- 
ditvermittlung hin zu Gebühren abwerfenden Geschäftsfeldern bewegt, und 
zum Teil in riskante Geschäfte, die bislang das vorrangige Betätigungsfeld von 
Hedgefonds waren. Notfalls durch Gründung ausgelagerter Zweckgesellschaf- 
ten, falls Unvereinbarkeiten mit regulatorischen Vorschriften drohten. Im tra- 
ditionellen Bank- und Versicherungsmodell absorbierten Finanzinstitute das 
Investitionsrisiko und boten Haushalten eine fixe Verzinsung ihrer Einlagen, 
Versicherungen und Kredite. Nun werden die Risiken vermehrt auf die priva- 
ten Haushalte verschoben. Dass die Krise im Hauptzentrum des globalen Fi- 
nanzsystems, den USA, ausgebrochen ist, ist folgerichtig, weil hier auch die 
Tendenz zur Risikoindividualisierung und Finanzialisierung früher begann und 
weiter fortgeschritten ıst als in anderen Industriestaaten. 


3. Risikoindividualisierung, das Narrativ vom Risikotransfer 
und die Krise 


Phasen der Finanzmarktexpansion sind in der Regel durch die Konzentration 
auf bestimmte Anlageobjekte gekennzeichnet, deren Wertanstieg mit einem 
bestimmten Narrativ plausibilisiert wird und so weitere Anleger anlockt. In je- 
der Boomphase der letzten Jahrzehnte lässt sich ein solches Narrativ mit ei- 
nem zentralen Anlageobjekt ausmachen: Der Sekundärschuldenmarkt in den 
80er Jahren, Junk Bonds und Leveraged Buy Outs ın den späten 80er Jahren, 
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Telekom- und Medienaktien in den 90er Jahren, Internet Start-ups in den spä- 
ten 90er Jahren (Engelen et al. 2008). 

Das zu Anfang des neuen Jahrtausends dominierende Narrativ kreiste um das 
Immobiliengeschäft und darauf aufgebaute Wertpapiere und Derivate, die an- 
geblich eine quasi risikolose Kapitalanlage ermöglichten. Die Tatsache, dass 
Finanzanleger etwa ab 2002 zunehmend in riskante Anlagen investierten, wur- 
de unter anderem damit erklärt, dass das Anlagerisiko dank neuer Finanzin- 
strumente nun breiter gestreut sei, was wiederum riskantere Investitionen er- 
laube. Man ging davon aus, dass die privaten Haushalte als Sparer einen 
wachsenden Anteil der Anlagerisiken tragen (Crotty 2008, 176; ECB 2008b, 
11; IMF 2005). Der IWF sprach von einem Paradigmenwechsel der Risikodi- 
versifikation: Die Risiken würden sich weg von den Banken und zunehmend 
weg vom Finanzsektor insgesamt verlagern, weil Pensionsfonds, Investment- 
fonds und Versicherungen das Ertragsrisiko und Banken das Zinsrisiko zu- 
nehmend an die Haushalte weitergeben würden (IMF 2005). Dieses Narrativ 
bestärkte Banken und institutionelle Anleger darin, weitere Risiken einzuge- 
hen, und Aufsichtsbehörden darin, nicht dagegen einzuschreiten. Sie vertrau- 
ten auf die erfolgreiche Abwälzung möglicher Verluste auf die privaten Haus- 
halte durch entsprechende Vertragsgestaltung und Portfoliozusammensetzung. 
Als Werkzeug zum Risikotransfer innerhalb des Finanzsektors fungierte eine 
Reihe von so genannten „strukturierten Produkten“. 

Zunächst wurde die Verbriefung von Hypothekar- und anderen Haushaltskre- 
diten massiv ausgeweitet. In so genannten Asset Backed Securities (ABS) bün- 
deln die Banken (meist mit Hilfe ausgelagerter Zweckgesellschaften) mehrere 
tausend Kredite zum Weiterverkauf, vor allem Hypothekarkredite. Werden 
ausschließlich letztere verbrieft, spricht man von Mortgage Backed Securities 
(MBS). Der Käufer erwirbt nun ein Wertpapier, dessen Erträge aus den Zah- 
lungen der Hypothekarschuldner stammen, die beim Wertpapieremittenten 
eingehen. Durch die Verteilung der Kreditrisiken auf eine große Zahl von An- 
legern sei das Risiko diversifiziert und somit für die Käufer solcher Wertpapie- 
re insgesamt geringer als die Summe der einzelnen Risiken, so der Gedanke. 
Ratingagenturen versahen die ABS und MBS mit attraktiven Benotungen, was 
die Papiere für Investoren interessant machte. 

Der Vorteil für die Wertpapieremittenten (meist Zweckgesellschaften von Ban- 
ken) bestand darin, dass sie das durch den Weiterverkauf der Kredite einge- 
nommene Geld gewinnbringend investieren konnten, statt wie im traditionel- 
len Kreditgeschäft auf die Rückzahlung bis zum Ende der Laufzeit warten zu 
müssen. Zudem mussten sie für die weiterverkauften verbrieften Kreditforde- 
rungen kein Eigenkapital vorhalten, wie es sonst bei Krediten gesetzlich vorge- 
schrieben ist. In einer weiteren Form der Verbriefung, so genannten Collatera- 
lized Debt Obligations (CDOs), wurden auf bis zu 150 MBS basierende Pools 
geschaffen, die in verschiedene Risikoklassen tranchiert und mit verschiedenen 


Risiko- und Frtragseigenschaften weiterverkauft wurden. Hedgefonds und an- 
dere institutionelle Anleger kauften solche Papiere in den Jahren vor Ausbruch 
der Krise in großem Umfang, und setzten so letztlich ihre Kunden verstärkten 
Risiken aus. Finanziert wurden diese Operationen vielfach auf der Basıs zusätz- 
licher Kredite, die aufgrund des niedrigen Zinsniveaus billig zu haben waren. 
Das Emissionsvolumen von CDOs stieg von 80 Milliarden US-Dollar im Jahr 
2002 auf 500 Milliarden 2007 (Guttmann 2008, 4). 

Um die mit den Hypotheken und anderen Krediten verbundenen Risiken, das 
Zinsrisiko und das Zahlungsausfallsrisiko, zu versichern, wurden auch spezielle 
Derivate entwickelt. Das wichtigste Instrument waren Credit Default Swaps 
(CDS). Gegen eine Gebühr verpflichteten sich die Käufer dieser Derivate, im 
Falle eines Bonitätsverlusts oder Zahlungsausfalls des zugrunde liegenden Kre- 
dits Kompensationszahlungen zu leisten. Der Markt für CDS explodierte von 
beinahe Null zehn Jahre zuvor auf 62 Billionen US-Dollar 2007 (wobei nach 
Streichung gegenläufiger Positionen ın diesem aggregierten Betrag laut Eco- 
nomist vom 6.11.2008 immer noch etwa 1,6 Billionen US-Dollar Nettorisiken 
übrig bleiben). Damit wurde das mit Hypotheken und anderen Krediten ver- 
bundene Risiko kommodifiziert und handelbar gemacht. 

Das Geschäft der Verbriefung und Derivate-Bildung wurde für die Finanzinsti- 
tute zur attraktiven Quelle hoher Gebühreneinnahmen. Mit ihrer Hilfe sollten 
Risiken aus dem Kreditgeschäft nicht wie im traditionellen „originate and 
hold“-Modell von der Bank getragen, sondern durch den Weiterverkauf an ei- 
ne Vielzahl von Anlegern breit gestreut und somit reduziert werden („originate 
and distribute“-Modell). 

Weil das Kreditausfallsrisiko weitergereicht und zerstückelt wurde und auch 
für die Käufer Absicherungsinstrumente zur Verfügung standen, wurde schließ- 
lich zunehmend die Überprüfung der Kreditwürdigkeit der Schuldner vernach- 
lässigt. Das ermutigte den Zustrom neuer, unregulierter Akteure und das Auf 
kommen dubioser Kreditvergabepraktiken im Hypothekarkreditsektor, und 
führte zur Ausweitung der Kredite an Schuldner mit geringen Rückzahlungsfä- 
higkeiten, das so genannte „Subprime“-Segment (Kuttner 2008). 

Der mit dem orıginate and distribute-Modell verbundene Risikotransfer ver- 
sprach laut dem herrschenden Narrativ eine optimale Streuung des Rısikos, al- 
so seine Verteilung auf so viele Schultern, dass das System insgesamt dadurch 
krisenresistenter werde. Aus diesem Grunde wurde in objektiv riskanteren An- 
lagen keine Gefährdung der Systemstabilität gesehen. Der IWF konstatierte 
2005 in seinem Finanzmarktstabilitätsbericht, der Privathaushaltssektor seı zu- 
nehmend zum „shock absorber of last resort“ mutiert, was günstig für die Sta- 
bilität des Finanzsektors sei (IMF 2005, 5). 

In einem Umfeld vergleichsweise niedriger Renditen für Staatsanleihen führte 
die Suche nach ertragreicheren Anlagen selbst traditionell risikoscheue Anleger 
wie Pensionsfonds (und damit auch die privaten Haushalte, die sich bei ihnen 
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versichert hatten) in immer riskantere Gefilde. Pensionsfonds und Versiche- 
rungen wurden Schlüsselakteure im Kreditderivatemarkt. Seit Anfang des Jahr- 
tausends erfuhr dieser Markt ein explosives Wachstum; Investitionen erschie- 
nen hier angesichts geringer Zahlungsausfälle in den Jahren davor als gutes 
Geschäft (Crotty 2008, 179). Pensionsfonds hatten Ende 2007 8% ihres Ver- 
mögens in „strukturierte Produkte“ investiert, das sind 1,44 Billionen US- 
Dollar. Wie sich jetzt zeigt, könnten davon bis zu 700 Milliarden „vergiftet“, 
also letztlich wertlos, sein (Financial Times 20.10.2008). In den ersten drei 
Quartalen 2008 mussten Pensionsfonds bereits Verluste von 20% ihres Ver- 
mögens (5 Billionen US-Dollar) hinnehmen (OECD 2008, 1). 

Die Verknüpfung des Immobilienpreisanstiegs mit neuen Finanzinstrumenten 
und -mechanismen, die hohe Erträge bei weitgehend abgesicherten Risiken 
versprachen, trug massiv zur Festigung der internationalen Attraktivität des 
US-Finanzsystems bei. Der US-Markt behauptete sich als Hauptaufnahmebe- 
cken des Überschusssparens der expandierenden Volkswirtschaften in Asien 
und anderswo. Die vorangegangenen Erschütterungen in Folge der geplatzten 
New Economy-Blase und einer Reihe von Finanzskandalen (Enron, World- 
com) und spektakulären Pleiten (LTCM) (vgl. Sablowski 2003) wurden so als 
vorübergehende Störungen abgehakt. 

Das Aufkommen von Staatsfonds, die Teile der Devisenreserven der Emerging 
Markets weniger konservativ anlegen als die traditionell in US-Staatspapiere 
investierenden Zentralbanken ihrer Staaten, hängt damit zusammen. Auch 
Banken aus Europa investierten in großem Stil in „strukturierte Produkte“, 
sodass ihre daraus entstehenden Verluste schließlich größer waren als jene von 
US-Banken (ECB 2008a, 20). Insgesamt wurde rund ein Drittel der Subprime- 
Verbriefungen ans Ausland verkauft (Blundell-Wignall/Atkinson 2008, 11). 


A. Krise 


Der Anstieg der Zinsen in den USA führte angesichts des hohen Anteils vari- 
abel verzinster Hypothekarkredite im Laufe des Jahres 2006 zu zunehmenden 
Zahlungsausfällen zunächst bei den Subprime-Krediten. Pensionsfonds (zu- 
mindest jene, die defined benefit plans anboten) wurden vorsichtiger beim 
Ankauf „strukturierter Produkte“, und irgendwann begann das Angebot dieser 
Papiere die Nachfrage zu übersteigen. Eine Reihe von Hypothekarkreditver- 
mittlern ging Anfang 2007 Bankrott (Blackburn 2008, 2). Versicherer von Kom- 
munalschuldverschreibungen (Monolines), die sich in den letzten Jahren in 
den Markt für private CDS diversifiziert hatten, bekamen Probleme. Als erste 
Hedgefonds, die stark ın Kreditderivate investiert hatten, bekannt gaben, dass 
sie Ihre Guthaben nicht bewerten konnten, brach die Krise aus (BIS 2008). 

Von da an begannen alle Finanzakteure, ihre eigenen Positionen zu überprü- 
fen und zu entdecken, dass sich einige der von ihnen gehaltenen Papiere als 
riskanter erwiesen, als ursprünglich gedacht, denn sie konnten sie nicht mehr 
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weiterverkaufen. „Strukturierte Produkte“ mutierten nun in den Augen der 
Branche plötzlich zu „Giftmüll“. Die herrschende Einschätzung hatte sich ge- 
wandelt. Aufgrund der nur schrittweisen Veröffentlichung von Verlusten durch 
die Betroffenen, bedingt durch Geheimhaltung aus Angst vor dem Verlust der 
Kreditwürdigkeit, vorgeschriebene Berichtsperioden und Veröffentlichungsre- 
geln, die in bestimmten Zeitabständen die Bewertung der Aktiva zu Markt- 
preisen vorschreiben, schwelte die Krise in einem Zustand der Unsicherheit 
vor sich hin. Trotz Kapitalaufstockungen einzelner Banken wuchs die Sorge, 
ob die Kapitalpuffer der Banken für die erst nach und nach auftauchenden 
Verluste letztlich ausreichen würden. 

Nach zwölf Monaten schleppender Finanzkrise und den staatlichen Ret- 
tungsmaßnahmen für die Hypothekengarantieanstalten Fannie Mae und Fred- 
die Mac sowie die Investmentbank Bear Stearns war der Zusammenbruch des 
Instituts Lehmann Brothers ein entscheidender Wendepunkt. Die US- 
Behörden ließen die Investmentbank fallen, offenbar um ein Exempel zu sta- 
tuteren und dem Vorwurf zu begegnen, der Staat würde in „sozialistischer“ 
Manier das Versagen privater Finanzinstitute unbegrenzt auffangen und damit 
moral hazard unterstützen. Die Entscheidung erwies sich als Auslöser einer 
Welle von Zusammenbrüchen und Schwierigkeiten von Instituten in den USA 
und in anderen Ländern. Banken hörten auf, einander Kredite zu gewähren, da 
Angst um sich griff, jeder könnte der nächste scın. 

Das untergrub das Finanzierungsmodell vieler Banken, die sich über kurzfristige 
Kredite am Interbankenmarkt finanzieren, und brachte sie in Zahlungsschwierig- 
keiten. Notverkäufe, zu denen sich einige verschuldete Institute gezwungen sa- 
hen, um fällige Kredite zu bedienen, brachten die Preise einer Vielzahl von 
Wertpapieren unter Druck. Die Kosten der Versicherungen gegen Zahlungsaus- 
fall stiegen in die Höhe. Das brachte die Aktien zahlreicher Banken unter Druck, 
was wiederum das Misstrauen der Anleger schürte und die Gefahr eines massen- 
haften Abzugs von Bankeinlagen heraufbeschwor. Aus diesem Grund wurden 
Finanzinstitute in den USA und zahlreichen europäischen Staaten vom Staat ge- 
rettet. Nach einigen Anlaufschwierigkeiten, die das Spannungsverhältnis von 
durch die Finanzkrise erzeugtem Handlungsdruck und demokratischen Verfah- 
ren deutlich machen, kam es zur Bekanntgabe einigermaßen konsistenter Maß- 
nahmenpläne durch die USA und die EU (diese schen Bürgschaften, Kapitalzu- 
fuhr und temporäre Verstaatlichungen vor). Seit Herbst 2008 tritt die gesamt- 
wirtschaftliche Abschwächung in Wechselwirkung mit der Finanzkrise. 


5. Das Risiko kehrt zurück 


Die Krise zeigte schlagartig, dass das Ausmaß des durch die neuen Finanzın- 
strumente bewerkstelligten Risikotransfers überschätzt worden war. Die außer- 
bilanziellen Zweckgesellschaften, die von Banken gegründet worden waren, um 


ä 
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kreditfinanzierte „strukturierte Produkte“ zu verkaufen, mussten von den Ban- 
ken zurück in die eigenen Bilanzen geholt wurden, als die weitere Kreditfinan- 
zierung am Markt für diese Einrichtungen zusammenbrach, weil der Wert der 
von ihnen gehaltenen Papiere ins Bodenlose fiel. Das Rısiko entpuppte sich 
als konzentrierter als gedacht, weil die Banken voneinander zwecks Portfolio- 
diversifizierung „strukturierte Produkte“ gekauft hatten bzw. weil sie auf einem 
Teil der von ihnen emittierten hypothekenbesicherten Anleihen selbst sitzen 
blieben (Blundell-Wignall/ Atkinson 2008). Nach und nach erwies sich, dass 
einige Banken heillos überschuldet waren. Mit der Sozialisterung der Risiken, 
die die Bankenrettungen darstellten, fielen jene Risiken auf den Staat zurück, 
die der Finanzsektor nicht an die Haushalte weiterzureichen vermochte. Im 
Zusammenhang mit der Analyse, dass die Risiken zunehmend auf den Haus- 
haltssektor übertragen worden seien, warnte der IWF in seinem Finanzstabili- 
tätsbericht 2005, dass die Haushalte im Krisenfall zwar verantwortlich bleiben 
werden, aber die Gefahr eines politischen Backlash mit Forderungen nach 
staatlicher Unterstützung und Reregulierung bestehe (IMF 2005, 5 und 84). 
Die im Herbst 2008 einsetzende Debatte in den USA, ob das staatliche Kri- 
senhilfspaket nur den Finanzinstituten offen stehen soll oder auch Hypothe- 
karkreditnehmern, war ein erstes Indiz dafür. Ob infolge der Krise politischer 
Druck für die Rücknahme der Risikoindividualisierung aufgebaut wird und 
wie dıe Kosten der Krisenbewältigung verteilt werden, wird sich im Verlauf der 
weiteren Entwicklung zeigen. Dabei wird es auch darauf ankommen, welche 
Faktoren als Krisenursachen identifiziert werden und infolgedessen unter Ver- 
änderungsdruck geraten. 

Auf den Beitrag struktureller und zyklischer Aspekte der Akkumulationsdy- 
namik, der Makropolitik sowie interner und internationaler Ungleichgewichte 
zur Krise ging bereits Evans (2008) ein. Die Antworten der Regierungen auf 
die strukturellen Krisenursachen beschränken sich bislang jedoch auf Anpas- 
sungen der Finanzmarktregulierung. Damit werden nicht nur entscheidende 
Krisenursachen ausgeblendet, die dürftigen Reformpläne laufen auf eine Fort- 
führung bestehender Modelle hinaus. Die Selbstregulierung des privaten Sek- 
tors war der Regulierungsmodus, der die Individualisierung der Risikoverant- 
wortung begleitete. Obgleich der Finanzsektor ein traditionell vergleichsweise 
stark regulierter Sektor ist, vertraute der Staat im Rahmen einer wettbewerbs- 
orientierten Gesetzgebung eine Reihe von Regulierungsaufgaben Marktprozes- 
sen und -akteuren an und beschränkte sich somit auf eine indirekte Steue- 
rung. Konzeptionell liegt diesem Modell die Annahme der Selbststabilisie- 
rungsfähigkeit des Finanzsektors zugrunde. Schwächen der Selbstregulierung 
des Finanzsektors sind sert Ausbruch der Krise auch von offizieller Seite aner- 
kannt worden, und die G20 haben einen Aktionsplan zur Reform der Fi- 
nanzmarktregulierung verabschiedet. Doch die Grundannahme der Selbststeu- 
erungs- und Selbststabilisierungsfähigkeit des Finanzsektors (sowie des Kapita- 
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lismus insgesamt) wird dabei nicht hinterfragt. Eher wird die Re-Regulierung 
als Beseitigung der regulativen Verzerrungen von Marktprozessen verstanden. 


6. Alles nur eine Frage der Transparenz? 


In der aktuellen Reformdebatte wird kritisiert, dass im „originate and distribu- 
te“Modell Informationen über Schuldner verloren gehen, weil angesichts des 
Weiterverkaufs von Krediten Anreize zur Prüfung der Kreditwürdigkeit fehlen 
und weil durch das Auseinanderziehen der Kette zwischen Gläubiger und 
Schuldner in einem Schachtelwerk komplizierter Transaktionen Informationen 
zerstört werden. Gegen die Verpflichtung, wie ım traditionellen Bankgeschäft 
Forderungen in den eigenen Büchern zu halten, statt sie weiterzukaufen, weh- 
ren sich Banken aber heftig. Deshalb konzentriert sich die offizielle Diskussı- 
on auf die Herstellung von Transparenz. Die Akteure versprechen sich viel 
von der Erhöhung der Menge an Informationen. Dabei wird unter anderem 
ausgeblendet, dass nicht nur die Produktion von Informationen aufwändig ist, 
sondern auch ihre Absorption. 

Die Expansion der Finanzmärkte war in den letzten Jahrzehnten begleitet von 
einer aufgeblähten medialen Informations- und Meinungsproduktion, die als 
handlungsrelevant für Investoren präsentiert wurde. Die Akteure können In- 
formationen jedoch nur begrenzt aufnehmen und stehen vor dem Problem, 
ihre Verlässlichkeit richtig einzuschätzen. Je größer und unübersichtlicher der 
Finanzsektor, desto größer ist die Bedeutung von Reputationsintermediären, 
also Instanzen, die die Bewertungsarbeit, die den Finanzmarkt als „permanen- 
tes ökonomisches Tribunal“ auszeichnet, strukturieren, indem sie Informatio- 
nen erheben, aggregieren, zertifizieren und konventionelle Einschätzungen für 
deren Beurteilung vorgeben. Neben Analysten, die nach dem Platzen der New 
Economy-Blase als Hauptschuldige ins Kreuzfeuer gerieten (Financial Times 
20.3.2001), sowie Rechnungsprüfern, die nach dem Enron-Skandal im Zentrum 
der Kritik standen, kommt diese Rolle vor allem pnvaten Ratingagenturen zu. 
Bereits in der Asien-Krise 1997/98 und der New Economy-Krise 2001 wurde 
den Ratingagenturen vorgeworfen, an der Krise mit Schuld zu sein, da sie zu 
spät reagiert und zu lange positive Bewertungen für Schuldner abgegeben hät- 
ten, bei denen das Risiko des Zahlungsausfalls längst gestiegen war. In der ak- 
tuellen Krise hat diese Kritik eine neue Intensität erreicht. Den Ratingagentu- 
ren wird vorgeworfen, „strukturierte Produkte“ in irreführender Weise gut be- 
wertet zu haben. Das wird zum einen auf den Einsatz von Computermodellen 
zurückgeführt, deren Resultate auf unzureichenden Daten aus der prosperie- 
renden Vergangenheit basieren und die deshalb die Wahrscheinlichkeit von 
Krisen unterschätzen. Zum anderen wird den Ratingagenturen vorgeworfen, 
geschönte Urteile über Wertpapiere abgegeben zu haben, da sie mit deren Ur- 
hebern gleichzeitig Beratungsverträge in Fragen der Bilanzkosmetik unterhiel- 
ten (Sinclair 2008). 
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In der EU haben nun jene Stimmen an Gewicht gewonnen, die sich bereits 
seit langem daran stoßen, dass die Ratingbranche von drei US-Firmen be- 
herrscht wird. Der Verdacht steht im Raum, deren Bewertungskriterien würden 
einen Bias aufweisen, der US-Regulierungsvorstellungen entspricht und in der 
EU dominierende Haltungen diskriminiert. Ratingagenturen sollen deshalb ei- 
ner EU-Aufsicht unterworfen werden und der Wettbewerb um Ratings soll ge- 
fördert werden. Es ist jedoch fraglich, ob mehr Wettbewerb im Ratingmarkt 
einen Beitrag zur Problemlösung bieten kann. Ratings werden benutzt, um die 
Datenflut, der Marktteilnehmer ausgesetzt sind, auf einfache Noten zu redu- 
zieren. Wird die Zahl konkurrierender Ratings erhöht, so wird dieser Service 
unterminiert statt verbessert. 

Der Beitrag bestehender Ratingagenturen zur Förderung marktliberaler Denk- 
modelle entsteht weniger durch die US-Dominanz im Ratingmarkt, sondern 
durch die Tatsache, dass sich die Finanzmärkte ausdehnen und Regulierungs- 
modelle wie Basel II die Verbreitung der von Ratingagenturen verwendeten Ri- 
sikobewertungsmethoden ausweiten (Kader 2005). 

Neben den Ratingagenturen sind auch die internationalen Bilanzierungsregeln 
für die Verstärkung der Krise verantwortlich gemacht worden. Das Prinzip der 
Bewertung der Aktiva zu aktuellen Marktpreisen („fair value“), das sich erst im 
Zuge der Internationalisierung der Rechnungslegungsstandards in den letzten 
Jahren allgemein durchgesetzt hat, wurde als krisenverschärfend kritisiert und 
teilweise wieder außer Kraft gesetzt. Kaum kritisiert wurde jedoch das ganze 
Verfahren der Standardsetzung in diesem Bereich. Das International Accoun- 
ting Standards Board (IASB), das die internattonalen Bilanzierungsregeln aus- 
arbeitet, ist ein privates Gremium, in dem Vertreter von Unternehmen tonan- 
gebend sınd (Perry/Nölke 2006). Der Beitrag des faır value-Prinzips zur Risiko- 
individualisierung bleibt in der Reformdebatte bislang völlig ausgeblendet. Es 
erschwert die Bildung stiller Reserven in Unternehmen, die traditionell die 
Grundlage von Betriebsrenten mit garantierter Auszahlung bildeten. Deren 
Auflösung hat den Druck in Richtung der defined contribution-Modelle bei 
den Betriebsrenten befördert. 

Als der Interbankenmarkt im Zuge der Krise vorübergehend austrocknete, 
brach eine Diskussion über die Verlässlichkeit des zentralen Preisindikators auf 
diesem Markt aus, des Libor (London Interbank Offered Rate). Dieser ist ein 
Indikator hypothetischer Kreditpreise auf der Basis von Meldungen ausge- 
wählter Banken, kein Durchschnitt tatsächlicher Preise, also beinhaltet er ein 
Element der Wertung. US-Finanzinstitute kritisierten ihre mangelnde Beteilt- 
gung beim Zustandekommen des Libor (MacKenzie 2008). 

Ratings, Bilanzierungsregeln und Referenzpreise bilden zentrale Elemente der 
Informationsinfrastruktur der Finanzmärkte. Ihre private Bereitstellung birgt 
Glaubwürdigkeitsprobleme, die besonders in Krisenzeiten destabilisierende 
Folgen haben können. Das wird nur ansatzweise problematisiert. Dass subal- 


Krise der Finanzmärkte, Krise der Rısikoindividualisierung 153 


terne Gruppen, deren Alltag durch Finanzialisierung immer stärker mit dem 
Weltfinanzsystem verknüpft ist, nicht an der Erstellung des Regelwerks der Fi- 
nanzmärkte partizipieren, ist überhaupt kein Thema. Folglich bleibt weitge- 
hend unthematisiert, wie bestimmte Berechnungsmethoden bestimmte Interes- 
sen und Denkmodelle fördern. 

Dafür wird die Rolle der Informationstransparenz für die Marktstabilität über- 
schätzt. Die in der Reformagenda der G 20 betonte Bedeutung unverzerrter 
Informationen (durch korrekte Ratings, Verbuchungsprinzipien und Referenz- 
preise) für das reibungsfreie Funktionieren der Finanzmärkte blendet inhärente 
Instabilitäten des Wirtschaftssystems aus. Auf Finanzmärkten, wo die Preise 
subjektive Einschätzungen inhärent unsicherer Zukunftsaussichten widerspie- 
geln, kann es keine „korrekte“ Bewertung geben. Auch mit völlig transparen- 
ten Wertpapieren kann es zu Blasenbildung und Krisen kommen, wie die ge- 
platzte New Economy-Blase zuletzt bewiesen hat (Orlean 2008). 


7. Mangel an stabilisierenden Mechanismen 


Das Paradigma der Selbstregulierung ist darauf ausgelegt, Regulierungsaufga- 
ben an Marktakteure zu delegieren. So erlaubt „Basel II“, das Regelwerk zur 
Sicherung ausreichender Eigenkapitalunterlegung für Bankgeschäfte, großen 
Banken, mittels ihrer eigenen Risikomodelle zu berechnen, wie viel Eigenkapi- 
tal sie brauchen. Die Berechnungen werden von Regulierungsbehörden einer 
Überprüfung unterzogen und abgesegnet. Wenige Monate vor Ausbruch der 
Krise war etwa Northern Rock, einem der ersten Krisenopfer im Bankensektor, 
gestattet worden, auf Basis der Basel I-Modellberechnungen sein Eigenkapital 
zu senken - ein fataler Fehler. Die Verantwortung für das Risikomanagement 
wurde in die betreffenden Unternehmen selbst verlagert. In den Unternehmen 
stehen jedoch die für die Risikosteuerung zuständigen Bereiche in Konflikt 
mit den Verkaufsbereichen. Fallstudien zeigen, dass zur Vorsicht mahnende 
Stimmen insbesondere in einem Klima allgemeiner Expansion keine Chance 
haben, sich unternehmensintern durchzusetzen (Blundell-Wignall/Atkinson 
2008, 33; ECB 20085, 14). 

Eine zentrale Rolle im Modell der Selbstregulierung spielt die Problematik der 
Corporate Governance, der Kontrolle der Firmenleitung durch die Eigentü- 
mer. Die Krise wird auch als Resultat mangelnder Kontrolle seitens der Aktıo- 
näre interpretiert. Demnach hätten die riskanten Strategien des Managements 
von Finanzinstituten, die nach Ausbruch der Krise zu fallenden Aktienkursen 
führten, schon viel früher zu Einsprüchen der Aufsichtsräte führen müssen 
(Financial Times 18./19.10.2008). Es ist aber kein systematischer Zusammenhang 
zwischen Krisenbetroffenheit und gängigen Kriterien „guter“, d.h. durch die Ei- 
gentümer bestimmter Corporate Governance zu erkennen. Daher ist fraglich, ob 
es Varianten der Unternehmenskontrolle durch Aktionäre gibt, die zu einer wirk- 
samen Begrenzung der Risiken, die das Management eingeht, führen können. 
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Die staatliche Regulierung des Finanzsektors stellt auch kein Gegengewicht zu 
den Profitiriteressen der Banken und Unternehmen dar. Die US- 
Finanzmarktaufsicht ist zersplittert und ermöglicht vielfach den Regulierten, 
die Konkurrenz zwischen den Regulierungsinstanzen für die eigenen Zwecke 
einzusetzen. In der EU ist die Entwicklung widersprüchlich. Der Financial 
Services Action Plan etablierte 1999 eine Agenda zur Herstellung eines Bin- 
nenmarkts für Finanzdienstleistungen. Der Plan folgte einer Liberalisierungs- 
agenda und wurde von der Finanzindustrie forciert. Zudem wurde der Prozess 
der Regulierung mit Hilfe des so genannten Lamfalussy-Verfahrens technokra- 
tisch gestaltet, mit dem Ziel, politische Widerstände gegen die Agenda zu 
schwächen. Mit der Schaffung europäischer Gremien, die von nationalen Re- 
gulierungs- und Aufsichtsbehörden beschickt wurden, wurde aber gleichzeitig 
eine Bündelung von bürokratischer Expertise durchgeführt, die eine Stärkung 
der Regulierungsmacht auf EU-Ebene bedeutete. Mit der Einführung der Pra- 
xis, alle Gesetzesvorschläge zur öffentlichen Konsultation auszuschreiben, 
wurde auch formal eine erhöhte Transparenz und Partizipationsmöglichkeit 
geschaffen. An den Stellungnahmen im Rahmen dieser Konsultationsverfahren 
lässt sich jedoch ablesen, dass die Finanzindustrie diesen Prozess dominiert 
und durch die Konsultationsverfahren möglicherweise noch mehr Einfluss er- 
hält als vorher (Weber 2006). Von der Ausweitung der internationalen Debat- 
ten auf Regierungsvertreter aus einem größeren Kreis von Staaten (G 20) abge- 
schen, ist die verbreiterte Partizipation an der Finanzmarktregulierung jedoch 
bislang kein Thema in offiziellen Reformdebatten. 

Das gilt auch für die Regelung des Verhältnisses zwischen Konsumenten und 
Anbietern von Finanzdienstleistungen. Als zentrale Maßnahme gegen die 
strukturelle Informationsasymmetrie zwischen den Anbietern von Finanz- 
dienstleistungen und ihren Kunden wurde im Selbstregulierungsparadigma die 
Bildung in finanziellen Angelegenheiten betrachtet. Durch Wissen ermächtigte 
Konsumenten sollen ein Gegengewicht zur Finanzindustrie bilden und so Be- 
trug und Fehlentscheidungen verhindern. Dadurch wird aber von der unüber- 
brückbaren Asymmetrie zwischen Finanzdienstleistern und Kundschaft ebenso 
abgelenkt wie von der staatlichen Verantwortung für die Risikobegrenzung (sei 
es durch staatliche Risikoübernahme oder zumindest staatlichen Konsumen- 
tenschutz). Die Risikoindividualisierung wird verstärkt bzw. legitimiert, indem 
suggeriert wird, es käme auf individuelles Wissen und geschicktes Agieren an. 
Somit wird die Zuweisung von Eigenverantwortung zum impliziten Lernge- 
genstand. Das Subjektmodell „Finanzbildungsbürgertum“ ist die Version des 
Bildungsbürgers in Zeiten der Finanzialisierung und der „Ownership Society“ 
(Schürz/Weber 2008). Dass die britische Regierung ihr im Oktober 2008 ge- 
schnürtes Hilfspaket für die Banken unter anderem mit der Auflage verschen 
hat, unterstützte Institute müssten bestehende Financial Capability-Initiativen 
(d.h. den staatlichen Aktionsplan für Finanzbildung) unterstützen, ist ein 


Hinweis sowohl auf die erstaunliche Beharrlichkeit der Vorstellung, aufgeklärte 
Akteure könnten ein Gegengewicht zu expansiven Kräften und Instabilitäten 
im Finanzsektor bilden, als auch auf den politischen Willen, den allgemeinen 
Rahmen der Risikoindividualisierung langfristig unbedingt beizubehalten. 


8. Überlastung und Überdehnung des Finanzsektors 


Dass die Individualisierung von Risikoverantwortung und die Positionierung 
des Finanzsektors als zentrale gesellschaftliche Instanz zur Risikobewältigung 
in eine Krise geführt hat, könnte als Zeichen dafür gewertet werden, dass der 
Finanzsektor mit dieser Aufgabe und dem Ausmaß des damit verbundenen 
Zuflusses von Kapital schlicht überfordert war. Eine Reihe von Indikatoren 
sprechen für eine Überdehnung des Finanzsektors in den letzten Jahren: Der 
Anteil des Finanzsektors an den Unternehmensgewinnen ın den USA ist von 
10% Anfang der 80er Jahre auf 40% im Jahr 2007 gestiegen, an der Börsenka- 
pitalisierung von 5,2% (1980) auf 23,5% (2007) (Economist 18.10.2008, 76). 
Währenddessen lag sein Anteil an der Bruttowertschöpfung bei 15%, der An- 
teil an den Beschäftigten ım Privatsektor bei 5% (Economist 22.3.2008). Die 
wettbewerbsbedingte Verwischung der Unterschiede und Grenzen zwischen 
verschiedenen Typen von Finanzakteuren und Finanzinstrumenten sowie die 
Risikobündelung und -verlagerung haben die Netzwerkverbindungen im globa- 
len Finanzsystem erhöht, und somit auch die Komplexität und Unübersicht- 
lichkeit in neue Dimensionen gesteigert (Jenkinson et al. 2008). Das Wachs- 
tum der Ausgabe innovativer Finanzinstrumente war zeitweise derart rasant, 
dass es die Abwicklungskapazitäten der „back offices“ der Banken überforder- 
te. Unbestätigte Abschlüsse ım Ausmaß des Handelsvolumens mehrerer Wo- 
chen waren ın der Hochphase Ende 2005 üblıch, und ihre Zahl stieg trotz 
Ermahnungen von Regulatoren immer wieder an - zuletzt unmittelbar vor 
Ausbruch der Krise im Sommer 2007 (Jenkinson et al. 2008, 14). Ratingagen- 
turen waren überfordert mit der Bewertung „strukturierter Produkte“, die un- 
zählige Kleinkredite mit unklarer Kreditwürdigkeit bündelten. Doch diese 
brachte ihnen zeitweise 40% ihrer Einnahmen ein (Sinclair 2008, 20); deshalb 
verließen sie sich auf Wahrscheinlichkeitsberechnungen von Computermodel- 
len mit zweifelhafter Datengrundlage. 

Die Expansion des Finanzsektors und seine daraus folgende Krise erscheint 
somit als Überhitzung, die eine Überforderung der beteiligten Akteure in 
quantitativer, qualitativer und zeitlicher Hinsicht erzeugte. Mangelnde Über- 
sicht und Vernachlässigung von Risiken waren die Folge auch davon. In der 
unübersichtlichen Situation gigantischer Beträge, aufgeteilt auf ein Wirrwarr 
komplexer Verträge, das Risiko zu messen, dem ein einzelnes Institut (ge- 
schweige denn ein einzelner Anleger) ausgesetzt ist, ist hochkomplex und er- 
fordert enorme Ressourcen. Selbst Insidern bereitet es Schwierigkeiten. Für 
Outsider (Regulierungsinstanzen) ist eine wirklich eingehende Überprüfung 
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dieser Angaben beinahe unmöglich (Blundell-Wignall/Atkinson 2008, 22). 
Obwohl sich vor Ausbruch der Krise die Indizien verdichteten, dass das Aus- 
mafß der Risiken zu Problemen führen könnte, herrschte Unklarheit darüber, 
wo die Risiken letztlich lagen (ECB 20086, 16). 

Eine Überforderung des Aufmerksamkeitspotenzials der beteiligten Akteure - 
Behörden, Ratingagenturen, Investoren etc. - ist sicher ein wesentlicher Faktor 
für das Entstehen der Krise, der durch andere „Anreize“ und Regeln nicht aus 
der Welt geschafft wird. So steht die grundsätzliche Frage im Raum, ob die 
Absicherung gegen gesellschaftliche Risiken auf breiter Front nicht eine 
Nummer zu groß für den Finanzsektor ist. Das mangelnde private Angebot an 
Anlageformen mit langen Laufzeiten, die für die Versicherung des Langlebig- 
keitsrisikos für Pensionsfonds notwendig sind, führt auch in Finanzkreisen zur 
Diskussion, ob nicht letztlich der einzige Akteur, der für so langfristige Risi- 
ken als Versicherer in Frage kommt, der Staat ist (IMF 2005, 80). 


9. Finanzialisierung des Subjekts 


Eine Reihe von Analysen hat herausgearbeitet, wıe der Prozess der Finanzialisie- 
rung auf subjektiver Ebene verarbeitet werden muss, um gesellschaftlich verstetigt 
wirkungsmächtig zu werden. Die Veränderung von Prioritäten, Verhaltensweisen 
und Einstellungen, die Aneignung bestimmter Subjektivitätsleitbilder, Rechtferti- 
gungsweisen und Kalkulationsmodi müssten demnach über kurz oder lang in ei- 
nem finanzialisierten Subjektmodell münden (Weber 2009). Initiativen zur Fi- 
nanzbildung der Bevölkerung und die Werbung des Finanzsektors bemühen sich 
um die Etablierung eines solchen finanzialisierten Subjektmodells. 

Das Verhalten der Sparer in der Krise verdient in diesem Kontext eine genaue- 
re Untersuchung. Als sich im Zuge der Vertiefung der Krise die Sorge um die 
Krisenfestigkeit der Banken ausbreitete, stand die Gefahr von bank runs ım 
Raum. Nach einem kurzen Zeitraum des Zögerns reagierten die USA und ver- 
schiedene EU-Staaten mit einer massiven Anhebung der garantierten Ersatzbe- 
träge der Einlagensicherung. Die Sicherung der Einlagen verhinderte, dass den 
Banken durch massenhafte Abhebungen Mittel entzogen wurden, deren Verlust 
sie hätte destabilisieren können. Genauere Untersuchungen liegen derzeit nicht 
vor, aber drei Indizien sprechen dafür, dass es vor allem wohlhabende Kunden 
waren, dıe ıhre Einlagen frühzeitig abzuziehen begannen, während die Masse 
mit geringen Sparguthaben ruhig blieb und somit das Bankensystem sicherte: 
1. Empirische Untersuchungen zeigen, dass Wohlhabende ihr Vermögen häu- 
figer und schneller umschichten (Campbell 2007). 

2. Als im September 2008 die Fortis Bank in die Krise geriet, wurde über das 
Wochenende eın Rettungspaket durch die Behörden der Niederlande, Belgiens 
und Frankreichs geschnürt. Während des Wochenendes wurden über elektro- 
nische Kontozugänge Beträge in Höhe der Hälfte dieses frischen Kapitals, 
rund 4 Mrd. Euro, bereits von Kunden abgezogen (Economist 11.10.2008). 
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Geht man davon aus, dass technologische Avanciertheit mit Bildung und Ein- 
kommen korreliert und Wohlhabende folglich überproportional Electronic 
Banking nützen, könnte vermutet werden, dass vor allem höhere Spareinlagen 
früh abgezogen wurden. 

3. Die Anhebung der Einlagensicherung in der EU und den USA auf ein Ni 
veau, das weit über den durchschnittlichen Spareinlagen liegt, bzw. die teilwei- 
se sogar unbegrenzte Sicherung deuten auf die offensichtliche Notwendigkeit 
hin, insbesondere Besitzer hoher Spareinlagen zu beruhigen. 

Während Wohlhabende ihr Vermögen vergleichsweise schnell umschichteten, 
bewahrte die Tatsache, dass Besitzer kleinerer Spareinlagen nicht oder erst mit 
Verzögerung reagierten, die Banken vor einem bank run, bis die Anhebung der 
Finlagensicherung die Situation beruhigen konnte. Dass die Besitzer kleiner 
Spareinlagen zum stabilisierenden Rettungsanker des Systems wurden, liegt of 
fenbar daran, dass die Bemühungen um die Durchsetzung eines finanzialisier- 
ten Subjekts bzw. eines Finanzbildungsbürgertums (Schürz/Weber 2008), das 
das eigene Finanzportfolio beständig unter Optimierungsgesichtspunkten be- 
obachtet, bislang nur in oberen Einkommens- und Vermögensbereichen er- 
folgreich waren. In mittleren und unteren Bereichen der Reichtumspyramide 
scheinen die Maßnahmen (noch) nicht gegriffen zu haben. Dies erwies sich ın 
der Krise als günstig für das System - destabilisierende mimetische Prozesse, 
wie sie sich unter den Besitzern großer Vermögen und institutionellen Anle- 
gern ausgebreitet hatten, griffen nicht auf die Masse der kleinen Sparer über. 
Gerade das Versagen des Modells im Bereich der Subjektivierung hat sich also 
in der Krise als Stabilisierungsfaktor erwiesen. 

Bei den Akteuren im Finanzsektor, wo das finanzialisierte Subjektmodell sei- 
nen Hauptstützpunkt hat, haben sich seine problematischen Aspekte beson- 
ders deutlich gezeigt: Neben den destabilisierenden Herdeneffekten, die durch 
mimetisches Benchmarking und kurzfristige Optimierungskalküle ausgelöst 
wurden, ist insbesondere die Selbstüberschätzung der Akteure zu nennen. Tat- 
sächlich scheinen computergesteuerte Risikomodelle und Finanzinnovationen 
in den letzten Jahren bei Finanzakteuren eine Kontrollillusion erzeugt zu ha- 
ben, die zu mangelndem Risikobewusstsein geführt hat (vgl. Clark et al. 2004, 
Langley 2006). Diese Kontrollillusion ist jetzt angekratzt, wenn nicht gar zer- 
brochen. Wie sehr sie mit Konstruktionen von Männlichkeit verknüpft ist, 
haben feministische Autorinnen gezeigt (Madörin 1998). Dass die Krise zu 
Problemen bei der Anpassung der Selbstdarstellung führt, veranschaulicht die 
Bildpolitik in Finanzmedien: Üblicherweise zeigen Bilder vom Börsengesche- 
hen beinahe ausschließlich Männer. Zur Illustration der Krise im Herbst 2008 
fand jedoch ein Bild auffällig häufig Verwendung, das eine weibliche Händle- 
rin zeigt, die erschrocken die Hände vor den Mund schlägt. Ein ähnliches 
Bild zirkulierte bereits während der Asien-Krise 1998. Die Krise wird so als 
weiblich konstruiert, und das Eingeständnis zerbrochener männlicher Kon- 


158 Beat Weber 


Krise der Finanzmärkte, Krise der Risikoindividualisierung 159 


trollphantasıen wird vermieden. Dies schließt an eine Tradition an, den Fi- 
nanzmarkt als weiblich zu beschreiben, dem männliche Händler durch ıhr 
Handeln individuelle Kontrolle aufzwingen müssen (vgl. Stäheli 2007). 


11. Resümee 


Die Finanzkrise ist auch eine Krise der Individualisierung der Verantwortung 
im Umgang mit Risiken. Die gesellschaftliche Risıkoindividualisierung hat zur 
Expansion des Finanzsektors mittels Haushaltsverschuldung, Hypothekarkre- 
diten und individueller Rentenvorsorge beigetragen. Spezifische Finanzinnova- 
tionen zum Risikotransfer haben zur Unterschätzung der im Finanzsektor auf- 
gebauten Risiken geführt. 

Nach Ausbruch der Krise ist das für privat gehaltene Risiko zum Finanzsektor 
als Ganzen und letztlich zum Staat zurückgekehrt: Im Zuge dessen wird die 
Frage der gesellschaftlichen Risikoteilung sowie die Organisation und Stellung 
des Finanzsektors repolitisiert. Die bislang von offizieller Seite verlautbarten 
Lehren aus der Krise bleiben jedoch der Vorstellung verhaftet, über eine ge- 
ringfügige Änderung der Spielregeln für den Finanzsektor könne eine Fort- 
schreibung des bisherigen Entwicklungspfads gesichert werden. Das kommt in 
den Vorhaben zu einer Verbesserung der finanzmarktrelevanten Informationen 
und der Mobilisierung von checks and balances innerhalb des Finanzsektors 
durch Aufklärung zum Ausdruck. Konsequenzen aus dem Versagen des Fi- 
nanzsektors in der Verwaltung der ihm übertragenen Risiken für die gesell- 
schaftliche Rısikoteilung bleiben bislang aus. 
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